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Der vorliegende Band geht auf eine Tagung zurück, die vom 23. 
bis 25. Juni 2000 im Holzhausenschlößchen in Frankfurt am Main 
stattgefunden hat. Unter dem Titel .Eigeninteresse und Gemcin-
wohlbindung. Kulturspezifische Ausformungen in den USA und 
Deutschland" waren Referenten aus Deutschland, der Schweiz, 
den USA und Kanada eingeladen, zum Thema zu sprechen. 
hier versammelten Beiträgen, insbesondere dein redigierten 
T ranskript der Diskussion, die im Anschluß an die Vorträge von 
Professor Joachim Mitschke und Professor Ulrich Oevermann 
stattgefunden hat, ist der Duktus des mündlichen Vortrages noch 
anzumerken. Um die Lebendigkeit des Vortragsstils zu erhalten, 
haben wir auf eine vollständige Umarbeitung venichtet. 
i\ngeregt dazu, eine Tagung unter diesem 'fhema zu organisie-
ren, sahen sich die Herausgeber durch die seit einigen Jahren ver· 
stärkt geführte intellektuelle und wissenschaftliche Diskussion 
zur Frage der Gemeinwohlbindung in modernen Nationalstaaten. 
Wegen der vor allem in der politischen Diskussion häufig vorge-
nommenen Vergleiche zwischen den USA und Deutschland 
schien es anf der Hand zu liegen, die kulturspezifischen Muster 
zu rekonstruieren, die zu den verschiedenen Ausformungen die-
ser politischen Gemeinschaften geführt haben und sie nach wie 
vor prägen. Erst wenn dies geleistet ist, könnte ein Vergleich an-
gestellt werden, der nicht in oberflächlicher und reduktionisti-
scher Manier schon davon ausgeht, daß kulturspezifische Institu-
tionen einfach transplantiert werden können. 
Veranstaltet wurde die Tagung von drei Instituten an der J. \Y/, 
Goethe-Universität in Frankfurt am Main - dem Institut für 
England- und Amerikastudien, dem Zentmm für Nordamerika-
forsclmng (ZENAF) und dem Lehrstuhl von Prof. Oevermann 
im Institut für Sozialisation/Sozialpsychologie im Fachbereich 
Gesellschaftswissenschaften - sowie dem Lehrstuhl für Soziologie 
insb. Arbeitssoziologie an der WISO-Fakultiit der Universität 
Dortmund. 
Den folgenden Förderern, die uns durch Spenden und Sach-
ldstungen unterstützt haben, möchten wir sehr herzlich danken. 
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Modemisiemngsprozesse lösen überkommene Formen der Ba-
zwischen dem Verfolgen von Eigeninteresse und der Bin-
an das Gemeinwohl auf und schaffen neue Bedingungen für 
Bildung individueller und kulturspezifiseher Ausprägungen 
Spannungsverhiiltnisses zv,~schen Individuum und Gerne.in·· 
schaft. In der intellektuellen Reflexion der Modernisierungssd1ii-
wurde und witd .li:iufig davon das Verhältnis 
Individuums zttr Gemeinschaft geworden ist. 
jedoch ist der Modernisiemngsprozeß der Zunahme 
an Gestaltungsmöglichkeiten von Autonomie einhergegangen, 
wobei zwei Perspektive11 ~'ttf diesen Prozeß zu unterscheiden 
sind. Aus der Sicht des Individuums stellt sich die Frage, wie es 
sich unter den neuen Bedingungen an ein Gemeinwohl binden 
kann, nachdem die vormals gültigen Bezugsmuster zerfallen 
Für die Gemeinschaft rücken andere Aspekte 
Vordergrund. Wie werden mögliche entstehende soziale Un-
gleichheiten und Ungerechtigkeiten ausgeglichen? Setzt sie dar~ 
auf, kollektivistisch die neu entstehenden Gestaltungsräume der 
zu schließen oder vertraut sie darauf, durch eine Stärkung 
Eigenverantwortung ,fo.n Veränderungen am ehesten Rech-
nung zu tragen? 
Den intellektuellen Diskursen, <lie zu den tatSichlich vorlie-
genden Strukturtransform:ttionen der Praxis werden, 
kommt wichtige Aufgabe zu. Sie bemessen daran, ob sie 
Schärfung Krisenbewul'Sts<:ins und damit der Problemre-
kc,nstnitktmn dienen oder ob sie daz,u tendieren, notwendige Re-
formen aufgrund unprägnanter Diagnosen zu verschleiern. 
Problemrekonstruktion ist es notwendig, sich die Frage vorzule· 
gen, ob es sich bei der Rede von ,Eigeninteresse und Gemein-
wohl" um soziologisch elementare, eine grundlegende Polarität 
aufspannende analytische Begriffe handelt? Wenn dem so ist, 
worin besteht dann Jas darin zur Sprache gebrachte Elementare 
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Ganz gleich, ob man die Kultur in ihren reichhaltigen Aus-
formungen zum Gegenstand einer müßigen methodischen Be-
trachtung erhebt, oder sich auf Erfahrungen räsonierend zurück-
fallen läßt, in beiden Fällen zeigt sich das im Titel des Bandes 
entworfene Spannungsverhältnis als eine das konkrete Leben 
bestimmende Polarität. Man kann sogar sagen, daß sich politische 
Gemeinschaften auch der moderne Nationalstaat in seinen Er-
scheinungsformen - gerade darin voneinander unterscheiden, wie 
diese Polarität ausgestaltet ist. 
möchte hier beide Pole in ihrer Berechtigung zu begreifen 
versuchen, indem ich ihr analytisches Verhältnis 
bestimme. Betrachten wir zuerst die Seire des Eigeninteresses 
heben von hier aus mit der Begriffsbestimmung an. Jede Praxis, so 
können wir lapidar und ohne Widerspruch zu erwarten festhal-
ten, strebt danach, ihre Interessen zu artikulieren und auszuge-
stalten: sei es im Erwerb von Eigentum, in der Durchsetzung 
normativer Gerechtigkeits- und Richtigkeitsvorstellungen, in der 
Familiengründung wie auch in dem Bestreben, die Familie nach 
außen zu schützen. Eine Grenze nach außen wie nach innen fin-
det diese Interessenverfolgung auf höchster Stufe mit kollektiv 
verbindlichen Regelungen dann im modernen Nationalstaat. 
Die Pluralität der Interessenlagen führt unweigerlich zu ihrem 
\Viderstreit und gerade deswegen bedarf es einer Instanz, die die 
Interessenkollision reguliert und damit den Interessenstreit aus-
zutragen erlaubt. Dieser ist dort von elementarer Bedeutung, wo 
spezifische, auf einen eingrenzbaren Zweck hin formulier-
Streit miteinander geraten. Konstitutiv 
die politische Vergemeinschaftung, in der die Individuen 
ze Personen in der Totalität ihrer Lebensführung von diesem 
Widerstreit betroffen sind. Nicht nur sind sie gefordert, den Wi-
derstreit auszuhalten. Auch müssen sie für seine legitime Austra-
gung Sorge tragen. Wir können hier schon festhalten: Gemein-
wohlbindung kann es von daher gesehen nur dort geben, wo eine 
Gemeinschaft besteht, wie auch das Verfolgen von Partikularin-
teresse - in gesteigerter Form in Gestalt unternehmerischen Han-
delns - nur dort sich entfaltet, wo es verläfllich in eine Gemein-
schaft und ihren Gerechtigkeitsentwurf eingebettet ist. 
Wenn in dieser Hinsicht die Gemeinschaft schon immer vor-
ausgesetzt ist, läßt sie in anderer Hinsicht der Widerstreit 
Klärung als Gemeinschaft immer wieder von 





daß die Partikularinteressen unterminiert wer-
Das Spannungsverhältnis von Eigeninteresse und Gemeinwohl 
sich kaskadenhaft auf drei Ebenen betrachten, 
Reihenfolge davon abhängt, ob sie aus der praktischen 
stitutionslogischen Perspektive betrachtet werden: Von letzterer 
ausgehend konstituiert eine Gemeinschaft 1.) die Kooperation um 
ihrer selbst willen: das Individuum gibt immer mehr als es erhält 
(Reziprozität), 2.) die institutionelle Regelung des Verfolgens von 
Parrikularinteressen, denn dieses ist ebenfalls auf Kooperation 
angewiesen, und 3.) das Regulieren von Interessenkollisionen 
durch politisch eingerichtete Verfahren des Ausgleichs. 
Die Lebenspraxis ist also durch d.ie eigentümliche Spannung 
zwischen Eigeninteresse und Gemeinwohl geprägt. Selbst dort, 
wo extreme Phänomene einen leicht dazu veranlassen könnten, 
eine Aufhebung dieses Spannungsverhältnisses zu konstatieren -
von einer .Entsolidarisierung" zu reden gehört schon beinahe 
zum guten Ton - findet man gerade in den Abweichungen noch 
Belege für die grundlegende Bedeutung dieser Polarität: 
mi!Uungene Ausgestaltung zeugt noch von dem Wissen darum, 
eine Balance der beiden Pole gnmdsätzlich erreicht werden 
Von daher läßt sich von diesem Spannungsverhältnis als 
einer offenbar trivialen und genau deswegen elementaren Angele-
genheit des Lebens sprechen. 
Das konkrete Leben findet sich nun immer schon eingebettet 
in Vergemeinschaftungen und so führt einen die Frage danach, 
wie sich Eigeninteresse und Gemeinwohl jeweils ausgestalten, 
direkt zu der anderen: Welche Vergemeinschaftungen müssen ka-
tegorial voneinander unterschieden werden? 
Betrachtet man das moderne Leben, drängen sich drei Verge-
die für es bestimmend sind, unmittelbar 
mtermediäre Gruppen und der Nationalstaat. 
unhintergehbar für eine Gemeinschaft, und gerade 
sie sind es, die in den letzten Jahren unter öffentlichen, aber 
wissenschaftlichen Beschuß geraten sind, deren Obsoletheit 
schworen worden ist. 
Die Familie, heute in ihrer Erscheinung der Kernfamilie, stellt 
die unmittelbare, konkret erfahrbare primäre Vergemeinschaftung 
dar. In ihr - der Struktur der ödipalen Triade - werden primäre 
sozialisatorische Prozesse initiiertt die für die Autonomisierung 
und Individuicrung maßgeblich sind. Ihre Bedeutung für den 
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Fortbestand der politischen Gemeinschaft sollte nicht unter-
schätzt werden. 
Der Nationalstaat als universalistisch verfaßtes Kollektiv, wie 
wir ihn seit der Französischen Revolution kennen, steht ihr ge-
genüber. Er verlangt die Anerkennung universalistischer Normen 
und damit auch die Trennung von partikularer Primärgemein-
schaft, die die Familie ist, und universalistischer politischer Ge-
meinschaft. Zwar sind beide aufeinander angewiesen, doch folgen 
sie einer zu unterscheidenden Strukturlogik. 
Intermediäre Gruppen zu guter Letzt nehmen eine Zwischen-
stellung ein. Interessenverbände, Vereine und dergleichen über-
nehmen eine vermittelnde, Partikularinteressen bündelnde und 
artikulierende Aufgabe, in der sich gesellschaftliche Interessenla-
gen organisiert zum Ausdruck bringen. 
Wird für die Familie die Bezeichnung Vergemeinschaftung 
noch gelten gelassen, sind die Vorbehalte dagegen, auch den Na-
tionalstaat als Vergemeinschaftung zu begreifen, die nach wie vor 
wirkmächtig ist, ungleich größe·r. Angeblich tritt er hinter über-
geordnete politische Instanzen wie die Europäische Union zu-
rück. Solange diese aber noch nicht bis ins einzelne Glied politi-
schen Legitimationsprozessen unterliegt, bleibt der Nationalstaat 
die oberste Grenze der Vergemeinschaftung und kollektiven In-
teressenvertretung. Die in ihm auf unauffällige, selbstverständli-
che Weise praktizierte Sittlichkeit - die heute in dem Begriff der 
„Solidarität" meines Erachtens überhöht und ihre Selbstverständ-
lichkeit damit unterlaufen wird - macht Phänomene um so erklä-
rungsbedürftiger, in denen sie massiv verletzt wird. Nur aber weil 
die politische Vergemeinschaftung ungleich abstrakter ist, erlaubt 
dies nicht den Schluß, sie sei für das konkrete Leben weniger 
bedeutsam oder habe gar an bindender Kraft verloren. Es scheint 
aber gerade dieser Umstand zu sein, der es Zu einer kurrenten 
Vorstellung hat werden lassen, daß die Loyalität zu dem Gerech-
tigkeitsentwurf der politischen Gemeinschaft, in der man Mit-
glied ist, für die konkrete Lebensführung nicht mehr handlungs-
leitend sei. Dabei werden einfache, die Existenz der Gemeinschaft 
langfristig überhaupt erst gewährleistende kollektiv verbindliche 
Regulierungen in ihrem Stellenwert leicht unterschätzt. Sie ent-
scheiden erst darüber, welche Handlungsmöglichkeiten für den 
Bürger eröffnet und welche ausgeschlossen werden. Und nur weil 
die Bürger selbstverständlich loyal zu diesen Regelungen stehen, 
ist der Fortbestand der politischen Gemeinschaft gewahrt. 
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Um diese abstrakt klingende Charakterisierung zu illustrieren, 
seien hier einige Beispiele angeführt. 
Trotz anhaltender hoher Arbeitslosigkeit und damit einherge-
hender ungleicher Chancen für die Vermögensbildung hat sich 
bislang kein wirklicher Protest der davon am härtesten Betroffe-
nen kundgetan. Selbst für diejenigen, die anhaltend benachteiligt 
sind, haben die geltenden politischen Regelungen ihre Legitimität 
offenbar nicht eingebüßt. In den USA scheint dies noch weniger 
der Fall zu sein als in Deutschland, obgleich die Einkommensun-
gleichheiten ungleich größer sind. 
Aber auch unauffälligere Phänomene, die die selbstverständli-
che Anerkennung kollektiv verbindlicher Regelungen und die 
Orientierung am Gemeinwohl zum Ausdruck bringen, zeigen 
dies. Die Einhaltung von Gesetzesnormen, das Akzeptieren von 
Steuerabschöpfungen, das Ableisten der Wehrpflicht, das Enga-
gement in gemeinnützigen Organisationen und stifterische Tätig-
keit, all dies zeugt von einer ungebrochenen Gemeinwohlbin-
dung. Und schließlich ist hier ein Argument anzuführen, das 
leicht ideologischen Grabenkämpfen zum Opfer fällt: die Auto-
nomie der Lebenspraxis, wie sie sich darin äußert, für das eigene 
Leben die Verantwortung zu übernehmen, zeugt selbst von einer 
Gemeinwohlbindung. Sich dort von der Gemeinschaft nicht ali-
mentieren zu lassen und Alimentierungen nicht in Anspruch zu 
nehmen, wo die individuelle Praxis selbst in der Lage ist, sich zu 
versorgen, ist in sich Ausdruck von Gemeinwohlbindung. 
Schon diese Beispiele lassen erkennen, wie sehr die politische 
Gemeinschaft auf die Loyalität ihrer Bürger angewiesen ist, wie 
sehr sie aber auch darauf bedacht sein muß, diese Loyalität und 
die damit verbundene Eigenverantwortung nicht durch Unge-
rechtigkeit und Ungleichheit hervorbringende Regulierungen zu 
unterhöhlen oder zu zerstören. Die Loyalität der Bürger ist dann 
nicht dauerhaft gesichert, wenn die politische Gemeinschaft es 
versäumt, Interessengegensätze zu artikulieren; wenn sie es ver-
säumt, Interessenkollisionen durch Kompromißbildungsprozesse 
in materiale Gerechtigkeit zu überführen. Nnr wenn sie in der 
Lage ist, auf Geltungskrisen von Regulierungen und Normen 
erfolgreich zu antworten, kann sie ihr Fortbestehen sichern. Eine 
Krisenlösung läßt jeweils von nenem die Bindung an das Ge-
meinwesen erstehen. Wo sie ausbleibt, läuft die Gemeinschaft 
Gefahr, in Partikularinteressen zu zerfallen, weil die Bürger sich 
nicht mehr von der Gemeinschaft geschützt sehen. Ihre Bereit-
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scl1aft, sich in den Dienst des Gemeinwohls zu stellen. nimmt 
sukzessive ab. 
nur die Gemeinsdutft als solche muß ermöglichen 
befördern, da!; Interessengegensätze ausgetragen werden. Auch 
einzelne Bürger ist dazu verpflichtet, Interessengegensätze zu 
Ausgleich zu fordern, wie auch die zu 
Verbänden organisierten Interessengruppen dazu aufgerufen und 
der Ausbalancierung dieser Spannung verpflichtet sind. 
Aus der deutschen Geschichte heraus betrachtet, läßt sich 
kaum bezweifeln, daß die Orientierung am Gemeinwohl deutli-
cher ausgeprägt war als das legitime Artikulieren und Verfolgen 
partikularer lmeressen. Doch das Gemeinwohl fiel hier mit dem 
preußischen Obrigkeitsstaat zusammen, welcher das Verfolgen 
von Eigeninteresse als Gefährdung des inneren Zusammenhalts 
sehen mußte. Gemeinvmhlbindung ist in dieser Tradition nicht 
mit der Loyalität souveräner Bürger zu ihrer politischen Gernein-
identisch. Strukturell obrigkeitsstaatlicher, vorauseilender 
Gehorsam der Untertanen sieht durch Interessenkämpfe immer 
seine Existenz bedroht. 
Auch wenn heute die Pluralität der Interessen und der not-
wendige Widerstreit in der alltäglichen Praxis anerkannt sind, 
stellen sich trotz erfolgreichen Interessenausgleichs immer wieder 
fundamentalistische Diskussionen ein, die den Eindruck vermit-
teln, daß Restbestände des alten Obrigkeitsstaat<!S sich erhalten 
haben. In deren Gefolge wird das Artikulieren von Partikularin-
teressen wieder unter Verdacht gestellt. Der Widerstreit erscheint 
darin nicht als legitimes Mittel des Interessenkampfes, sondern als 
Gefährdung der Gemeinschaft. 
1. Deutschland und die USA 
Die USA und Deutschland bilden zwei Extreme in der kulturspe-
zifischen Ausprägung des Spannungsverhältnisses zwischen Ei-
geninteresseverfolgung und Gemeinwohlorientierung. 
In den USA wird die Verfolgung von Eigeninteressen weit 
stärker gewichtet als in den enropäischen Nationen. Die Natio-
nalstaatsgründung erfolgte nicht durch eine Gemeinschaft, die auf 
jenes Maß gemeinsamer Traditionen und Erfahrungen hatte zu-




ben waren. Staatlicherseits sind vergleichsweise wenige Arrange-
ments hinsichtlich bürgerschaftlicher Gemeinwohlverpflichtun-
gen vorgegeben. Wie die Bürger ihren Gemeinwohlbezug realisie-
ren, ist nicht voreingerichtet. Im Vergleich zu Deutschland ist 
national-gemeinschaftliches Handeln weit schwieriger zu be-
gründen gewesen, was sich noch heute in der Deutung des Ver-
hältnisses von Individualrechten und Sozialstaat widerspiegelt. 
In Deutschland ist die inhaltliche Füllung des Bürgerstatus 
schwach. Die bestehende Republik ist ohne bürgerliche Revoluti-
on aus einem Obrigkeitsstaat hervorgegangen. Die Bindung an 
Vorleistungen ist entsprechend dazu auf der Ebene 
praktischer Regulierungen relativ stark, was zu einer mangelnden 
Ausbildung bürgerschaftlicher Verantwortung geführt hat. Eine 
positive Nationalstaatsbindung ist fragil und wird schnell durch 
fundamentalisierende Debatten in Frage gestellt. In Deutschland 
ist den Bürgern viel weniger Freiraum in der Gestaltung der Ba-
lance zwischen Eigeninteresse und Gemeinwohlorientierung ge-
geben. Der Staat greift paternalistisch in die Gestaltung von Soli-
daritätsfeldern ein. 
Wie weitgehend der Nationalstaat nun Interessenkonflikte in-
stitutionell regelt und inwiefern er sie in die Hand des Bürgers 
gibt, darin lassen sich zwei Ausgestaltungen in ihrem Typus un-
terscheiden. 
Der im Kampf gegen die ständische Gesellschaft durchgesetzte 
liberale Rechtsstaat übernimmt vor allem die Aufgabe, 
Freiheitsrechte der Bürger zu sichern. Gleichheit 
Gerechtigkeit werden hier vor allem als Gleichheit vor dem Recht 
begriffen. In der Tradition dieses Modells stehen die Staaten des 
Kulturkreises. Der liberale Rechtsstaat greift 
eher defensiv und zögerlich durch Umverteilungsregulierungen in 
die gemeinschaftliche Ordnung ein, um entstandene Ungleich-
heiten mildernd auszugleichen. Er akzentuiert vielmehr die Siche-
rung der Partizipation an der Wertschöpfung, indem jeder Bürger 
über Erwerbsarbeit ein Einkommen erwirtschaften soll, als die 
Folgen ungleicher Verteilung zu entschärfen. Diesem Gerechtig-
keitsentwurf unterliegt eine besonders akzentuierte Ausdeutung 
der lebenspraktischen Bewährung, die in Gestalt einer Leistungs-
ethik vor allem Partizipation an gemeinschaftlichen Gütern über 
Erwerbsarbeit zu erreichen strebt. 
Im Kontrast dazu findet sich das kontinentaleuropäische Ver-
stä11dnis eines stärker regulierenden Staates. Es resultiert aus 
Anerkenntnis, da!; kumulierende Ungleichheit die 
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politischer Ordn~ng unterhöhlt und aus diesem Gmnd 
Entwicklung dahm entgegengesteuert werden muß. Die Umver-
teilung steuerlich abgeschöpfter Werte entspringt einem aktiv 
gestalterischen Verständnis staatlicher Intervention. In Abgren-
zung zum ersten Modell wird auch vom Sozialstaat gesprochen, 
in dessen Tradition Deutschland steht. 
Man könnte dies zugespitzt auch folgendermaßen ausdrücken: 
während sich das erste Modell an einer individuellen Leistungsge-
rechtigkeit ausrichtet, hat das zweite mehr das Ziel einer Vertei-
lungsgerechtigkeit - was nicht mit Verteilungsgleichheit zu ver-
wechseln ist - vor Augen. 
Betrachtet man die USA und Deutschland nun als zwei polar 
zu einander stehende Ausformungen des Nationalstaates, dient 
einfache Weise das jeweils gegenüberliegende Modell als Ori-
entierungspunkt. Im Falle einer Geltungskrise politischer Regu-
lierungen greifen nicht selten Reformvorschläge auf das avisierte 
Vorbild zurück. Doch gewinnt man hierbei schnell den Eindruck, 
daß der Preisung der Vorzüge des einen vor dem anderen Modell 
keine klare Problemdiagnose unterliegt und die kulturspezifi-
Voraussetzungen und politischen Implikationen 
sehen werden. 
Nicht nur bemüht die Diskussion in Deutschland für Reform-
bestrebungen das amerikanische Vorbild. Stets haben auch die 
USA nach Europa geblickt, um auf erfolgreiche politische Regu-
lierungen zu verweisen und diese für die eigene Gemeinschaft 
einzufordern. 
Dies geschah nicht nur mit Bezug auf ordnungs- und sozial-
politische Rebru)ierungen; sondern auch in der Debatte uin eine 
angemessene Bildungspolitik. Nicht selten werden amerikanische 
Universitäten als Vorbild angeführt. Ein Nachwuchswissen-
schaftler, für den die Einheit von Forschung und Lehre in 
Tradition der Humboldtschen Universität die selbstverständliche 
Grundlage seiner Arbeit bildet, kann sich nur verwundert fragen, 
warum er sich etwas zum Vorbild nehmen soll, was doch aus der 
eigenen Tradition hervorgegangen ist. Anstatt aus dieser Traditi-
on heraus die Situation der deutschen Universitäten heute zu 
betrachten und ihren Zielen entsprechend nach Lösungen zu su-
chen, wird in ihren Abgesang eingestimmt. Wer ihr den „ Tod" 
attestiert und sie vorrangig für einen Ort der Berufsausbildung 
hält, ist auch nicht in der Lage, sich in dieser Tradition stehend zu 
erkennen. Allerdings regt sich auch kein nennenswerter Protest 
der Hochschule, der die Öffentlichkeit erreicht. Vielmehr scheint 
16 
Einleitung 
die Humboldtsehe Universität von ihren institutionellen Reprä-
sentanten schon aufgegeben und an ihre innovativen Strukturen 
sind standardisierte Bewertungsmaßstäbe angelegt worden, die 
per se nicht innovativ sein können. Forschung und Lehre folgen 
nicht der Logik einer Verwaltungstätigkeit und was schon in pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen blockierende und bürokratisie-
rende Effekte hat, wird sich an der Universität kaum zum Motor 
Innovation verwandeln. Forderungen nach besserer finan-
zieller Ausstattung und eine verblasene Formel von Praxisrele-
vanz beantworten die Frage nicht, was der Zweck der Universität 
ist, wozu sie erhalten werden soll: warum der Volkssouverän sie 
alimentieren soll. 
2. Problemdiagnose versus Lösungen 
Die USA und Deutschland, so könnte man sagen, sind sich also 
darin strukmrell verwandt, hinsichtlich der Verfaßtheit ihrer po-
litischen Gemeinschaften eine Polarität zu bilden. 
Aber trifft die Einschätzung in dieser Einfachheit zu oder 
sie von einer Voreingenommenheit, die zu dieser vereinsei-
tigten Wahrnehmung geführt hat? 
Auch wenn sich die soweit exponierte Fraglichkeit dazu eig-
net, Debatten über Phänomene der "Entsolidarisierung", des 
"Werteverfalls", des .Endes des Nationalstaates" oder ähnliches 
zu führen, hat die Herausgeber dieses Bandes das Interesse gelei-
tet, sich diesen Fragen aus analytischer Distanz zuzuwenden, um 
nicht Thesen, die auf die Begründung von Lösungsmodellen 
zielen, mit analytischer Diagnose zu verwechseln. 
Dazu erschien es hilfreich, sich auf drei thematische Blöcke zu 
konzentrieren, zu denen hier Aufsätze versammelt sind: 
Zum ersten beschäftigte uns die Frage, welche Transformatio-
nen aus soziologischer und wirtschaftswissenschaftlicher Be-
trachtung hinter dem Strukturkonflikt, der auch als .Krise der 
Arbeitsgesellschaft" bezeichnet wird, gesehen werden können 
(Vortragstexte von Joachim Mitschke und Ulrich Oevermann}. 
zweiten geht es darum, wie sich das Verhältnis von Na-
tionalstaat und Bürger in den USA und Deutschland sowohl aus 
der Sicht von Interessengruppen als auch im allgemeinen darstellt. 
Besonderes Augenmerk gilt hierbei den sozialen Sicherungssy-
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sremen, die einen exemplarischen Einblick in die politische Aus-
deutung des Verhältnisses von .Eigeninteresse und Gemeinwohl 
eröffnen. Dabei ist z.B. Umfang und Aktivität des amerikani-
schen Nationalstaats in wohlfahrtsstaatlichen Leistungen Gegen-
stand der Beiträge (Lawrence Glickman, Daniel Levine, Stefan 
Kutzner-Ineichen und Frank Adloff). 
Zuletzt wird stifterisches Engagement in beiden Ländern ver-
gleichend beleuchtet (Thomas Adam und Andreas Hansert}. Ab-
schlidsend werden von Steffen Sigmund grundlegende Überle-
gungen zum stifterischen Handeln angestellt. 
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Die Krise der Arbeitsgesellschaft und das 
Bewährungsproblem des modernen 
Subjekts 
Vorbemerkung 
Ich möchte die Gelegenheit dieses Vortrags dazu nutzen, das Be-
währungsproblem des modernen Subjekts mit der Analyse der 
gegenwärtigen Krise der Arbeitsgesellschaft zu verknüpfen. Dazu 
werde ich im ersten, umfangreichsten Teil diese Krise der Ar-. 
beitsgesellschaft in einer Modellbetrachtung skizzieren, dann in 
einem zweiten Teil auf das Bewährungsproblem allgemein einge-
hen und es in einem dritten abschließenden Teil mit der Krise der 
Arbeitsgesellschaft verknüpfen. 
1. Die Krise der Arbeitsgesellschaft 
Nun zur Krise der Arbeitsgesellschaft. Sie besteht gegenwärtig 
wie jeder weiß in einer Arbeitslosigkeit, die schon seit Mitte der 
siebziger Jahre nicht mehr konjunkturell, sondern strukturell 
bedingt ist, d.h. sich unabhängig von der je konjunkturellen Phase 
der wirtschaftlichen Entwicklung auf vergleichsweise hohem Ni-
veau befindet und ständig erhöht. Konjunkturelle Abschwünge 
be,,.,;rken eine Beschleunigung der Zunahme auf ein Niveau, das 
danach in Phasen konjunkturellen Aufschwungs so gut wie gar 
mehr zurückgeführt wird. Diese strukturelle Arbeits-
losigkeit ist für die Politik ein Problem erster Ordnung gewor-
den. Das Rentenproblem ist letztlich bloß ein Ableger davon, 
denn die Versuche, einen demographischen Faktor in die Abkehr 
vom jetzt noch mehr oder weniger hoch gehaltenen Umlagesy-
stem einzuführen, täuschen letztlich nur darüber hinweg, daß das 
19 
"Ji"rOblemder Arbeitslosigkeit noch viel gravierender wäre, wenn 
· · Je aus dem Gleichgewicht geratene Alterspyrami-
gemildcrr wäre, also dadurch, daß der Anteil der dem Er-
. entwachsenen Alten immer größer und korrelativ 
dazu der Anteil der Erwerbsfähigen immer geringer wird. 
!.These: 
Ich behaupte nun, daß dieser struktt.rellen Arbeitslosigkeit ein 
Rückgang des absoluten Arbeitsvolumens aufgrund beschleunigt 
zunehmender Rationalisierungen in der Produktion von \Varen 
Dienstleistungen zugnmdeliegt und daher die Arbeitslosig-
keit stetig zunehmen wird. Weiter: Daß deshalb alle politischen 
Bekenntnisse zu Konzeptionen und Politiken, die an Vollbe-
schäftigung orientiert sind - und das ist 1nehr oder weniger offen 
bei den beiden großen Parteien nach wie vor der Fall, so z.B. auch 
im aktuellen Schröder-Blair-Papier - von vornherein illusorisch 
sind und m.E. auch von den Politikern nicht wirklich geglaubt 
wer<fr11, Nun ist diese These vom Schrumpfen des absoluten Ar-
beitsvolumens keineswegs mehr neu, aber dennoch empirisch gar 
nicht so einfach zu belegen. Und nach wie vor haben Interpreta-
tionen erhebliches Gewicht, die sid1 daran klammern, dall, wie 
früher, jede Arbeitsplätze einsparende Rationalisierung aus sich 
heraus, d.h. für ihre Produktion in mindestens gleichem 
neue Arbeitsplätze entstehen läßt. Dies halte ich für einen Irrtum. 
Aber ich möchte mich bei dessen Nachweis im einzelnen nicht 
aufhalten. 
Nur so viel: In der Landwirtschaft ernährte noch um 1960 
herum eine Arbeitskraft ca. 5 bis 6 Personen. Heute dagegen 
schon mehr als 30 Personen, bei konservativer Schätzung. Im 
verarbeitenden Gewerbe sind die absoluten Arbeitsstunden zwi-
schen 1980 und 1990 um mehr als ein Drittel reduzien worden 
und dieser Prozefl hat sich danach erheblich beschleunigt. Im 
Dienstleistungssektor, nehmen Sie als Beispiel das Bankengewer-
be, wird die Zahl der Arbeitsplätze künstlich hoch gehalten, rein 
technologisch bedingt könnte sie schon weit stärker reduziert 
werden. 
Alle Versuche, durch weitere Reduktion der Arbeitszeit, sei es 
Reduktion der durchschnittlichen Arbeitswoche, als Redukti-
on des Ruhestandsalters oder als „job-sharing", die strukturelle 
Arbeitslosigkeit zu beseitigen, werden an diesem Problem nichts 
ändern. Im Gegenteil: sie werden immanent den Druck auf Ko-
steneinsparung durch Rationalisierung erhöhen und damit das 
absolute Arbeitsvolumen noch schneller reduzieren. Jede Unter-
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nehmensfosion bzw. jeder .Merger" hat vor allem auch die 
Funktion, die Arbeitsplätze zu reduzieren, und, wie Sie wissen, 
haben sich solche Fusionen in der letzten Zeit gehäuft. 
2. These: 
Diese sich verschärfende strukturelle Arbeitslosigkeit ist nun 
aber keineswegs, wie früher die konjunkturelle, ein Zeichen von 
gesellschaftlicher Armut, sondern umgekehrt ein Ausflull gestei-
gerten gesellschaftlichen Reichtums. Armut bedeutet sie gegen-
wärtig allerdings für diejenigen erwerbsfähigen Personen, die 
keinen Arbeitsplatz haben. Warum kann llllln das behaupten? Für 
die Erzeugung von \Vert, sei es konkret in Produkten und Waren 
oder in Dienstleistungen, wird in zunehmendem Maße lebendige 
Arbeitskraft nicht mehr benötigt. Immer mehr wird diese Funk-
tion von rontinisierren stofflich-materialen oder symbolischen 
Problemlösungen übernommen, in denen die lebendige Ar-
beitskraft vorausgehender Generationen geronnen und ver· 
körpert ist. Dieser Prozell der Vergegenständlichung lebendiger 
Arbeitskraft in Werte erzeugenden Problemlösungen hat zwei 
zentrale Folgen bzw. Begleiterscheinungen: 
l. Natürlich wird nach wie vor lebendige Arbeitskraft zur 
Herstellung von Problemlösungen benötigt. Aber die zuneh· 
mende Rationalisierung führt dazu, daß die verbleibende Arbeits-
kraft immer qualifizierter wird und komplementär dazu die we-
niger qualifizierte immer mehr eingespart werden kann. Das wie-
derum hat zur Folge, daß die Leistungsethik und -motivation, die 
mit der Qualifizierung von Arbeitskraft einhergehen mnß, zwar 
immer weniger Menschen leitend bzw. zuständig ist, aber für 
die hochqualifizierten Berufe immer wichtiger wird 
2. In dem Malle, in dem Werte nicht mehr durch lebendige 
Arbeitskraft, sondern durch in Problemlösungsroutinen ge-
ronnenen Geist hergestellt werden, sinkt das arbeitsvermittelte 
Einkommen stetig und nimmt das Einkommen zu, das über die 
Teilhabe am Produktivkapital und die darin verkörperte Ver-
wertung von wissensbasierten Produktionsmitteln vermittelt 
"~rd. Das hat in Deutschland mittlerweile dramatische Formen 
angenommen. Zwischen 1986 und 1996 nahm beispielsweise das 
Realeinkommen von Arbeitnehmern nicht mehr zu, sondern ten-
denziell schon ab, das von Rentnern nahm deutlich ab. Hingegen 
verdreifachte sich in derselben Zeit das Vermögen, das in den 30 
wichtigsten an den Börsen gehandelten deutschen Aktien angelegt 
war. Diese Schere zwischen arbeitsvermitteltem Einkommen und 
kapitalbesitzvermitteltem Einkommen wird weiter zunehmen. 
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Dk s!rllkturdle Arbeits!o.sigkeit vor allem ein 
Verreiiilngsproblem und zwar ein Problem der Verteilung der 
erzeugt~n.Werte, nicht von dere11 Geldpreis. Solange die Arhdts-
leistu;,g zum ma.i;geblichen materialen Kriterium der Verlci-
l11ilgsgerechtigkdt gema.cht wird, wird die Ungleichheit expo-
nentiell zunehmen. 
war das im Kapitalismus grundsätzlich schon immer so. 
kapitalistische Produktionsweise ist zwar diejenige und 
gesellschaftlichen Reichtum erzeuQct. 
die aber zugleich auch aus sich heraus exponentiell zuinehnier1d 
soziale Ungleid1heit nach sich zieht. Dieser die sittliche Ordnung 
einer Gesellschaft und den minimalen Konsens einer politischen 
Vergemeinschaftun& in Frage stellenden Ungleichheit mu8 in 
einer Demokratie dmch die sozialpolitische Intervemi on des 
Staates gegengesteuert wenlen. Die Bundesrepublik ist in ihrer 
Nachkriegsgeschichte gerade i11 Austarieren der un·· 
auflöslichen Spannung zwischen der Eigenlogik marin- und 
vor auch Mheitsmarktvennittdten kapitalistischen Produk-
tionsweise und dem sozialpolitischen fotcrventionismus des 
Staates bis vor kurzem sehr erfolgreich gewesen. Aber: der sozi-
an den Grund werten von Gerechtiekeir. Gleichheit 
Solidarität orientierte Konsens stützte sich 
von Arbeit und Arbeitseinkommen als Bezugspunkt 
tei!ungsgerechtigkeit: sowohl in der Tarifpolitik als 
rentcn- und versidierungsreehtlichen Leistungen sowie in der 
Zuteilung von Über die Tarifautonomie wurde im 
Interessenkampf jeweilige Gerechtigkeit eines Leistungslohns 
ausgehandelt und iiber stt•ucrliche und prämienbezogene Ab· 
schöpfung des Bruttoeinkommens wurden die staatlichen und 
renten- bzw. versichcnmgsrccht!khen Umverteilungsmaßnahmen 
finanziert. Dieses System ist offensichtlich mehr haltbar, 
weil der Arbdtspl<1tz sdhst Zti einem ein 
Verteihmgsprot>fom aufwerfondc:n Gut ist. 
4. 
Diese Krise wird nun ,1Js Krise des Sozialstaats so dargestellt, 
ob zu eiiwr 0 benrei!mng der U mverteilunll verkom, 
men sei. Dabei wird nkht geschieden zwischen 
Effekten und Folgen der Bürokra.tisierung und der Be-
treuung, die auf eine Behinderung und Einschränkung der Selbst-
vorsorge untt autonomen also von Eig-eninitia-
tive hinauslaufen, die also Kosten verursachen und 
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(b) solchen Effekten, die in einer ökonomischen dramatischen 
V cr;imi,'rung der relativen A nreile von arbeits- und »ermögens~ 
vermittelten Einlwrnrnen bestehen. Anders gesprochen; von Ef-
schlicht •hmii zurückzuführen sind, da8 die Clmice, 
aus J::.rwerbsatbcit Einkommen zu beziehen, aufgrund der 
Schrumpfung d<:s absoluten Arbeitsvolumens immer 
wird, wohingegen die Chance, arbeitslos aus Vermögen 
kommen zu beziehen aufgrund des Werterzeugungspotential 
unlebendigcr l'robfomlösung immer größer wird. Nun sind die 
zu verteilenden Werte tatsächlich erzeugt und vorhanden. 
Frage ist also, wie man sie anders, als durch die Bindung an das 
Arbeitseinkommen verteilen kann. Eit1e einfache, ab.nraln zu 
konstruierende Möglichkeit bestünde z.B. darin, sofern das Pro· 
Ermittlung einer Verrechnungseinheit für erleugtcn 
Werte gdi)srfi( wäre, das so ermittelte Bruttosozialprodukt zuerst 
zu in die Anteile, die für diejenigen zu reservieren wiirm, 
keinen Arbeitsplatz haben, für diejenigen, mit ihrem Ver-
m<'"""' eine Rendite envirtsdiaften für diejenigen, die wei-
für ihre Arbeiu!eismng gemäß einer Leistungsethik und 
entsprechend den Qua.llfikationseinschiitztmgen sich mit 
Kapitalbesitzern um einen gerechten Leistungslohn prügeln. Vor 
der Tarifauseinanders,,tztmg zwischen Kapital und Arbeit stünde 
also die - über Parteienbildung auszutragende Aus 
einandersctzung dem Arbeitsleistungssystem und dem 
Bev1'lkerungstcil, der ohue Vermögen und ohne Arbeit ist. 
Wichtig zu sehen dal.\ nach meiner These der ge-
sellschaftliche Reichtum, der ohne Arbeit erzeugte Wert, wirklich 
ist und zur Verteihrng bereit 
5. Th,,,„,,.. 
nun 1nejn .A rgun1ent zu ver-1;.~inf.achen„ ich mlch .et„ 
ncr Moddlkonstruktion, die wie ein Lö· 
sungsvorschlag :u1ssieht, aber nicht so Wie könnte 
dne von Arbeitsleistung ,tbgckoppeltc Verteilung der er-
zeugten Werte .mssel1en. W.iedenun vorausgesetzt, es läge ein 
Ausdruck dieser ·~rertc in Preis:t·n vor, könnte man eine von 
Arbeitsleistung vollkommen ;hgekoppelte Grundversorgung pro 
Kopf von der Wiege bis zur Bahre sieh denken: ich setze einmal 
Ausgangsbasis auf heutige Verhaltnlsse bezogen einen Betrag 
von 1200, - DM an. Da. würde bedeuten: eine vierköpfige Fami-
lie hätte unabhängig von Bedingungen, also bedin" 
gungslos, Anspruch auf ein Monatseinkommen von 4800,-DM, 
also ein Jahreseinkommen von 57h00 DM, macht bei einer Be-
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von 80 Millionen in der Bundesrepublik einen Ge-
samtbetrag von 1152 Milliarden DM. 
Dazu kämen optional als weitere Einkunftsquellen: auszu-
handelnde Arbeitsentgelte, Vermögensrenditen und Renditen aus 
Vorsorgeleistungen. 
Dieser Vorschlag klingt erst einmal erschreckend und höchst 
befremdlich. Jeder kann an sich selbst die Unwillensreaktionen 
testen wie: Das führt doch zu einer völligen Erosion der Gesell-
die Menschen geraten disziplinlos aus dem Ruder, wissen 
nichts mit sich anzufangen, u, dgl. 
Es gibt jedoch ein einfaches Argument für die Rechtfertigung 
eines solchen bedingungslosen Einkommens, das in der Vertei-
lung von Werten gegründet wäre, die durch geronnenen Geist 
produziert worden sind. Es ist nämlich darin die Arbeitsleistung 
vorausgegangener Generationen in hohen' Anteilen verkörpert. 
auch die Nachkommen derjenigen Vorfahren, die von ihrer 
Lebensarbeitsleistung kein Vermögen haben ersparen können, aus 
Gründen auch immer, sind m.E. grundsätzlich berech-
tigt, an dem Reichtum teilzuhaben, der durch den Einsatz von 
kumulativ entstandenen, produktiv verwendbaren Problemlösun-
gen, also letztlich von Wissen entstanden ist. Denn dieses Pro-
blemlösungspotential ist auch dann, wenn es sich marktvermittelt 
verwertungslogisch in der Hand von privaten Eigentümern 
befindet, als Quelle von Wert kollektiver Besitz 
erarbeitet: Die kumulative Erarbeitung von Problemlösungen, in 
denen problemlösender Geist sich objektiviert hat, ist das kollek-
tive Werk je von Generationen, die dazu von vorausgehenden 
attsgebildet wurden und die ihrerseits nachfolgende auf der Höhe 
eigenen Entwicklung ausbilden. 
Aber es ist für die Begründung meiner Generalthese gar nicht 
unbedingt nötig, ein politisch praktizierbares Modell 
entkoppelten Verteilung von gesellschaftlich produzierten Wer-
ten detailliert zu entfalten. Es reicht zunächst einmal, die Folgen 
und die inneren Inkonsistenzen der dazu im Gegensatz stehen-
den, gegenwärtig in der Diskussion befindlichen Konzeptionen 
aufzuweisen, mit denen das Problem der strukturellen Arbeitslo-
sigkeit bewältigt werden 
habe schon ausgeführt, daß eine Rückkehr zu Vollbe-
. von vornherein, weil unmöglich, ausscheidet. Wenn 
sie dennoch als Zielprojektion von den Politikern beibehalten 
wird, dann natürlich nur um den immer ge-
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arteten Reduktion der Lebensarbeitszeit, Aber genau das zeitigt 
unhaltbare Folgen. 
Zunächst einmal ist folgendes festzuhalten. Es macht einen 
entscheidenden Unterschied, ob die Reduktion der Lebensar-
beitszeit material mit einer Reduktion von Beeinträchtigung der 
Lebensqualität und der Menschenwürde begründet wird oder mit 
der Ermöglichung einer gerechten Verteilung des Arbeitsvolu-
mens für alle Erwerbstätigen. 
Betrachten wir zunächst das Erstere. Die Reduktion der Ar-
beitswoche auf 40 Stunden war tatsächlich noch, je nach konkre-
ter Arbeitsplatzbedingung verschieden gewichtig, mit einer Be-
seitigung von lebensunwürdigen Arbeitsbedingungen normativ 
zu rechtfertigen: Ziehen wir ein Schlafbedürfnis von 8 Stunden 
täglich ab, dann bleiben bei einer 40 Stunden-Woche plus durch-
schnittlich ca. 7 Stunden Fahrtzeiten wöchentlich 65 arbeitsfreie 
Stunden für das Wachleben übrig, die Urlaubswochen und die 
zusätzlichen Feiertage ohnehin abgerechnet. Daß Politiker nnd 
Pädagogen sich schon bei diesem Betrag Gedanken darüber ma-
chen, wie der Arbeitsmensch seine freie Zeit sinnvoll nutzt, wird 
beispielhaft durch solche Bücher wie das von Hilmar Hoffmann 
(.Kultur für alle") und durch die Disziplin der Freizeit- und Er-
lebnispädagogik bekundet. Und die Eiuführung eines früheren 
erzwungenen Ruhestandes als den mit 65 Jahren (faktisch erfolgt 
der durchschnittliche Gang in den Ruhestand heute ohnehin 
schon mit etwa 55 Jahren) wird von Vielen eher als Beeinträchti-
denn als Bereicherung ihres Lebens empfunden. Es kommt 
daß der durchschnittliche Arbeitsplatz heute aufgrund der 
technologischen Entwicklung ohnehin pro Zeiteinheit eine 
gere körperlich einseitige Belastung mit sich bringt als früher. 
Jede weitere Reduktion der Lebensarbeitszeit über die Be-
grenzungen von 40 Wochenstunden und von 65 Lebensjahren 
hinaus wird denn auch kaum mehr mit einer Reduktion kör-
perlicher Beeinträchtignngen begründet, sondern als Maßnahme 
möglichst allen Erwerbstätigen einen Arbeitsplatz zu si-
hat nun eine gravierende systemverändemde Folge: 
Wenn nämlich die Arbeit als materiales Gerechtigkeitskriterium 
für die Verteilung von Einkommen ihrerseits als knappes Gut 
verteilt wird, dann steht dafür nur ein formales Gerechtigkeits-
kriterium im Sinne statistischer Konventionalisierung zur Verfü-
gung, vor allem aber: dann wird, weil damit die Arbeit ihrerseits 
zu einem knappen Gut wird, also eine hedonistisch erstrebte 
Qualität hekommt, die Leistungsethik erodiert und bricht letzt-
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lieh in sich zusammen. Das aber kann sich eine Gesellschaft gar 
nfdit leisten, iil der sich die Reduktion des Gesamtvolumens von 
notwendiger Arbeit einerseits mit der exponentiell zunehmenden 
Höherqualifizierung der verbleibenden Arbeit andererseits paart. 
Damit diese hochqualifizierte Arbeit zuverlässig und intrinsisch 
motivk'l"t verrichtet wird, bedarf es weiterhin einer gesellschaft-
lich anerkannten Leistungsethik. Als Beispiel: ein Doktorand der 
Chemie, der nicht bereit ist, für seine Laborarbeit weitgehend auf 
seine Freizeit zn verzichten, ist auch in Zukunft nicht vorstellbar 
unter der Bedingung der formal gerechten Verteilung von Arbeit 
als hedonistisch erwünschtem knappen Gut. Formal gerechte 
Verteilung des Arbeitsvolumens und Aufrechterhaltung der Lei-
stungsethik blockieren sich also gegenseitig. Die leistungsethisch 
motivierte Belohnung von Arbeitsleistung läßt sich nicht auf-
rechterhalten, wenn die Zuteilung von Arbeit selbst schon Beloh-
nung ist. 
Dennoch wird nach wie vor, besonders von den Gewerkschaf-
ten, die Reduktion der Lebensarbeitszeit mit dem Recht auf Ar-
beit begründet. Aber diese Rede enthält eine historische Unklar-
heit. Tatsächlich taucht diese Rede zum ersten Mal in der frz. 
Verfassung von 1793 und daraufhin in mehreren Verfassungen 
des ! 9. Jahrhunderts auf. Aber im Zeitalter der Industrialisierung, 
in der die Erzeugung von Wert, also von Waren und Dienstlei-
stungen, tatsächlich auf ein Höchstmaß der Mobilisierung leben-
diger Arbeit angewiesen war, bedeutete das Recht auf Arbeit fal}-
tisch ein Recht auf Einkommen, weil ohne diese Arbeitsleistung 
gesamtgesellschaftlich eine Partizipation an Einkommen nicht zu 
rechtfertigen war. Ich habe gezeigt, daß gegenwärtig jedoch um-
gekehrt die Reduktion von lebendiger Arbeit ein Indikator für 
gesellschaftlichen Reichtum ist, der verteilt werden kann, und 
nicht für Armut oder mangelnden Reichtum. 
Entsprechend kann also mit dem Recht auf Arbeit nicht mehr 
ein Recht auf Einkommen gemeint sein, weil dieses auch anders 
realisieren läßt und sogar realisiert werden muß, wenn nicht 
die Leistungsethik zerstört werden soll. Schaut man genau 
dann ist heute in Wirklichkeit auch mit dem Recht auf Arbeit 
etwas ganz anderes gemeint als das Recht auf Einkommen: näm-
lich das Recht auf Selbstverwirklichung, Lebenssinn, Lebensqua-
- oder wie immer Sie es auch nennen mögen. Aber Lebens-
sinn vermittelt Arbeit nur dann, wenn man intrinsisch1 eben 
durch eine Leistungsethik, dazu motiviert bzw. berufen ist, wenn 
es also Berufsarbeit ist, also nur solange, solange sich die Arbeits• 
26 
Die Krise der Arbeitsgesellschaft 
leistung als Bewährung vor einer Leistungsethik interpretieren 
läßt. Das aber ist, wie ich schon gezeigt habe, nur möglich, solan-
ge die Leistungsethik material fundiert ist, und das wiederum ist 
nur solange der Fall, solange auch die Arbeitsleistung in der 
Überwindung einer Widerstiindigkeit besteht, die nur dann ge-
währleistet ist, wenn die Arbeitsmenge nicht zuvor als knappes, 
hedonistisch erwünschtes Gut zugeteilt worden ist. 
Wir befinden uns also mit den heutigen Konzeptionen in einer 
Quadratur des Kreises, deren Nicht-Auflösung unter anderem 
darin besteht, daß nicht zwischen dem Recht auf Einkommen 
dem Recht auf Lebenssinn, z.B. vermittelt über einen Beruf, un-
terschieden wird und beides mehrdeutig in der Rede vom Recht 
Arbeit verschmolzen wird. 
Die Frage muß sieh nun darauf richten, warum dennoch un-
bedingt an dem Kriterium von Arbeit als Legitimationsgrund 
eine normale Lebensführung bzw. für den Normalfall eines aner-
kennenswerten Erwachsenenlebens festgehalten werden soll, 
darin unterscheiden sich die ernst zu nehmenden Parteien 
der westlichen Länder 
Ich schalte an dieser Stelle eine kurze Betrachtung der in sich 
widersprüchlichen Konzeptionen ein, die aus diesem starren 
Festhalten an der Normalität von Arbeit resultieren und unter-
scheide sie danach, ob sie dominant in einer Verbilligung der le-
bendigen Arbeitskraft bestehen oder in einer Reduktion der indi-
viduellen Lebensarbeitszeit. Die Folgen der letzteren Maßnahme, 
die für die Bundesrepublik dominant ist, habe ich schon behan-
delt. Eine Verbilligung der Arbeitskraft finden wir - direkt oder 
indirekt vor allem in den USA, in den Niededanden und auch 
partiell in Großbritannien. Diese Konzeption beruht auf der An-
nahme, daß bei Verringerung der Arbeitskosten mehr arbeits-
platzschaffende Investitionen getätigt werden. 
Langfristig führt diese Maßnahme jedoch, weil in ihr billigere 
lebendige Arbeitskraft mit prinzipiell einsetzbarer materieller 
oder symbolischer Problemlösungsroutine ohne Beteiligung 
bendiger Arbeitskraft konkurriert, nicht nur zu einer versteckten 
massiven Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft, sondern 
dazu, daß das Tempo und die Möglichkeiten der Rationalisierung 
immer mehr verringern. Ich würde das für die USA auch 
tatsächlich prognostizieren. 
Zwischen den beiden Polen der Verbilligung von Arbeitskraft 
zur Vermehrung des Arbeitsvolumens einerseits und der formal 
rationalen Verteilung verknappten Arbeitsvolumens zur Erhal-
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rung von annähernder Vollbeschäftigung andererseits gibt es nun 
noch eine Reihe von Mischformen. Dazu zählen vor allem die 
V ersuche, Arbeitsplätze dadurch zu gewinnen, daß man früher 
freiwillig oder in der Autonomie der familialen Haushaltsführung 
verrichtete Dienstleistungen im Rahmen der Reproduktion des 
Lebens: also Sozialisation, Erziehung, Pflege, Animation, zu be-
zahlter Arbeit institutionalisiert. Wenn diese Arbeit privat bezahlt 
wird (Putzfrauensyndrom), ist dieser Prozeß in der Regel mit 
Ausbeutung gepaart, führt also zur V erstiirkung einer ohnehin 
schon bestehenden Ungleichheit. Wenn sie als staatliche Dienst-
leistung institutionalisiert "\Vird, bedeutet sie Verausgabung von 
Steuergddero, die zuvor abgeschöpft werden mußten. Die Maß-
.kann dann, muß aber nicht zugleich eine Umverteilung 
bedeuten, die man dann aber auch direkt, d.h. ohne den Umweg 
der Arbeitsentlohnung hätte verteilen können. Darüber hinaus 
gerät diese Maßnahme leicht zur indirekten Subventionierung 
von Dienstleistungen für ohnehin Privilegierte. Das wäre 11ur 
dann nicht der Fall, wenn sie tatsächlich denjenigen gehäuft zu-
gute käme, die aufgrund ihrer Armut sonst ohne diese Infra-
struktur auskommen n1üi~ten, was bedeutet, daß man sie um so 
mehr subventionieren oder verbilligen 
Vor allem aber ist eine ganz andere Folge zu beachten: Die 
Erweiterung des Arbeitsbegriffs auf solche Leistungen - verkör-
pert in solchen Un-Begriffen wie Beziehungsarbeit, Trauerarbeit, 
Erziehungsarbeit etc. - ist sehr häufig zwangsläufig mit einer De-
Autonomisierung und Bevormundung auto11on1er J_ebenspraxis 
und deshalb mit einer Minderung von Selbstverantwortlichkeit 
durch institutionalisierte Betreuung verbunden. Wenn z.B. Haus-
arbeit staatlich entlohnt würde (Stichwort: Hausfrauenlohn), 
würde das bedeuten, daß dann aus zuvor der Lohnarbeit über 
Steuerabzüge entnommenen Fonds eine staatliche Bürokratie den 
Haushaltslohn zahlte, also die sonst in der Entscheidungs-
autonomie der solidargemeinschaftlichen Familie liegende Ver-
wendung der Arbeitseinkommen regelte und damit die Autono-
mie der Familie an dieser Stelle zerstörte. 
Wenden w.ir uns nun aber der entscl1eidende11 Frage zu, war~ 
um an der Grundlage der Normalität des Arbeitslebens bei 
diesen Konzeptionen wie selbstverständlich festgehalten wird und 
warun1 nicl1t eine von der Arbeitsbedingung entkoppelte Cirund~ 
versorgung, wie ich sie vorschlage, gedacht werden kann. Es 
scheint hier nämlich eine tief einhabitualisierte, den gesellschaftli-
chen Konsens zentral bestimmende Barriere vorzuliegen, die die-
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se Enlkopplung als ein geradezu katastrophales Skandalon er-
scheinen läßt. 
Bevor diese Grenze näher betrachtet werden soll, ist es wich-
tig, das Folgende zu sehen: \Vürde man alle schon heute sozialpo-
litisch bestehenden Subventionen und Infrastruktur-Leistungen: 
wie z.B. Erziehungs- und Schw-angerschaftsgeld, Wohngeld, Sozi-
alhilfe, Arbeitslosengeld und -hilfe, etc. zusammenfassen, dann 
würde man ökonomisch wahrscheinlich schon gar nicht mehr 
weit von einem Gnmdversorgungsbetrag von etwa 1200 DM pro 
Kopf entfernt sein. Ich will mit diesem Argument darauf auf-
merksam machen, daß es sich bei der Krise der Arbeitsgesellschaft 
letztlich nicht nur um ein Problem der Verteilung erzeugten 
Werts handelt, sondern darüber hinaus weitgehend um ein Pro-
blem der Semantik der Verteilungslegitimation in Begriffen von 
Gerechtigkeit der Teilhabe an Lebensqualität. Denn solange am 
Normalfall von arbeitsvermitteh:er Einkommensverteilung legiti-
matorisch festgehalten wird, solange wird die Gewährleistung 
von kompensatorischen Einkommenshilfen im Falle von Ar-
beitslosigkeit, wie auch immer bedingt, ob durch Krankheit, Be-
hinderung oder eben durch Schrumpfung des Arbeitsvolumens, 
zu legitimieren sein mit dem Nachweis der Berechtigung der 
Nicht-Arbeit gemäß eiues Katalogs von Berechtigungskriterien. 
Die Bew.tislast liegt also bei demjenigen, der als Individuum von 
dem Norfilalfall der Erwerbsarbeit abweicht und genau daraus 
folgt die zentrale gesellschaftliche Stigmatisierung dieser Nicht-
Arbeit bzw. der Arbeitslosigkeit. Und es ist genau diese Stigmati-
sierung, die die Möglichkeit, ein erfülltes Leben ohne Vermögen 
und/ oder Erwerbsarbeit zu führen, verhindert. 
Ein typisches Beispiel für diese Stigmatisierung finden sie in 
dem Datum, daJ! in den ersten Jahren nach der Wende in der 
ehemaligen DDR fast die Hälft:e der gesetzmäßig Sozialhilfe-
berechtigten die Sozialhilfe - wahrscheinlich aus Scham - nicht in 
Anspruch nahmen. 
Es entspricht dieser gesellschaftlichen Stigmatisierungslogik, 
wenn dem in diesem Vortrag entwickelten Grundgedanken der 
Grundversorgung unter der Voraussetzung der Abkopplung von 
Arbeitsleistung entsetzt entweder die Frage entgegengehalten 
wird, wie denn dann die Masse der Individuen angesichts gren-
zenloser Freizeit noch sozial diszipliniert werden könne, oder wie 
denn dann ein sinnvolles Leben in Würde noch führbar sei. Die 
erste Frage findet man häufiger auf Arbeitgeber-Seite, die zweite 
häufiger auf Gewerkschaftsseite. In der ersten Interpretation ori-
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. ~.O'ttert--:s_lth. ·di~ Konzeption ein~s nonn.al.(:nl sinnvoll~,n l.ccbens 
:~~tiServa-tiv· c.h~r an der Not:wend.tghclt von Zähmung und .l)iszi„ 
pffniemng, in der zweiten wird sie dwr ll ntcr dem Gesk htspunkt 
von Selbstverwirklichung und Freiheit, also progrcMiv, gesehen. 
Ich expliziere das in dieser Zuspitzung deshalb, damit klar wird, 
da(; es sieb hierbei nicht mehr um ein einfodies Problem handelt, 
das in der traditionellen Wertentscheidungsahernative von kon-
S<nativ versus progressiv abgearbeitet werden Ronntc. 
v;,,1n1et1r muß eine dritte Position aufgemacht in der 
die Frage naeh dem Lebenssinn so gestellt daß auch eine 
Ablwpplung von dessen Erfüllung von der Arbeit gnmdsätzlich 
denkbar wird. 
1. Das Bewiihrung>7Jroh/em des 
mt:•de:rm·n li.1 enschen 
D'lnit komme ich zum zweiten Teil: Zum Bewährungsproblem, 
cfonn das Problem der si1111erfüllten Lebensführung löst sich in 
Bewährunf! - für den relittiösen Mcnsdien in der Erlösungs-
Voranstellen möchte ich eine kurze allgemeine Bemerkung 
zum Bcwahrungsproblem, damit klar welche theoretische 
1'<'<s1ad<t111c für das Ganze leitend ist. Für Lebenspraxis, 
kollektiv, so also auch für konkrete Indivi-
unabweisbar die basale dreifaltige 
teu: woher komme ich, wohin gehe ich und 
wer bin ich? Die Beantwortung dieser in ihrer Dreifaltig-
keit ist d:ic Funktion des Mythos oder ,for m yrhisd1en Erzählung. 
Zugleich kann universale Funktion nur i.n dem Maße 
werden, in dem der Mythos inhaltlich eine ic unwrwerhselbare, 
nur Hir W.!'. Lebenspruis geltende Antwort bereit hält, in detcn 
Konsdtutionsprozeß dreifaltige Fmge beamwm't.ct wcrd<m 
muK Die in dle Vergangenheit gerichtete Frage nach dem '\.\:l,·,lu•r 
erzwingt einen Herkunftsmyt:hos, .in religiöse!" .Ausfonnung cjnen 
Schöpfungsmythos, die in die Zukunft gerichtete Frage einen 
flewiihrungsmythos, oder in religiöser Ausformtmg einen Er-
lösungsmythos. 
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U rn jenen letzteren geht es hier. Worin besteht mm - auf die· 
ser allgemeinen Ebene der Funktion des M yrhos gesprochen die 
Krise oder das modernen Subjekts? 
Darin, dafl es einen Seite einen solchen Mythos zur Be· 
:rntwortung seiner Fragen benörigt, <lall i.hrn aber auf det· a11<cle1·en 
Seite im Lichte der wissensdrn.fdichen Rationalitit 
solche Mythen nicht mehr zur Verfügung stehen bzw. diese im-
mer mehr hoffnungslos veraltet zu sein scheinen. Denn !!rund-
särilir:.h lällt sich der Mythos in der Funktion 
wissenschaftliche Theorie der oder Ontogenese 
s11lJsti1tuit1,10<:n - einfach deshalb schon eine solche 
~i1..„~.:~ allgemein sein muß, d.h. für jede zutreffen 
deshalb eine deren Individuiettheit bzw. Einzigartigkeit 
ausdr·ücke11de Unverwechsdbarkeit 
nerutun•te Schrift über die »Dialektik der Aufldiirung" von ttork-
hcirm'r und Adorno muß m.E. in ihrem Kerngedanken so gelesen 
werden, dJß die der Aufklärung zuzuschlagende Wissenschaft 
gerad< in dem Maße in Mythos umsd:ilägr, indem si.:: in Anspruch 
nimmt, den Mythos zu ersetzen bzw. zu verdrängen. Stimmt 
se Analyse, dami ist Subjekt in dem Malle, in dem es 
aufgek!iirt ,,m gcsdlsch:tfdichen füuio1.1alisierungspmzeß '""'"'• 
dazu ver-urteilt,_ fiir seine Konstitution unab\vei~baren Fragen 
nach seiner Herkunft und seiner Zukunft, naeh seiner Bestim-
rnung :a!s.o, in einem rationaHsierte11 bz\v, tnethodisiertcn lv1ythos 
w formulieren, wenn Sie diese paradoxale Formulierung vorläu~ 
Fiir nmeren Zusammenhang kfümen 
rungsmythos konzentrieren, weil mit 
schaft nicht eine Krise unserer Herkunft, sondern unserer Zu-
kunft und Bewährung heraufbeschworen ist. Unter dem 
Gesidtt•punkt der Bewäh1ungslogik habe vor einigen Jahren 
ci n Strukturmodell von Religiosität vorgeschlagen'. Ihm liegt eine 
konstitutionstheoretischc Konzeption rnn I.ehcnspraxis zugrun-
de als wi<fotsprüchlicher Einheit. von .Emsd1eidt1ngszwang und 
Begrü.ndungsverpfliehtung. In Krisen, die d<1d11rd1 gckennzekh-
net si.nd~ da{~ e.ine routinisicrtc, Lösung oder Berechnung für 
tig und falsch in abgezwm1r.cnen Entscheidung zwisdien 
eri)ffoet.en altemaliven Miiglidrk.dtcn nicht mehr vorliegt oder 
L (}evermann, ,._Ein Moddl de:r Struktur V\)H Reii~i<„~it;lt -~ Zugleich 
Strukturmodell von Lebensprax.is und von sozia!l<.':r Zeit", · ~ · ·-„ 
rab·Sahr (Hg.), Biographie_u_i:d _Rd~gion. Zischen Ri<ual 
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g~~cheitert ist, dc11n(•ch mit Anspruch "uf Be-
p;rlindba:rkdt Anspruch aktudl nid1t 
;ingdöst werden kann. kh mk h alsn in eine offene Zuk uult. 
ct'ltschddcn, darin vollzieht sich meine Bcwiihnmg. Nun ist 
Konsdtutio11 von Lebenspraxis~ die «:vo{udv gc::ii.ehen uüt 
Übergang von der Natur zur Kultur skh v<>llzidu, wesentlich 
begründet, daß auf der Grundlage von Spradte es grund-
sätzlich möglich wird, über das Hier und Jetzt einer gegenwärtig 
ge1;et>enen Unmittdbarkeit hinaus dne Welt vo11 Möglichkeiten 
hypoth<otis:ch zu konstruieren. Dieser von Wirklich-
Möglichkcit, von repräsentierter rcpräsemierender 
kl11:h~:ett führt zwingend zum Bevrnf!tseln von Endlich-
dcs eigenen Lebens und damit zum Problem der Bewährung 
in dc1 Endlichkeit, deren konkretes Eintreten voraussehbar 
ist, Dieses Bewährungsproblem entfaltet eine nkht stil!stellbare 
Dynamik, die u.a. darin faßb:lt wit'l, dalS ich in del'n Moment, in 
dem ich mein Leben abgeschlossen bewä.hn halten würde, 
stehenden Fulles Bewährtheit verloren hätte. Plastisch und 
gest<,igerr l:ilh sich stillstdlbare Dynamik am Jüngsten 
Gericht der christlichen T radirion abgreifen. Ernt am Ende 
Zdten, also weit jenseits <lcr Grenzen nidnes endlichen Lebens, 
"ird das Urteil über meinen Grad der Hew:ihrnng gefällt. 
Dlcses Bewährungsproblem wird ln seiner Dynamik der 
Nicht-Srillstellbarkeit nun umso drängender, klarer es in einem 
Herkunftsmythos herausgearbeitet ist. dazu benötigen 
wir Ztl seiner Bewältigung, die nie sein kann, d.h. also 
zu seiner Milderung per berechtigter einen Bewäh-
rungsmydms, der seinerseits auf die einer Evidenz 
in gelebter, Verbindlichkeit setzender Vergemeinschaftung ange-
wiesen ist. Wir haben also drei grundlegende Momente der Struk" 
rur von Rdigiosität vor uns: Die nicht still stcl!bare Bewährungs-
dvnamik, den llewähnmgsmvthos und d ic k onkrcte Praxis der 
Vergemeinschaftung, die die;em Mythos zur Evidmz verhilfr. 
Rdigifo„inhaltlich miissm wir l:'rlösu ng lesen, wo so;dolop;isclt 
Bewahrung Dann ist es möglich, auch dort,, wo Sii-
kularisienmg die religiösen fnhalte oder Mythen vor der wissen-
schaftlichen Rationalität verdampft sein sol!tm, von der struktu-
rellen Kontinuität der Religiosität in der Ilewiilmmgslogik zu 
sprechen. 
nun mcht mein Strukturmodell von Religiosität 
au·slührlich darlegen. Unerläßlich ist es jedoch, 
darin das Bewährungsproblem in Ausformun.:c einer 
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nicht stillstdlharen Bewährungsdynamik als universell der Le-
benspraxis, d,h, der Kultur im Gegensatz zur Natur zugrundelie-
gend gilt. Kulmrspezifisdi und damit histodsch verschieden da-
gegen ist die Ausformung des fiewähningsmythos, die vo11 der 
I:\ewältigung des Bewährungsproblems gefordert wird, 
Der jüdis<eh-.;hristliche Traditionssuang von Religion kann 
derjenige gelten, in dem das Bewiihrungsprobiem bcwiihnmgs-
mythisch am meisten elaboriert worden ist. Dadurch ist univer-
salhistorisch bedeutsam eine sich beschleunigende Rationalisie-
rungsdynamik in Gang gesetzt worden, die schliell!kh mit histo-
rischer Notwendigkeit zu einer Säkularisierung, alsn einer voll-
Verdiesseitigung des Bewährungsproblems und seiner 
Be-"·ältig•ong führen muß. 
kh benenne kurz einige ganz wesentliche Stnfen oder Zäsuren 
in diesem Transformationsprozeß. Im antiken Judentum wurde 
dnerscits in der mythischen Figur des Sündenfalls die Verurtei 
lung <fos Subjekts zur Autonomie und fülwahruug unerbittlich in 
der Dialektik der konstitutiven Schuldverstrk:kthdt herausgear-
beitet, :imfo1·<,rseits fiir die daraus resultierende verschärfte 
Bewährungsprohlematik Bewältigung wenig geboren' keine 
Erlösung im Jemeirs, nur gewissenhafte Gesetzeserfül-
luni;, die einen Beitrag zur Vermeidung von Unglück für das ei-
g<me Volk leistete. Die Belohnung bestand allenfalls in der eth· 
11ioch zugeschriebenen Erwähltheit, die selbst dann noch 
dann sich bestatigte, wenn der strafende Gott die man· 
Gesetzeserfüllung mit harten Sanktionen belegte - eine 
ungeheuer wirksame Triebfeder der Bewährung. 
Die damit verbundene sprengende SpannWlg zwischen der 
universa!istiscl!len Geltungsbasis der Gesetzesethik einerseits und 
dem Partikularismus der ethnischen andererseits 
'1'1Jrde überwunden in der christlichen Erlösungsmyrhologie, in 
nun ein erli\sendes Jenseits durch den Kreuzigungstod in die 
Auferstehung hinein greifbar wurde, und zwar so, daf! damit 
zwing„nd eine Aufltlsu11g der ethnischen fawiihltheitsznschrei-
bung in der Gleichzeitigkeit der U niversalisierung der Geltu.ugs-
basis im Missionsauftrag filr alle Heiden und det 1 ndividui!lisie· 
rung der Erwähhheitszusehreihtmg sich verbinden mußte. 
In der so Au.sbrcitung des frühen Christentums, 
die sich in einer permanent sich steigernden Bewiihrungsüb.;,!'-
liicrung durch brüderlichkeitsoricn.tiert" und asketische tebcns-
fühnmg vollzog, mußte zunächst, nachdcrn das wichtige .Bewäh-
rungselement des Märtyrertums nach dem Übergang zum Staats~ 
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kirchentum ausgefallen war, eine Zweistufung der Bewährungs-
ethik zwischen den herausgehobenen Religionsvirtuosen z.B. des 
Ordenslebens und den profanen Laien der Bewältigung der Le-
bensnot eingerichtet werden. Gepaart mit dem für den jüdisch-
christlichen Monotheismus zwingenden Dualismus von weltli-
cher und geistlicher Herrschaft lehnte sich diese Zweistufenethik 
an eine ständische Gliederung der feudalistischen Gesellschaft an, 
in der die Religionsvirtuosen für sich und zugleich stellvertretend 
für die ganze Religionsgemeinschaft eine erlösungsorientierte 
gesteigerte Lebensführung vorführten, also die Tugenden ver-
walteten. Und wenn sie arbeiteten, taten sie es nicht zur Bewälti-
gung der Lebensnot, sondern zur Erfüllung des asketischen Ar-
mutsgebots. Sie fielen selbst in äulierster Askese noch unter das 
ständische Prinzip, da!i Aristokraten Geld haben, um arbeiten zu 
können, während die profanen Laien arbeiten müssen, um Geld 
zu haben. 
Mit dieser ständischen Anlehnung brach die Reformation 
Martin Luthers. Dessen für die weitere Entwicklung zentrale 
Leistung bestand in einer universalistischen Berufsethik, in der 
die Tätigkeit, zu der Gott berufen hatte, nicht mehr für die stän-
disch Privilegierten reserviert war, sondern auch die profane Le-
bensnotbewältigung durch Arbeit umfa!ite. Das von Luther ein-
geführte deutsche Wort für "vocatio": "Beruf'' machte im 16. 
Jahrhundert im deutschsprachigen Bereich sehr schnell die revo-
lutionierende Runde. Damit wandelte sich der Arbeitsbegriff 
grundlegend. Arbeit war nun - allerdings immer in der Verbin-
dung mit Beruf - nicht mehr wie früher erzwungene niedrig!' 
Form der Bewältigung von Lebensnot, der die aristokratisch-
ständische Praxis der Verwaltung der öffentlichen Anliegen gege-
nüberstand, sondern die Quelle von Wert, von Fortschritt und 
von Glück. So geht der Arbeitsbegriff in die bürgerliche Ökono-
mie ein und so hinterlä!it er selbst noch in der systematischen 
Kritik der bürgerlichen Ökonomie seine Spuren dort, wo für die 
Marx'sche Gesellschaftstheorie in der Arbeitswertlehre das Fun-
dament liegt, und zwar dahingehend, daf! die Quelle aller Wert-
bildung die Verausgabung von Arbeitskraft ist und der entwik-
kelte Kapitalismus auf das Angebot und die Nutzung von Ar-
beitskraft als Ware verwiesen ist, zu deren Kehrseite die bür-
gerliche Freiheit des Individuums zumindest in der Ablösung von 
der feudalistischen Bindung an die Scholle konstitutiv gehört. 
Aber es beginnt an dieser Stelle auch eine bis heute in der 
Theorie und der politischen Praxis der Bewältigung der Krise der 
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Arbeitsgesellschaft fortwirkende Äquivokation, die sich mit dem 
Arbeitsbegriff verbindet. Denn nicht die Arbeit als Verausgabung 
von Arbeitskraft im Sinne der Bewältigung der Lebensnot, also 
meinethalben als Einkommensquelle, ist, wenn auch Quelle der 
Werterzeugung, zugleich Quelle von Glück, Fortschritt und Le-
benssinn, sondern der Beruf- oder eben: Arbeit in der Form der 
Berufsarbeit, also der Arbeit, zu der man im Sinne Luthers von 
Gott berufen worden ist. Wir begegnen also schon hier dem be-
reits bekannten Problem der notwendigen Unterscheidung der 
Kategorien von Arbeit, Einkommen und Beruf. Wir haben näm-
lich schon gesehen, dali die Rede vorn Recht auf Arbeit danach 
unterschieden werden rnuli, ob sie das Recht auf Einkommen 
oder das Recht auf Selbstverwirklichung, d.h. das Recht auf freie 
Berufswahl meint, woran die Selbstverwirklichung hängt. über-
setzt in die gegenwärtige Krise der Arbeitsgesellschaft heil!t das: 
selbst wenn die Arbeit nicht mehr die maligeblicbe Quelle von 
Einkommen sein sollte, wie ich für die Zukunft vermute, ist damit 
der Beruf als Quelle der Selbstverwirklichung nicht verloren. 
Denn eine Tätigkeit, zu der man berufen ist oder sich berufen 
fühlt, kann man sich selbst verwirklichend auch jenseits der Ein-
kommen sichernden Arbeitsleistung wählen und verrichten. 
Damit haben wir Luthers Berufsethik zugleich als Keimling 
einer modernen Bewährungsethik bzw. eines modernen Bewäh-
rungsmythos identifiziert. Betrachten wir sie aber zunächst in 
ihrer religiösen Einkleidung, die sie bei Luther ursprünglich 
fraglos hat. Ihr Universalismus, der zugleich einen Universalis-
mus des Leistungsbegriffs und einen Universalismus im Sinne von 
Gleichheit bedeutet, besteht im Folgenden: Worin auch immer 
die Verschiedenheit der Lebenssituation eines konkreten Indivi-
duums bestehen mag, in Unterschieden des Standes von Geburt, 
des Vermögens, der Fähigkeiten und Begabung oder pathologi-
schen Beeinträchtigung: in einer Hinsicht sind wir vor Gott alle 
gleich: Wohin auch immer er uns berufen und gestellt hat, wir 
haben alle dieselbe Möglichkeit, durch Anstrengung und ethische 
Bereitschaft zur Widerstandsüberwindung diese Berufung mög-
lichst gut zu erfüllen. In dieser Hinsicht der universalistischen 
Leistungsbereitschaft sind wir alle gleich. Aber aus dieser Gleich-
heit resultiert jene Ungleichheit, die auf Leistung zurückgeht und 
durch sie legitimiert ist: ein konstitutives Prinzip der bürgerlichen 
Gesellschaft. 
Darin liegt der zentrale Bewährungsmythos der bürgerlichen 
Gesellschaft, zunächst noch religiös verwurzelt in der für Luther 
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~'.~\~~#:s~il,eyl#!!\i~l<'!t<~·r.ul:~~'~ v'<>r nr1t1 durch (;ott, aber VtH1 An-
vollstiindigen Verd!esseiti-
einer n1c·d~rri.en l.eistungs{·thik. 
~!Cr" '""'''''ri' ~""''~"''" gesehen 1 daß genau diese Leistungs„ 
. die}'tir· di'e· imme'r höher zu qua!i.fizfrt.:nde verhleibende, 
c ~;~~j{,,~j;,;ct):fi~h notwendige Arbeitskraft mw<nichtbar 
eiben kann, wenn diese Arbeit 
an· alle Erwerbsfähigen anderer-
in dieser Funktion nur noch für einen 
füwerb!;liil1igen maßgeblich sein kann. 
ist aber die Leistungsethik als die 
erste säkularisierte Form des Bewährungsmythos mit 
der Krise der Arbeitsgesellschaft als dominante und maßgebliche 
;rnsgcfoJlen. Wir können sogar sagen: Die der Arbeitsgcsdl-
sdiaft ist im eigentlichen Sinne eine Krise des Bestandes der 
stungsedük als Bewährungsmytl10s. Dtun ein 
immer gröJ\e1· Anteil et·werbsiähigen Be,völkeru ng 
der modernen Gesellsdiaften muß sich ohne die 
Bedingung von Arbeit verwirklichen. S.ie braucht also einen 
andel'en lkwiihrungsmyrhos den in Gestalt der mit der Kon· 
zeption von Arbeit als Normalform der L"bc.1tsführung vc.rbun· 
d«l1Cn Leistungsethik. 
Daß diese Notwendigkeit nicht gesehen wird, e!'St recht, daß 
ein anderer Bewährungsmythos zur V etfügung steht 
ooer verbindlich sichtbar ist, darin sehe Kern der gegen-
der Arbeitsgesellschaft. diese Diagnose 
ist, dann ist - für mich jedenfalls noch iiberra-
scl1er1<J - der Schlüssel oder zumindest ein Schlüssel 
die angemessene Analyse dieser Krise in der re!igionssoziolo-
gischen Analyse der Struktur von Religiosität zu suchen. Denn im 
Bewährungsproblem konvergieren sowohl die ·r„,nsformation 
der Arbcitsgesdlschaft als aud1 diz· Frnge nach den siikularisierten 
Formen der Religiosität, strukturell und nicht inha!did1 betrach~ 
tct. Bernfa~rbeit als Qndlc ''Oll Selbstverwirklichung isr dne we-
sentliche Form der sakularisfo1·ren lkwiihrnng und die reli1•i1ii«'n 
\Vurzdn der Bewährung eine wesentliche Qudle der intrin-
sischen Motivierung qualifizierter Berufsnrbdt und 
Wenn die überkommene Form der Kopplung von Einkommen 
drernder Arbeit und von Beruf für imme1· md1t Erwerbstätige 
ergibt skh ein vintlentes Be1viihnmgsprob!em, 
zunächst nur konstatieren kann, für Li)sung 
,\(, 
Die Krise der 
eine Ant'w<>rt nicht weilt Dennoch möchte ich mit einigen Spe-
kulatiom:n d,;zu schlidlen. 
3. Die Synthesis der beiden Betrachtungen 
Es scheint mir auf der Hand zu liegen, daß mlt einer bloßen Ne-
Leistungsethik, also einer Verweigerungs· 
haltnng ein Bewiihrungsmythos für diejenigen, die am arbeits-
vcrmittdten Leistungssystem nkht mehr partizipieren, nicht gc-
wii.hrlleistet ist, auch nicht mit einer wie auch immer gearteten 
Feier des hedonistischen Lebensgenusses, Viel mehr mu(\ dieser 
neue llewiihrungsmythos an das Prinzip der Selbstverwirklichung 
ansch lid~en und es über die Gestalt der Leistungsethik hinaus 
v~~titl.lgerneinern. 
Wkcden1111 können wir zunächst degenerierte Formen, die em-
piris,,h sch<>n nad1wdsbar sind, von vornherein ausschließen: 
esoterisdn: lhstekeligiositiit etwa, aber auch alle jene vomehm-
lich am Wodtene11dc vollziehenden Selbstverwirklichu11g;s-
programmc, in denen unmerklich '"" die Stelle einer Sache, der 
man skh tendenziell bedingungslos hingibt, das Selbst kurz-
>ehliissig tritt, das die Sache der Selbstverwirklichung aus-
wedrsdbar geworden ist: An diesem W <>d>enende 1'öpforn, am 
nikhsten Urschrei, am iibemächsten Ikebana, dann: Rebirthing, 
OOer was auch immer: jedenfalls auswechselbar und in sich selbst 
Authentische Selbstverwirklichung hingegen ist 
an die Hingabe an ein in sich verbindliches allgemeines 
Gegenüber, an ei.ne Sache also gebunden. worin kann diese 
für das moderne Subjekt bestehen, wenn es Berufsarbeit in der 
alten Form nicht mehr sein kann. wenn die rdigiös-
inhaltliche transzendente Macht oder Erlösungsinstanz dazu 
nicht mehr tragfähig ist, ja, wenn überhaupt eine vergemein-
sdufrete und in der veri:emeinschafreten Praxis verbind-
lich ~;emadm: Evidenz einen Bewährung,omythos angesichts 
des Grades V erwisscnschafdichung unserer Kukur immer 
weniger denkbar 
Ich möchte sehr vonichtig und. sehr unsicher •. eine Vermu-
tung nicht unterschlagen, Ich kann 1nir ckn Bewiibrungsmythos 
des zukünftigen Subjekts, das nicht mdir seilt Einkommen über 
institutionalisierte Arhelt bezieht, nur so vorstellen: Er 
Maßstäben der Klarheit, Detaillierrheit und Genauigkeit beste-
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hen, mit denen das Subjekt sein je konkretes Leben, in welchen 
Inhalten es sich auch immer realisiert, in seiner konkreten Bil-
dungsgesetzlichkeit rekonstruiert und auf deren Folie es jeweils 
seinen Zukunftsentwurf verantwortlich artikuliert. Diese Maß-
stäbe werden nicht mehr primär in inhaltlichen Prinzipien beste-
hen, sondern in ästhetischen der authentischen Gestaltung, so daß 
die Basis jeglicher Erkenntnis, die ästhetische Erfahrung, und 
damit einhergehend die Basis von authentischer Darstellung, die 
gelungene künstlerische Synthesis von Form und Inhalt, ins Zen-




Plädoyer für eine negative 
Einkommensteuer1 
1. Beschränkung des Geltungsanspruchs 
Wenn ich mich hier unter den drei zur Diskussion gestellten Al-
ternativen der Grundsicherung, nämlich 
einer steuerfinanzierten, institutionell eigenständigen und voraus-
setzungslosen Grundsicherung (basic income) 
einer negativen Einko1n1nenstcuer (negative incotne tax) und 
einer dauerhaften Lohnsubventionierung (permanent employ-
ment subsidies) 
eindeutig für die Lösung der negativen Einkommensteuer aus-
spreche, so erhebt dieses Plädoyer keinen länderübergreifenden, 
institutionen- und zeitunabhängigen Geltungsanspruch. Vielmehr 
ist meine Position bezogen auf die in Deutschland heute anzu-
treffenden Einrichtungen und gesetzlichen Regelungen des Steu-
er- und Sozialsystems, auf die in Deutschland historisch gewach-
sene Dualität von steuer- und beitragsfinanzierter Sicherung, auf 
in Deutschland gesammelte Erfahrungen und dort zu beobach-
tende Einstellungen und Erwartungen zu Besteuerungs-, Siche-
rungs- und Beschäftigungsmaßnahmen. Und es ist schließlich eine 
spezielle deutsche Gewichtung aktueller Gesellschaftsprobleme 
und anzustrebender gesellschaftlicher Ziele. 
Dementsprechend vertrete ich die Auffassung, dafl jedes Land 
seine eigene Mitteloptimierung finden muß, wiewohl den ver-
schiedenen, hier zu betrachtenden Wegen durchaus auch generel-
le, also nicht lokal und temporär gebundene Vorzüge und Nach-
Dieser Beitrag ist eine überarbeite deutsche Fassung eines englischen 
Plenumsreferats auf dem 7'h Congress of the Basic Incon1e European 
Network, Universiteit Amsterda1n, 10'i. - 12'h September 1998. 
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teile eigen sind. Und in vielen Ländern mögen auch angestrebte 
Ziele und zu lösende Probleme einschließlich ihrer Rangordnung 
der deutschen Situation gleichen. 
II. Befunde zur deutschen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
Von der Notwendigkeit eines neuen beschaftigungs- und 
sozialpolitischen Ordnungsrahmens 
Seit Jahrzehnten hat sich der Sockel der Arbeitslosigkeit jeweils 
erhöht, wenn die Konjunktur nach einem Tief wieder anzieht. 
Und der (zaghafte) Aufschwung geht - wie auch diesmal zum 
Jahresende 1999 - weitgehend am Arbeitsmarkt vorbei, weil die 
Unternehmen unter dem Wettbewerbs- und Kostendruck der 
Rezession Arbeitsplätze eingespart oder automatisiert haben und 
nach der frischen Rezessionserfahrung mit Neueinstellungen auch 
dann zögern; wenn sich die Auftragsbücher wieder füllen. Wirt-
schaft und Gesellschaft konnten den Arbeitslosenanstieg bei aller 
Bitternis für die Betroffenen solange verkraften, solange sich das 
Volumen der Entlassungen in Grenzen hielt und das traditionelle 
Auffangsystem aus Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Arbeits-
förderungsmaßnahmen und Sozialhilfe den größten Schaden ab-
wendete. Nunmehr jedoch beginnt das soziale Netz zu reißen, 
bewegt sich das Niveau der Arbeitslosigkeit auf ein Ausmaß zu, 
das die Zweifel an der Funktionstüchtigkeit des hergebrachten 
wirtschafts- und sozialpolitischen Ordnungsrahmens zu überge-
hen nicht mehr erlaubt. 
Der deutsche „Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung" errechnet für 1997 in seinem 
Jahresgutachten 1997/98 bei einer Quote der registrierten Ar-
beitslosigkeit von 11,4% (4,3 Millionen Arbeitslose) die Summe 
aus offener (registrierter) und verdeckter Arbeitslosigkeit in 
Deutschland auf über 6,3 Millionen erwerbsfähige und erwerbs-
willige Menschen.2 Es ist unstreitig, daß weder quantitativ noch 
2 
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qualitativ verstandenes Wachstum der Produktion solchen Ar-
beitsplatzmangel auf ein erträgliches und unvermeidbares Maß 
zurückführen kann. Produktionswachstum, nationalstaatlich und 
supranational etwa durch investitions- und nachfrageorientierte 
Steuerpolitik, durch Geldmengen- und Zinslenkung sowie durch 
Deregulierung der Arbeitsorganisation unterstützt, mag etwas im 
Kampf gegen konjunkturbedingte Arbeitslosigkeit taugen, richtet 
aber da nichts aus, wo der beschäftigungs- und sozialpolitische 
Ordnungsrahmen markträumende, Arbeit schaffende Löhne ver-
hindert. Dort haben wir kein temporäres Konjunkturproblem, 
sondern ein dauerhaftes Strukturdefizit. 
Nach der amtlichen Statistik besitzt rund die Hälfte der in 
Deutschland registrierten Arbeitslosen keine abgeschlossene Be-
rufsausbildung.' Von Arbeitslosigkeit sind also vorrangig Leicht-
lohnempfänger betroffen. Den steten Abbau einfacher Arbeits-
plätze erklärt zum einen die von den Gewerkschaften jahrzehn-
telang verfolgte tarifäre Sockelungspolitik. Sie hat qualifikations-
bedingte Lohndifferenzen eingeebnet und so insbesondere in den 
qualifikationsschwachen Leichtlohngruppen die Kosten der Ar-
beit einschließlich der Lohnnebenkosten über ihren produktiven 
Beitrag angehoben. 
Die Lohnnebenkosten, zum zweiten, hat der deutsche Fiskus 
dadurch in die Höhe getrieben, daß er in den Dienst der Sozial-
politik nicht nur steuerfinanzierte, sondern zunehmend auch 
beitragsfinanzierte Sozialleistungen (vgl. Abb. 1 und 2) einge-
spannt hat, Leistungen also, die ihre Begründung nach den Ur-
sprungsideen der Bismarckschen Sozialgesetzgebung in einer 
beitragsäquivalenten, intertemporalen Umverteilung von Kauf-
kraft bei den gleichen Personen, nicht aber in einer übergreifen-
den interpersonellen Umverteilung hatten. Mangels einer von den 
Bürgern ak.zeptierten, steuerfinanzierten Grundsicherung über-
' 
samtwirtschaft!ichen Entwicklung, 13. Wahlperiode, Drucksache 13/9090 
vom 18.11.97, S. 91 ff. 
Ende September 1997 waren bundesweit von 4.308.094 registrierten 
Arbeitslosen 1.629.537 „ohne abgeschlossene Berufsausbildung", das ist 
ein Anteil von 37,8%. Im deutschen Westen betrug der Anteil von Ar-
beitslosen ohne abgeschlossene Berufsausbildung 45,7%, im Osten nur 
21,1%: Bundesanstalt für Arbeit (1998), Strukturanalyse 1997. Bestände 
sowie Zu- und Abgänge an Arbeitslosen und offenen Stellen, Sonder-
nummer der Amtlichen Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, 
Nürnberg, S. 8, 48 und 136. Der formal niedrige Anteil im Osten ver-
fälscht das gesamtdeutsche Bild, da in der ehemaligen DDR Ausbil-
dungspflicht bestand, außerdem viele der erlangten Abschlüsse nicht 




trug die Sozialpolitik insbesondere der gesetzlichen Renten- und 
Krankenversicherung immer mehr Mindestsicherungsaufgaben 
mit beitragssteigernden Folgen. Der versicherungsfremde Um-
verteilungsanteil wird in der gesetzlichen Rentenversicherung auf 
25% bis 40% des Rentenvolumens veranschlagt und für 1995 in 
der Abgrenzung des „Verbandes Deutscher Rentenversiche-
rungsträger" auf 101,8 Mrd. DM errechnet.4 Was originärer Ge-
genstand eines umfassenden Gesellschaftsvertrags ist, findet sich 
heute als kostentreibender Bestandteil im individuellen Arbeits-
vertrag. 
Siehe dazu: Transfer-Enquete-Kommission (1981), Das Transfersystem 
in der Bundesrepublik Deutschland. Bericht der Sachverstänrligenkom-
mission !ur Ermittlung des Einflusses staatlicher Transfereinkommen auf 
das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte, Stuttgart u.a.O„ S. 
247-249; G. Wagner (1984), Umverteilung in der gesetzlichen Renten-
versicherung. Eine theoretische und empirische Analyse zum Versiche-
rungsprinzip in der gesetzlichen Rentenversicherung, Frankfurt 
a.M.fNew York; W. Schmähl (1986), „Finanzierung sozialer Sicherung", 
in: Deutsche Rentenversicherung H. 9-10, S. 541-570; N. Andel (1998), 
Finanzwissenschaft, 4. Aufl„ Tübingen, S. 468-471; F. Ruhland (1995), 
„ Versicherungsfremde Leistungen in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung", in: Deutsche Rentenversicherung, H. 1, S. 29-31 zu Verfassungs-
bedenken; M. Schlenger (1998), Versicherungsfremde Leistungen in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung - Einsparungen anstreben, Schriften 
des Karl-Bräuer-lnstituts des Bundes der Steuerzahler, Heft 86, Wiesba-
den, S. 12. 
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Entwicklung ausgewählter Sozialleistungen in Deutschland 
Art der Sozialleistung Zahl der Empfän- Ausgaben 
ger 
_jin Tausenc:!)_ _jin Mio. o~ 
Lfd. Finanzie· Bezeichnung 1991 1995 Verän· 1991 1995 Verän„ 
Nr. rung derung derung 
auf auf 
1 Beitragsfi~ Arbeitslosengeld 1400 1.780 126,6%1 23.750 48.200 202,9% 
naru:ieru.!'ll 
f-4- Arbeitslosenhilfe ! 415 982 236,6% 7.159 20.509 286,5% 3 , im Anschluf~ an 
" 
943 1 I I 1 
7 Arbei!slose!J.9.eld · ciffQinär ! 39 1 1 -,, 1 1-t- Kindergeld (ohne Ver- 7.800 7.960 102,1% 15.562 16.932 108,8% 
~ waltu!.!llskosten) Erziehu~e!d 790 1.275 161.5% 5.915 7.232 122 3% 
l'--7 Steuer~ Wohngeld 3.475 2.744 79,Q'.'/:;i 4.904 5.746 117,2% 
~ 1994 fi.nanzie- BaföG L 873 624 71,4°.0 2.548 1.854 72.8% 
rg rung 
· als Zuschuß 266 181 68, 1o/:; 1.581 U48 72 6o/u 
f-fo · als Darlehen 607' 443 72,9% 967 707 73, 1o/() 1--:ji- Sozialhil!e 2: 4.227 „ ! 37.337 52.161 139.7% ~ · Htlfe zum Le~ 2.129 2.555 120,0% 14.246 18.786 131,9% 
~ bensunterhatt · Hilfe ih besonde- 1. 711 1 306 76.4% 23.092 33.375 144,5%.> 
ren Lebenslagen 
1994 
"IT Daten nur für altes Bundesgebiet verfügbar 
~Aufteilung statistisch nicht erfaßt 
ll Gesamtzahl wegen Verzerrung durch Mehrfachzählungen nicht mehr statistisch allSgewiesen 
41 Diese Empfänger erhalten Leistungen aus BAföG jeweils zu 50°k als Zuschuß und als Oari&-
hen 
Quel- Stattstlsches Bundesamt: einschlägige Reihen der Fachserie 13-Sozia!lelstungen, 
len: Fachserie 11 - Bildung und Kuttur, Fachserie 14 ~Finanzen und Steuern, 




Plädoyer für eine negative Einkomn1ensteuer 
Die Zielsetzung der Gewerkschaften, untere Lohngruppen in den 
Tarifabschlüssen durch Sockelungsbeträge zu begünstigen, erhält 
Berechtigung in der Sorge um die Existenzsicherung von 
Leichtlohnempfängern. Die Mindestsicherungsfunktion der Löh-
ne können weder die altersbezogenen Leistungen der Rentenver-
sicherung noch die Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
Sozialhilfe übernehmen. Arbeitslosengeld und (originäre) Ar-
beitslosenhilfe sind ohnehin zeitlich begrenzt, häufig ist die Auf-
stockung ungenügender Arbeitslosenhilfe durch Sozialhilfe er-
forderlich. 
Die deutsche Sozialhilfe war bei ihrer Einführung für die Lin-
derung von Einzelschicksalen in gesellschaftlichen Randgruppen 
und nicht als Auffangbecken großflächiger Arbeitslosigkeit kon-
zipiert. In Deutschland sind nach der neuesten Sozialhilfestatistik 
von 1997 etwa 40% der Sozialhilfeempfänger als arbeitslos ge-
meldet. 5 In diesen Zahlen ist der Zugang von Sozialhilfeempfän-
gern durch die Massenentlassungen der letzten beiden Jahre we-
der Überbrückung durch Arbeitslosengeld und Arbeitslosen-
noch nicht enthalten. Der Anteil der Beschäftigung suchen-
den Sozialhilfeempfänger wird danach in Deutschland auf mehr 
als die Hälfte ansteigen. Sozialhilfe beugt der Arbeitslosigkeit 
nicht vor, sondern repariert notdürftig ihre finanziellen Folgen 
und nur diese. Die schwerwiegenden psychischen und sozialen 
Lasten bleiben. Mit Ausnahme geringfügiger Freibeträge wird 
eigenes Erwerbseinkommen zu 100% auf die Unterstützungs-
leistung angerechnet, monetäre Anreize zur Wiedereingliederung 
in den Arbeitsmarkt werden also weitgehend untergraben. Statt 
ökonomischen und gesellschaftlichen Wirkungs- und Er-
gebnisstrategie beherrscht die Gesetzgebung juristisches Ver-
schuldensdenken. 
Allein schon das von den Kommunen aufzubringende Finan-
zierungsvolumen macht augenfällig, daß die heutige Sozialhilfe 
die Mindestsicherungsfunktion von Löhnen nicht ersetzen kann. 
Hinzu kommen ihre prozessualen Hürden und Unwägbarkeiten, 
die Rückgriffsmöglichkeiten auf Angehörige auch arbeitsamer 
Hilfeempfänger, materielle Ermessensspielräume und nicht zu-
letzt die ihr eigene Stigmatisierung. Soweit aus solchen Gründen 
also die Tariföffnung für Arbeitsanbieter mit ausbildungs- oder 
erfahrungsbedingt geringer Produktivität nicht vertretbar ist, 
5 Statisches Bundesamt (1998), Statistik der Sozialhilfe. Empfängerl-innen 
von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt am 31.12.1991, Deutschland, 
Arbeitsunterlage~ Wiesbaden, S. 14-15 
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werden die unternehmerischen Bestrebungen zum Abbau oder 
zur Auslandsverlagerung qualifikationsarmer Arbeitsplätze an-
halten. 
Innerhalb des gegebenen beschäftigungs- und sozialpolitischen 
Ordnungsrahmens handeln die Tarifparteien zum gesellschaftli-
chen Schaden durchaus rational: die Unternehmen, wenn sie ge-
ring produktive, unrentable Arbeitsplätze abbauen, Arbeitnehmer 
und Gewerkschaften, wenn sie auf existenzsichernden Löhnen für 
untere Tarifgruppen bestehen. Leichtlohnempfänger stecken in 
einem Dilemma: Fordern sie existenzsichernde Löhne, dann ge-
fährden sie ihren Arbeitsplatz; lassen sie sich auf geringere, ar-
beitsplatzsichernde Löhne ein, dann gefährden sie - schlimmer 
noch - ihre Bedarfsdeckung auf eine ihnen zumutbare, sozial-
staatswürdige Weise. Also kämpfen sie mit den Gewerkschaften 
für existenzsichernde Löhne mit dem vorhersehbaren Ergebnis 
des Arbeitsplatzverlusts. 
Die einzige Partei, die im Arbeitsmarktprozeß nicht rational 
handelt, ist der Fiskus. Er gibt den privatwirtschaftlichen Akteu-
ren einen für die Erhaltung qualifikationsarmer Arbeitsplätze 
unbrauchbaren Handlungsrahmen vor und finanziert damit, für 
den Steuer- und Beitragszahler ungemein kostspielig, vorwiegend 
Arbeitslosigkeit statt Arbeit. Und er setzt durch Intervention 
noch eins drauf, indem er zur Grundsicherung und interperso-
nellen Umverteilung die falschen (beitragsfinanzierten) Instru-
mente einsetzt, den demographisch bedingten Anstieg der Lohn-
nebenkosten also noch beschleunigt. Insoweit hat das Bedauern 
Grenzen, wenn sich die Politik darüber beschwert, <laß sie für die 
Beschäftigungsergebnisse von Tarifverhandlungen haftbar ge-
macht wird, auf die sie (zu Recht) keinen unmittelbaren Einfluß 
hat. 
Der Abbau einfacher Arbeitsplätze ist durchaus auch kein un-
vermeidbarer Tribut an den technischen Fortschritt. Unterneh-
mer treiben Technologie nicht um ihrer selbst willen voran, son-
dern nur, weil und soweit die Ersetzung menschlicher Arbeits-
kraft durch Automaten lohnt. Bei den immer wichtigeren Dienst-
leistungen gibt es ohnehin immanente Rationalisierungsgrenzen. 
Aber auch in der industriellen Produktion entstehen im Zuge der 
Automation immer wieder neue, einfache Arbeitsplätze. Freilich 
wird häufig schon in der Entstehungsphase aus Arbeitskosten-
gründen über ihre Entbehrlichkeit nachgedacht. 
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Untaugliche Kuren nach hergebrachten Rezepten 
Die Schwächen des beschäftigungs- und sozialpolitischen Ord-
nun~srahmens sind Parlament und Regierung nicht verborgen 
geblieben. Aber statt umzudenken, ideologisch, parteipolitisch 
und bürokratis~h. glei~herm~ßen unbeque'"?, haben es Gesetzge-
bung und Admm1stratton mit mehr oder mmder marginalen Kor-
rekturen der überkommenen arbeitsmarktpolitischen Ein"riffe 
versucht. Da gibt es eine ganze Reihe von Arbeitsförde~ngs­
maßnahmen.6 Sie gründen sich auf die plausible Überlegung, daß 
man die Disparität von Arbeitsergiebigkeit und Lohnhöhe auch 
d~rch Berufsqualifikation und damit Steigerung der Produktivität 
mmdcrn kann, wenn denn schon die Lohnhöhe (scheinbar) staat-
lich nicht zu beeinflussen ist. 
Die jahrelange Erfahrung mit staatlich subventionierter Aus-
bildung, Fortbildung und Umschulung, mit Berufsförderwerken, 
Bcsc~äftig~ngsgcscllschaften und Lehrwerkstätten zeigt indes, 
daß sich d.1~ Berufs- und Arb~itsqualifikation nur in engen, bega-
bungs-, m1heu- und altersbedmgten Grenzen verbessern läßt. Der 
Qualifikationserfolg kann die Freisctzungsschübe des reaulären 
Arbeitsmarktes nicht entfernt kompensieren und wird ~m so 
mühsamer, je schneller die Produktivitätsanforderun<>cn durch 
internationalen Wettbewerb bei offenen Grenzen wa~hsen. Be-
kanntlich beherrschen heute etwa ostasiatische „Entwicklungs"-
ländcr Produktionstechnologien, die wir bis vor kurzem in unse-
rem Alleinbesitz glaubten. Entweder kommen die billigeren Ta-
gelöhner aus den Nachbarländern oder die billigeren Importwa-
ren aus der Feme. 
Auch die staatliche Förderung eines „zweiten Arbeitsmarktes" 
über Lohnsubventionen und sonstige Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen (ABM) ist nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Soviel 
Industriebrachen gibt es durch ABM-Beschäftiote nicht zu sanie-
ren und soviel kommunale Kinder- und Altenbetreuung, Wege-
u~d Anlag~npflege fällt nicht an, dag damit auch nur eine privat-
w~rtschaftl1che Entlassungswelle in der Arbeitslosenbilanz ausge-
glichen werden könnte. Schwerer als quantitative Beschränkun-
gen wiegen indes ordnungspolitische und Effizienzeinwände. Jene 
So. neben Beratung und Vermittlung die besonderen Leistungen an Ar-
beitnehmer, Arbeitgeber und Träger von Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsmaßnahmen r_iach dem. Dntten Buch (Arbeitsförderung) des Sozi-
alg~setzbuche~ sowie etwa die Fördermaßnahmen nach dem Bundessozi-





Arbeitsplätze nämlich, die die öffentliche Hand im zweiten Ar-
beitsmarkt einrichtet, gehen dem ersten Arbeitsmarkt, etwa pri-
vaten Sanierungsbetrieben, Gärtnereien oder Altenheimen, verlo-
ren. Die Maßnahmen bewirken also per saldo keine Ausdehnung 
des Arbeitsplatzangebots (der Arbeitsnachfrage, w-ie das die Ö-
konomen nennen). Wenn schon Steuer- und Beitragsgelder für 
derartige Arbeiten vorhanden sind, sollte die öffentliche Hand 
Aufträge an private Anbieter vergeben, die überdies die Arbeits-
kräfte nach aller Erfahrung wirksamer als Behörden und Staats„ 
betriebe einsetzen. Bis auf die Ausnahmefälle von Behinderten-
werkstätten und ähnlichen Einrichtungen ist es mithin nicht sinn-
voll, einen zweiten Arbeitsmarkt mit staatlichen Fördermittdn zu 
etablieren. 
Nun geht der Staat neuerdings am:h dazu über, den ersten, re-
gulären, privatwirtschaftlichen Arbeitsmarkt fiuanziell zu stüt-
zen, um dadurch Arbeitsplätze zu erhalten oder zu schaffen. Er 
tut dies durch zeitlich befristete Lohnsubventionen. Die 
kämmerer sind da besonders findig. Anstelle der Sozialhilfe zah-
sie privaten Unternehmern, die Sozialhilfeempfänger einste!-
befristete Lohnkostenzuschüsse. Die Zuschüsse laufen meis-
tens ein halbes bis ein Jahr und betragen bis zu 1.500 DM monat-
lich, das ist oft mehr als die Sozialhilfe und mehr als die Hälfte 
des Bruttolohns. Darauf geschieht das Vorhersehbare: Der 
rige Hilfeempfänger kann sich nicht so weit qualifizieren, daß der 
Anstieg der Arbeitsproduktivität den Lohnkostenzuschuß er-
Er müllte seine Produktivität verdoppeln, noch dazu in-
nerhalb eines Jahres. Nach Wegfall des Lohnkostenzuschusses ist 
er mit wenigen Ausnahmen wieder arbeitslos. Keinen Schaden 
nehmen dagegen Unternehmens- und Stadtkasse: Der Steue!'Zah-
hat unternehmerische Lohnkosten subventioniert, für den 
Lebensunterhalt des Entlassenen kommt nach dem Erwerb von 
gesetzlichen Versichernngsansprüchen nunmehr die Bundesan-
stalt für Arbeit auf. Der schwarze Peter wurde innerhalb staatli-
cher Instimtionen weitergeschoben. 
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III. Anforderungsprofil einer beschäftigungsförderlichen 
Grundsichernng 
Aus solchen Einsichten und Erfahrungen läßt sich das Anforde-
rungsprofil einer neuen, arbeitserhaltenden und arbeitsschaffen-
den Form der Grundsicherung ableiten (s. Abb. 3). 
1. Die Gestaltung der Grundsicherung muß präventiv sein und 
lohninduzierte Anreize für die Unternehmen zulassen, insbe-
sondere einfache Arbeitsplätze zu erhalten oder neu einzu-
richten. Mitnahmeeffekte sind zu vermeideIL Die Grundsi-
cherung muß für Arbeitnehmer und potentielle Arbeitsan-
bieter Möglichkeiten schaffen, unter Lohnbegrenzung in Ar-
beit zu bleiben oder in Arbeit zu kommen. Dies erfordert, die 
lohnergänzende Grundsicherung zuverlässig, ermessensfrei, 
bedürfnisorientiert, unbefristet und bürokratiearm zu konzi-
pieren. 
2. Die lohnergänzende Grundsicherung muß auf den ersten 
Arbeitsmarkt zielen. 
3. Die Grundsicherung muß steuerfinanziert sein und 
erhaltende beitragsfinanzierte Sozialversicherung von 
destsicherungselementen entlasten, so daß der demographisch 
bedingte Anstieg von Beiträgen und Lohnnebenkosten wenn 
nicht kompensiert, so doch zumindest in erträglichen Gren-
zen gehalten wird. Überlegungen (wie die von Miegel I Bie-
denkopf'), die Sozialversicherung in einer steuerfinanzierten 
Grundsicherung mit freiwilliger, privater Zusatzvorsorge 
aufgehen zu fassen, schütten das Kind mit dem Bade aus. Ab-
gesehen von Verfassungsbedenken wäre zu erwarten, daß un-
genügende freiwillige Zusatzvorsorge entweder zu einer Mas-
sen-Altersarmut führte oder eine deshalb erhöhte Grundsi-
cherung nicht mehr finanziert werden könnte. 
4. Die Höhe der Grundsicherung muß unter Einbeziehung aller 
bedürfnisorientierten Detailleismngen sozialstaatswürdig 
sein, darf aber keine Höhe erreichen, bei der es sich auf Dauer 
bequem einrichten läßt. Insbesondere ist zu gewährleisten, 
' K.H. Biedenkopf IM. Miegel (1997), Von der Arbeitnehmer- zur Bürger-
rente. Das Konzept der Grundsichen;,ng im Alter, Bonn; Vgl. auch M. 
Miegd/ St. Wahl (1985), Gesetzliche Grundsicherung. Private Vorsorge-
Der Weg aus der Rentenkrise1 Stuttgart. 
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daß das verfügbare Einkommen von Erwerbstätigen immer 
in anreizstiftender Höhe über dem des alleinigen Grund-
sicherungsempfängers liegt. 
5. Angesichts des staatlichen Verschuldungsgrads und der be-
schäftigungsfeindlichen Wirkungen, die eine Steuererhöhung 
mit sich brächte, kann eine Neuordnung der Grundsicherung 
nur auf Haushaltsneutr .ilität abstellen. 
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IV. Das. Bürgergeldsystf!m als negativsteuerorientierter 
Lu;1#1gs<1nsatz: Flexibifüierung des Arbeitsmarkts 
bei stabiler Sozialsicherheit 
SDezi(ische Ziele, Ausgestaltung und Wirkungen 
Eigenschaften zu genügen trachtet 
Zielkonflilnen trai!b<>re Kompromisse sucht, ist das von 
mir vorgeschlagene Bürgergeld-System als eine spezielle Nega-
tivsteuervariante (s. Abb. 4}. 
B ürgcrgeldkonzept verfolgt drei übergeordnete Ziek in 
aufgezählten Rangfolge: 
1. Bekämpfung der stmkturellcn Arbeitslosigkeit Niedri,g-
2. 
lnlmsekto1· der Geringqualifr,.ierten, daß 
Soiialpolitik eine erfolgreid1e Besehäfrigungspc1litik 
Vorbeuge gegen Einkommensarmut 
Gründen auch immer, vornehmlich in Erziehungs-
bei Erwerbsunfähigkeit, 
}\us„, 
ungeniigend<'r Alters- und Rentenversorgung; 
künftigen Wandel von Erwerbsbiographien werden 
mer mehr Versorgungslücken zu schließen sein (vgl. Abb. 
3. Verschlankung sta<>tlkhen Umverteilungsapparates und 
Abbau entbehrlicher Sozialhürokratie. 
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Plütjov·er fiir cfne Einkomincnstcucr 
Das Bürgergddlwnzept ist anders präventiv 
ausgelegt, will also der E ntstchung von Arbeitslosigkeit vorbeu-
gen. Dazu schafft es Bedingungen, unter denen sich ungelernte 
gcringqu:ilifizierte Arbeitnehmer ohne Existenzgefährdung 
unter der Vorn.ussetzung von Tariföffnungen im Leichtlohnseg-
ment auf niedrige Li>lme einlassen können. Das Konzept sucht 
jenes Beschäftigungspoteucial für Geringqualifü.ierte auszu-
schöpfen, welches das Institut der deutschen Wirtschaft in seiner 
Analyse auf netto bis zu 4,7 Millionen Arbeitsplätze 
schätzt.' Andere Untersuchungen• und eigene Überschlagskalküle 
bestätigen die Größenordnungstendenz. 
Neue Arbeitsplätze für Gcringqualifizierte lassen sich in 
Deutschland insbesondere im Einzdhaude~ im Reparatur· und 
Instandhaltuugsgewerbe, im Ga~tgcwerbe und Tourismn.s .sowie 
gemeinsdrnfts- und pets()nenbezogenen Dienst·· 
1e1srnmg;en erschließen. Der Schwerpunkt dct ArbeitspJ.iuc:hancen 
Kleinbetrieben und mittdstindischen Unternehmen, die 
der amtlichen Arbeitsm"rktstatiscik heute über drr:i 
Viertel der Arbeitsplätze in Deutschland stellen. 
Der Grundgedanke des Bürgergeld-Systems ist, wie 
Negativsteuerkont.eptionen, den Einkommen- und Lohnsteuerta-
rif um einen Neg<itivbereich für auszt1zal1lende Sozialleistungen 
zu erweitern. Die für bestimmte beschäftigungs- und sozial-
politische Zielsetzung und beni.\tigte Finanzierungsvo!omen 
mal!geblichen Gcstaltungsvariablen entsprechen denen der über-
kommenen Sozialleistungsgesetze. Alle steuerfinanziertcn Sozi-
alleistungen werden zu einem nach einheirlichen Sozial- und Be-
difforenz.ierten Universaltransfer, dem 
Bürgergeld, zusammengefaßt. Bei rnl.lsti.indiger Integration in die 
Einkommenshesteuentng bestimmt die Hi;he Universal-






beträge, insbesondere der Kinder- und Gmndfreibeträge. Da-
durch läßt sich der Sozialleistungsbereich nahtlos, also ohne die 
unerträglichen und unbeabsichtigten Tarifsprünge des jetzigen 
Steuer- und Sozialrechts, in den Steuerbereich überleiten. Integ-
rationsfähig · 
1. Kindergeld, Erziehungsgeld, Wohngeld und Ausbildungsför-
derungsleistungen; 
2. die im Gegensatz zum beitragsfinanzierten Arbeitslosengeld 
steuerfinanzierte Arbeitslosenhilfe; 
3. die Sozialhilfe, und zwar sowohl die laufende Hilfe zum Le-
bensunterhalt als auch die Hilfe in besonderen 1.ebenslagen; 
4. bedürftigkeits- und personenbezogene Objektsubventionen 
im sozialen Wohnungsbau, in der Landwirtschaft, im öffent-
Nahverkehr, in der Jugendhilfe und im Kommunalbe-
reich; 
5. Umverteilungs- und Mindestsicherungselemente der beste-
henbleibenden Sozialversicherung. 
Das Bürgergddsystem sieht vor, daß Erwerbs- und Vermögens-
einkünfte die gestaffelten Grundbeträge nur zu 50% kürzen. 
Verdient etwa ein teilzeitbeschäftigter, lediger Hilfsarbeiter, der 
bei völliger Mittellosigkeit einen Bürgergeldanspruch entspre-
chend Familienstand, Erwerbsfähigkeit, kleinstädtischer Wohn-
situation usw. von monatlich 1.100 DM hätte, nach Abzug 
Arbeitnehmerbeitr,ige zur gesetzlichen Sozialversicherung 900 
DM netto im Monat, so kürzt dies das auszuzahlende Bürgergeld 
um 450 DM. Zur Bedarfsdeckung bleiben 900 DM (steuerfreier) 
Nettolohn und 650 DM Bürgergeld, zusammen 1.550 DM. Dies 
ist nm 450 DM mehr, als wenn sich der Arbeiter allein auf die 
staatliche Grundsicherung verlassen würde. Lohnabstand ist 
die Arithmetik des Systems immer gewährleistet. Jedoch 
sperrt das Bürgergel?system keinen Arbeitnehmer im Niedrig-
lohnsektor ein: Der Ubergang zu besser bezahlter Arbeit ist glei-
und lohnend. 
Die Verknüpfung von Einkommensbesteuerung und steuerfi-
nanzierten Sozialleistungen bei Erhalt der beitragsfinanzierten 
Sozialversicherung bietet sich an, weil sozial motivierte Steuerbe-
günstigungen und Tarifverläufe gleiche oder angleichbare An-
spruchsmerkmale wie die direkten Sozialleistungen benutzen. Die 
Verknüpfung hat außerdem den Vorteil, daß bei allen Erwerbstä-
tigen Steuer- und Transferansprüche saldiert, also öffentliche 
Steuer- und Sozialhaushalte nicht wie heute ohne Verteilungswir-
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kung aufgebläht werden. Lohn-, Steuer- und Sozialsystem wer-
den aufeinander abgestimmt und widerspruchslos verzahnt. Dies 
ist um so notwendiger, als wir heute in Deutschland 38 Sorten 
von Behörden und Quasibehörden zählen, die 155 verschiedene, 
steuer- und beitragsfinanzierte Sozialleistungen verwalten.'ll Ein 
U mverteilungs·Gutachten für den Bundesfinanzminister aus dem 
Jahr 1994 kornmt zum Ergebnis, daß rund 97% der deutschen 
Erwerbstätigenhaushalte, also ohne reine Transferempfänger, 
vollständig und in Personalunion die eigenen Sozialleistungen 
finanziercn. 11 
Das Bürgergeldkonzept beschreibt einen für Arbeitnehmer 
und Gewerkschaften annehmbaren Weg, nicht existenzsicherndc 
Löhne bedarfsgerecht aufzufüllen. Es befreit Leichtlohnempfän-
ger aus dem Dilemma, sich zwischen arbeitsplatzgefährdenden 
und existenzgefährdenden Löhnen entscheiden zu müssen, und 
erleichtert die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen, die sich 
Arbeitnehmer wünschen oder nur ausfüllen können. Eine 
Entlassungen vorbeugende, arbeitskostenneutrale Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit etwa von fünf auf vier Tage erfordert we-
gen fixer Arbeitskostenbestandteile eine mehr als 20%ige Brut-
tolohnreduzierung. Eine solche Lohnreduzierung kann bei den 
meisten Unternehmen nicht wie beim Volkswagenwerk (VW) 
Abbau über- und außertariflicher Leistungen aufgefangen 
werden. Andererseits gerieten mit einer mehr als 20%igen Lohn-
kürzung Leichtlohnempfänger in Existenznöte. Das Bürgergeld 
schwächt nun eine 20%ige Lohnkürzung in eine 10%ige Senkung 
des verfügbaren Einkommens ab, macht kostenneutrale Arbeits-
zeitverkürzungen mithin sozialverträglicher. Wer auf Lohnaus-
verzichtet, verzichtet nicht zwangsläufig auch auf den ent-
sprechenden Einkommensbetrag. Eine deutliche Mehrheit der 
Beschäftigten zieht eine erträgliche Einkommensreduzierung dem 
Verlnst des Arbeitsplatzes vor. 
Nach der jahrzehntelangen Erfahrung gewerkschaftlich er-
strittener Lohnerhöhungen ist kaum zu befürchten, daß die Ge-
10 J. Mitschke/St. Schildbach (1996), Enumeration der wichtigsten in der 
Bundesrepublik Deutschland existierenden steuer- und beitragsfinan-
zierten Geldleistu"}_gen sO'U<'ie der sie verwaltenden Behörden und Kör-
perschaften des ö/Jentl.ichen Rechts, Stand: Ende 1995, Frankfurt a.M. 
(Umdrnck). 
'I Rheinisch-Westfälisches Institut für Wimchaftsforschung (1994), Das 
Zusammen/ct'irken von Steuern und Sozialtransfers in den jungen Bun-
desländern - eine empirische Analyse anhand von Fallbeispielen und 
Problemdarstellung. Gutachten im Auftrag des Bundesministers der Fi-




werkschafren bei im Niedriglohnsegment nicht 
rrii)gJiche Bestrebungen Arbt.~ftgt'ber verhindern, 
produktivitiitsfremde Lohnsenkun1;cn zu Lasten einer steuerfi.· 
nanziertcn Grundsicherung durchzudrücken. D,is Bürgergeld 
ohnehin keine Lohnsubvention im rraditionelk"' Sinn. Empfänger 
der Arbeitnehmer, nicht der Arbeitgeber. fa ist individuell 
bedürftigkeitsabhängig und stellt nicht auf die Unzulänglichkeit 
bestimmten Einkunfrsart ab, individuellen Be-
(weitere Vermögensein-
kun!te, Familienstand, Erwerbsfähigkeit ist es zielgenauer 
und beansprucht insoweit auch weniger Haushaltsmittel 
Lohnsubvemionen. Die Tarifpartner \vürden sid1 im Bürgergdd-
sym:m nicht ohne zwingenden Grund auf Löhne zu 
Lastrn des Subventionsvolumens und des Steuerzahlers einigen, 
wie das ffü traditionelle Lohnsubventionen zu Reeht befürchtet 
wird. Da da> nur die Halfre einer Lohnsenkung 
fangt, bleibt des Arbdt•lehmers an der Höhe 
Entlohnung wirkt so umernehmerischen Mitnahn1e-
dfeluen entgegen. 
Anreize zur Schwarzarbeit bleiben i1llf der Seite der Arbeit-
nduner und Arbeitsanbieter solange bestehen, solange eigenes 
Erwerbseinkommen nicht völlig abgaben- und anrechnungsbe-
frcit isr. Solche restlose Befreiung wäre sozialpolitisch 
Niedriglohnsegment unvertretbar. 
Vcmbredung von Schwarzarbeit Partner, naml1ch 
des Arbeitgebers. In Maße in dem 
Arbeitgeber bei sozialverträglicher T ariföffoung durch 
Grundsicherung nkht mehr darauf vcrw:iesen die Arbeitskos-
ten über die illegale Vermeidung gesctzlid1cr Lohnzusatzkosten 
und Anrechnungsregeln zu senken, schwindet sein Interesse an 
der Vergabe ohnehin sankrionsbedrohtcr Schwarzarbeit. Die ent-
scheidenden Impulse zum Abbau der Sch:im~nwirtschaft dureh 
Grundsicheru11g gehen also wemgcr von der Arbeimehmerseite, 
sondern von Arbeitgeberseite aus. 
Während skh die traditiondk Bedürftigkeitsp1·üfung pn<1u1> 
tcst) auf die situative Betragsd ifforenziemng von Lcbc111St,odart 
und auf die Kontrolle von Arbci.tsfiihigk"it, Arbeitswillen, 
ncn Einkünften, Vermögen sowie potcntidlen lJmerhaltsansprü-
chen, insbesondere gegenüber der Famifoc, ernneckr12, 
12 
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dazu näher l Mitschke 
alleistunP'ssvstem - Chancen 
• - · _q '-· • (2000), Gri:ma!sicl?mmgsm,,delle 
-·--------------_i:~1'.:l'.::~f~ü_::r_:e~in~e::_~:~15~t='.'.' Einkomn1ensteuer 
das Bürgergeldsystem bei einer weitgehend pauschalierten Be-
darfsdifferenzierung und der Teilanredmung der mm1rhaltstaug-
Jicben Erwerbs-, Renten- Verm(\genseinkünftc. Insbesondere 
emfallt der beschiifrigungsfoindliche F<unilienregrcß. D"s System 
setzt auf ma.rktwirtschaftlidte, mouctiire Arbcit~anreizc durch 
Teilnnrechmmg eigener Erwerbseinkünfte "'1.st'>tt auf bürnkrati· 
sehe, wirkungsanne Kontrollen. 
Die administrativ sparsame, zuverlässige, ausreichende, unhe-
;,;,„p,.~ und nicht ausgrenzende Grundsicherung durch das Bür-
"'"''""ld kann anders als etwa die deutsche Arbeit.•lo<1mhilfo 
Arbeitsplätze in Leichtlohngruppen erhalten 
L die Errichtung und Besetzung von T dlzeitartarbeitsplätzcn 
erleichtern sowie 
2. zur Vermeidung von Massenentlassungen notwendige Ar-
beitszeit- und Lohnkürzungen sozialverträg!ich abfedern. 
Sie fängt den Arbeitneltmer dort auf, wo der Lohn nicht zur 
ßestrcit~111g des ausreicht: Soziale Sicherheit wird 
jenseits von Leistung<m der gesetzlichen Sozi-
alversichcrnng vom und EmfohnungsstattlS abgekop-
pelt, die Fleiribilisienmg der Arb„iworganisation und des Ar-
beitsmarktes ohne tiefgreifende Sozialkonflikte möglich gemacht. 
Finanzierung 
Steuerpolitiker haben die Gewohnheit, ökonomischen und 
sozialen Rahmenbedingungen ihres Inkassogeschäfts wenig 
merksamkeit zu schenken. Und Sozialpolitiker neigen dazn, 
I'inanzierung ihrer Wohltaten nicht himeichend zu iiberdenken. 
Der Bürgergeldvorschlag war schon in der ersten Version zu 
Zeiten einer Hochkonjunkrur liaushaltsneun·<1I <1ngdegt, weil es 
auch bei florierender Konjunktur und roid1l.id1 sprudelnden 
Steuerqudfon nicht zidgeredn und redlich isr, die Finanzierungs-
probleme Grundskherungsrefonn n1f Kosren 
anderer Partien Staatshaush,ths mfor auf dem R ikl1e11 
Steuerzahlers zu 
--------------····-······-··-----~· 
i~'irkungen und Finambedaef: Eitte Fund4rnent.t/.d.n,;1}yse _,_r.it besonderem 
Bezug auf.die Steuer- und Sozialordnung so-etiu: df:n Arbeitsmarkt der 
Republik Österreich, Baden-Baden, S. 39-42, 
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Anrechnungssatz von 50% eigenen l'.rwerbsbe-
Btirgcrgeld liegt die U ntersriitzungsgrenze, 
vom Transfer- in den Steuerbereich, beim Doppelten 
Bücri.:,efli:el<les. Nach meinen für 1992 Berechmm-
unmittelbaren Haushaltswirkungen 
ergab sich für 1992 im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt 
Hüq\m1:e!d von 9.200 DM, wenn man das durchschnittliche 
xisten.zminimum Erwachsene und Kinder n•1di dem Maßstab 
der verfa.sst1ngsgerichtlich Elnko1nmensteuer-'far1f-
anpassung ansetzt. Daraus !992 die durchschniulid1e 
Unterstützungsgrenze DM, die Steucrfrc,i grenze er-
höhte sid1 somit dem d;mals gdt<enden Einkommen-
steuertarif auf DM. dadurch cntst<:h,:mfou Einkom-
men- und Lohnsteuerausfälle in Höhe von 2S,:> Mrd. DM kom-
P''nsieren der systembedingte Abbau legaler illegaler Leis-
tungskumulation sowie der Wegfall Objekt-
subventionen an Nichtbedürftige. H11U11haltsne1~trailtiit 
Absenkung des sozialen Sicherungsniveaus, ohne Steuererhöhun-
auch ohne Kalkül administrativer · und ent-
lallettd<·r Mindestsicherungselemente in der gesetzJichen Sozial-
Anderweitige Finanzbedarfssehiitzungeu" gehen von rntscnen 
Voraussetzungen aus. Soweit überhaupt fachlichen und me-
thodisd1en Sta.mhrds und nicht nur vordcrgriiJJdige 
wahltaktische Ziele es vorrangig um die lfohe der 
----·--·--··------------
L1 J. 'Nl_its(hke (Pf'J).f, lltnrn'ttelbarf! Hausha!tsu~itkungen f.:h.,.s Bürget-geld-
systetns (i)(itenban.> 1992),_ f:raukfurt a.M. (Utndn.i(k), ' ~ 
11 L Bei..'kt~r (:1995 )) ~,rla~ Bi:trgcrgeld als ahernatives GrundsJchi::rung$sys:-
ten:: [Joirsti:Uu1?g u1~d kricise~e Würdigung einig~r etnpjrlsctH:r Küsten~ 
$(.h1uz~1nl~cn'\ 1n: Ftnanzarchiv, N.F. 52, Jg.) S . .J06-3.38; l>cutschcs In-
stku1.~ür, ~~'Jstsch~ftsforsch\1.ng (D1W) (l9%)t F~skAliJ<'l?t: ANswirkungen 
dr.?· [.1u.ftttJr-ung eines Bürgerge~des. Gutacl~ten :m- A.~/tr.ig des _Bunrles-
ui;tttsteJ-s der Finanzen. Bearbeitet von Meinhardt~ V', u.a,: Berlin (Utn-· 
druck); !n!n:itut für Wclnvirtschaft an der Universität Ki\'~ (199{}), f)as 
,,.ßi-frgerge/J« - ein sinnvolles Konzept? Abs<.'bl!f.{ihericht zt1tn 
scl:11tttg:uru_ftr!!g der. l-Ticdn:c;h-Nttf-ftnannäStlf~ttng, {Bearb~it';ln~r . 
Boss!K.-J. Gern). Kid; R Rurup/W. Sesselme1er (.19%). MJv/ld>teetten 
11nd c;reYJ..?,fN der Entkopplung von Erzv·erbsarbcit ;uu.i suzi'tr.ler Siehe-· 
rur.ig, G*-tachten für dt"e „ Zukunftskorrunission der Ltindf:r Bav-rrn und 
Sachsen"', Darmstadt (Umdruck). .-
w 
Zur Ausein4nd~rsetzung im einzelnen siehe l lviitschke (1995), Stellung-
n;,1h1ne zurn ltfanuskript 'tJOYf lrene Becker »btt1 BJ/r,({fr~:1:ld t1ls ahern.itiA 
iics Grundsfr.:berun-gss,1•stem: Darstellung und krir{sfhi: tf.1firdigung einigr:r 
etnpirir:cher Kosler.schdtzungen«, Frankfurt l. J\it (lj mdruck); d('t:oi. 
{1996), An1ne•nt~Hngen zum Gutachten des /)eur.q:hett Instituts fiir 'V?i-rt·' 
.w:haftsforschun-g 11 Fisk(t/J;;che Aus'toi'rkun;:1,·n de-y finffthrung eines li'i~t ·· 
gergelde-s" (er.tte 'lersion), Frankfurt tt.?-.-1, (Uü1<lrut:k). 
Plädoyer für eine negative Einko1nmensteuer 
Einkommen- und Lohnsteuerausfälle, die Tdlanrechnung 
eigener Erwerbsbezüge und folglich Ausdehnune der 
steuerfreien Zone gegenüber dem geltenden Recht 
sind. Hierzu ist anzumerken: 
l. Sokhe Steuerausfälle treten wegen der n<>twendigm Koordi-
uation von Steuer- und Soz,ialrecht gleichermaßen auf, wenn 
rnan ~·wie aus Arbeit:sanreizgründi:.1n c.rwog-en ..... eine ""n"''"llle 
Teilanrechnung Erwerbsbezüge auch bei der Sozial-
hilfe einfii hrt. 
2. Dem Bfü'gergeldsystem werden unzul:lssigerweise die Steuer-
ausfälle im unteren Einkommensbereich zugerechnet, die die 
vom deutschen Bundesverfassungsgericht geforderte steuerli-
che Freistellung des Existenzminimums bedingt. 
3. werden dem System ferner zu Unrc'<:ht jene sehr hohen 
Steuerausfälle angelastet, die eine Ausdehnung Steuerbe-
freiung für niedrige EiJJkommen auf alle Steuerpflichtigen 
verursachen würde. Aber gerade solche Regelung hat der von 
mir als Kläger mitveranlaßte Beschluß des Bundesverfas-
sungsgerichts ausdriicklich nicht verfangt und betont, daß der 
(Grund-)Frcihctrag mit steigendem Einkomme11 deutlich 
µ;r:schmolzen werden kann. Es bestehen gute Gründe, crtrags-
stcuerliche Grenz- Durchschnittssätze in Deutsch.land 
für Unternehmen und Arbeitnehmer zu senken .• 1mr ergibt 
s.ich eine allgemeine Steuersenkung nicht als zwi.ng„nde Polge 
,for Iut.:gr:uion von Steuer- und Transferordnung, also als 
Folg<· des Bürgergeldsystems. 
4. Dm Berechnungen liegt wiederholt das Existenzminimum 
Erwiu:hs,ene als gesamtwirtschaftlicher DurchschJJittswert 
so daß sie Transfervolumen und Steuerausfälle ü-
berschiitzen. Es wird übersehen, daß für Jugend-
je nach Alter niedrigere Werte anzusetzen sind. 
5. handelt sich schließlich bei einigen Schiitztmgen um Brut-
torechnungen ohne Berücksichtigung der Gq;enfinanzierung, 
oder die Gegenfinanzierung wird nur lückenhaft einbezogen-
Ein 1998 veröffentlichtes Gutachten des Gcncrnlsekret~rs des 
de1lt,d1en „Sachverständigenrats zur ßegutad1tu11g der gesamt-




strebte und errechn(:t<' 1faushaltsneutralitiit zu erreichen 
Legt man anderweitiges R cchenmodell des Kid er Instituts 
Weltwirtschaft zugrumfo, .m beläuft sich der Finanzbedarf nach 
dem Gmachten im ungiinsrigsten Fall auf 24 Mrd. DM für 1996 
beim Status quo. Die · hiiheren Haushaltsenrfasrnngen durch 
die zu erwartenden Besdiiiftigungswirkungen sind aus Gründen 
statistischer und prognostischer Redlichkeit nkht gegengerech-
net. Verringerung der Arbeitslosigkeit um 100.000 
tungsberechtigtc Personen entlastet den deutschen St,tatshaushalt 
(Gd:>ietskörperschaften und So.zialversicherungsträgcr) insgesamt 
um erwa 4 Mrd, DM. Somit wäre bereits bei einer Wiederbe-
~chiiftigung, von 600.000 Arbeitslosen Haushaltsneutralität er-
re[cht. Das Beschäftigungspotential für Geringqua!ifizierte wird 
für den Fall von Tariföffnungen auf bis zu Millionen 
Arbeitsplätze geschätzt, 
unzweifelhaft, dall die Finanzierung der Ge.>taltung von 
Grundsicherung Grenzen setze So etwa ein Anrechnungs-
satz eigener Erwerbs- und V crmögenseillkiinfte von 40 statt 50% 
natürlich die transferseitigen Arbdtsa11reize Bürgergeldsys-
tems weiter Aber dit's w:ire nach den angestellten Be-
rt<clmungen nicht ohne eine zumindest temporäre, wiederum 
besdühigu ngsfeindliche Steuererliöhung zu finanzieren, Gerade 
von der Gesellschaft und Politik zu Recht als eonditio sine 
qua non Finanzierungsrestriktion eines Sozfalst«ats„ 
das Konzept eines bedarfsmiabhängigcn, 
voraussetzungsfosen Grundeinkommens (bru;ic inwme) als unre. 
alistische Grundsidierungsalternative zu verwerten, 
Die Anrechnungsquote eigener Erwerbseinkünfte he.,.ägt 
definitionsgcmiif; 0 und unterstützt einerseits besonders krd"'!I 
die N'clgung·1 einer tnarkto.rganisiertcn odel" 
ganisierten Arbeit nachzugehen, Aber der Finanzierungsbedarf 
eines Grundeinkommens für ist so enorm, dall die 
zunächst aufauhrlngenden Steueropfor Sicherheit die $()]idi<·· 
rität mit den wl<klieh Bedürftigen überfordern, auch wenn ein 
Großteil der abgeführten Steuern :i.ls Grnndeinkommcn an die 
gleichen St«terzahler zuri.ickf.lief!r. Aber dieser Riidd1ul~ 
durch steuerliche nicht glaubhaft zu vermitteln. 
Ammtsscfochten Gesefüch:.ft die Schuld an 
fiskatorischen Abg~benbürden zugewiesen würde. Die Integrati-
1 s M. f~T\\tk ... „ Das Bürgergeld - doch fi'n.-:111,z;Mrbar! Gutachten übi!r 
vorliegende lfem~mJtt1Ren zu den fiskaliscben Auswirkungen der Einfüh-
rung eines im Auftrag der Fticdri'ch-·.l:hert-Stiftun& Boün. 
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für eine Einkornmenstcuer 
durch die verbesserten Beschäftigungsmöglichkeiten 
solche Schuldzuweisung und entsprechende 
wehrhalnmgen zunichte gemacht. Da nützt auch der rheoreti,d1e 
daß bei entsprechender Sreucrtnrifg,es-
taltung 1fas nach Saldicrung von Zusatzlasten und Grnndein-
kom1mm definitiv verbleibende Umverteilungsvolumen 
Gnmd<0lnkommenskonzepts rejn rechnerisch genau so wie 
das eines Neg<Hivsteuerkonzepts 
Um wckhe Größenordnungen Steuererhöhung '" zur 
nanziemng eines Grundeinkommens geht, mag ein im R<\hmen 
einer Grundsicherungsexpertise von mir für Republik Oster· 
reich vorgenommenes Kalkül erhellen." Rechnet man eine von 
Parteien und \l/olilfahrtseinrichnmgen erwogene altersbczogenc 
Staffelung monatlicher Gni ndeinkommensbetriige unter 
Aus.~chlul~ beitragsfinanzierter Leistun.gen von 4.000 Schilling 
unter 15 Jahre)/6.000 Schilling (15 bis unter 20 Jahrc)/7.000 
:X:titlling (ab 20 Jahre) für das Jahr 1995 auf die österreichische 
Bevölkeruniz Millionen Einwoh!Wr) hoch, so ergibt sieh ein 
von 619,585 Mrd. Schllling. Die steuerfinanzic!'tcn 
Sozialausgaben des gleichen Jahres bdicfon sich auf 253,638 :Mrd. 
Schilling, so <lag rund 366 Mrd. Schilling bei bedarlsunab-
hängigen Ausstattung jedes Österreichers mit Grundeinkonunen 
zunächst (ohne Anpassungsprozesse) zusiitzll.ch 
wären. Zum Vergleich: Das Einkommen- und Lolinsteucrauf-
kornmen dieses Jahres betrug 180,2 
einmal die Hälfte des Zusatzbedarfs. 
In Höhe des gesann:wirtschaftlichcn Grundeinkommensvolu-
mens, das an Nichrbcdürfrige geht, findet eine gewaltige Ausdeh-
nung (ler Sozial- Steuerhaushalte oh nc jegliche persundle 
Umvertcilungswirkung, ;tber mit allen h>!gen von Stc'l.lerwidcr-
stanJ und Biirolm1tievermehrung statt: Die zur Kasse gebetenen 
Steuerpflichtigen finanzienm ihr eigenes Grundeinkommen. 
---------------·---
16 Siehe Ph. van Parijs (1'J'l5), Re,11 Frudom for All. W'hat {if<mything) t1m 
juuif..'V capitalis1n? ():dürd u.a.(),, S. 57. 
17 l. Ntitscfike (2000), Gru.ruls.ich~)1'ttngsmoJelJe ~~ Zie!,1, (Jcstaltung. \N'ir-
:kungen und Finanzbed.;rj: fi'ni: FU1uLt.mr:rrtalar..alys11 init besanderen-1 
Bezug auf die Steuer- und „\'ozialordnung sowie Jen Arbeitsrnarkt der 
l?ep11blik Östem:ich, Brufo1-B„{ro, S. 49-50, 
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V. in De11tschf,md 
Das von mir 1985 im ausgcctd)eitete Bürgei-gddkon-
zept'" griffen vor etwa sechs Jahren die Ch1·istli<:h-Demokt«>tisd1e 
Arbeitnehmerschaft Deutschlands (CDA) und die Wirtschafts-
vereinigung Nordrhein-Westfalen (WIV) bei ,len Konservativen, 
die FDP ;111f der liberalen Seite auf. 19 Daraufhin wurde die Prü-
Grundsichenmgsvorschlags in Koalitionsverein-
barun!! zwischen CDU und FDP für die 
Legislaturperiode des DeutschC11 
non1nH'::n.Zt1 
. Die vom Bundesfinanzminister der Koalitionsvcreinb'a-
rung eingesetzte Expertenkommission Steuer~ 
'I'.rnmfersysteme", dessen Mitglied ich bis kurz vor Berichts-
fassung war, leimte 1996 die vo11 mir vertretene lmegnuiou von 
steuexf~.n:~n2Jerteo und Einkoinn1t~nsbe:steuerung 
zwar ;1b, empfahl die KoordinierUn(~ der zahlrei-
chen Soz iallcisrungen neu zu schaffenden ~oziattram<-
foromt/1 
Trntz des <rom CSU-Bundesfinanzn1inister vorprogrammier-
ten Kommissionsergebnisses nahmen sowohl die CDU Hessen 






\JfJl/ zt~m 1"hern4 » lVr:gatit•steuer -
vorn 22.1 :tJ9'J5, Königsv.:inter; Freie 
(l994), ,,,. Sozi~d- inul c;esf.>!/.~fhii.fl;SPolitik «". 
'4•ts de~n f)üku.:ssionsentr.(:t4 rf' dt?s \Vahl--
. Be•r..:hlH-j? de$ B/1 A iri ltf;~gdeburg 
· Jb,JV. l99J der F . .l), P. zur !hoi<Jest11gs-
~94, &nn. Gesundh~.;CS· und c;e:;:eU-
s_~~~„ft~pqli!~k. 
für eine Elnkommensteuer 
ihre Beschäftigungsprogl'!Ullme von 1996 auf, „;„ denn am:h das 
in Hamburg 1994 beschlossene C.DU·Gnmdsatzprognumn unter 
Textziffer 76 die von Steuer- und Sözia.lleisti.mgssys-
tcmen a11strebt.~' Die hat Konzept a.usdrüddidi 1997 in 
ihr in Wiesbaden beschlossenes Grundsatzprogramm uml in ihr 
\Vah!progra.mrn von 1998 geschrieben.z:' 
Obwohl sich die Spitze des Deutschen Go•werkschaftsbnndcs 
(DGB) und der mächtigen Metallgewerkschaft {lG Metall) ange-
sichts steigender Arbeitslosigkeit gerade im Niedriglohnsektor 
bereit zeigt, eine neue Form der Grundsicherung zu iiberden-
kcn,24 wenden sich die Gewerkschaften doch mehrheitlich gegen 
'f a.riföffoungen und steucrfinanzierte Grundsicherung. Das hat in 
SPD zu einer recht unterschiedlichen in Grundsiche-
nmgsfragen geführt. Während der linke steucrinteg· 
ricrtc Grundsicherung eher ablehnt, haben sowohl Partei- als 
Prak.tionsfühnmg solches Konzept als bcdenkens- und 
prüfungswert erklärt. Die vom jetzigen Bundeskanzler vor der 
letzten Bundestagswahl vorgestellten wirtsdH1f1spolitischen The-
sen fordern fiir den Leichtlohnsektor Lohnzuscltüsse über eine 
negative Einknmmensteuer.21 Zukunftskommission der SPD-
22 Cbri>tlich Demokratische Union CDU Hessen (1996), Ai·beit in 
Deut.schla1ui ~ Progriimmentwurf zum 1.andesparteü.a~ Ka$sel~ S. l l ~ 12; 
Cbri,t!ich Demokratische Union CDU Sur (1 ~96), Arbeit für alle -
Pr•)f,YtitnHwnt-u.•urf zum f4nJ.esparteitag, Neunkirchen, S. 5-; Chris:clich 
I h:rn.oknttische Ünioo: (:DU (1994 )) Grundsat?./Jt<1gr-ant1n. .Freiheit in 
\ler1:tnl'tt'ortung. Beschluß des J, Parteitags der C"J)(j "l'Om 23. Februar 
in Hamburg, CDlf-Dokumentation 711994, BoM, 
auch Chrisilich Demokratische Union CDU Nordrhein-Westfalen 
(1994), ,Mehr Gerechtigkeit und wen!grr Biir<Jkratw durch ein neues 
.Steuers7J.tern (l\fegativstcuer!Bürgergr:ld)"" Antrag JerClJU-Fraktion &n 
Landtag Nordrhein· Westfalen, Drucksache l l/13. U 994. 
Z~ Prele Demokratische Partei F.D.P. (1997), Wiesbadener Grundsätze: Für 
<lte liberale Bürgergesellschaft. Grundsatzprogramm der l'D.P. Be· 
schlossen auf d1:m 48. Onl. llundesf!arteitag der F.D.P. am 24. Mai 1997 
in Wiesbaden, Wiesbaden, Abscbmtt ! l: Der libc.rnlc Sozialstaat, S. 37-
39. 
" Siehe dazu die Äußerungen des DGB-Vorsitzrmdm Schulte 
F~·~".tnkfurter Allgemeinc:n Zeitung Nr. 179 voni 5.8. ! ?97 t S, LL 
Vorsitundeu der JG-Metall Zwickel in: Der Spiegel Nr. 50(1'194, S. %. 
25 V:gL ·~uch die.~teilungnahrn~".1 der ~amaHgen Sl1l)·Vorslt.zenJ~u S<:kr-
p~ng:, 1n; f1~1nR1urter Allge1nen-1e Zetrung Nr, 54 von14J.1995~ S, ·J 5t und 
L<tfünta.ine, in: L>er Spif?P;cl N:r. 41/1997;S. 5.Z sowie Soziaidentokrat.i'iche 
P~t.rtel Deutscl1lsndslWirnchaftspoHtis1.:.h~~t [)iskus..,.io.nskrds (1'997), 
„Eine echte Re:nai~"'aJ1ce der SO"Li.alen Murkt"virtSl.~haft . .Etk;ptu1kte eltu:r 
so2iafdemokratlschen Modernisierungs· und .Rt'ft'r(mpolJtik -· 'fhesenpa-
des v.:irtschaftseolicisc~en DiskUssk!n~~rcises"~.ahg~drJ~kt in: D/e 
;;;Gerhard Schroder, du: SPD und dJc ()kott(l!luc: ,t.;n Plädoyer fur 
Wettbewerb, unternehmerische Tatkraft) Jnnov-Jtionen"'. Nr. 39 







nahen Friedrich-Ebert-Stiftung, deren parteiloses Mitglied ich 
war, sieht in meinem Grundsicherungskonzept "den sachlich 
besten Vorschlag zur Überwindung der negativen Auswirkungen 
des deutschen Sozialstaats auf die Beschäftigung", wenngleich sie 
auf die beträchtlichen politischen Umsetzungshindernisse hin-
weist.26 
Die Grünen schließlich haben sich von ihrem im Bundestags-
wahlkampf 1994 noch geforderten einheitlichen Grundeinkom-
men verabschiedet und in ihr jetzt vorgelegtes Programm einer 
„bedarfsorientierten Grundsicherung"27 eine Reihe von Elemen-
ten meines Grundsicherungsvorsehlags übernommen. Die Ver-
knüpfung der Grundsicherung mit der Besteuerung lehnen sie 
freilich ab. Ein Konzept für eine "bedarfsorientierte soziale 
Grundsicherung" will die jetzige Regierung nach der Koalitions-
vereinbarung zwischen Sozialdemokraten und Gtiinen entwi-
ckeln und schrittweise einführen.28 
Vl.Resiimee in sieben Thesen 
Die vorrangigen Gründe für eine negativsteuerorientierte Neu-
ordnung der steuerfinanzierten Sozialleistungen durch das Bür-
gergeldsystem seien nochmals zusammengefaßt: 
1. Lückenlose, zuverlässige, transparente und unbefristete 
Grundsicherung flcxibilisiert den Einsatz menschlicher Ar-
beit, da sie einkommensarme Phasen des Erwerbslebens in-
folge von Aus- und Fortbildung, Umschulung, Teilzeitbe-
schäftigung, Berufswechsel, Krankheit, Schwangerschaft, 
Kinderbetreuung und -erziehung, aber auch Anlaufperioden 
der unternehmerischen Existenzgründung überbrückt. 
26 Zukunftskommission der Friedrich-Ebert"Stiftung (1998)1 Wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit) sozialer Zusatnrnenhalt, ökologische Nachhaltig-
keit. Drei Ziele- ez"n Weg, Bonn, S. 262. 
27 Bündnis 90/Die Griinen-Bundesta~sfraktloo (1998), Die Grüne Grundsi-
cherung. Ein soziales Netz gege-n du: Armut, Bonn. 
28 Sozialdemokratische Partei Deutschlands/Bündnis 90/Die Grünen 
(1998), .Aufbruch und Erneuerung - Deutschlands Weg ins 2!. Jahr-
hundert. KoaHtionsvereinbarung vom 20.10.98'\ a~g_edruckt in: Han-
delsblatt, Dokumentation (I), (II), (111) und (IV), Nr. 203 vom 
21.10.1998, S. 63. 
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2. Grundsicherung über eine negative Einkommensteuer vorn 
social dividend-Typ beugt im Gegensatz zum jetzigen Sozi-
alleistungssystem der Entstehung von Arbeitslosigkeit im be-
sonders betroffenen Niedriglohnsegmcnt der Geringqualifi-
zierten und Geringqualifizierbaren vor, weil sie die sozial-
verträgliche Tariföffnung für diese Lohngruppen erlaubt und 
so die unternehmerischen Arbeitskosten senkt. Dies ist ent-
scheidend in einer beschäftigungspolitischen Lage, in der es 
weniger am Arbeitsangebot der Hanshalte, als vielmehr an 
der unternehmerischen Arbeitsnachfrage, also an verfügbaren 
Arbeitsplätzen fehlt. Der Arbeitsplatz rechnet sich dann für 
das Unternehmen auch bei geringer Berufsqualifikation des 
Arbeitnehmers, der Arbeitnehmer wird andererseits büro-
kratiearm, zuverlässig und dauerhaft abgesichert. Die Gesell-
schaft finanziert Arbeit statt Arbeitslosigkeit, 
3. Gnmdsicherung über eine negative Einkommensteuer erhöht 
wegen der abgesenkten Anrechnungsquote von Eigenein-
kommen die Arbeitsanreize gegenüber dem jetzigen Sozial-
leistungssystem und wirkt durch die nur beschränkte Kom-
pensation von Lohnkürzungen unternehmerischen Mitnah-
meeffekten und produktivitätsfremden Lohnsenkungen ent-
gegen. Die Anreize zu Schwarzarbeit nehmen sowohl auf der 
Seite des Arbeitnehmers als auch des Arbeitgebets ab, Die 
Systemarithmetik gewährleistet, daß Erwerbstätige finanziell 
immer erheblich besser fahren als jene, die sich allein auf die 
staatliche Grundsicherung verlassen. 
4. Grundsicherung über eine negative Einkommensteuer senkt 
Volumen der staatlichen Umverteilung entscheidend, 
Steuer- und Transferansprüche saldiert werden: Bürger 
zieren nicht mehr über Steuerzahlungen ihre eigenen Trans-
fers. Steuer- und Sozialhaushalte schrumpfen. 
5. Grundsicherung über eine negative Einkommensteuer kann 
nach etatistischem Status quo-Kalkül haushaltsneutral, 
also ohne generelle Steuererhöhungen bei Erhalt des sozialen 
Sicherungsniveaus finanziert werden. Die Gegenfinanzierung 
umfallt hauptsächlich die Haushaltsausgaben für die ersetzten 
Sozialtransfers, entbehrliche Objektsubventionen sowie er-
forderlichenfalls Mindestsicherungsdemente der gesetzlichen 
Sozialversicherung. Mittel- und längerfristig führt der zu er-
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wartende Beschäftigungsanstieg zu Haushaltsentlastungen bei 
den Gebietskörperschaften und Versicherungsträgern. 
6. Die negative Einkommensteuer koordiniert Steuer- und Sozi-
alrecht sowie die entsprechenden Verwaltungen. Sie stimmt 
durch Zusammenfassung auch die verschiedenen steuerfinan-
zierten Sozialleistungen untereinander ab. Sozialbürokratie 
läßt sich abbauen, weil gleiche oder angleichbare Sozial- und 
Wirtschaftsdaten nicht länger mehrfach erhoben werden. 
7. Die institntionelle Verknüpfung von Steuer- und Sozialord-
nung schwächt die Stigmatisierung von Grundsicherungsbe-
dürftigen ab und wirkt der Tendenz zur Zwei-Klassen-
Gesellschaft - hier die staatstragende Klasse der Steuerzahler 
und dort die staatsbelastende Klasse der Sozialbittsteller -
entgegen. 
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Zur Krise der Arbeitsgesellschaft 
Auszüge aus der Diskussion zu den Vorträgen von 
Ulrich Oevermann und Joachim Mitschke 
ULRICH OEVERMANN: ( ... )Die Frage ist, ob aus der empiri-
schen Korrelation zwischen sozialer Depravation und Erwerbslo-
sigkeit nicht unter der Hand ontologisierend ein die Gesamtexi-
stenz dieser Leute einschätzender Qualifikationsmangel konzep-
tualisiert wird, der faktisch - solange die Prämisse von der Er-
werbsarbeit als Normalmodell gilt - gesellschaftlich festgeschrie-
ben ist. Aber diese Festschreibung würde sich meiner Ansicht 
nach tendenziell der Chance nach sofort lösen lassen, wenn die 
Existenzform .arbeitslos" mit einer anderen Bewährungsethik 
positivierbar wäre. Wer sagt uns denn dann, daß da nicht mögli-
cherweise Qualifikationen schlummern, die aufgrund der Päd-
agogisierung auf dieses Normalmodell Erwerbsarbeit hin auch im 
Selbstbild der Leute entwertet worden sind, die sich aber - wenn 
sie freigesetzt worden sind - plötzlich entäußern können? Ent-
scheidend an meiner Argumentation ist, daß es eine freie Ent-
scheidung sein. m11ß. Da bin ich anßerordentlich radikal -liberali-
stisch geradezu. Entscheidend ist, daß man jegliche Pädagogisie-
rung wegzieht, daß es für jeden eine freie Entscheidung ist, ob er 
arbeiten will. Er muß in beiden Modellen grundsätzlich auf je 
andere Weise die Gewähr haben - und das ist die Gemeinwohl-
bindung - daß er von den Voraussetzungen her ein würdiges und 
die Bewährungslogik erfüllendes Leben führen kann. Es sagt ja 
keiner, daß festgeschrieben ist, daß man ewi-g, für sein ganzes 
Leben, ohne Arbeit bleibt. Es kann ja durcha'lfs sein, daß jemand 
in der Arbeitslosenexistenz kreative Qualifikationen entfalten 
kann und etwas schafft, das er am Markt anbietet, und so kurzfri-
stig über einen Umweg plötzlich wieder an eine Arbeit kommt. 
Also, warum soll es denn der Möglichkeit nach keine Mischexi-
stenzen geben? 
TEILNEHMER: Die Frage ist, wo der Wandel zu solch einem 
veränderten Bewährungsmythos herkommen soll. Es gibt eben 
die Arbeitsplatzbesitzer und die Leute, die keinen Arbeitsplatz 
haben, die aber doch unter den Folgen der Arbeitslosigkeit indi-
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viduell sehr zu leiden haben. Ich denke, die meisten Menschen 
sind nicht in der Lage zu sagen: O.K„ ich kriege ja dann Geld 
vom Staat, mir geht es auf diese Weise noch relativ gut, ich mache 
jetzt etwas anderes, was sinnvoll ist. Die Anerkennung erfolgt 
immer noch über die Erwerbsarbeit 
OEVERMANN: 
TEILNEHMER: Deshalb ist das in der Diskussion immer die 
spannende Frage. Das Modell ist zwar sehr schön, nur 
kommt man da hin? Also, ich sehe da überhaupt keinen Weg, 
haben Sie dazu eine Idee? 
OEVERMANN: Ja, das war das Stichwort .Transformation". 
Wenn ich gerade noch eine Bemerkung machen darf. Herr 
Mitschke, das paßt zu dem, was auch Sie vorhin gesagt haben. 
Also, wir untersuchen nicht massen.statistisch, sondern einzelfall-
analytisch fallrekonstruktiv, und da kann ich in Ihrer Argumen-
tation etwas bestätigen. In Fällen von Sozialhilfeempfängern, die 
auf der Grundlage von Interviews und Selbstbeschreibungen in 
den Sommerkursen' genauer betrachtet werden konnten, findet 
man regelmäßig, daß diese Sozialhilfeempfänger genau in terms 
einer auf einer solchen Vergemeinschafrungsbasis beruhenden 
Gemeinwohlbindung voller Scham sind. Sie wollen so schnell wie 
freikommen. Bei jeder Geldausgabe rechnen sie 
Gemeinschaft durch, ob sie dazu legitimiert sind. 
- wie nannten Sie das vorher .„ ? 
JVf\\.,,tllNl MITSCHKE: Transfertaktiker. 
OEVERMANN: „. Transfertaktiker, richtig. Den tmctet man 
in Reinform so gut wie nie. Selbst dort, wo Leute -
Erfahrung - wo Leute das von sich selbst behaupten, ist das oft 
eine provozierende, auf die falsche Fährte führende Maskerade, 
die sie nach außen hin durchführen, hinter der aber im Grunde 
nur Verzweiflung steht. Positiviert rut das so gut wie keiner. Die 
Leute, die das positiviert machen, diese "glücklichen Arbeitslo-
sen" in Berlin, die sind wiederum ganz anders. Die nehmen ja 
nicht zynisch .Staatsknetc" in Anspruch, wie das dann heißt, 
sondern stellen positiviert ein konkurrierendes Modell dagegen. 
Aber ich habe ja gesagt: die Übergangsschwierigkeit, die sehe ich 
auch, aber ich sehe nicht, wie man da drum herum kommt, daß 
eine solche Partei bildet oder solch eine politische Bewegung, 
die ihre Arbeitslosenexistenz positiviert. 
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kommt die Sache mit der Ästhetik. Ein Vorbild 
der Technobewegung. Die Leute, die der Tech-
nobewei:tung angehören, haben genau dieses Programm, z.B. die-
sich als "Stüssy" bezeichnen und mit denen das Ma-
Süddeutschen Zeitung diese Interviews gemacht 
rekonstruieren außerordentlich klar die Realität 
Mit Ästhetik meine ich nichts weiter als Kriterien der Stimmig-
keit und der Klarheit anzuerkennen - Kriterien der Rekonstruk-
tion der eigenen Existenz angesichts einer Situation, in der trans-
zendente mythische Vorstellungen längst verdampft und im An-
gesicht der wissenschaftlichen Rationalität auch nicht wiederhol-
bar sind. Dabei gehe ich davon aus, daß jeder einen Mythos 
braucht und keine wissenschaftliche Theorie den M vthos ersetzen 
wollen, die alte Traditio~ der „Dialek-
nur richtig lesen.' Die These 
der „Dialektik der Aufklärung" hieß ja eigentlich: Die Wissen-
schaft wird gerade dadurch zum Mythos, <lall sie glauht, den 
Form von Evolutionstheorie oder in Form einer Theo-
Ontogenese in seiner praktischen Funktion substituieren 
können; aber genau das kann sie eben nicht. Die berühmte 
Sinnfrage können Sie nie wissenschaftlich beantworten, sondern 
immer nur durch einen Mythos. Transzendent kann der Mythos 
mehr sein. Aber daraus folgt die Frage: Worin besteht er 
dann? Er kann nur noch in der möglichst klaren. 
gen Rekonstruktion des eigenen Lebens 
Erfahrung heißt dabei immer: die unvore1ngenomn1e-
ästhetische Erfah-
in diesem Fall: 
nen Blicks anerkennen. Mit Ästhetik 
rung als Erkenntnis um ihrer 
Selbsterkenntnis um 
MITSCHKE: Bezüglich dieser Bemühung, eine Langzeitper-
spektive zu entwickeln, gibt es überhaupt keine Divergenzen. Ich 
bin erinnert an eine uralte \Y/ eisheit, wie man Knappheit von ir-
gendwelchen Giltern beseitigen kann. Entweder hebt man 
Befriedigungsniveau an oder man senkt die Wünsche der Men 
sehen nach diesem Gut ab; und wenn der Wunsch nach Arheit 
durch einen anderen Bewährungsmythos eben abnimmt, 
das ja den Mangel und die Krise beseitigen, also da 
2 „ 'Wir haben kaE_iert, daß Jacken die 
spräch n1it vier jungs vom ,Stüssy 
Magazin, 18.8.1993. 
aufmischen können'. Ein „Ge-
Tribe""~ Süddeutsche Zeitung, 
.l Theodor W. Adorno und Max Horkheimer (198811 qu, 
der Aufklärung: Philosophische Fragmente, Frankfurt Die Dialektik Fischer. 
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überhaupt nichts dagegen. Ich zweifle bloß, ob das in einer ab-
sehbaren Zeit eine realistische politische Alternative ist. 
Ich habe folgendes Erlebnis gehabt: Ich war eingeladen zu 
nem Disknssionsforum über Ulrich Bccks, .Bürgerarbeit" .4 Das 
war im Münchner Rathaus und es war sehr voll. Die Veranstal-
tung war deshalb attraktiv, weil Frau Hamm-Brücher, Christian 
Ude, der Oberbürgermeister, und Bischof Huber dabei waren. 
Und da 11ab es ein „Go-In" - und zwar von Arbeitslosen. Die 
heftig gegen dieses Konzept gewehrt. Übrigens, der 
Redakteur der Süddeutschen Zeitung, der die Veranstaltung or-
ganisiert hat, der hat das als eine Art Mildtätigkeit im Lions-
Club-Stil gesehen. Die Arbeitslosen haben protestiert: Wir wollen 
diese Bürgerarbeit nicht, sondern wir wollen ein ganz normales 
Erwerbsleben. Und solange die Anerkennung der anderen Men-
über das Erwerbsleben und in der Teilnahme am Erwerbs-
leben geschieht, so lange besteht der einzig annehmbare Weg 
darin, dal~ man diese Wünsche eben erfüllt. \V/ enn ein anderer 
B.ewiihrungsmythos langfristig wirkt, wenn die Menschen zur 
Uberzeugung kommen, daß vielleicht auch andere menschliche 
Begabungen und Fähigkeiten in einer Gesellschaft wertvoll sind, 
soll das alles nur recht sein. 
habe schon vorhin, am Anfang meines Vortrags gesagt: Ei-
ne durch den Kapitalismus deformierte Gesellschaft, die in der 
Anhäufung von Reichtümern allein noch ihr Heil sucht, ist für 
mich eine nicht wünschenswerte Gesellschaft. Dagegen, dal~ sich 
ein anderes Bewährungsprinzip oder ein anderer Bewährungs-
mythos herausbildet, ist gar nichts einzuwenden. Meine Lebens-
zeit ist aber begrenzt. Wie lange soll ich - wie lange wollen wir -
zuwarten mit dieser Masse von Arbeitslosen? Bis das politi-
System auseinanderfällt? Ich meine, wir haben ja böse bisto-
Erfahrungen. Gut, man soll Weimar nicht mit der Bundes-
republik Deutschland vergleichen, aber es gibt einen 
Aufsatz von Heinrich-August Winklers von der Humboldt-
Universität, einem Historiker, der sich mit der Weimarer Zeit 
befaßt hat. Winkler thematisiert dort eine Frage, die kürzlich 
auch Gegenstand einer Diskussion im bayerischen Fernsehen 
4 v,..,.. Ulrich Beck liegen zum Jviodell der „_Bürgerarbeit" diverse Publika·· 
vor, vgl z.B. (1999), Schäne neue .Arbettswelt - Vision „ '~/eftbür-
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war, zu der ich eingeladen war: "Wieviel Arbeitslosigkeit verträgt 
die Demokratie?«" Und ich sehe in der Entwicklung eines hohen 
Arbeitslosensockels einfach ein enormes Gefährdungspotential, 
das ich meinen Kindern nicht hinterlassen möchte. Es mag ja sein, 
daß die Leute vielleicht in hundert Jahren über Erwerbsarbeit 
anders denken. Aber ich sehe im Moment keinen Weg dorthin. 
Vor allen Dingen akzeptieren auch diejenigen, die arbeiten, 
nicht, daß andere etwa musischen Tätigkeiten nachgehen können 
oder Müßiggang pflegen. Sie werden ablehnen, daß einer träu-
mend auf der Wiese liegt und die Gänseblümchen zählt, während 
sie selbst hart arbeiten und ihn finanzieren. 
Sie können zur Zeit eine beschämende Debatte über Soziallei-
stungen beobachten. Wir sind eine wohlhabende Nation, die pri-
vaten Haushalte haben ein Geldvermögen von 5,5 Billionen Mark 
angehäuft. Sie müssen mal clie Zinserträge aus diesem Geldver-
mögen errechnen. Wir sind also eine vor Reichtum strotzende 
Nation und klagen dauernd über ein nicht finanzierbares Sozial-
svstem. \V/ enn man auf der anderen Seite auch die Steuerhinter-
z.iehung sieht, insbesondere bei den Einkünften aus Kapitalver-
mögen - dagegen ist die betrügerische Kumulation im Sozialbe-
reich eine Quantite negligeable. So ist nun mal die Gesellschaft, 
und diese Gesellschaft muß ich hier und heute beeinflussen. 
Gleichwohl habe ich gar nichts dagegen, wenn die Menschen 
langfristig von anderen Lebenszielen überzeugt werden. 
Und zum Unterschied in den Grundsicherungsvisionen: Ich 
vertrete zunächst auch die These von der Notwendigkeit der 
Entkopplung von Sozialsicherheit und Erwerbsstatus. Aber ich 
habe einen anderen Schwerpunkt gesetzt. Ich will, daß finanzielle 
Arbeitsanreize bestehen, da habe ich als Ökonom etwas weiter-
gebend argumentiert. Der zweite Punkt: Ich will nicht ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen, das also bedarfsunabhängig ist, 
weil das einfach nicht finanzierbar ist. Dies habe ich wiederholt 
nachgerechnet. Ich will eine finanzierbare Lösung. Aber gleich-
wohl sollen die, die eine Unterstütz.ung aufgrund ihrer Einkom-
mens- und Vermögenssituation nötig haben, zuverlässig versorgt 
werden - und zwar auf einem Niveau, das mindestens der heuti-
gen Sozialhilfe entspricht, allerdings ohne die Vorbehalte, die 
der Sozialhilfe verknüpft sind, also ohne Ermessensspielräume, 
ohne Finanzierungsvorbehalte, ohne den Rückgriff auf die Fami-
lienmitglieder. Das sind die Unterschiede. 
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Ich glaube nicht, daß Qualifikationsmangel fest vorgegeben 
ist. In jeder Gesellschaft gibt es eben aber auch weniger begabte 
Menschen. Und die Wettbewerbssituation hat sich durch die 
öffnung der Grenzen verschärft. Die Globalisierung ist nicht wie 
Gottes Schicksal über uns gekommen - sie war vielmehr durch 
die Regiernngen politisch bcwugt anvisiert. Und diese Regierun-
gen, die die Grenzöffnungen übrigens zum Wohle der Deutschen 
herbeigeführt haben - mit enormen Exportchancen und 
Wohlstandsgewinnen für die Mehrheit des Volkes -, diese Regie-
rungen sollen jetzt auch für die Schattenseite der Grenzöffnungen 
geradestehen. Die Schattenseite besteht darin, daß sie auf diese 
Weise den Wettbewerb bei den gering Qualifizierten dramatisch 
verschärft haben. Und eine nicludiskriminierende wirtschaftliche 
Absicherung der nieht zuletzt durch weltweiten Wettbewerb 
Arbeitslosen können wir leisten. Das können v.rir finanzieren, 
ohne daß wir den mir Arbeit versehenen Teil mit Steuerlasten 
überbürden und dessen Solidarität überfordern. 
Ich gehe also, wenn Sie so wollen, einen etwas kompromiß-
hafteren Weg, und denke nicht über gesellschaftliche Endlösun· 
nach (was auch mehr Ihre Aufgabe ist, dafür fühle ich mich 
kompetent}, die uns aus dem heutigen Dilemma befreien. 
Warum sollte man nicht künstlerische Begabung oder die Bega-
bung, Kinder zu betreuen, fördern - warum soll das nicht unter-
stützt und gesellschaftlich honoriert werden? Nur: Für diese Welt 
sind wir nicht reif. Die Menschen werden sich nicht so entschei-
den. Vielleicht mag da ein U merziehungsprozeß gelingen, der in 
hundert Jahren greift, aber nicht für die nächste, mittelfristig 
überschaubare Zeit, und das ist der Unterschied, den ich zwi-
schen unseren Positionen 
Übrigens noch eine Nebenbemerkung zur Innovation, von der 
Sie befürchten, dall sie bei Grundsicherung nicht mehr stattfindet: 
Diese Innovation findet sowieso nicht im Bereich niedriger Qua-
lifikation statt. Da ist kein innovatives Potential mehr da, denn 
das sind die einfachsten Tätigkeiten, die bereits weitgehend me-
chanisiert sind. Das Innovationspotential und die Technologie-
fortschritte finden Sie im Bereich der Hochqualifizierten. 
TEILNEHMER: („.) Würde Ihr Bürgergeld tatsächlich das 
gesteckte Ziel erreichen, also zu einer Reduzierung der Arbeitslo· 
sigkeit führen, so hätte ich doch Zweifel, ob das Zi.el wirklich 
erreicht wird. Es gibt noch ein anderes Problem von Arbeitslo-
sigkeit, das m.E. hier noch nicht genügend gesehen worden ist. 
möchte hier noch einmal die Perspektive von Herrn Oever-
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mann aufgreifen und eine etwas andere Richtung mit hinein brin-
gen: Warum ist Arbeit überhaupt diese enorme Quelle für Aner-
kennung geworden? Darin besteht meiner Ansicht nach das Pro-
blem. Und kann die Arbeit, die durch das Bürgergeld geschaffen 
- das läuft ja hinaus auf die Subventionierung eines be-
stimmten Niedriglohnsegmentes - kann diese Arbeit wirklich 
noch diejenige Qudle von Anerkennung sein oder werden, die sie 
für solche Erwerbstätige hat, die in nicht subventionierten Pro-
duktionsbereichen arbeiten? Wenn man sich vergegenwärtigt, 
warum diese Arbeit so enorm von Bedeutung ist, dann deswegen, 
eigentlich mit jeder Erwerbsarbeit - so entfremdet oder so 
gering sie auch entlohnt gewesen sein mag immer noch ein Bei-
trag zum Sozialprodnkt geleistet worden ist. Jeder noch so Un-
qualifizierte hat im 19. Jahrhundert und in der ganzen Phase der 
Industrialisierung in irgendeiner Weise zum Sozialprodukt, und 
damit eigentlich zum mareriellen Reichtum der politischen Ge-
meinschaft beigetragen. Das war für ihn die Anerkennungsquelle. 
Das Problem ist, daß im Bürgergeld-Konzept diese Quelle 
nicht mehr vorhanden ist und die Lente nun nicht dafür Aner-
kennung bekommen, daß sie noch zum materiellen Reichtum 
beitragen. Sie stehen im Grunde unter Legitimationszwang. Un-
ter anderen Umständen wäre ihr Arbeitsplatz schon längst weg-
rationalisiert. Sie leisten nicht notwendige, also nicht solche Ar· 
beit, die im gegenwärtigen technologischen Entwicklungsstadium 
nicht substituierbar wäre. Sie leisten vielmehr Arbeit, auf deren 
Substitution gegenwärtig verzichtet wird. Und das bedeutet, daß 
diese Arbeitskräfte die Anerkennung dafür bekommen, dag sie 
ihre Arbeitsmotivation unter Beweis stellen, d.h. daß sie im 
Grunde sagen: \vir leisten. Wir tragen zwar nicht wie die anderen 
notwendig zum materiellen Reichtum bei, aber wir zeigen, 
die gleiche Werthaltung haben, d.h. daß wir - um den Begriff 
von Herrn Oevermann aufzugreifen - denselben Bewährungs-
mythos haben · · 
Ich denke, das funktioniert auf Dauer nicht. Ich glaube, 
Ihr Konzept die Stigmatisierung von Arbeitslosen, die tatsächlich 
ein Problem ist, n.icht beseitigen kann, well es die Stigmatisierung 
durch eine andere ersetzt: Das sind dann nicht die Arbeitslosen, 
sondern diejenigen, die es im Grunde doch nicht geschafft haben, 
in den nicht subventionierten Bereich der Arbeitswelt einzudrin-
gen, dann im Grunde eine Arbeit zweiter Klasse verrichten und 
bestenfalls ihre Arbeitsmotivation unter Beweis stellen. 
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MITSCHKE: Darf ich vielleicht direkt darauf antworten. Ich 
meine, es ist natürlich erstens richtig, daß die höherwertige Arbeit 
besser bezahlt ist. Oder umgekehrt: \Vas viel kostet, tst auch viel 
wert. Das ist die gemeine Einschätzung von Gütern. Natürlich ist 
die Höhe des Lohnes und die Tatsache, daß ein Arbeitsentgelt 
nicht subventioniert ist, ein Teil der Anerkennung. Aber es stellt 
natürlich immer wieder die Frage nach den Alternativen. Ich 
denke in Alternativen. Arbeitslos zu sein wird bestimmt nicht 
mehr Anerkennung finden als dann - als Konsequenz des von mir 
vorgeschlagenen Modells - doch in Arbeit zu stehen. Außerdem 
wird das nicht unbedingt den Außenstehenden offenbar, ob je-
mand subventionierte Arbeit hat. Es besteht nämlich nichts ande-
res als ein Vermerk auf der Lohnsteuerkarte, daß durch den Ar-
beitgeber ein Zuschuß zum Arbeitslohn in Höhe von so und so-
viel auszubezahlen ist. Das müssen die Arbeitskollegen nicht 
zwangsläufig erfahren. 
Und außerdem geschieht natürlich etwas sehr Wichtiges, näm-
daß dieser Mann oder diese Frau im Betrieb integriert und 
sozialen Gemeinschaft bleibt. Das ist ein entscheiden-
der Vortell, den Sie narürlich verlieren, 'lvenn jemand erst ar-
beitslos geworden ist. Daß einfache Arbeiten immer wenig gesell-
schaftliche Anerkennung haben, das werden wir nicht beseitigen 
können. Der Straßenfoger oder der Müllkurseher - die waren 
noch nie hoch angesehen, die sind auch heute nicht hoch angese-
hen, obwohl sie mehr als früher verdienen, Diese Art von Defizi-
ten an Anerkennung wird man nicht tilgen können, da haben Sie 
schon recht. Diese Wirkung kann ich mit meinem Modell nicht 
erzielen. 
Aber wie gesagt: Ich denke in Alternativen. Ist es angesichts 
des heutigen Rituals der Anerkennung von Erwerbsarbeit die 
bessere Alternative, arbeitslos zu sein? Wenn die Menschen dann 
daheim sitzen, und etwa die Frau schon gar nicht mehr weiil, wo 
sie den Mann dann noch zum Einkaufen hinschicken soll. Hinzu 
kommt, daß viele Menschen mit der gewonnenen Freizeit ohne-
hin nicht viel Sinngebendes anzufangen wissen. Wir dürfen nicht 
immer in akademischen oder in elitären Vorstellungen denken. 
?vlenschen sind oft mit einfachen Dingen 7.ufrieden, wenn sie 
die mühevolle Alternative sehen. Wer sich höher qualifiziert, der 
steigt auch höher. In dem von mir vorgeschlagenen System gibt es 
keine Aufstiegsbarrieren. Wenn jemand mehr verdient, dann be-
er auch mehr. Er hat also immer finanzielle Anreize, sich zu 
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qualifizieren, und wenn er es nicht tut, dann 
mit ökonomischen Impulsen am Ende. 
ich zumindest 
TEILNEHMER: !eh bin ein bißchen überrascht, daß Sie Ihre 
Differenzen, die ich vorhin für gröger gehalten habe, jetzt eher 
minimieren. Aber gut ... Ich habe doch jetzt überraschend Ge-
meinsamkeiten zwischen Ihnen festgestellt und mit diesen Ge-
meinsamkeiten habe ich Probleme. Das eine '5t, daß Sie doch bei-
de von einem dauerhaft gespaltenen Arbeitsmarkt ausgehen. Die 
zweite Gemeinsamkeit ist, daß bei Ihnen beiden die Gewerk-
schaften nicht gut wegkommen. Was den dauerhaft gespaltenen 
Arbeitsmarkt anbelangt, haben Sie, Herr Oevermann, ja gesagt, 
Ihr Konzept beruhe im Grunde genommen darauf, daß die, die 
aus dem Arbeitsleben dauerhaft ausgeschieden worden sind, ler-
nen müssen, sich selbst anders zu verhalten, um anders gesell-
schaftlich Anerkennung zu ... 
OEVERMANN: Die müssen das wollen. 
TEILNEHMER: Die müssen das wollen und die Gesellschaft 
muß das ermöglichen, so habe ich das verstanden. 
OEVERMANN: genau. 
TEILNEHMER: Und das ist sozusagen das Bewährungspro-
blem des Subjekts. Das habe ich verstanden, aber ich habe damit 
meine Probleme, weil Sie das Bild sozusagen perpetnieren und gar 
nicht mehr in Frage stellen, ob es denn eigentlich zwangsläufig so 
sein mull und ob es gesellschaftlich und individuell i:1iinschens-
wert ist, daß man das gesellschaftlich so spaltet, daß die einen 
dann noch zum traditionellen Kern gehören und die anderen zum 
neuen, bislang marginalisierten, vielleicht aber dann dominieren-
Rand, was dann möglicherweise das neue Zentrum wird. 
Dieser Trennung vermag ich nicht zu folgen, weil ich finde, daß 
das weder individuell noch gesellschaftlich besonders wün-
schenswert ist. Das ist aber eine normative Haltung, ebenso wie 
es aber Ihre auch ist. Id1 möchte diese andere Perspektive ins Bild 
bringen. 
Herr Mitschke, Sie haben kein gesellschaftliches Bild des dau-
erhaft gespaltenen Arbeitsmarktes (Sie haben ja gesagt, Sie möch-
ten dem entgegenwirken), aber Sie haben sozusagen ein Bild von 
betrieblichen Arbeitsmärkten, die nicht veränderbar sind. Es gibt 
das Segment der Unqualifizierten, der Minderqualifizierten, und 
der Grenzproduktivitätsträger - und das bleibt auch für alle Zei-
ten so. Mit diesen beiden Trennungen bin ich nicht einverstanden, 
weil ich glaube, daß man beides hinterfragen kann. 
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Und damit bin ich beim zweiten Punkt, warum 
gentlich die Gewerkschaften so schlecht wegkommen. 
ja nun vieles gegen die Gewerkschaften sagen, 
eine gesellschaftliche Kraft gibt, die versucht, beides zu themati-
sieren, sowohl die Frage von gesellschaftlicher Arbeitsumvertei-
von betrieblicher Umverteilung und von der Fmge (auch 
wenn sie zurückgetreten ist, aber sie ist nicht ganz weg) der Sinn-
haftigkeit von Arbeit und der Kulturwirksamkeit von Arbeit, da 
war die Debatte in den 80er Jahren weiter als heute. Durch die 
\Viedcrvereinigung hat es sozusagen auch eine Re-T raditio-
nalisierung der gewerkschaftlichen Diskurse gegeben. Sie sind 
aber nicht weg, sondern subkutan weiterhin vorhanden. Man 
sollte sie zumindest zur Kenntnis nehmen und sie nicht durch 
Kleinreden noch weiter schwächen. Insofern ist, glaube ich, die 
Bedeutung, die die Gewerkschaften dabei haben können und real 
haben, das was uns beschäftigt zum politischen Thema zu 
machen, sehr viel größer als es hier zum Tragen kommt. Ich glau-
be auch nicht, daß die Frage einer neuen Partei, die das zum 
'T'h"n" macht, uns da viel weiterhilft. 
bei einem letzten Punkt. Das ist jetzt eine 
Frage an Herrn Oevermann. Also dieses Bild: diejenigen die aus 
dem Arbeitsprozeß ausgeschieden und eher die Minderqualifi-
zierten sind, sollen autonome Subjekte werden, die sozusagen aus 
dem bisherigen Reich der Notwendigkeit mit einem Sprung ins 
Reich der Freiheit gelangen. Die aus dem Arbeitsprozell Ausge-
schiedenen sollen das auch noch individuell vollziehen nach 
möglicher Ermunterung oder Ermutigung durch eine politische 
Parteirichtung, deren Notwendigkeit Sie postulieren, die aber gar 
nicht sichtbar ist. Diese von Ihnen ins Feld geführte Gruppe - ich 
kenne mich da ein bißchen aus: es gibt ja eine ganze Gruppe um 
Robert Kurz und das Nürnberger Manifest gegen die Arbeit -
besteht aber nicht aus aus solchen Arbeitslosen, die Sie vor Augen 




Zu den Publikationen von Robert Kurz gehören: (1999), Der Kollaps der 
lv!odernisierung: Vo1n Zusamtnenbruch des Kasernensozialismus zur 
Krise der Weltökonomie, Frankfurt a.M.: Eichhorn; ders. (1999), 
Sch'luarzbuch Kapitalismu>: ein Abgesang attf die }lfarktwirtschaft, 
Frankfurt a.1\.1,: Eichhorn. Bezüglich des erwähnten 11anifestsj vgl. 
Grup,Pe Krisis (1999}, "Manifest gegen die Arbeit'\ hrsg. von der Ze1t-
schntt Krisis - Beiträge zur Kritik Jer Warensese/Jscha_ft> einzusehe11 in1 
Internet unter http:/ /v.-v.<v.r,krlsis.org/ drverse_manif est-gegen-die-
arbeit_l 999.html. 
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OEVERMANN: Die Avantgarde der Arbeitslosen „. 
TEILNEHMER; .„ das ist die Avantgarde der Arbeitslosen, 
die Aristokratie der Arbeit. Was die mit ihrem Manifest gegen die 
Arbeit propagieren, das ist tendenziell eine Rationalisierung ihrer 
eigenen Marginalisierung. Ich finde das ja sympathisch, aber es ist 
undialektisch, weil es mit den Bedürfnissen der Menschen nichts 
zu tun hat. Ich rede sehr oft sowohl mit Menschen, die arbeiten, 
mit Arbeitslosen. Ich glaube, ich känn gute Gründe 
anführen, daß diese Position - also: wendet Euer Schicksal positiv 
wenn Ihr die Welt glücklicher anguckt, guckt sie auch glück-
zurück - ist für mich eine „. 
leb bin sehr für utopisches Denken, aber das ist für mich eine 
leere, eine abstrakte Utopie, und icl1 bin da eher für konkrete 
Utopien, und da ist das, was ich nach wie vor, um das abschlie-
llend nochmals zu betonen, in den Gewerkschaften als mehr oder 
minder sichtbare Stränge erkenne: Arbeitsumverteilung, A!'beits-
zeitverkürzung, die Thematisierung des Sinns von Arbeit, das ist 
mir eine konkretere Utopie als das Setzen auf eine individuelle 
Halrung und eine imaginäre Bewegung, die gegenwärtig nicht 
sichtbar ist. 
OEVERMANN: Es klären sich jetzt doch 
Fronten. Ich würde gerne auf einen Punkt zurückkehren, 
Vorredner aufgeworfen hat: Herr Mitschke, so ganz überzeugt 
mich Ihr Gegenargument nicht. Selbst wenn für einen einzelnen 
Arbeiter in einem Betrieb den anderen nicht bekannt ist, ob diese 
ist oder nicht, das ist nicht entschei-
dend; es reicht schon, dall überhaupt bekannt ist, daß es so etwas 
gibt. Dann nämlich wird die Diskussion geführt: Bist Du es? Ist 
das auch so einer? Das reicht 
EINWURF: Derjenige, der subventioniert ist, der weiß es 
doch „. 
OEVERMANN: Der weiß es und der mull immer befürchten, 
<lall die anderen es ahnen. 
EINWURF: Der ist vor sich 
OEVERMANN: Ja, natiirlich. Also 
wandt], insofern ist es doch ein Problem. 
wert. 
Herrn Mitschke ge-
MITSCHKE: Was sind denn die Alternativen? Das nützt 
nichts, Hinweise zu bekommen, daß wir in 50 J ahrcn die Gesell-
schaft umerzogen haben. Ich möchte hier und heute eine Lösung 
für das Problem .„ 
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OEVERM/\NN: Sehen Sie, aber 
scheiden „. Sie können j<:tzr sagen, 
F rf ahrungswissc nS<·haf tlcr, 
müssen wir doch umer-
zunächst 
wenn ich theoretisch 
argumentiert hJhc. Um! ;tls Erfahrongswissenscha!tler versuche 
erklären und ich ver-ich mir ein Problem und e.inen Zustand 
das bedingungslos zu machen, so 
schon unhintcrgehb;m, .Prämissen mitlaufen 
Dan1it exponiere 
vollkommen richtig. 




Sie entworfen haben, e;:gchcn 
Wieviel Arbeitslosigkeit kann ein demokratisches Syrn,m 
ertra»cn? Sie haben dabei auf Heinrich-August Winkler verwic-
s:cn. 
will Ihre Fuge etwas umformulieren: Wieviel Arbeitslo-
sigkeit in wdd1em Selbstverständnis? Das müssen wi1· schon 
mit ai.1fodm1en .„ Ich sage nicht: normativ. gbuhe ich 
zwischen uns ... kh vielmehr: Lan1;fristig 
skh diese Präm.i.sse nicht halten langfristig liillt sie sich 
nur unter der Bedingtmg halten, daß künstlich immer mehr 
einrichten, daß der Anteil 
Aebeitskralt geringer wird und 
wird diese Prämisse 
ausgehöhlt. Sie nicht aus normativen Gründen, son· 
dern empirisch. mit der Bewährungsdynamik ist 
vollkommer1 iiberhaupt nicht normativ. Ich 
keine no_rrnativen in meiner Argumentation, nicht 
einzige. Da lege ich großen Wert drnuf. 
finde, die interessante Frage ist: Wenn man jetzt von die· 
sen Risikobedingungen bez\lglic·h der kiirzerfristigen Perspektive, 
wie Sie m.E. vollkommen zurecht haben, ausgeht, 
Frage, ob Modelle wie J hrc>, N orwendigkcit 
mir ein}eu1..":ht~:t und de.ren innt.'J't~ mir auch ingeniös 
oh das. langfristig eher die hat, den Übergang 
zu bechrnden1, von dem id1. meine, Ja{{ er unvermeidlich ist, oder 
es die Wirkunit hat, diesen Übergang zu befördern. Das ist 
thematisd 1 gewesen. Wenn das stimmt, wie soil 
stcn t;Ht: 'r:ransiormatil":tfl voHzlehen? 
Nun 
ist tendenziell 
nung und Qualifik 
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man sozialpsychologisch scharf trennen. Un<tbhiingig von der 
Elahoriertheit eines Be,vußtseins gilt die Logik der Anerkennung 
univer&e!I für alk Anerkennung braucht jeder, auch wenn er 
so - ich will es mal primitiv ausdrücken - primitiv denkt 
so wenig qualifiziert ist. Anerkennung ist sozusagen der 
Lebenssaft und ,fas entscheidende Gut, auf das niemand, kein 
Leben, kann. Wenn man von dieser Prämisse, von 
dieser analvtischcn Trennung ausgeht, dann müssen wir mal nn-
aueh die wenig Qualifizierten in den niedrig :mge· 
schenen Jobs dasselbe Anerkennungsproblem haben, das struktu· 
andere in den oberen Statusbereichen auch haben. Wir 
können nicht sagen: die haben das nicht, Diese Implikation halte 
ich für falsch. Wenn ich gerru:le noch ein Aq;ur11<:nt an-
darf: Ich lll.eine, das sei schon mal angeklungen, aber man 
ja in die gaflze Debatte au<:h miteinbeziehen - und ich 
nicht, wie man das analytisch klar hinkriegt - daf! 
sowiefü niehr davon ausgehen können, daf! Lebensstan· 
dard, über den wit! hier verfügen, auf den ganzen Planeten hoch· 
zurechnen ist. Das würde den Tod dieses Planeten bedeutt'll, da., 
auch jeder. o.., große Problem für die Zukunft wird 
man die Rationalisierungsdynamik des Fortschritts 
beibehalten, ohne diese Extrapolation eintreten zu lassen? Wie 
können wir Fortschritt selektiv machen? Das heißt hier 
bilderstürmerischer Kousumvcrzicht o.ä., sondern den Einbau 
entsprechenden Bereitschaft in diese Bewährungsdynamik. 
ist dann auch das große Problem verbunden, wie die inter·. 
nationale Ungleichheit auf Dauer gelöst werden soll. Die Fragen 
der Ökologie und der Dcmnkratie, also der Bevölkemngsent-
wicklung, sind damit verzahnt und bilden Einheit. 
diesen Bedingungen muß man das nochmals reflekrie· 
rcn. kh habe den Eindruck, daß wenn man diese Bedingungen für 
Zukunftsdiagnose, die in meinem Modell ist, mi-
noch sehr viel mdir für dieses Modell spricht. Es 
außerordentlich wichtig, Globalisierung danach zu 
unterscheiden, ob man damit V o:rgcsdlschaft:ung oder Vergemein· 
sd1aftung meint. Um das nochmal klar zu sagen: Das Globalisie-
rungsproblem besteht in der zunehmenden Diskrepanz zwischen 
Globalisierung als Vergcsdlschafttmg und Globalisierung als 
Vergemeinschaftung. Am Arbeitsmarkt haben wir das Problem 
sowieso nicht. Sie haben Umernehmensentscheidungen, die au~ 
f!erordemlich arheitsplatzrdev-.mt sind. Die Folgen müssen bisher 
auf der Ebene des Nationalstaats aufgefangen werden. In· 
sofern hat Oskar Lafontaine mit seinen ewigen Bemühungen, 
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sozialpolitische Konkordanz herzustellen, im Prinzip ja recht. 
Nur das Vergemeinschafrungsproblem sieht er nicht. Deswegen 
ist er auch den Wahlkampf 1990 falsch angegangen, obwohl seine 
Partei den hätte gewinnen müssen. Lafontaine war nicht in der 
Lage, zu begreifen, was ein Nationalstaat ist. Er hat idcologiekri-
tisch das alte Elend der Nie-\Vieder-Generation übernommen, 
die Nationalismus immer mit Nationalstaat gleichgesetzt hat. Für 
die Deutschen ist der Nationalstaat des Teufels. Nur: Es wird 
immer so argumentiert, daß an Stelle des Nationalstaats keine 
andere konkurrierende politische Vergemeinschaftung sichtbar 
auch nicht thematisiert ist. Also werden Ideen wie 
societv« und "Comunitarianism '( lanciert - von elitären Kreisen 
Kalifornien, die in Berkeley und Stanford zusammensitzen und 
diskutieren. Das hat aber doch nichts mit politischer Vergemein-
schaftung zu tun. Das sind Seminargemeinschaften. 
Zum Schluß noch eine kleine Beobachtung bezogen auf die 
Sache mit der niedrigen Arbeit und der Selbstachtung und Ihr 
Beispiel mit den Müllfahrern. Wir haben in früheren Untersu-
chungen, als das noch virulent war, immer feststellen können, daß 
es bei den Industriearbeitern in der Montanindustrie ein tiefsit-
zendes Malocherbewußtsein gibt. Dieses Malocherbewu!ltsein ist 
im übrigen von den marxistischen Industrie-Soziologen nie rich-
tig gesehen worden. Es war vollkommen verträglich mit dem 
gleichzeitigen dichotomen Klassenbewußtsein, was damals noch 
anzutreffen war: .die da oben, wir hier unten". Parallel zu dieser 
man die Verklammerung, daß 
Arbeiter leistungscthisch, von ihrem Selbstbild her, in 
Boot saßen ~ und zwar gegen den bürokratischen Sektor von 
.Papierraschlem". Aus diesem Malocherbewußtsein heraus 
die nicht nur rein instrumentell bei Streiks wie selbstverständlich 
ihren Arbeitsplatz erhalten, d.h. die technologischen Bedingun-
gen, die das konstante Kapital der Unternehmen waren, ge-
schützt. Das Paradebeispiel: die Hochöfen, die man nicht hat 
erkalten lassen. Da war die Verausgabung sozusagen Sinngebung 
durch Schweiß und durch Anstrengung, d;is war damals noch ein 
Inhalt „. Nur, das entfällt in zunehmendem Maße und das wird 
man durch diese Snbventionierung nicht wieder hinkriegen. Da 
bin ich ziemlich sicher. 
TEILNEHMER: In Ihrem Vorschlag, Herr Oevermwn, 
kommt es da nicht zu einer Rivalität von zwei Bewährungslogi-
ken bezüglich ihrem jeweiligen Gemeinwohlbezug? Ich frage 
ob beides miteinander gleichzeitig existieren kann. Der 
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Produzierende leistet einen Beitrag zum Bruttosozialprodukt und 
leistet damit etwas für das Gemeinwohl. Gemäß ihrem Vorschlag 
mehr Geld bekommen. Und der sich auf der 
grünen Wiese betätigende Künstler, der leistet in Ihrem Modell 
Beitrag - aber ist dieser Beitrag auch sichtbar 
kommt es nicht zu einer Rivalität, weil er nicht sichtbar ist? Dies 
scheint mir auch deswegen so zu sein, weil die eine Seite in An-
spruch nimmt, mehr zu tun als die andere Seite, 
was die andere Seite tut. 
OEVERMANN: Das provoziert mich, kurz auf einen Punkt 
aufmerksam zu machen, der gar nicht zur Sprache gekommen ist 
und der mit Vergemeinschaftung zusammenhängt. Man trifft ja 
erstaunlicherweise immer noch Leute, denen es sehr gut geht und 
die weder historisch noch horizontal, also im Vergleich der ver-
schiedenen Länder mit verschiedenen Lebensstandards, realisie-
ren, auf wessen Schultern sie ihren Wohlstand geniegen. Histo-
risch gesehen genicllen wir unseren Wohlstand auf den Schultern 
der Industriearbeiter des 19. Jahrhunderts. Die haben das ja alles 
Das ist die Asvmmetrie von Geben und Nehmen. 
Nehmen Sie ein simples B;ispiel: die Metro in Paris oder die S-
in Berlin. Welche Gabe das für die späteren Generationen 
gewesen ist! Welche Vorleistungen! Und das haben Sie im Klei-
nen in jedem ErziehungsprozeK Sie kriegen von den Kindern 
nichts zurück. Was schon? Gar nichts! Daß Sie etwas ztitückkrie-
gen, ist nur eine Illusion. Wir glauben das, uud das ist auch gut. 
Daß wir das glauben, ist eine wichtige Fiktion, aber wenn wir 
genau hinschauen, ist das gar nichts. Nichts als Ärger, wenn man 
genau hinschaut. Daß der Ärger nicht als Ärger wahrgenommen 
wird, ist eben eine Wahrnehmungsangelegenheit. Soziologisch 
gesehen ist das Elternliebe, aber strukturell ist es Hingabe. Mit 
diesen Prämissen - Erwerbsarbeit als Normalmodell u.a. ·~ hängt 
eine erstaunliche Engsichtigkeit zusammen. 
Ich will diese Sache noch ganz kurz mit der Vergemeinschaf-
tung in einen Zusammenhang bringen. Mein Eindruck ist, daß es 
der Zukunft ein groges Problem geben wird, welches 
besteht, daß für die jüngere Generation keine Äquivalente für 
Vergemeinschaftungsverankerung sichtbar sind, die früher ganz 
wesentlich über Berufsarbeit vermittelt war und die sich in zu-
nehmendem Maße lockert. Damit hängt bspw. die Frage zusam-
men, warum Rechtsradikalismns in den neuen Bundesländern 
ausgeprägter ist als hier. Ich würde dafür u.a. die Erklärung an-
bieten, daß die für die Adoleszenz wichtfae, aggressionsregulie-
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Pecr-(;·n.)up in den1 Monicnt, als ~ unter deren 
Dach alles org<niisi<:rt sein muilte •· 1989 weg war und 
Jugendclubs flilchendeckend :.u,fielen. fohlen kleine 
Vergemcinsch<lfrungen. Und wenn Sie anschauen, dal) 
heutigen ldentifibtion,figuren diese merkwürdigen 1\fode-
raroren sind, diese Nichtsnutze in den Medien! Mitunter sind die 
Pfarrer gewesen. Sie h.1ben da beide Wege, die pfarrer 
den Moderatoren und die Moderatoren Pfarrer. Domian 
ve1·ll<!tt sich aber schon wie ein P!arrer 
und Fliege und Weinen s[nd ehemalige Pfarrer und jetzt Mode· 
ratoren .„' Und das die Vorbilder 
Das aber kann auf die Dauer nicht tragfähig sein, denn das ist 
eine Pseudo-Vergemeinsdiafuutg. Wo ist in Zukunft der kleine 
Bereich der Simistiftung, derienige Bereich, der tendenziell cn t· 
werte! ist, weil diese Sinnstifrnng nicht mehr über Arbeit l~uft. . 
z.B. die Communitv, in dor mall siedelt, die Kinder, für die 
man verantwordic h ist, die Eltern, für die die vidleid1t 
v~,c~rttv.•nrd„·h 'ind, wenn sie mal gebrechlich und andere 
Das ein Bereich, der vollkommen unklar ist und mit 
dem Tagungsthema unmittdbitr t.usammenhiirigt: kh habe über· 
keine Bed<cnken, da!I ei!'w Gemeinwoh!bindung sozialisato· 
selbstverständlich hergestellt wird. Dies zu bezweifeln 
ist falsche Kulturkritik. Aber sie muß sich 
können und verkörpert we,,-den, 
TEILNEHMER: leh zu zwei sehr umlangrcichen 
Vorträgen einige Ich m(khte mal begimle!l 
Vortrag von Herrn Oeverinann. Also wenn ich Sie richtig ver~ 
standen habe, haben Sie dem, was Herr Mitschke po· 
stuHert hat, die vertreten. Sie schlagen vor, aus 
dem Gehäuse der Zwangs oder der Orientierung 
an Erwerbsarbeit, an•zusteigen und Sie haben dementspreehemf 
die Gewerksch;iftcn kritisiert, tiie z,u stark befangen 
Herr Mitschke, haben die These vertreten, durch 
ein Kombilohnmodell od.n· durch die Substitution von bestimm· 
tcn, zu Löhnen durch ste11erfina.11Yier1e G:mr1ds:id1eru111i:s· 
die Menschen doch wi<:ifor ,mf System 
w1;r1J>Sair!l1eu zu orientieren. Ich wlinl c beiden so nicht folll:en und 
Einwiiode zu dem, w:i> Sie gesagt haben, 
vermann. 
3 beim und 
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h,iben ja, wenn ich das auf die richtig verstanden 
habe, gesagt, die neue fahi.k oder die neue Herausforderung der 
Gestaltung des Selbst od()r des Subjekts sei im Grunde in der 
Nacherwerbssphiirc eher der Ästhetik nachzuempfinden. So 
sympathisch ich das finde: Bei Ihnen scheint völlig zu verschwin-
den, daß die Gesellschaft nach wie vor - ob man das nun unter 
kapitalistischen Bedingungen denkt oder nicht - auf notwendige 
Arbeit angewiesen Mir leuchtet da etwas ein, was Ihnen si· 
cherlich geläufig ist und was Andre Gorz in die Diskussion 
bracht hat: eine Dreiteilung nach Erwerbsarbeit (ob das nun 
pitalistische Lohnarbeit ist oder oicht-kapitalistischc, gesell-
schaftlich notwendige Arbeit, sei dahingestellt), Eigenarbeit und 
autonome Zeit, Er sd1liigt diese Dreiteilung vor und Zeitbud-
gets individuell und gesellschaftlich verteilt Das schdm 
einleuchtender. .Bei I!men verschwindet Element von 
nc•tv.'en.d11,er Arbeit und die damit zusamme11hängende Frage, wie 
man gesdlsd1afdich eigentlich gerecht und verträglich regu· 
liert. 
Mit dem Modell von Herrn Mitschke habe ich viel gröl!ere 
Probleme, Sie lösen schon in der Analyse meinen Widerspruch 
aus. Wenn ich das richtig verstanden habe, waren 
Thesen: die Massenarbeit~!osigkeit speist sich wesemlich aus dem 
Segment der Nicht-Qualifizierten - und deren Arbeitslosigkeit 
wird dadurch verursaclu:, gemessen an ihrer Lohnhöhe, 
zu unproduktiv sind, kh und das spricht natürlich nicht 
gegen eine solche Analyse - dali Sie von der Analyse des Neo-
Liberalismus der Mindestlolmarbdtslosigkeit nicht so weit weg 
Meine Frage ist, ob diese Analyse eigentlich stimmt, ob also 
oder die Vorstellung dahintersteckt, daß jemand 
arbeitsfos wird, wenn der Lohn gemessen am Produkth'i-
tärsbeitrag, er oder sie für das (fotcrndunen erbringt, zu 
Ist es 11id11 vielmehr so, daß diese einfach 
deshalb ersetzt wer<kn, weil sie ted111i.sch-organisatoriseh sub-
stituierbar sind? Und wo ist dann eigentlich, wenn man 
Argumentation folgt, die Grenze? W;tnu ist der Lohn angemes· 
scn, damit er noch eine Nachfrage nach Arbeitskraft begründe11 
Wie bestimmen Sie das? LI nd wie können Sie eigentlich 
diesem Modell verhindern, daß es einen Unterbietuugswcttbe-
gibt, und wie verhält sich zu dem, was Sie als ein Krite-
rium hier postulieren, daß diesem Modell lltiitnahmeeffekte 
9 Andre Gorz 
Z'li.:ischen 
Kririk der i!km1cmischen Vernunft; ders. (2000), 
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sollen? Wo sehen Si.e eigent-
verhindern, daß Unternehmen 
mü;sen dit' Tadfo öffnen 
verhindert ,,der ve1·m;1ed<>n wenl<cn 
lieh das Machtpotential, um zu 
einfach sagen: Der Lohn ist zu 
und senken, und der Staat 
sonst schaffen wir diesen Arbeitsplatz nicht. Wo sind eigentlich 
Kl'iterien und Standards von Kontrolle und Verhinderung? 
möchte ich die folgende Frage verbinden: Sie haben ja 
envartm, daß Sie Mitglied der Zukunftskommission der Fried-
rieh-Ebert-Scifrung waren. Wenn Sie zum nochmal 
Gewerkschaften die Menschen 
Wie weit ist das eigentlich 
kunf1&kommission von Bayern 
ei 11 biikhen dramatischere;;. Worten und in der arbeimehmerzen- . 
rriertcn Gc<ellschaft hin zur wissensbasierten Unternehmensgc-
sefüchaft, aber doch Substan:?. nach seht nah bei dem sind, 
\vas Sie postul1eren. \l1enn ich n1ir ansehe, -.;1,rlc sich da.s a.us·\\~irkt, 
finde ich keine zwischen Eigeninteresse und Gemt:in-
wohlbindu ng, w<'i! glaube, dali da <t1s Eigeninteresse ganz 
bestimmter Schjditcn und ß'MlZ bestimmt<'r Klassen dominieren 
wird. Warum sollen wir Steuerzahler z.B. das Spargdstechen 
subventionieren? Sollen doch die Lel.lte dort vernünftige Lölme 
verlangen und die Agrarunternehmer und die Spargdkonsumen-
len bezahlen - nicht die öffentliche Hand und ich als Steuer-
za:tller. Da wäre ich eher dafür, daf\ man dann anders 
ausgibt, z.B. für eine vom Erwerbsarbeitszwang losgelöste 
kommenssicherung oder für öffentliche Beschäftigungsfelder, 
man demokratisch definiert, 
Ich weiß, daf\ das Stichwort .neo-liberal" als 
Schimpfwort gebraucht wird, Das ist mir ziemlich gleichgültig, da 
stdit einfach eine betriebswirtsdufrliche An•l~se dahinter. Ne-
ben meinen volkswirtschaftlichen Vorlcsunii.c'n habe ich auch 
immer wider Uetriebswirtsd1aft gd,•sen, in;bcsnnd<'re Kosten-
rechmmgen und Bilanziernng. Au'ßerdcm habe ich mitgewirkt, 
die Kostenreehm1ng gröl!crcn Industriebetriebs •1uf EDV 
unnustdlen. feh weiß also, '<vie Unt~rndim.en kalkuliert'"· 
ganz, klar: Das Unternehmen setzt drn Produktionsfakt<>r ·- so 
nennt sich das in der Betriebswinsch,d'1slch1.·e, ;uch wenn 
vom Menschen abgehoben klingt - es setzt al<o i<mcn Produkti-
onsfaktor ein, mit dem eine bestimmte Menge eines Produktes 
gegebener Qualität billiger hergestellt kann. Und wenn 
das eben eine Maschine besser kann als dann wird 
die eingesetzt. Wenn im Ausland billiger herzustellen 
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ist, wird die Produktion ins Ausland verlagert. Wenn inl~ndische 
Arbeitsanbieter da die z.u nic<lrigett Löhnen .zu lrnben sind, 
werden die cing1;.~sctzt. Technologiewahn 1 der Unt~~r-
nehmer zur Arbeitssubstitution treibt. Die Prnduktivit:irsspriin · 
ge, ,fü, etwa durd1 Fließbander in den typischen industriellen 
GroEbetri,,ben erzielt werden, sind freilid1 nid11 durch Arhcirs-
kostensenkung aufzuholen. Die Umorieriticru11g hin zu anderen 
Erzeugungen ist ebenfalls dann nicht aussichtsreich, 
teuer sind und etwa von den privaten Haush.1lten 
werden. Warum gibt es die ganzen Do-it··yourself-
vitäten? Warum gibt es Baumärkte? Warum verrichten 
Mtmsch•en, die früher Arbeiten vergeben Arbeiten 
Weil die Kosten gerade für ei1t1la<,he 
sind. Diese Erfahrung macht jeder im privaten 
Haushalt, und er ersetzt die entsprechenden Wären 
solche Arbeiten preisgünstiger, dann "'iirden sich die meisten 
überlegen, ob sie sich, statt der erlernten Erv,·erbstätigkeir 
zugd1en ""f solche Do-it-yourself-Arbeiten einlasse,n. 
Automation und St~ndortverfagemng sind vornehmlich du1'l:h 
den Kostendruck Das Unternehmen interessiert we-
nig, ob eine .Masd1inc oder ob dies eine Arbeitskraft 
rnacht. Es inreressiett; Produktimwfakrm· ist der billige· 
rc? Und insbesondere kommen Automation und Rationalisierung 
in Grol!hetrieben zum Zug, weil sich dort rechnen. Schon der 
mittels1äudische Unternehmer und natürlich der 
was angesichts von hohem Investiti-
ons·· und f'inanzbedarfs ersetzen könneo. Sie uur 
substituieren, wenn die Arbeit zu teuer 
Rationalisierungsinvestitionen ohne weite-
res zu finanzieren und zu amortisieren. bringt jede 
Automation auch wieder Arbeitsplätze allerdings nicht 
dem Umfang, in dem vnrher Arbeitsplätze wurden. 
Viefo Arheirsvorgänge V>'Urdcn in dem Industrid>ctricb, 
ich h<'schiifrigt war, auf Computer umgestellt. Es g<1h indes immer 
noch einfache V erschliisselungsarheiten, die von !v'l<,nschen dau· 
erhaft hätten werdell kiirmen. Aber die ent,.predH:nden 
nlflfl sofu.n. überlegte, Vi"'i.e rn;1n 
Arbeitskosten Man hilt iiber digitalen Dcm'nal1s· 
tc111sch, den Einsatz von Klarschrifrles<0r.n 1.ind über ähnliche 
sungen nachgedacht - T ochniken, die den Jvk11•chen ersetzen. Die 
Arbe!tsplätz,e "'"rden wiederholt gar nidit erst am Arbeitsmarkt 
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ausgeschrieben und sofort in ein neues Raüonalisierungspro-
gramm einbezogen, um billiger zu produ7.ieren, 
Es gibt nun aber vor allen Dingen im Dienstleistungsbereich 
viele Arbdt.:n, die ntcht mechanisieren lassen, und dort 
liegen die Entwkklm1g>chancen. \Vo sind die Lohnuntergrenzen? 
Es gihr meinem Modell keine festen Grenzen, sie sind 
nid;·l nötig. Wo Einzelne durch eine staatliche Grundsiche-
rung aufgefangen die ihm sozialstaatswilrdige Existenz 
beschert, muß er entscheiden, ob er sich auf niedrigen Lohn 
einfäßr oder nicht. Es ist keine spezifische Vorkehrung notwen-
dig. Dafür, daJI win Eigeninteresse an Atbeit und Entlohnung 
erhalten bleibt, sorgt der 50%-Anrechmmgssatz. \Venn er näm~ 
auf hundert Mark Lohn verzichtet, dann wird er dafür nur in 
von 50% durch die staatliche Grundsichcnmg, durch das 
aufgefangen. Er führt :ilso wonu er au! 
v<~rzichtct od<or muß. Auf andei·ei1 Seite 
seime Bt'daifsdeckung nie unter d" Existenzminimum, dafür 
. das System. Dem Mitnahmeeffokt durch Unternehmen und 
der Ausbeutung sind Grenzen gesetzt, 
kann entscheiden: Auf diese Lohnhöhe lasse ich midi nicht 
ich hin durch die staat!id1e Grundsicherung ge<:ler kt. 
Der funktioniert wie auf anderen !vfarkten ~ 
Angebot und Nachfrage regeln die Menge der eingesetzten Ar-
beit. Das Kostenkalkül der Unternehmen unterscheidet 
um den Einsatz. von Arbeitskraft 
von 1<.01mon nanae1t. Man entscheidet sich stets für die billi!:'.:ste 
Lösung, di.e eine gegebene Erzeugnismenge bei gegebener 
tät hervorbringt. 
Wenn Sie dieses unternehmerische, wettbewerbsbedingte 
haltensmuster durchbrechen wollen, müssen Sie <hs Marktwirt-
schaftssystem abschaffen, darüber brauchen wir aber, glm1be 
diesem Rahmen nicht zu streiten. kh finde den durch 
steuerfinaniiertes Bfügcrgeld ahgefodcrten Marktmecha-
nismus liberaler und menschenfreundlicher, als die heutige Alter-
rn1tive, Menschen in die Arbeitslosigkeit zu schicken. Dadurch, 
daß nur die Hiilfte von Lohnausfiillen kom1'ensiert wird, 
Eigeninteresse des Arbeirndimers am Arbeitsplatz erhalten. 
S-t1weit Wettbev;•erbsmärkte vün einer Marktseit(· dorniniert wer-
den, wird es immer I'orm von Ansbeutt1ng geben, d.h. Ver-
kiiufer ihtc Verkaufsmacht ausnützen. Umgekehrt es 
auch {<rn die ich mich gut erinnere), ,ils der Arbeitsmarkt 
die Arbeitnehmer den Markt auseebeutet ha-
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bcn. ln cler Finanzverwaltung haben wir damals Automation 
nicht deshalb betrieben, um Kosten zu sparen, sondern einfach 
keine Arbeitskräfte zu bekommen waren. 
nun Schicksal, das sich mit der Marktwirts<:haft verbin-
sich Ungleichgewichte an Märkten erg•:ben, aller· 
dings nicht immer als Dauerzustand bestehen. Es tritt ja die Kon-
kurrenz - Arbeitnehmer und andere Unternehmen auf, 
die um dieselben Arbeitsplätze oder Arbeitskräfte werben. Sie 
können freilich Marktwittschaft vollstandig ablehnen. Solange Sie 
indes an den Rahmenbedingungen meines Bürgergeldmodells 
festhalten, sehe ich keine Notwendigkeit für Mindestlöhne. Es hat 
skh gezeigt, daß Mindestlöhne nichts niitun, sie führen regelmä-
our zu weiterer Arbeitslosigkeit. 
Ist das die hcile Welt? Ich kann Ihnen keine heile Welt, nur 
das kleinere Übel anbieten: daß Geringqualifizierte in Arbeit 
bleiben, wenn auch eventuell zu Löhnen, die ihre Lebenshal-
tungskosten nicht decken, Es mir eine große Arroganz 
von Eliten - insbesondere von Akademikern - zu sein, diese Mc-
Donald' s-Jobs abzulehm:11. Fragen Sie mal die Betroffenen, was 
entwürdigender ist: auf dem Arbeits- oder Sozialamt im Warte-
raum zu sitzen oder bei Mc.Dona.ld's oder einer Rcifonfirma zu 
arbeiten. Ich habe in meiner langjlihrigen Täti~;keit in Wirtschaft 
Verwaltung beobachten können, daß Job·sbariog und andere 
Methoden, die die Monotonie von Arbeit i;u beseitigen suchen, 
ihre Grenzen haben uod daß viele Menschen durchaus 
eher, spannungsloser Arheit zufrieden kh habe auch fest-
stellen müssen, daß vielen d,is Umdenken und die Verantwor-
die durch tätigkeits- oder berufserweiternde Maßnahmen 
entstehen, unangenehm sind und lieber die Monotonie der 
Arbeit oder andere Una1mehmlid1keiten in Kauf nehmen. Lassen 
Sie doch die Menschen entscheiden, ob sie einfache und aus 
rer Sicht unbefriedigende Arbeit übernehmen wollen oder nicht. 
ich versetze sie in meinem Modell in die Lage, daß sie ent-
scheiden können. Sie sind nieht wie heute auf ermessensbehaftete 
Sozialhille ang<'<'liesen, sondern erhalten eine zuverlässige, trans-
parente und m1hefrlstete Grundsicherung. Sie müssen darm em-
schdden, ob ihnen angesichts der Hiilfte des Lohns, die 
dem Arbeitsverhältnis bei Bürgergddbezügen bleibt, 
zu mühevoll ist. 
Die Zukunftskommission d<•r Friedrich-Ehert„Stiftung 
sich für das Bürgergeldkonzept eingesetzt, hat allerdings auf 
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schiede zur Bayern-Sachsen-Kommission b<:stehen 
Arbeitsmarktanalyse stimmt man weitgehend überein 
Bayern-Sachsen-Kommission in den empfohlenen Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
Es werden zwar auch Lohnkostenzuschüsse 
und eine Subventionierung der Niedriglohmwheit gefordert, 
lerdings nicht flächendeckend, sondern punlnudl, wie es heute in 
Kombilohmnodellen geschieht, Die Lolmkost<•nnischüsse sind 
befristet, und es wird vorhersehbar ,tlles wietfor zum Alten 
wenden, wenn die vorbei sind, .Die Gering-
qualifizierten nach Wegfall. der Lohnkostenzu-
schlisse, wieder arbeit,los, Die Modd.le versprechen 
keim' dauerhafte Bessernng, Man kommt neuerdings den Ge-
\Verkschaften sogar so weit entgegen, Jag m'm keine Tariföff-
nung mehr fordert, In den beiden vom für Arbeit" 
empfohlenen Erprobungsmodellen ist nur Bescheidenes 
vorg<,se.he:n: f.s wird ein Zuschuli im Niedrielohnsektor an Ar-
be:itrnehtner oder Arbeitgeber zu 
Im Mainzer Modell sollen nur 
~,1ar·M.<)d1:ll die Arbeitgeber einen geringfügigen Zuschuß 
te11, um die Arbeitskosten zu senken, 
.i\ls Alternative zum weitgespannten und deshalh politisch 
sdnv•er durchsetzbaren Biirgergddmodcll hat die Zukunftskom· 
mi»ion der Friedrich-Ebert-Stiftung 110ch ein rcdm,iertes Modell 
d"s Kollegen vom Max: Planck,·Institut für G<)sell-
schaftsforn;hu ng in empfohlen."' Scharpf fordert für den 
Niedriglolmscktor Lohnkostenzuschüsse, Diese Zu-
schüsse sollen :;llerdings sein und sind als Nega-
tivsteuer g"dacht, In diesem Sinn ist dies eine verschl.anktc Bilr-
gergddlösu.ng, Aber auch dieser Vorschlag ist «m Widerstand der 
Gewerkschaften gescheitert. Das Scharpf-M.,1tidl natürlich 
nm-, wonn Tarife geöffnet werden, Statt hat man sich 
„Hündnis für Arbeit" auf die Minimallösung der Sozialversi-
cherungszuschüsse geeinigt, die wegen unbedentender Einflüsse 
Arbeitskosten keine Beschäftigungsdfektc brin!l'.en 
Gewerkschaften nicht weh tut. 
Frage, wo die Balance zwischen Eigen i ntcrcssc und Ge-
sehe ich darin, daiS Men-
schen, die ja wieder arbeiten wollen, in Arbeit kommen, Das 
sehei1~t nlir. eine größere Gemeinw<>hlbin<lung zu sein, als wrnn 
)n P. W. Scharpf, :tviax-Ptanck·-Insütut fUt {.;c-s:t'.Uschaftsfors{;huug\ :Kriht 
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Aussicht auf Arbeit wären und von Gesellschaft nur 
abgefunden werden. 
schaftsverträglichere Lösung zu 
ge1nc1n-
lortd.uernde Arbeitslo-
sigkeit, Wie lange wollen wir eigentlich noch mir wirkungsvol 
zuwarten? Genügt die hemif;e 
gar nicht, wer das ve.n111.tworten kann, Der 
stand ist sozial unverträglich, <•r ist demokrarideim!licb er 
grenzt die Menschen aus, 
TEILNEHMER: Das ist ja unstrittig! 
MITSCHKE: .Das ist ja unstrittig!" Dann sagen Sie mir eine 
Lösung! Gewerksehafrliche Einwände gcher1 i1111ner wieder da-
hin, wir dürfen die Löhne nicht ;inrasten. An der Einsicht, 
Arbeit leider das sage ich als Bürger - systemtypisch genauso 
gehandelt wird wie Bananen, daran ändert man nichts, Und das 
nicht in die Köpfe hinein, Und wenn das nicht hinnehmen 
müssen Sie die als Wirtschaftsord-
nnng abschatten. Es gibt keinen dritten 
TEILNEHMER: Die 
welcher Gewißheit Sie davon ausgehen können, 
gcwi<Sen Stufe jemand sagt: Ja, ich will wieder arbeiten -
zu B~~:diri.gungen, die 1nir eigc11tlicl1 nicht passen . 
lvfffSCHK.E: die Bedingungen „., er hat nur die \Xf ahl 
mit 
sehen zw"i Alternativen: arbeitslos. l:tl werden „. 
TEILNEl·lMER: Das Problem, das da entsteht, wi" steht 
zu dem ··- worin alle im Saal einig sind .„„ d.afl niemand 
die V~:dcü1gerung von Arbeitslosigkeit, wie sie jetzt bcHeht:, über 
eine liingeee Zeit hinweg für vmrär;lich hält, 
MITSCHKE: Das ist ja 
Wir können 
ki<~allösrJlllsen vorstellen, ,„ 
das ist ein Wolken-
natürlich in einer anderen Welt 
kenne kaum Unternehmen, 
nen Menschen, dessen Arbeitseinsatz 
d;>,rin bestehen, daß die Erlöse aus 
das, was das Unternehmen 
wollen, Sie brauchen bloli in der ""ucisuK 
die unteren Tarifgruppen in einzelner! Branchen besetzt. 
Es gibt eine Fülle von Umfragen, nach denen tur die meisten A1-
beitncbmer eine erträgliche Lohnkürzung akzeptabel wfrc, 1<r>frrn 
sie sie angesichts der Verpf!ichru ngcn, die einzulösen sind, 11i dit 
in Nöte stürzt. In Schweinfurt etwa waren die Arbeitm:hnH•r be„ 
reit, weitgeh"mie Lohnkonzessionen zum Erhalt der Arb"itsplät-
ze zu tnac.hen „~ sie waren aUerd1ntts nicht zu _Konzess1ouen bereit, 
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die sie in den Schuldturm oder sie au!lerstande ""';et:zt 
hätte, ihren familiären Verpflichtungen nachzukommen. 
nuui ihnen einen Weg zeigt einen \'hg, det nicht ideal ist, d<'t 
Abstriche vom Erwerbseinkommen be<fou tet, rilwr auf dm· 
"'" Seite den Arbeitsplatz erhält - dann ist dieser \'('.' eg für die 
Betroffenen annehmbar. fn allen Umfragen, die ich kenne, 
ren 80-90% der Betroffenen für eine erträglidw I olmkürzung, 
wenn Arbeitsplatz erhalten bleibt. Aber net1111':ri 
V erk:ür2ouru? der Arbeitszeit von 5· Tage-Woche 
4-Tage-Woche: Wenn das arbeitskostenneutral umgesetzt 
werden rn!l, muß man eine mindestens Lohn· 
kifrzung vornd1men es müssen sogar mehr weil es 
viele fixe Kostenbestandteile gibt. Eine Lohnki.ir-
>cung ist ohne staatliche Hilfe gerade im Niedriglolmsektor uner~ 
träglich. VW hat .die Arbeitszeitverkürzung durch Wegfall von 
auilertarifl iche11 Leistungen andere Maßnahmen fitrnnziert -
das kann etwa e.in mittelständischer Unternehmer so nicht hand-
haben, also kündigt er de11 gel'ingprodt1ktiven und deshalb :im 
ehesten entbd1rlid1cn Mitarbeitern, 
TEILNEHMER: Herr Oevermann hat von einem ästl1eti-
,d10n Modell gesprnehen. Ihre Denktradition impliziert 
1'e'>V1SSCS Menschenbild darauf haben Sie in Ihrem V mrr•~ 
hingewiesen. Obwohl es am Anfang so 
könn1;e man diese beiden Vorträge nie in Diskussion zu-
saJ1ur1cnfüluen, so .sehe ich doch nämlich 
!k1reir1h einer bestimmten Ar1thrn1>ollog;1e, 
daß Formen des Umdenkens möglich 
Ihre Widersprüche, die ich in dem Maße nicht noch klären. 
OEVERMANN: Ich kann auf Ihre Frage und mich 
anhängen an das, was Sie, Herr Mitschke, als Alternative genom-
nw11 hoben. Sie haben die Alternative zwischen einer degradie-
renden Existenz i11 der Ahhängigkeir von der Sozialbürokratie 
Sozialhilfern1pfiinger und als Arbeitnehmer in einem 
lohnben:ich konsrrnlerr. Ich möchte '"ünvcg sagen: kh aq~umen­
tiere hier überhaupt als Ükmwm, W~5 ich auch nicht kann, 
Ich steige in dieses Thema von der S<:ite ci n und miid1te einfach 
analytisch ein Moddl amprobieren, das am dieser Altemative 
es mal et:\vas ungeschützt 
Beteiligten an einer zu ProblcmJösu 
meine das überhaupt 
kurzfristige Problemlösung ist notw•et1<l1g, 
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eben auch. Sie sind befangen in der Prämisse, dali Erwerbsarbeit 
das normalbiographische Modell ist, Dieses Modell gih legitima-
;orisch seit J ahthundertcn sich rnodernisierendtm Gesell· 
schaften und hat die alten ~sellseh.1fren mit ihrer Vorgeschichte 
begleitet. Deswegen habe Ausflug zur lutherischen 
Berufsethik gemacht. Dieses Modell ist sowsagen der So<:kd, der 
jetzt m.E. fraglich ist. Es scheint mir 1mtwendig, a\ls dieser Prä-
misse herauszuspringen. Ich glaube, es gibt eine wichtige Über· 
ein.5timmung zwischen uns, Wir gehen beide da von aus, daß es 
· ist, die Stigmatisierung, die mit der gegenwärtigen Ver-
von Arbeitslosigkeit verbunden ist, zu vermeiden. Die 
U11rc·rS<:h1,ed< beginnen bei der Frage, w:ie man das vermeiden 
Ich habe ja Ihre Veröffentlichungen der Jahre gelesen 
und "'lll deshalb noch etwas anmerken: Das Modell, das Sie vor-
redmeri, also die 50% Nettoeinkommen, die nur angerechnet 
werden si11le11 und die sozusagen auf das Bürgergeld aufgesattelt 
werden, 'ind eine Art negatives Einkommen. Sie Yenneiden den 
Ausdrnck „negarjve EinkommenssteU<'<", weil er mißbraucht 
'vorden ist. 
!v1ITSCHKE: Nicht blo!S das: Wer kann sich unter ,negativer 
.Ei.nkommens;teuer" schon etwas V(1rstelleu? 
OEVERtviANN: Ja, aber Sie beziehen sich ja auf <lie britische 
Debatte darühcr. 
MlTSCHKE: Auf eine Labour·Debatte, die li.nken Fabian-
OEVERMANN: Ich meine, soweit ich das überblicken 
ich dagegen gar nichts einzuwenden, einzige Einwand 
wäre, daß mir das noch nicht radikal genug von der Prämisse 
abgeht, daß das Normalmodell .Sinnstiftuug durch Erwerbsar-
beit" ist. Ich sehe nicht, daß diese Prämisse au.f Dauer aufrechtzu-
erhahen ist. Deshalb versuche ich das einfach. bat nichts 
von dem, was ich sage, den Stams irgendeincci· Empfehlung und 
dcsw«go.n habe ith das auch bislang nicht publii.i<:i·r, F.s ist 
mehr das an11lytische Erproben eines f\.fodells, und Y<lll daher 
V ersuch, .Elemente der kritisierten Priim[sse auseinanderzu:neh-
mcn. Ich komme dann eben aus einem g.inz anderen Blickwinkel 
zur Kritik am Vergesellsd1afmngsbegriH etwa bei Marx. Von <lcn 
Mo.rxisten ist nie genügend gesehen worde.11, daJ~ die bis heute -
oder bis vor kurzem - wirksame Bewähn111gscthik, nämlich die 
Leistungsethik, nicht nur für die Lohnarbeiter g:ilt, sondern 
die Unternehmer genauso. Das ist nämlich ein ganz entscheiden-
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der Sozialkitt gewesen, der für die historische Genese des Indu-
striekapitalismus konstitutiv war. Marx beriihrt das manchmal: 
Im „Fetischcharakter der Ware" gibt es ein paar Stellen, an denen 
er die religiösen Wurzeln kurz thematisiert - aber dann läßt er es 
wieder fallen." Im „Fetischcharakter der Ware• kommt er ohne-
hin am weitesten über den Vergesdlschaftungsbegriff hinaus, aber 
es werden dort keine Konsequenzen daraus gezogen. Das können 
Sie z.B. daran sehen, daß im „Fetischcharakter der Ware« der 
Entfremdungsbcgriff so gefaßt ist, als ob es etwas vermeidbares 
sei. Damit liigt er sich etwas in die Tasche. Das bewährungsethi-
sehe Modell, das ich entwerfe, ist ja genau dadurch geprägt, 
die Entzweiung im Hegelschen Sinne für ein wiirdiges Men~ 
schenleben konstitutiv und nicht etwas vermeidbares ist. "Ver-
meidbare Entfremdung" ist ideologisch schon so reduziert, daß 
Marx dahinter als Folie das authentische Leben braucht. Das kann 
er aber nicht explizieren, weil man das auf der Folie des Vergesell-
schaftungsbegriffs nicht in die 
Aus diesem Blickwinkel gehe ich jetzt ganz simpel von der 
analytischen Vorstellung aus: Das absolute Arbeitsvolumen 
schrumpft. Darin sind wir uns ja ziemlich einig. kh wäre voll-
kommen mißverstanden, wenn man unterstellen würde, ich sprä-
che vom ,Ende der Arbeit". Ich gehe nur davon aus, daß es zwei-
geteilt sein wird. Natürlich wird es immer qualifizierte Arbeit 
geben. Und für die wird auch eine Leistungsethik unverzichtbar 
sein. Das wird aber nur ein Teil der erwerbsfähigen Bevölkerung 
es wird einen immer größeren Teil der Bevölkening 
geben, für die das nicht gilt und die in ein unwiirdiges, 
agogisierendes, bevormundendes Arbeitskonzept geradezu 
beitshausmäßig eingezwungen wird. Das sehe ich auch bei Ulrich 
Beck so und deswegen finde ich das Modell der Bürgerarbeit so 
arrogant - ganz abgesehen von der Begriffsbildung, die schon in 
sich den ganzen Unsinn zeigt.12 Beck spricht von einem "Ge-
meinwohlunternehmer" - das ist der Komplementärbegriff zur 
Biirgerarbeit. Dabei handelt es sich um nichts anderes als die alte 
Arbeitshauslösung - das ist von einer unglaublichen Arroganz. 
Ich gehe außerdem davon aus, dall das Bruttosozialprodukt, 
sofern es - und das ist die Achillesferse in meiner Argumentation, 
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Um das Bruttosozialprodukt müssen sieb diejenigen streiten, die 
Arbeit haben wollen und diejenigen, die ohne Arbeit auskommen 
wollen. Entschieden werden muß, wieviel davon für die Grundsi-
cherung abgezweigt wird - und die anderen, die sich für die Ar-
entscheiden, die streiten sich dann in der alten Tarifauseinan-
dersetzungsweise darum, wie hoch der Anteil vom Mehrwert 
wird, der für ihren Arbeitslohn realisiert wird. Das 
\Yeiter. 
Wie aber könnte man sich überhaupt die Transformation, die 
Übergänglichkeit dahin vorstellen? Es müßte sozusagen eine or-
ganisierte Partei von denjenigen Leuten geben, die arbeitslos sind 
- deswegen halte ich diese Berliner Gruppe der „Glücklichen 
Arbeitslosen" für auf5erordentlich progressiv und avantgardi-
stisch. Diese Gruppe formuliert geradezu ein Parteiprogramm 
solcher Leute. Es ist ja ein Unding, daß die Gewerkschaften im 
Interessenkampf heute die Arbeitslosen vet'treten. Das ist unge-
fähr so wie im Bauernverband, denn da sitzen die industriell pro-
duzierenden Bauern genauso drin wie die Kulturlandschaftspfle-
- obwohl die völlig gegenteilige Interessen haben. Auf Dauer 
sowieso nicht möglich, daß die Arbeitsinhaber und die Ar-
beitslosen gewerkschaftlich vertreten sind. 
Und jetzt kopple ich das mit dem Bewährungsproblem. Damit 
das mit der Ästhetik nicht mißverstanden wird: Ich verhalte mich 
bewußt vorsichtig. Es handelt sich nur um eine sehr abstrakte 
Modellvorstellung, die aus der Religionssoziologie kommt: Ohne 
einen Bewährungsmythos kommen wir nicht aus. Als Bewäh-
rungsmythos greift die Leistungsethik in zunehmendem Maße 
nicht mehr. \Vir brauchen also einen Bewährungsmythos, der das 
Selbstverwirklichungspotential der Leistungsethik fortführt, es 
aber von der Erwerbsarbeit abkoppelt. Analytisch gesehen be-
deutet das, daß man Arbeit in die beiden Komponenten zerlegt, 
aus denen sie immer schon bestanden hat: Einkommensquelle 
und Selbsrverwirklichungsquelle, also Berufung. Man kann das, 
was an Benifsarbeit Selbstverwirklichung ist, ja durchaus beibe-
halten, ohne daß es gezwungenermagen an die Erwerbsarbeit 
gebunden ist. Im 19. Jahrhundert war das nicht anders denkbar, 
weil das Einkommen natiirlich notwendig war, um die 
Freisetzung zum Lohnarbeiter gegebene biirgerliche Freiheit als 
Form eines selbstverantwortlichen Lebens zu sichern. Aber heute 
braucht man das nicht mehr, weil die Wertschöpfung sowieso da 
ist. Es ist doch geradezu eine Pervertierung, wenn Sie heute von 
„notwendiger Arbeit" sprechen, Sie aber gleichzeitie versuchen 
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wollen, technologische Möglichkeiten zu beschränken, um Arbeit 
zn erhalten. Diese Argumentation impliziert, daß der technologi-
sche Reichtum künftig arm gehalten werden soll. um Arbeitsstel-
len zu erhalten. 
Um das Argument zu operationalisieren, möchte ich eine 
langfristige Prognose für Amerika machen: Die Statistiken schei-
nen darin übereinzustimmen, daß 50% der Arbeitsplätze, die neu 
geschaffen worden sind, tatsächlich im Niedriglohnbereich ge-
schaffen wurden - Arbeitsplätze, die man sofort und problemlos 
entsprechende Technologien ersetzen könnte. Jetzt kommt 
das berühmte Argument: Aber was ist mit den restlichen Arbeits-
plätzen? Sie haben das ja vorhin auch gesagt. Was ist mit den Ar-
beitsplätzen, die nicht rationalisierbar sind? Was aber ist das Kri-
terium für "nicht-rarionalisierbar"? Ich gebe zu, daß es im Kof-
ferträger- und Schuhputzerbereich Nicht-rationalisicrbares gibt. 
Nur: Das sind Smbenmädchenarbeiten, die jeder selbst erledigen 
kznn. Wenn wir diese Arbeiten subventionieren, dann subventio-
nieren wir im Grunde genommen die Reichen, die dafür Leute 
einstellen. Das halre ich für eine noch schlimmere Ausbeutung 
wir sie im 19.Jahrhundert gehabt haben. Ich habe die Vermutung, 
daß Amerika auf die Dauer technologisch verarmt, weil es auf-
grund der Schaffung solcher Arbeitsplätze den Drnck zur tech-
nologisch durchrationalisierten Wertschöpfung vermindert. Was 
jetzt zunächst wie ein Boom aussieht, erweist sich langfristig 
eher implosiv. Das wäre meine Prognose. 
Bei der Modellvorstellung gehe ich einfach davon aus, daß die 
Zahl derjenigen Leuten zunehmend gröl!er wird, die nicht mehr 
unterkommen. Jetzt würde die Sache sofort umkippen, wenn eine 
arbeitslose Existenz nicht mehr srigmatisierbar wäre, sondern 
wenn es sich un1 eine positive, eine über eine Bewährungsethik 
positiv besetzbarc Existenzform handeln würde. Natürlich würde 
man finanziell nicht die Sprünge machen können, die man ma-
chen kann, wenn man eine Arbeit besitzt. Ich stimme mir 
vollkommen überein, daß Arbeit einen zusätzlichen Anreiz 
Nur, es ist dann in eine freie Entscheidung umwandelbar, 
posltivierbar ist. 
Als Beleg will ich eine Zahl anführen: In den ersten fünf Jah-
ren nach der Wende hat fast die Hälfte der Sozialhilfeberechtigten 
in den ncnen Bundesländern die Sozialhilfe nicht in Anspruch 
genommen, und zwar nicht deswegen, weil sie nichts von der 
Sozialhilfe gewußt hätte, sondern aus Scham. Und das in einem 
Land, das über 40 Jahre religionslos war, das aber das klassische 
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Land des deutschen Luthertums ist. Meine Vermutung ist, daß 
hier tiefliegend eine sehr langfristige und träge sich transformie-
rende Bewährungsethik, die der protestantischen Ethik weitge-
hend noch entspricht, am Werke war und bei diesen Leuten die 
Scham bedingt hat. Diese Scham ist ein Indikator für die wirksa-
men, doch falschen Prämissen. Dieselben Leute hätten diese Exi-
stenzform sozial positivieren können: Sie haben Zeit und sie kön-




Rhetoric and Reality in American W elfare History 
"The currenrly favored instrument of collec-
tivization is the Welfare State. The coftectivists 
have not abandoned their ultimate goal - to 
subordinate the individual to the State -
their strategy has changed. They hti/i/ineamed 
that Socialism can be achieved through 
farism quite as weil as through Nationaliza-
tion. They understand that private property 
can be confiscated as efjectively by taxation as 
by expropriating it. 11iey understand that the 
individual can be pzu at the mercy .of the State 
- not only by makzng the State hts employer, 
by divesting him of the means to provide 
bis personal needs and by aiving the State 
responsibility of caring for thosem:~t/s fro'E. 
cradle to gra_-gf, Moreover, they have discov-
ered and liere is the critical point that Wel-
farism is much more compatible with the po-
litical process of a democratic society." Barry 
Goldwater, The Conscience of a Conservative 
York: Victor, 1960), 71-72. 
"In the welfare cu!ture, the breakdown of the 
family, the most basic support system, has 
reached crisis proportions - in female and child 
poverty, child abandonment, horrible crimes 
and deteriorating schools. After hundreds of 
billions of dollars in poverty prio rams, the 
plight of the oor grfY&S more pain ul. But the 
waste in doUars and cents pale before the 
most tragic loss - the sinful waste of human 
spirit and potential." Ronald Reagan, 1986 
State of the Union address. 
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"A welfare state is a slave state. The slaves are 
the productive_ citizens whose taxes are used to 
support the unproductive. The beneficiaries are 
simply the politicians who take the money from 
the productive people and use it to buy the 
votes of the unproductive." Charley Reese, 
syndicated column, King Features syndicate. In 
the Brunswick, Maine Times-Record, March 
16, 2000. 
Proportion of GDP spent an social welfare, 
Germany, 1960: 20.5. Proportion of GDP spent 
an Social Welfare, U.S. 1980: 20.8. Organisa-
tion for Economic Co-operation and Develop-
ment (OECD), Social Expenditures (1985), 20. 
1. Foreword 
Often, the answer to a question can be determined by the nature 
of the question asked. I hope that the implication of the title for 
this conference is not simply: "The U.S. is a country of self-
interest whereas in Gerrnany, community responsibility is taken 
rnore seriously." As any one who has lived in various countries 
can attest, national stereotypes are generally true - at least partly 
- and this one is too. Y et we all know of the conservative or re-
pressive aspects of community responsibility, emphasized for 
example in Herman Beck's The Origins of the Authoritarian 
Welfare State in Prussia. And one can refer to the third volume of 
Christoph Sachsse and Florian Tennstedt's Geschichte der Ar-
menfiirsorge in Deutschland, called Der Wohlfahrtsstaat im Na-
tionalsozialismus. In that volume, Sachsse and Tennstedt refer 
over and over again to a redefinition of community health. In-
stead of a community of healthy individuals, the Nazi's referred 
to a healthy community, which meant excluding the portions 
considered unhealthy. And the very word Gemeinwohlbindung 
contains the word Bindung, or binding, constraining. We all 
lrnow in literature and reality the way a strong sense of commu-
nity can be feit as restrictive. So Gemeinwohlbindung can be op-
pressive, exclusionary and ultimately murderous. On the other 
hand, individual liberty can also be interpreted in a number of 
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ways. I only have to remind you, perhaps especially my American 
colleagues, of Leonard Krieger's The German l dea of Freedom. 
Freedom can be interpreted as only coming within an organized 
society. Daniel Boone in the Kentucky mountains, the epitome of 
individualism in American mythology, was not free to consult a 
doctor, go to an opera or buy a new pair of trousers. So both 
sides of the title of this conference are subject to interpretation. 1 
Rhetoric and Reality 
Axel Jansen, in his e-mail accepting my proposed paper, said the 
organizers of the conference were particularly interested in a 
phrase I wrote about the relationship between rhetoric and real-
ity. I had written that "in spite of the conception of some Euro-
peans, some degree of common responsibility is so deeply woven 
into the institutional, intellectual and political fabric of the United 
States, that even the most individualistically minded cannot ex-
tract it, and American individualism, while still strong in some 
areas, is in relation to social welfare, farmore potent rhetorically 
thaJJ-_itj~_in fact." --
What I am attempting to do in this paper is a justification of 
that generalization through a broad synthesis of American wel-
fare history in the entire twentieth century. 
American rhetoric and reality at the beginning of the twentieth 
century - and hefore - was established by the English Poor Law 
Report of 1834. This report was not an accurate summary of the 
findings of the commissioners, nor was it followed with any 
thoroughness in England. The "principles of '34" probably need 
no further explanation before this audience, but briefly they 
stated that poor relief in general was a bad thing, for if people 
found that they could live without working they would do so, 
and would be "pauperized." That word was not an economic 
measure, but a moral one: they would lose their character and 
backbone and self-respect. Therefore "all relief whatever to able-
bodied persons or to their families, otherwise than in weil regu-
Herman Beck, The Origins of the Authoritarian Welfare State in Prussia 
(Ann Arbor: University of Michigan Press, 1995). Christo_Rh Sachse and 
Florian Tennstedt, Der Wohlfahrtsstaat im Nationalsozialismus (Stutt-
gart: Kohlhammer, 1992), passim. Leonard Krieger, The German Idea of 
Freedorn (Boston: Beacon, 1957). 
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lated workhouses „. shall be declared unlawtul 
The Poor Law Commissioners assumed poverty was simply 
willingness ro work; that charity created pauperism, not rhe re-
verse.2 
principles had greater force in the Unired States, both as 
than rhey did in their country of origin. 
England considered itself a prosperous nation, but the English 
were always aware that the poor were there. Every parish had 
"Guardians of thc Poor," and the central government regularly 
collected staristics. Some New England towns had officers of the 
same name, but most of the country did not. In the United States, 
the assurnption of prosperity, which almost did not need articu· 
lation, it was so widely accepted, meant that reformers had to 
assert again and again that there was poverty - Look at it! Here it 
is! - a task that English or continental reformers did not face. 
that asserrion had to precede any discussion of what, if any· 
thing, should be clone about it. 
As in England, the major organized guardians of the "princi-
ples of '34," in rhe United States were the Chariry Organization 
Societies. They regarded thernselves as expert specialists. As doc-
tors were specialists in their sort of illness, the members of the 
C.0.S.s were, they thought, specialists in charity. In the normal 
course of their work, they collected !arge amounts of data on the 
poor and seekers after chariry. Their rigid dcfense of principle 
began to weaken during and afrer the Depression of 1893-96. 
I know that thcre is dispute among economic historians over 
whether there was a European-wide great depression at the end of 
the nineteenth century, but there can be no dispute about the 
particular depression' in the United States in rhe mid-1890s. By 
some indices, that depression was less sharp than that of 1873, but 
1890s, many more people lived in cities, particularly mid-
western cities, and the poverty was much more visible. And that 
began to engender some rethinking of what had, 
heretofore, been taken for granted. In England, there was also 
some reassessment, for rather different reasons, and the outcomes 
this reassessment were sharply different. 
l take a few important examples of the reassessment. In 1894, 
at the lowest point in the Depression, Arnos G. Warner published 
American Charities. Warner was not himself a member of a 
2 For a slighdy morc detatled summary 
Brunsv-:ick, NJ.: Rutgers Univcrsity P 
!02 
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C.0.S„ but he was very dose to the movement, and used C.0.S. 
statistics as a basis for his conclusions. These condusions were 
not in accord with C.O.S. assumptions, because he found that 
some 3/4 of poverty in the United States was causcd by "misfor-
tune," and only abour 114 by "misconduet." In 1902, Jane Ad-
dams, widely regarded as a symbol of the good, perhaps like Al-
bert Schweitzer at a later date, or Mother Tercsa nwre recently, 
published Democracy and Social Ethics. The political system, she 
agreed, was democratic) but America's social sysre1n \~ras not. 
Most of us can bc individually cthical, she said, but a social 
needs now, in the modern industrial world, to be aclded. 
other examples could be chosen, but I quote one other reformer, 
also writing at the depths of the depression, because he pointed 
the way the Arnerican reassessment of the "principles of '34" 
would lead. Henry Demarest Lloyd said in 1894, "Mankind are 
crowding upon each other in the centers, and struggling to keep 
each other out of the feast set by the new science." In other 
words, Lloyd assumed that the feast was there. It only remained 
to regulate the struggle so that all could partake.' 
This reassessment led, then, to what historians call the "quest 
for social justice." Note that it is not - with some exceptions - a 
quest for social security. In 1908 Britain inaugurated a system of 
old age pensions and in 191!, health insurance. Both were limited 
in their coverage, but both, for rhe people covered, 
some security that in the case of old age and illness, some re-
sources would be available. The only cornparable program 
United States was industrial accident insurance, which also ex-
isted in Great Britain. But otherwise, reform in the U nited States 
consisted of trying to clear away barricrs so that the feast might 
be shared: control "big business," so it would not corrupt the 
po!itical system and so that new entrepreneurs could start busi · 
ncsses, limit child labor so that kids could go to school, fence 
dangerous machinery, insist on healthy tenemenrs. There were 
attempts, up to 1920, to go further in the direction of social secu-
rity, particularly in the area of health insurance, but they all 
failed. One can discuss why, but my condusion - which has not 
gone uncontested by other scholars - is that, as I wrote in 1988, 
• Americans did not luve social insurance before 1935 
J Arnos G. -"?arner, American Charitü:s. (Ne'W-York: CroweU, 1894). Jane 
Addams, Democracy and Socia! Ethics (New York: MacMitlan, 1894). 
Henry Demarest Lloyd~ Wealth Against Commonwealth (New York; 
-- „„, 2. 
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Americans did not want social insurance."4 Obviously some did, 
desire for publidy legislated social security was not a 
widespread enough demand to create public policy. 
of decades of the twentieth century were, 
active period for self-help and Fratcrnal 
on an ethnic basis. Europeans, and even 
underestimate the central importance of 
ethnic consciousness in American social history, but as Lizabeth 
Cohen so strikingly demonstrates in The Making of a New Deal, 
there were all sorts of ethnic organizations, ban ks, social clubs, 
athletic lcab'Ues, hospitals and churches and welfare organiza-
tions. 5 I have only done research mysdf on three of these groups, 
but as I will say in a rnoment, others have cast a wider net. I 
found that the Franco-Amedcans, that is the French Canadians 
coming from Canada into northern New England in the couple of 
decades on both sides of the turn of the century, established a 
complete society within a society. The priests were the chief or-
ganizers of that society, and their purpose was to keep 
flocks frorn having to have any contact with the dominant Prot-
estant surroundings. There were hospitals, orphanages, schools 
churches and cerneteries. A person in Manchester, New Hamp-
shire, for instance, could go through life from birth to death, 
never having to learn English. Even at work, whole families went 
into a single department of a mill. The forenun would have to 
speak enough English to deal with a largely English speaking 
management, but the workers could stay within their language 
and culturc. This cotltrasted with Jews in New York, where the 
various self-help groups tried to integrate their fellows as quiekly 
as possible into the surrounding culture, but not into any welfare 
Henry E. Peklow, of New York, in addressing the Na-
Conference of Charities and Correction in 1878 said, "The 
Hebrew Charities ... undertake the entjre relicf of their 
so that in regards to the city and their charities, it is as 
tnougn no Hebrew poor existed. They were, however, cared for 
formation of black (Negro) mutual aid societies began 
4 
6 
Da.nie) Levine, Poverty and Saciety, (New Brunswick, NJ.: Rutgers 
Univers!ty Press, 1988) 179. 
Lizabeth ·cohen, The Mtfking of a New De.1!: lndustrial \Vorkers in 
Chicago, 1919-1932 (Can1brJdge, England~ and Nevv York: Can1bridge 
University Pres-5, t 990). 
f1enrf E. Peklov.·. «c)utdoor Relief Adminis.tration in New 'York," Na-
tiona~ Conferenr:e of Charities and C'arrection (f 878)~ Q· 67, Fora 1nore 
cornplete exainination see my "linrnigrant/Ethic :tv1utuai Aid Societies, c. 
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during the period of slavery among free blacks, but the number 
exploded after emancipation. Writing in 1907, W.E.B. Dn Bois 
said: "No complete account of Negro beneficial sociecies is possi-
ble, so !arge is their nurnber and so wide their ramifications. "' 
There can be no implication that these Negro societies were ade-
quate. They could not touch the vast majodty of Negroes who 
worked as agricultural laborers. 
David Beito, in a just published study, casts that wider net. He 
"during the late nineteenth and early twentieth cen-
munons of Americans received social welfare benefits from 
fraternal societies." Beito finds mutual benefit societies 
among ltalians, Poles, a variety of Eastern Europeans, and so on. 
Also the !arge fraternals like the International Order of Odd Fel-
lows, with rnembers from many ethnic groups, had rnutual-
benefit aspects.' Thus there was a good deal of Gemeinwohl-
bindung but on a private, largely ethnic level, and almost none 
from the public, except for what in Britain is called the "impo-
tent." 
There was some state and local help to institutions for the 
non-able bodied (blind, insane), but that was permitted under the 
"principles of '34," which applied only to the able bodied, men 
and women. There were also tiny beginnings, first in Illinois in 
1911, of aid to widows with small children - but perhaps that was 
a simple extension of aid to those unable to work. Dudng the 
twenties there was some expansion of these tiny begi1111ings, and 
some state aid to the aged infirm, but all the programs were small. 
As far as the Federal government went, rhere was the brief perind 
of the Sheppard-Towner Act prnviding some well-baby Services. 
Some historians, particularly women's historians, regard the act as 
an important precursor, but to me it's short life (eight years) and 
small size do not merit that kind of significance. The twenties was 
also the heyday of "welfare capitalism, » that is, welfore benefits 
7 
R 
1880s-1920: A Proposal for a Tvpology,n Indiana University Center on 
Philanthropy, Essays on Philanthropy, No. 18, p. 7-8. 
W'.E.B. Du Boise, Econamic Co-operation among Negro AmericatiJ\ 
Atlanta University Studies <12 (Atlanta; Atlanta Un1versity Press~ 
92. 
I)avid Beito, From Mutual Aid to the Welfare State: Fr.aternal Sacieties 
and Soda/ Services, 1890-1967 (Chapel Hill: University ofNort 
iina Press, 2000}. The quotation is ffom ~ge one. The mention 
ternal societies leads naturally to thc study of "civil society ~ ;, a 
subject of discussion in the U nitcd States and perhafs in other places; 
anoth<!r measure of Gemeinwohlbindung. But here am speaking of son 




provided by thc 10 tlw workers. Non<' of these ;tr-
J'angcrnents, public or r:vuld survive the t:conon1ic catas-
trophe of the l 930s. public: programs thern wcre, 
were quicldy wiped out by the s<:a!c ol neod. 
193 l an otherwise obscure congr<:st.<n1an frorn ·r cnnessce 
made what to my rnind is a revolutioo> ry sta<im:ient -- revolution-
ary not for other countries or societies, but revolutionary 
anti-State tradition in the United States. ''It is the 
said Edward Es!ick, «to care of its people and 
see that they do not starve or freeze.~9 the next few years, 
simple sentence became, implicit:ly, policy. Enthusi-
asts of Herbert Hoover sometimes claim that he would have done 
cverrthing F.D.R. did. Critics from argue that F.D.R. 
"·' little as was necessary to save capitali•m and no more. Both are 
";·rong. l will not dctail Hoover' s rduetance ro act in relatiou to 
hun1an miscry tirought and d<:pre.ssion, 11or will I 
the weil by the New Deal. There are a 
couple oi should be emphasized .1b_out 
DeaL Onc is timt day to tbis, the Fedcrnl govemmell! is 
assumed to be uhimatdy responsiblc for rhe gener«l trends of 
cconon1;r, and evcn more startH11g"' the Federal government is 
ultimatdy responsible on questions of individual poverty, 
Eleaimr Roosevelt going down in a mine to President Carter 
Bronx or Clinton an Indian Reservation, the 
on governmenta! policies at level, and this is 
true from the political right. that should be 
made is that in one particular aspect, philosophy of 
Roosevelt and his "Minister of Relief," Hopkins, was not 
entirely distinct from that of rhe amlwrs poor !aw rcport of 
liU4. Both Roosevelt and Hopkins were enthusiasts of "work 
relid" and opponents of what in die U.S. WM called "home re-
lief." They, like Commissimiers of 18.H, •aw wdfare as de-
billtating and at 11 1ob '" ncarly as poS>ibk as ones normal 
.iob, as and a healthy diarncter. 
frrence, of course, the New Deal agcncies cu:at<>d 
jobs. This comes again six decades Iater. 
• 
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Flow widdy known is it that F.D.R. and lfopkins wanted to 
go farther tban the political situation allowed dwm? Hopkins 
sketched :1 broad outline h<' hoped for i11 a speed1 before 
the National Sücial Work in 1934. l·fo pwposed, in 
very general terms, even after thc: Depression, there would be 
a nced for puhlic rdief, a broad sy.m"n of pensions 
tlmugh he tiptocd aronnd the issue, a ncu:imi;I health insurance. 
Almost ten years later, when the Beveridg« Report came out 
England, Roosevelt is said to have "That's not 
fü:veridige Report, that's my report." he was referring ro 
was a series of reports from the National nesourcc Planning 
Board. Their combined volumes were to him just three 
Japanese attacked Pearl Roosevelt dc-
sertdrntg the report to Congress 1943. He did 
actively support it, it was met with congressional and busi-
ness public hostility. The Wall Street joumal callcd it "a halfway 
lmusc to socialism. •;u the NRPB was denied further appropria-
tion.s and to exist. ree:o1nn1endations 1v·t~re. sometimes 
statcd in more guarded terms than tl>e Bcveridge report, but 
wcrc die same: estab!ishing a comprchcnsive 
welf;lf(' systcrn 10 son1c n1inilnu1n degrce o.f ~~conomic 
security undcr all for evcry one. David K<imtcd'y 
in h.is rcc<>nt massive study d1t• FDR admi11istr;ttion argiies 
aftcr re.:overy, "security" was thc central purposc of the domestic 
policies of the New Deal, thns finally a<lding a quest 
to the quest for social justice of thc progressive 
Se.curity Act of 1935 was as far as Roosevelt 
of the NRPB got nowhere, 
welfare at the "New consensu:s~"" lt is th1s consen-
sus wlueh, with some additions and subtractious, has he-
come so embeddcd in American life it cannot bc cxtractcd, 
no matter what the verbal ideoloi,')'." Trumau not cnlarge 
upon it, Eisenhower acceptcd it, Kennedy cxpanded the nation's 
1ü (~)uote<l in Paul Promises i<J Keep ~ L<:xJn~~1.on, Mii.ss.: 1~95), Jl. 
H }L1rt'y L'. Holklnsr 4'$()t.:i:U Plannin$1; fo-r die Future; 'i„ lY'ation.t.l Ct1nfer-
enfe oj' Soci" \'t?ork, ()n th~ Nation:i.J Rtsou rce Pl11nniug 
Board: Kcfth ~"'. ()Json, Au1~~riccu1 .Bevcr.idgt;~ P~iu .. 1:' ,~fi~l-AnJcn'ca 
65:2 (J 98:3). A1arion CJa~rsrHtt ~rh~ )\/etc l)e.:il I'lanni'n.??,; The llfatlo~zf'fl 
f{.c$,-aMr{'t" Pl.,,.,.nning Board (ß;)Jdmore: John~~ li'op-k:in;r;. lJnivt•rsity Pn:;'!t;';, 
PhlHp \V, Warken, A Hi:.tory of th<.' l.,,l,a;f1)~l.~l ReR,urce l''Linnlng 
1933··1943 {Nt.->w York: (;,;itiand, l9?9), Benjamin fk:ach, "Fron• 
Aid tu Universal Access: 1'he Evohrin~ (:.afü;: tor National I-1ea1rh 
lnsuraoce in the llnited Sratcs a.nd ßritain during the 1940sj,,. Honun: 
Jiistory, How<loin c;oUege; 1q97, 
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sense of Gemeinwohlbindung, perhaps, but not significantly 
through the mechanism of welfare expansion. Neither Reagan or 
the conservatives elected in 1994 could very much decrease it. 
I can explain the conservatism of the 1994 congress, of Barry 
Goldwater, of the National Review and the reaction after 1968. 
But I cannot explain, at least to my own satisfaction, the great 
outpouring of legislation creating the over-sold "War on Pov-
erty" in 1964 and 1965. Perhaps it was a continuation into the 
economic sphere of Johnson's vigorous support for the Civil 
Rights Movement, so that the War on Poverty was, in spite of the 
fact that there were more white than black poor, a War on (un-
spoken) Black Poverty. Why did Congress pass all those bills? 
Was it nostalgia, honoring what was taken to be Kennedy's 
memory, fear of Johnson's political clout? Again, I'm going to 
give only conclusions about the War on Poverty. One is that 
most of ir was based on rhe premise rhat the poor were poor be-
cause rhey did not fit the needs of the economy, not that the 
economy irself had to be changed. Hence most of the programs 
were ro fit those outside into a form which would enable them ro 
come inside: training and education. Second, this implied that, 
again like the New Deal, work was the eure for poverty. Third, 
none of these programs did much about poverty. Fourth, what 
did decrease poverty was giving people money or services: in-
crease AFDC, increase Social Security payments, provide medical 
insurance or medical services. The New Deal consensus was ex-
panded somewhat, particularly as regards health insurance. Only 
in one way was the expansion conceprual: there was possibly a 
belief that poverty was something like a societal illness, and one 
that was, in some sense, "curable." Even if that conception was 
more rhan sales talk, it faded quickly. The most striking aspect of 
rhar consensus is how stubborn, how solid, how deeply imbedded 
in American society it was. As a result of the expansion of various 
programs, Federal government expenses for welfare were greatly 
increased, and no such drastic change could occur without creat-
ing a reaction. 
No social issue in the United Stares can be discussed without 
talking about race. The reaction againsr an expanding racial 
equa1ity was the largest force in creating a conservative trend after 
1968. The formarion of what was called "boll weevils," in the 
South or "Reagan Den1ocrats'' in the North was, no 1natter l1ow 
disguised, based on race. There was widespread white reaction 
against some aspects of the Civil Rights Movement, whether the 
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expansion of the movement to the N orth, the abandonment of 
Non-violent Direcr Action, rhe language of black nationalism or 
separatism, or the programs of "affirmative action. n12 1"'here was 
also wide-spread reacrion against rhe anti-war movement and 
"counter culture": which reactions simply meshed with the gen-
cral anti-liberal reaction. 
Ronald Reagan came to the White House partly on an anti-
welfare crusade. As Governor of California, he had drastically 
reduced the number of people on welfare, and his government 
had produced a reporr called "California's Plan for Welfare Re-
form, A Blueprint for the Nation" which detailed the reduction 
in rhe state's welfare expendirures. A lot of his 1980 campaign was 
against wclfare chears, who were using guile and the naivere of 
welfare bureaucrats to bankrupt rhe narion. Even more impor-
rant, they were bankrupting rhe morality of the nation, and of rhe 
recipienrs of welfare who were learning that rhey could ger a liv-
ing without working. A lot of this had an unspoken racial mes-
sage, because when Reagan ralked about a "welfare Queen" driv-
ing to the welfare office in a Cadillac to collect her check, or 
when he talked abour women who had more and more babies in 
order to increase their AFDC payments, many - I would guess 
most - white listeners pictured black welfare cheats. Reagan was 
going to end all that by getting free-loaders off the roles and 
forcing them to work. Again as in 1834, it was work - not the 
product of that work, bur the process of working - that was the 
moral - not economic - imperative. 
To a degree, he succeeded. A colleague of mine has worked 
out the results of Reagan's policies. The "working poor," those 
not completely dependent on welfare, had payments reduced or 
climinated. The number of people on rhe roles decreased initially 
by about 15%. Eligibility requirements were rnade more strin-
gent, cases considered fraudulent were eliminated (and sorne re-
srored by court order). Bur the "truly needy," in a phrase Reagan 
used frequently, were not seriously injured. There have been cut-
backs, but they have not taken rhe U.S. back to the New Deal, or 
even back before the years of rhe War on Poverty. Federal ex-
penses for the poor went back ro approximarely where they had 
12 Thomas Byrne Edsall and Mary D. Edsall, Chain Reaction. The Impact 




been in 1975 or 1976, then tl1ey began to dimb again as they had 
before.u 
But the American welfare state was not scrnpped. The baoic 
program rcnt<lined~ including some progr>.l:ms i11augurated in the 
1%0s like Headst;irt, Corps, Supplememal Social Semritv, 
ÜJst Living Adjustments, t he Earned Income Tax Credit 
oi course Medicaire and Metlicaid. Furthem1ore, even in 
midst of the Revolution, public opinion still supportcd an 
<"xpanded version of the New Deal Consensus. At the heigln of 
the so~called füocigan Revolution, something like 3/4 of the puh!ic 
favm·ed maimaining or increasing expendiwrcs for various 
pmgrams, induding the much derided Aid to Families 
pendent ChildrenJ• Every time the administration tried to ah"" 
the social security act, for example, it ran into such a stom1 of 
criticism, thc suggestions hrid to bc withdrawn, and Reagan had 
to repeat again and again, he s ympathized with the 
needy." Toward the end of Reag.rn's years in office, the architect 
his economics, David Stockman, head of the Office of Man-
agement and Bu<lget, concluded "The American people 
seem to want a mild social dcmocr"cy to take th<e rnugh edges off 
of capiralism. •1s lt is indeed a vcry mild social democracy. The 
United poverty ranks the United Stares at the 
b<>ttom of indu.mialized nations." The American health in-
system is limited ( and has been made worse by the 
budget act of 1997}, its subsidized housing prngram is ter-
care system is in danger of falliog :md of course 
equality is far from achievcd. But Stoekmm confirms my 
primcory cont<:ntion: that ~ven the most ideological!y anti-wdfare 
Pre>ident could not v,cry seriously curb the enlarged 
consensus, in place by about 1970. (The same can be 
Margaret Thatcher in Great Britain, who was forced to say over 
and over again that "thc NHS is with us. ") 
---------~···~~~---~""·'···'-·~~-
13 Peter Gottsch:alk, "Retr<.-·nt:.:hment in Antipoverty Prognuns in the U.S.: 
Lessuns fDr the Future'" (l9R5). P?Per in my possessi.on, pH!~ared for a 
conierence on '"l'he Urtraveling of the Welfare State: RetrenChtnent and 
Social Policy During the Reagan Y ears) „ .h~~ld at the {Jniver.<;ity -of Cali~ 
forni~ Sa.nt.l Barbara, 19S5. P<:·ter Gott.<:chalk wa:. at that tll11e Professor 
of Econom11...--s at Bawdoio CoHt'ge. l·le i;:; now <it Hoston College. 
14 Hu«h l'ledo, "'Poverty Po!id~~st" in Sheldon lt Danziger; Gary D. 
S:u:lait.f\1\' and IJa:nfel l·L \'\:.1e.inberg) eds., Cotüronting Poverty: PreS<'.rip-
rlon;. ior (:ha.uge {Nev.- )' ork: Russcll Saget 402<t 
1s I);tvid Stnck:rnan~ The Triuntph of Poliu.cs: the Reagan Re:J.'olution 
Failed (New York: Harper and Row, 1986),3'14. 
'" As reponetl in the New York Times, May 20, 2000, Al9. 
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Epiiague --· to the Present 
How then to account for the changes wrottght by !'resident 
Clinton's welfare legislation of J 996? I'm not stm> l liave an adt-
quat<' a.nswer, althoui;h J can teil the story, as wdl as gauge tesults 
m date. note rhc limited target of the reforms. They rdated 
t>nlr to AFDC. .llifodi1:aire, Medicaid, Old Age Unem-
ployment fosurance, Food Stamps, the Famed Ineome Credit etc. 
all rema.in a.lthough there ha.ve becn some cutbacks in the medi-
cal programs. W e are talking only abour a tiny pvrtion of ruJcrot 
cxpenditures1 althoitgh a scrving :..ome of the tnost 
needy," and a program a grear 1rnmy black rccipients. Sec-
ond, the program was not ended. In some ways it was expanded -
it 'vas turned ovcr to the states, nnd it did in.tuf!urate time 
li1nits. 
Clinton, like any politician .in a democracy, has to be able 
ro invem phr:ises wi1 h no ddinitc meaning so that various con-
stituencies will think clrnt he agrees with their point of view. One 
phra'e for a "New Democrat" celltrist was "ending welfare 
as we lrnow it." Anti-welfare enthusi11Sts can hear "eoding 
welfare" part and thosc wishing to imprnve some aspects of wel-
can lie<tr the "as we lmow it" pa!'t of d1c Clinw11 ap-
parently had an idea of time bat al><• health care, 
expanded ch.ild support, wage supplemems, pcrhaps 
rncnt as an u cmployer of resort." 
titlc of an articlc in the New 
1996, "mugged by re;i!ity." That reality "'as the long sim-
mering angcr of conserntivcs Republicans and the growing 
popnlarity of Newt Gingrich ar1J the «Contrnct with America." 
The conservative wing of the Republican party triumphed in 
the congrcssional elections of 1994 - which was rcally Rcag;ui's 
passed the time limits ;md the 
nothing. !11 spite of libeml 
outrage, Clmwn s1l!:11ed the b11J which ended AFDC aftcr 6 1 
years. 
Does this bi!! end the New Deal consensus? Are we now a "'~ 
cicty that experimemed for a over balf-a-cenrury with some 
version of Gememwoh/bindung and are now a socicty ,>f. Ei-
geninteresse? I think not, but we l'eally dou 't know. fosicad of 
AFDC, Aid to Families Dcp'"'11dent Children, we now 
TANF, Tcmporary Assistancc to Needy Families. Arnong other 
things, TANF as part of the bill, is supposed to provide 
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welfare to work" programs and l have recentlv realized 
that private companies, not state departments 
are hired to perform that function. There are lots of 
tangles in trying to sort out what is happening. States have the 
responsibility to devise programs to decrease their welfare rol!s, 
but they get money from the federal government equal to what 
rhey gor, on average, during the last three years of AFDC. Be-
cause die years since 1996 are prosperous times, the states are thus 
getting more money than they would have received under the old 
program. Many states are simply not using their fcderal 
but some, like Wisconsin, are devising complex "we!fare to 
work" systems tlrnt indicate far more sense of community re-
sponsibility than programs which simply gave poor people a 
small monthly stipend. In some states, Federal funds have been 
used to replace state funding of programs for the poor, so that 
could be available for other, non„poor rclated expen„ 
for the poor are beim' used 
to tmance programs (like tax cuts) for the non-poor. 
W dfare rolls were already dedining before thc 1996 act, 
overall have sharply decreased since the act. How much of this 
later decline is due to the act and how much to other factors likc a 
rapidly growing economy or an increase in the minimum wage? 
A recent study by the Council of Economic Advisors (which 
only goes through 1998 and therefore does not capture the effect 
of the recent very low unemployment rate) condudes that about 
113 of the decrease is due to the act, about 10% to low unem-
ployn1ent, about 15o/o t:o an increase in the n1initnum wage, some 
5% to a decrease in bencfits in some states, and about 1/3 to other 
factors. 17 
I think one has to conclude that neither the fears of liberals 
nor the hopes of conservatives have becn realized. Liberals have 
to acknowledge rhat some of the people receiving welfare were in 
fact in a position to support themsel ves. But the fear expressed 
Senator Daniel Patrick Movnihan that we would have children 
sleeping on subway grates J{as not been realized, And the hope of 
conservatives that the psychology of welfare recipie11ts and their 
children would be changed also does not seem to bc reality. Thcre 
been cases of people, primarily women, talking of an in-
creased sense of self-worth which comes from working. Bur there 
17 Council of Economic Advisors, "The Effect of Welfare Poiicy and the 
Economic Expansion on Welfare Caseloads: An Update;' (\'o/a5hint,rton 
D.C., August 1999). See particularly the table on page 19. 
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have been also eases of former welfare recipients unable to hold a 
very long, moving from low end job to low end job. And 
ehiJdren rather than saying with pride that their mother is now 
working, simply regret that mommy is not there now when they 
come home from school. Detailed stndies of Wisconsin and more 
recently of Minnesota conclude that a work requirement, plus a 
buoyant economy produces a decrease in welfare rolls and an 
increase in things like family income of the poor and family sta-
bility. 
But the five-year limit on receiving welfare is still a year off, 
those moved off of welfare are the most employable, and results 
in the long term are still uncertain. 
Conclusion 
U nited States in the year 2000, one can still find vigorous 
rhetorical devotion to a society where each person stands on 
or her own feet, rhetorical devotion to anti-welfare, 
government, and rhetorical devotion to what one of my students 
has cal!ed "the demonization of the poor. "1• Beneath this rheto-
ric, however, a welfare state has been gradually built up since the 
l 930s. The two presidential candidates this year are competing to 
see whose version of an expanded Medicaire, whose version of 
prescription drug coverage, whose version of an expanded health 
insurance progran1 for the poor will be most popular. This 
social democracy," or I would say, this slowly expanding 
welfare state is here to stay. 
rn ~1ichael Latnpert, "Opposition to Welfare in the Unitcd States, 1893-
1996," typescript in mr possession. 
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Twentieth-Century Consumer Activism 
and Political Culture in America and 
Germany 
history of consun1er activism - the attempt to mob11lze con-
sumcrs for political purposes - provides a window into the vcxing 
questioo of thc relationship between «private interests and com-
munity orientation." This history rcveals a close relacionship 
between politics and consumer society and thus challenges the 
conventional v~ew - shared by conservatives, liberals, and leftists 
- thar thcre is either no relationship or an inverse relationship 
bctween the two. "In a culture of consumption," wrote Christo-
Lasch, "the citizen disappears into the consumer," and poli-
becomes in1possible since '' consumcrs have no interests in 
cornmon. "
1 Against those who conceive of consumption as corro-
sive of pofüical engagement, as necessarily producing passiv~ty 
and individualism, and as diminishing, to usc thc tcrms of this 
confcrence, "community orientation/1 my study points to the 
central role that consumption has played in American political 
In this article, I will discuss the significance of consumer ac-
tivism as an important and widely-practiced American political 
tradition, albeit largely an uncharted one. r will suggest, tenta-
tively, some ways in which it may bc a useful tool to analyze 
twentieth-century Germany. Comparing twentieth-century 
America and Germany through the Jens of consumer activism 
opens up interesting questions about the narure of our respective 
consumer societies and political cultures, and shcds new light on 
oft-debated questions of Germ an and Amcrican "cxception-
" 
Pol.itically-engaged efforts to hamess the power of consumcrs 
are as central to i\merican's identlty as are their avaricious pur-
ehasing habits. During the American Revolution, for example, 
Christopher Lasch, "The Culture of Consumption,"' Enryclopedia of 
American Social History, c<l. ~1ary Kupiec Cayton; EHiot J. Gorn, and 
Peter W. Williams (New York: Scribner, ! 993), 2: 1381-90. 
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national iden t.lt}~ grew in out of the practict..'S of 
homespt1n cloth1ng and }lritish goods. j\ ~~entury 
.A.fri-ca11 i\rncricans: n1ade us~~ o.f consumer activism as a 
in the puhlic sphen• - for e1rnmple, 
streetcars. Bbcks abo preferred to 
they shopped by catalog 
enter:mrr stores where they were ruddy trcated and exploi-
twentieth century was replete with boycotts, sit-ins, and 
that depcnded on the of organized 
consun1ers; the current anti-sweatshop den1onstrate its 
power in thc new century 
those 011 tl1e margins of power have to regulate 
ncsses ( to enforce maxirnurn hours and other labor standards, for 
ex.Hnpli!), to transforrn thern (to get them w pay living wages, for 
cxamp!c), or to punish them (for unfair hiring practices, mistreat·· 
ment of l.1bor, or degradation), th<')' have 
quently turncd to activity ro do so. In a market 
ety, consurnption as a n1ode of solidarity to restofe 
c<•n11ectio11s to peoplc separated by th" Jivision of lahor 
regional, national, global of prnductlon. 
Yet in i\merica thc history of ''consurncr society': 
mains confine<l to two areas: thc social bistory of popular culture 
and to the business history of advertising an<l markecing. 
tends to highlight themes manipulation and pas-
are undoubtedly important foatures of Arnerican 
consnmer culturc, \\\'hcn scholars in speak of agency 
generally refer to social ru:tivities, <is dancing, theatcr 
or <lrinking rituals in thc saloon, intetested in 
relationship betwcen consumption aml politics have either 
tried implausibly to shoehorn these into the category of 
the political or, conversdy, to see them as the displacement 
energies tbat otherwise lu.ve gune imo politics.' Recently, 
sdw!ar-ship m field of "Culnmil Studie;" h.1s high!ighted a 
not:ion of con:->urTteT b}' focu.sing <H\ questions of 4 'style)" 
th;'!t Is t11e use of capjta1lst comn1odities by \vork_ing„ 
dass, ethnic_, tacial, or subculttm:s.' But Ametican lrn>Wmms 
, flours j'ot \}):t;:?'.t lV'e Wiill: 
'7lL1<:i"~!'.I (<~.unbrJ.dge and New 
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have not yet recognized the degree to which more '"mventional -
and to my mind, morc significant - notlO!l-' of politics have inter-
sected with thc eonsumption. Not only has the right to a 
level of consumption sometimes called an "American 
''~' 7'-' ·· Standard of Living" - been expltcitly contlt7Cted to citizenship, 
liut acrs of consumption the threat of witltdrawing buying 
power) have been at the basis for political activism: in the srate of 
South Carolina, for example, the NAACP's widdy-publicized 
anti-Confcderate flag tourism boycott iJl only most recent in a 
long history of boycotts, sit-ins, "don't buy where you 
work," and union labe! campaigns.' 
· Bdore proceeding, it may be usd'ul to unpack conccpt of 
« consumer activism." lt is impori:ant to point out that consumer 
1r1:m<m has no single political valence. lt is not always "progres-
sive," Both American and Gennan history provide many exam-
pks of consumer activism that are troubling, or even appalling: as 
Dan<t Frank has shown, xenophobi.a and racism have often ac-
cmnpanied thc "Buy American" campaigns that havc sprung up 
rhroughout U.S, Nazi-era anti-Jcwish boycotts pro-
vidc a Gennou1 cxample. blind spot of consumer activism 
.is the "produnivism" (thc "romance of production" as Jean Bau-
drillard calls it} that un<lergirded it; umil recent!y, consumerists 
have taken for granted the mass pn:>duction "Fordist" 
without taking adequate account of environmenn1l and other 
"quality of life" concerns. Nor is consumer politics inherently 
more dfoctive than other types of grassroots mohilizations. Like 
political strategies, its successCli depend on a host of factors, 
including leruclership, ability to gain community support, and the 
power of the targct. 
It is also necessary to distinguish activism" from 
thc "consumer politics of the nation-state." organize par-
ticufar kinds of "consumer regimes" through tax policies and 
other means, which encourage particular patterns of consump-
tion, arid which they then define as key to national identity. I 
consider thcse activities tt> be eminently politic11l, hut insofar as 
they <m•nate frorn the state, are different f1·<un wh1it I 
"consurner » which aimost al·tvays en1tlrges outst<le of tbe 
1er1d f;H-lture in the Adenauer Ertt.. ed. H.oi:H~.rt (;. :~1oel!er Ci\nn Arbor! 
Univerl'ity of Michigan Press, 19'>7). 347 "n · 
For a his.tory of the idea of t:he « Ameri\:an Sr:..od.ard of Living," see Law· 
rcnce B. Gllckman, A Living_ }__v_age: American 'a'orktrr .and the J1aking 













ill.stitllfrot1s ofthe state in thc tradition of "moral economy." 
Cot\sumer activists may call on the state to protect the environ· 
ment and labor Standards, or w prevent discrimination, hut con·· 
su·mcr <'letivlsnl is, sorni:: irnpDrtant ex:ceptions) a "bottorl:t „ 
up •• not a <'tO}? dcrtvn ~, phcnornenon . 
Finally, a point that nceds to stressed is timt « consumer ae· 
iivism" has raken many distinct forms - it is amenable to de-
all of ideologies. The two thar most intercst 
me, anct that are tnost central to twentieth·century American po· 
!itical culture, are "'hat I call "liberal individualist" and "social 
movemcnt" consumetism. Whilc I will bc highlighting the 
ences between these forms of consumer activism 
which in the 1930s broke out into opcn hostility- it is important 
to note that both went against the grain of "consmner triumpha-
" the self-satisfied belief sv<t<'m that stressed that consumer 
sovcreignty and a wide ~f ehoi1:es were pmof of America's 
u1:iique Bccause fmmd more than a glimmcr of 
hope .in thc possibilities of consumc'rism, these ideologies also 
challcnged anothcr longstanding American tradition, what I call 
"constuner defeatism./t which defln~":s conttumer societv as a to-
talizing and wholly negative ' „ 
Throughout die twentieth cenmry, front Progressive Era, 
through the New Deal ;md W orld War II eras, through the 1960s, 
and tsncciallv in rf,ccnt years, Arnerican activists 
~ de1nands for change in consun1cr1st terms. 
suggest at thc conclusion of this a case can 
also true for Germany.) The history of 
lirical tradition a great deal of continuity 
debates about thc role of the consurner movemem rela-
tio11ship to the political econorny in a dernocratic poliry. Most 
these debares centered on the following question: how do the 
interests of individual consumen mesh with the well-bein!; of the 
pofüy. 
The group 1 liibd "social movemem comumcrists" be-
lieved that consumers were responsible for die conditions 
which the they purchased were produced and that individ-
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histüry of the,~.e ren.5iOHS; t1ee Danid llotowitz, 1he J<foralüy 
.AntEru:an Attitsr:des Toward the (~Ort$umer Society, 1870-
Johns Hopkins lfniversity Press. 1985); see alSü Law~ 
. "Born to Sbop? (:onsun1er Snciety and Consotner 
"' r:onsu.mer Society in Arnerintn l-!r$tot1•: A Reader~ t:d. Law-· 
GlickmJm (lthaca, NY: Come!l UnivctSity Press, l 999), J .. JA. 
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rd<1tion that workini; peoplc shnrnd. They suggested that the 
s•~cmin,;ly act of consumpion was profoundly social. 
otlwr rnajor group, "liberal individualist consumerisis: believed 
it was thc job of individual consurners to get inforrnation 
C"J'erts about price and quality of goods - they supporred 
campaigns for honest laheling and advertising. The 1 iberal indi-
vidu:~.lhas did rtot understand consun1crs as a class in society 
as individuals making dioices in the free market. believed it 
was the job of consumer organizations ro ensure rransparency 
market transactions. Liberal individualist groups did not under· 
stand consumers as potencial activists for s<>cial change;, mu~''"" 
rhey bclieved rhat ror1sumers helped society most when they pur-
sued their narrow econo.rnic interests. 
Periodically throughout twemieth-century America, these 
competing visions of consumerism have dashed, but thcre 
also been pcriods whcrc have co-c•isted peacefully. Bccause 
thcy botb <:hallenged tbe pn:vailing mood of consumer tri111npha-
t!1cJ' h.wc frequcntlv her:n seen ··· and havc cvcn scen them-
- '" two dosely allied <tspects of the same struggle. lndeed, 
individualfsrn and social n1ovcm:ent consumerism 
roots m Progressive Eta America, the period frorn ehe 1890s 
of W orld War L In thi> period, grcmps likc 
Consumers' League (NCL, found~d 1899) cont:tined 
both the liberal and socia! movement tendc,11eies. As a relatively 
omall and elitc organization rnade up ol cducated women, the 
NCL saw itsdf as providing necessary information to the masses 
- and to fellow members of thc middle dass - who were too un · 
educated or t(){) busy to un-1;ove:r consurncr frautl. the sarne 
the NCL attempted to organize mASs consumer protest in 
order to d1;1ng~ bchovior of recalcitrnnt emp!oyers who 
rreated their wnrkers poodv» The NCL focused on the 
on honest labeling of foml and 
a web tbar ried consumcrs 
Consumer ~activ-ists djd not sce a contradict1on between 
two poles ol NCL accivity: its dite expcrtisc aod its occa:!lonal 
rnlls for mass prntest were part .tnd parcel of the same projec<. 
NCI. activists referred to as the imperative to "awaken" rhc 
ru01enc:an consumer to her responsibilltles. For tnost of 192Cs., 
the foce of unprecedentcd prosperity, consumer mc•vemcnt 
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lay dormant.' When the consumer movement revived 
years of the Great Depression, it continued to contain 
sion. The key event in the revivai of consumeris1n was 
cation in 1927 of Stuart Chase and F. J. Schlink's Your 
\Vorth, the immensdy popubr book that was called "Thc 
Tom's Cabin" of rhe consumer movement.' The main mes„ge of 
Your Money's Worthand was simple but powerful: ordinary con-
sumers - ignorant of thc workings of the !arge corporations 
produced the nation's consurner goods were bcing sys· 
tematically bilked. Since understanding the nature of these goods 
was a full-time job requiring vast expertise, the solution proposed 
by Chase, an accountant, and Sehlink, an engineer, was for con-
sumers to get accurate information from objective experts like 
themselves, men and women of science. As Sehlink explained: 
Being a competent consumcr is not an easy profession 
is it one in which training is ever completed. 
for a "professional consumer" would 
physics, chemistry, biochemistry, nutrition, several 
branehes of engineering, a general knowledge of the scien-
tific basis of medicine plus an interest in the most impor-
tant current foshion and style trcnds, and a wide knowledge 
of scientific Jitera.ture, an omn.ivorous reading of business 
and trade journals and a knowledge of market outlcts 
where to buy what. Obviously, the average person, 
main job is to eam a living first, cannot - even if he were so 
inclined devote his whole time or even a big fraction of it 
to learning how tö buy.' 
Frustrated that no such organization existed, Chase and Sehlink 
formed "Consumers Research/. (CR) which bcgan as a subscrip-
service to lnterested consumets v.rho, in 1929, began to form 
'(h11v1>r>< ciubs. -''9 CR saw its main function as perforn1ing labora~ 
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An exccHent history of the hiatus of the consumer niövement in the 
1920s can be found in the Library of Congress' fine exhibit1 "Prosperity 
and ~fhrift: The Coolidge Era and the Consumer Econorny, 1921-1929." 
<URL: http:/ /lcweb2Joc.gov hunn1em/ coo1htmi/ coolhome.html> 
l'our Money's Warth,· A Study in the \:V~1ste of the Consurner7s Dollar 
York: MacmiH:tn, 1927). Lynd quoted in "The Consun1er Move-
" " ,ss \Veek, April 22, 1939, 40. 
consumers to makelt a "hobbv .„ if you cannot be 
a good amateur" -consumer. TheSe coinrnents were s:et 
IJUsine.ss and trade journais consistently derided ".-.„.-.+,,,,;_ 
_ con.sumers,.. as annoying busybodJes, «Off the Editor's 
CR B1</letzn (Febmary 1938). 
The first Consumers' Research Bulletin at'oeared in Aprii 1929. 
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tory tests on advertised products and deterrnining how the facts 
about the product squared with the hype of the ad men. It carried 
out this mission with zeal and this approach was popular with its 
growing !ist of subscribers to whorn it seemed to be the epitome 
of rectitude and honorable reform. 
Because the experts at CR minced no words in their critique of 
shoddy goods and dishonest business practices, they gained a 
rcputation as annoying busybodies among business groups, one 
of which condcrnned CR as "industry's nuisance number one. "" 
lampooned CR as a "group of radical agitators" whose 
"seemingly altruistic and high-sounding name" masked its desire 
b " f f d . d . 1 •'' to su vert our orm o government an our in ustr1a syste1n. · 
As one trade journal noted, "CR's purpose in lifc „. is to forther 
the establishment of a 'production for use' society, to overthrow 
capitalisrs, but to have the overthrowing done by an army of em· 
battled consumers and housewives rather than bv the traditional 
l . M ' 1 . "" revo ut1onary agent - arx s pro etar1at. 
Acting on the principle that the enemy of rny enemy is my 
fricnd, radicals and liberals trumpeted the triumphs of this group 
as their own. They assumed that, as the New Republic put it, "the 
very function of CR in exposing fraudulent advertising and 
shoddy merehandise ... would seem to demand an alliance with 
workers (the great mass of consumers). "" Liberals and radica!s 
took at face value the charges of CR's enemies that its leadership 
was dominated by "socio-political crusaders" and socialists." CR 
was "founded and operated by and for persons of liberal and 
radical sympathies," the Nation asserted, just as the fault line 
berween libcrals and radicals was about to surface." 
The brickbats of conservatives and applauds of leftists not-
withstanding, the radical labe! never cornfortably fit. CR's leaders 
were exernplars of what I call "liberal individualist" consumerism. 
They undcrstood the "consumer rnovement" in rigidly circum-
1 ~ "'TI1under on the Left1" Tide of Advertising and Marketi:ng (September 
1935), 22-23. 
" Frank Dalton O'Sullivan, The Poison Pen of Jersey (Chica&o: O'Sullivan 
Publishing Housc, 1936); G. L. Guinea Pigs and Bugbears (Chicago: Re-
search Press, 1938). The quotations are from o~sutlivan's Publisher~s 
Preface. 
" "Subject of CR," Tide (October 1935), 72. 
n "'The Strike at Consumers Research~" New Republic, Occober 9) 1935, 
230-31. 
H Flete.her Pratt, "The Consumcr Sees Red,"" Anierican Me-rcury 39 (No-
vember 1935), 313-20. Quotation 314, 
" «Tbe C.R. Strike, •Nation, December4, 1935, 637. 
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scribed tcrms, as dues-p<i ying relying 011 experts like 
themsdves to cl'itique business and to highlight quality 
Hath~.r than any kind of consurner class consciousness,_ thc 
most they wantt'd to instil! 1''.ts what they called "gyp C<>nscious· 
nes:s. "'n They dld not sei:~ cOJJ$Utners as conscituting a sncial 
nmvement; rathel' they dedarcd that "consumption is a uersmial 
matter" and conseiously distanced themselvcs 
movements age. 
Notwithstanding CR's harsh cricicisms of corporate Amerka, 
it did not indict American capitalism. As Sehlink wrote, " 
under the free market of cauitalism, with an absolute minimum 
consumer have an opportu-
goods which he needs, or 
for reasons of his own, to prefor. "" lndeed, CR de-
its mission ''" one of restoring and purifying capitalisrn, as 
"""''"!-> tbe free m;.rk<t tmly free by forcibly retuming transpar-c 
to a system drnt had been corrupted by adverti-<inl', di"11on· 
est and 1:•tlu•r forms of sophisticated ch,eatnl!(-
Finally, rejecting any notion a consurners' d„. 
m<>cr'1C'~, CR distrustt•d the \Visdom of the average consumer, 
understood to be ignorant and naive. Like the ad men 
despised, CR saw cimst1mers as careening between two dan-
easily m.inipulated, yet stubborn adherents of 
inadequately developed and unsciemific tastes." One can sec 
in the hectoring first lines 
Warth: "Why do you buy thc toothpaste you are 
what do you know about its relative merits ,„ do you know if it 
has, beyoml a pleasanr t,1ste, any merit at all? „, Have you any 





"T~~ .l)fy~iop~ne.nt o.f (;y.p,f:oos.ciousneis: What C:onsun1cr 
f)~nng./ I he c;hurclun;:ui, Juh 4, 
"Corcsurnets' b Anti-Red, Says F. J. Schfo1k," Star, Dcccm-
M:tt'<"ttand, .Advertising th.F An1.~ri(.:.rn 
f!l.<>iteT?llt,Y, J no. J94Q (ß.crkeJey: lJ.11.)v<:•ßity 
' conh\lH"lt~rs "'as \-..•Id~~~pre~\d an,1 wa<; not 
t Lvnd 1.>"rote: "\Ve ..::<'U'l no longer be coment 
unders1~1nd co1Ht1•nnil•~n hahits by viewing the cons.u.n1er 
which classical economlcs 
convenient to assume him tobe. lt 
human bdngs as only pru~ially ra-
shaped in response to an unsyn-
te:nsions." "The People as Con-
Robert and Helen Lynd came to 
--~~::'..~:'.~'.:S~_''."'.".:LCc:'.o~n:s~u~i:::'.nf•::~~ ct_i_vi_'s_m_ 
your arm will :1ctually rid a house of Such rhetoric fairJy 
scr·eame'<1 at consuint.~rs: [1on•t trust your instincrs. 'I'nist thc cx-
CR saw itself os rcpresenting ordinary consumers whose 
expcrtise made them incapable of understanding, mucb 
less pursuing, their interests. The only hope for ordirutry con-
fol!owing dictates of CR's qualified technocrats. 
effeet, was to valorize the expertise com-
consmner movement ;tnd denigrate the idea 
should act collcctively, In so doing, they highlighte<l 
ten~non 
downplayed. 
of CR had i1mored 
After a brief honeymoon pcriod, acttVlJ!ts m the consmner 
movement began to criticiu CR for its narrow agenda, its lack of 
fundamental ecüno1nlc crit~que1 its and its un-
w,illin<rness to oUy wid1 the cm.erging coalition of 
c~rgnni.zations. lt wa.s. .not en.ougll 
consumer satisfacdon; the it was claimed, should 
rhe infonnation of the commmer, but the destrm 
,„ exoloiters.",, Such criücisms highlighted what was already 
not '~~ddy noted; the consumer movement did not 
in lockstep, For ;, brid time it seemed as if CR syrnbolized 
the spirit of the whole the consumer movement, But 
context of the political upheaval of the 1930s, it became 
consumer activists a variety of ideologieally discinct 
groups. 
By the rnid-1930s <ever"I 
organizatiom had formed t.0 etiallenge 
policies of CR. Om• of the first 
moven1cnt~' constuner 
the "liberal individual 
League of Women Shoppet-s (LWS), founded in 1935. The LWS 
engaged CR in a ba.ttl e fot the legaey of reform: it 
called for a rcvi val of :m older form oi consumer acttvmn 
National Consumers League, which had been 
su1>erceckd in the late 1920s by the technoer:1tk of the 
CR. Whereas i::R drew its valor:ization of ex-
perts from the Progressive traditit>tl, the LWS stressed another 
sidc of Progressive reform, <>nt: th.u assigned consumers primary 
respo11sibility for the exploitation of workers and called for a 
" 
~ 
the Con.sumer1s Dollar 
nf the sociai movernent advocates, 
(pmbably ! 938 or 
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revival of v;..-omen's consumer activism. In emphasizing activism. 
the L WS did not eschew science. Rather, the 
it espoused was consistent with its politics: it stressed 
natural sciences and, in the pragmatic tradition, 
understood scientific inquiry as the prnvince of all citizens willing 
eo investigate the social conditions of consun1ption. "Wc want 
woman who BUY to become BUY CONSCIOUS. Women 
should look into the conditions under which the products they 
buy are made and sold," the inaugural issue of the League's 
newspaper editorialized." The suggestion that all consumers were 
capable of such investigations was an affront to the technocrats at 
CR, who saw as its reason for bcing the incwacitv of consumers 
to properly conduct such inquiries. 
The LWS gained more than 25,000 adherems in fourteen cities 
by the late l930s. The LWS conducted a series of campaigns, in 
which, as one member noted, it both pointed out the "facts" (as 
NCL would have) and also advocated mass political · · " 
To take one notable example, it launched a boycott of 
was imported from fascist Japan, encouraging women to wear 
lisle instead, and did so through high-minded educational 
phlets as weil as through the staging of well-publicized silk-free 
balls, si!k-free beauty pageants, and evcn a play called "Life 
'Without Silk, or from Morning to Midnight in Cotton and 
Rayon. "13 L WS investigators also informed members about low-
wage employers; about department stores that imported goods 
from fascist Germany, Italy and Japan, and nrged its middle-class, 
mostly white membership to support "don't buy where you can't 
work" campaigns. 'fhe group~s motto, ((Use Your _Buying Pov.rer 
for Justice," voiced its belief that consumers needed to concern 
themselves with the condirions under which goods were pro-
dueed. Moreover, the L WS stressed that the work of consump-
was largely a female labor - they claimed that women per-
tormed 90% of the buying and they noted that "the power that 






!:! \August 1935), l. 
Sc ilink of N. J.," The Wom«n Shoppa 1:3 
'heater, J;;inu::i.ry 28-~ 1938. Directed bv Lee 
Washington L WS endorsing the Jap.anese 
~ ·" · NiarshaiI, Arnericai1 jewish 
flgure as well, Thomas J, 
SchJe~~!h, 1{~d~ri·~~ Tran_sfo.rmations in E·ueryday Life, 1876-
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"remedy the inarticulateness of consumers," in contrast to 
Sehlink and company who took such inarticulateness for granted 
- and, indeed, made it the very reason for need for groups like 
CR.'' 
lt soon became apparent that the agendas and goals of liberal 
individualist groups like CR and soeial movement groups like 
l.WS diverged in fundamental ways. Whereas engineers and ex-
ran liberal individualist consumer groups, activists and re-
formers staffed soeial movement organizations; whereas the liber-
saw themselves as representing individual consurners, the ac-
tivists spoke for consumers as a class; whereas the goal of liberal 
individualists was eonsumer satisfaction and economic transpar-
ency, social movement types wished to awaken consumer's sense 
of responsibility and to radieally transfonn American capitalism; 
whereas groups like CR concerned themselves with product 
quality, social movement consumer groups focused on working 
conditions; whereas scientists for CR quietly performed quality 
studies in their laboratories in rural New Jersey, activist groups 
staged a variety of guerilla actions in the public sphere and initi-
ated well-publicized "investigations" into working eonditions 
and the origins of products lining departrnent store shelves; 
whereas liberal individualists sought to separate the identities of 
producers and eonsumers, activists sought to highlight the con-
nection between the two; whereas Sehlink and his supporters 
rejected a broad social agenda and had no particular role in mind 
the state, soeial movement types pushed boyeotts, educational 
campaigns, and called on government to raise minimum wages as 
weil as to enforce Fair Labor eodes. Whereas liberal individualists 
became early and voeiferous anticommunists, the activists (while 
vehemently denying charges of communist infiltration) champi-
oned a "Popular Front" ideology of political inclusiveness. Fi-
nal! y, the liberal individualists were led hy mostly male experts, 
while the social movement groups defined themselves as repre-
senting the interests of mostly female consumers. Gender doubt-
less playcd a role in thesc conflicting worldviews. Female activists 
of the Progressive era had found a niche in the reform world 
through their embrace of social sdenee and their daims that 
shopping was a fondamentally social activity. Social movement 
consumerists of the 1930s continued to argue that the web 
market linked female consumers to the wider world to 
" Lee 
ons1 
in "Pro and Anti-Silk Question Argued by Dem-
Star, January 29, 1938. 
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they bore the same caretaking relationship as thev did to their 
ownhomes. 
Underlying thcse contrasts was a philosophical 
on how consumers should best understand material 
objects. Liberal individualists put science to the task of examining 
things in themselves, while social movement activists employed 
social science to understand things in their conrext. For CR, con-
sumer goods were physical facts; for the L WS they were social 
artifocts. The former examined the object in isolation to deter-
mine how dosely it accorded with the description of it provided 
by advertisers and product labels. The latter group examined ob-
jects in the broad context of the labor that made it, the business 
that sold it, and the country in whieh it was made. For CR the 
important binary was fraudltruth; their question always was: is 
this object what it is purported to be? The L WS examined objects 
terms of a justice/injustice binary; they asked: is this object a 
product of fair working conditions, honorable employers, and a 
legitimate government? CR believed consumers profüed 
understanding the object itself, while the L WS, rejecting 
they regarded as a kind of fetishism of commodities, thought 
consumers' interests eould only be adequately determined when 
the commodity was properly situated. CR sought to hclp con-
sumers get a good buy, while the L WS aimed to use consumption 
to promote justice. CR's worldview served its free market indi-
vidualism, just as the L WS vision accorded with its conception of 
the market as a social institution which linkcd shoppers to each 
orher and the wider world of workers, businesses and govern-
ments. 
In August 1935 a strike at CR highlighted the conflict between 
individualist and social movement consumerists. Among 
most bemused observers of the strike were those business 
J>rmms, which could barely contaiu their glee, publishing artides 
headlines such as "Sehlink' s Stand on Consumers' Research 
Employees' Sz!=rike Appears Inconsistcnt with his Other Radieal 
Philosophy." 
initiaHy struck progressive observers as ({a para-
d • h " l . d'bl " d "' • ox,, on.e t at was utter y u1cre 1 e an u1congruous to use 
the words choscn bv reporters for the Nati.on and the New Re-
z
4 
"Thunder on the Left" 22-23; "When the Mighty FaU," Advertising and 
Selling, September 12, 1935, 5. 
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public."' Despite CR's clear words to the contrary, the New Re-
public opined that "the strike remains a blot on the reeord of an 
organization which should have been the first to recognize that 
the interests of labor and rhe consumer are one." Consumers Re-
search, declared the Nation, is the "last source from which we 
should have expected labor trouble. "" 
As the strike wore on, it became dear, however, that it in-
volved more than mere workplace grievances. The strikers de-
proximate causes as CR's unwillingness to pay living 
wages, and to recognize a democratically chosen union, but as the 
strike progressed they also cl'iticized the philosophy of consum-
erism that was practiced at CR. fodeed, they relatcd the former to 
the latter; CR's narrow product-based research agenda was seen 
as part and parcel of its inlmmanity toward employees. No longer 
a Popu!ar Front hero, Sehlink began to be portrayed as a ruthless 
boss and an e!itist. «Sehlink can be honest about toothpaste and 
shoes and face powder - but he won't be honest about the human 
beings who work for him," remarked John Heasty, a CR strike 
organizer, highlighting the problem with CR's ietishistic ap-
proach to commodities. CR, he claimed, ignored the social rela-
tions of production - the market-based web that linked produc-
ers, consumers, and citizens - and this affectcd 
ment policies and political stances." 
How onc stood on the CR strike became a litmus test 
Ponular Front. "Every progressive element in the country is 
the strikers," dedared the radical New Masscs. 30 Character-
1st1c of the emboldened popular front culture, a public "tria!" was 
held at an ad hoc "Consumers and Workers Court" to an over-
flow erowd at Town Hall in New York City at which the well-
known radical journalist Heywood Broun served as "Judge," the 
left-leaning C:ongressman Vito Iviarcantonio as "Prosecutor/' and 
members of various Popular Front organiutions, including the 
17 1Vation, September 18, 1935, 309. Alexander l„ Crosby, "Consumers' 
Research Fights the Union," Nation; September 25, 1935, 
Republic~ October 9, 1935~ 230-31. Crosby wrote: "In this mtlieu a 
is as incon~rtlotJs .as the present attitude of CR executives 
backgroun<1 of thcir pro-läbor protestations of the past." 
u New Republic. January 29, 1936, 322: Nation, September 18, 1935, 
Z'! "Consumers Research Strike: Both Sides of the Argument/' New 
Post} September 13, 193 
}Q 1Vew Masses, December 
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l,eagu~ of \l?ornen st•rved on the '~jury.·~~ Not st11rpr1s·· 
j.ngiy~ this ('trial'~ ~vith a V'L"-rdi\.~t unfavorable t:n 
lri. l 936, whcn the National Labor Rdations Board 
the CR had "cngagcd and continues to cngage i.n unfair 
practices" and ordercd that the fired workers bc reinstated, 
their advocates cdebrated.'' Ilut 1ather 
CR, a group of strikers led by Arthur Kallct forme< 
ganization, Consumers Union (CU), a which 
known as the publisher of Consumer While maintainin~ 
thc scicntific, laboratory testing apparatus CR, 
considered itsdf to be part of a movemcm: it called 
a "pro-labor" organization; it charged a lower subscription 
fo,, than CR so that working people could afford it; and it focuscd 
not ji.m on product quality but on working couditions. Unlike 
CR, whlch, it charged, "lias <'onsistcmly faih-d to cooperate 
othcr consun1ers' groups/' <:lJ sougbt the «tnass. support of con-
sumen."·" a with 50,000 S<tbsuibers, DC':a11ni 
largcr than its had n1etamorphosed t!rnn 
tweke months to the enemy of t>rogre,;s1•te 
i\merica.h 
In thc aftermath of what B11>ines; Week ca!led the 
the trn1ple of consumption," CR executives J. B. Man:hews, 
and M. C. Phillips all began long careers as anti~ 
com1nu1m>ts searching for subversive~ · consur11er n1ove-
ment, which had become, rhey for a 
on our present econorn.y." beginning a 1ong 







of the decade wou!d make him of Research for 
M,,„ AFL, Local 20055 v. j. ll. l\lanbew' ,md E J. Schlmk, 
tors R..:se~rch. 'f'o\•;rn ~aU, ()(;H;i.t."U.~r 24, 1935; 8;JO (nu 
the announccment in Nfi'r:.: ,{f,ttses„ ()ccob(~!" 22, p;::;5, Se..:: also *Gu 
Conden1ns CR Uoard 1i.·1crnber~~ ·~ l PA N'c-u.5s B11lle{in 
. fJrom (:R An:h1ves, Box 421, Jiu1dcr 4:!. 
lV.atü:nit.tl Li.tlnJ}, Rel,aions Board1 (19-i ~\'e~·uJ .lftpui>ll'C, 
"'Rcscar\::-h Cont:~~nt Told to Hchh·.e ~+." 
L25. . 
off froni c:·R .w.t"' C•J(.>pe.m6vf..' l~;,s~1\~,~;~1~~;: e president L,J, Lever, (:oopcrative 
1nail-order a:od whole!iale house for nu1neruuo,. I:.astern cooi;'.e';?.!::~e 
s, w.as a "Jack'"üf~aH~trades in the <:<.inn>m<or 11Jffmne•Jt,' 
ConSumer Movement;" Business Week; 
Warnei «Consumers on the March/' Junc 5, 
Nation, September 18, 1935, 309, 
W"arnc\ "Consurners 011 tbe March."' Nßrton. 
645-41>. 
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the House Committee on Un-American Act.ivitics (HUAC), 
helped draft HUAC's condemna.tlon of a "Consumer< Rc'<l Ner-
work."lf; 
These att<\cks marked the heginnjng of the <>nd of New 
cn\ $Ocial movemcnt cons:umcrism. Although 1" WS <tnd CU re-
m"incd active during the war years, the early years of tlu' Cold 
War devastatcd their style of consttmer activism. In 1947, as 
Cold War commenced, both groups appeam:l on the Attorney 
f;,•nerol's blacklist of disloyal organizations. 
ln the very different political culture of War America, 
movement consumerists had a difficult time even main-
ta11m1~ 1heir organizations." By 1947 the LWS ceased to exist, 
CU a purge of its own in thc 1950s as founder Ar-
thur Kallet (a former Leftist} himself saw anticommunist 
light, and it became a producMesting membership organization 
ve1y mndi like CR, the group that it broke a'lvay from in the 
heady cLiys d the .Popular 
But this is a tale with implications far bey<)nd thc eclipse of 
Populor Front radicalism. It also provides bisons •bout political 
culrure in tbe ceatury. Luoking backward from the 
J 930s rcve;<ls the divcrge11ce of Progressive cra beliefs -- the 
wnsions within Progressive thought itsdf. Confücts within thc 
coii;u m<r movemcnt reflected difforent i111:erpretations of Pro· 
grcssivirn,. In many wa ys, as we have seen, the liberal individual-
ists, with their optimistic faith in expe..rs and their attempt to 
rescne capitalism from its own won>t excesses, remained steadfast 
Progressives. While social movcment consumerists adopted the 
political rhetoric of the New Deal era, too held truc to the 
fomale-centercd, social scientific vision forebcars in the 
National Consumers League. 
If we cast our vision beyond 
we g~in another perspective. In 
also see the outlines of a broad 
const~rvati~m~ and radicalis1n in 
Depression deeade, however, 
C<:tnflict ovcr consumerism we 
in the meaning of liberalism, 
the post" Worl.d War II years. 
:v. See "'Con;<;.umers' l~t:d Nerwork, „ Iht.."-7.n~:s-s \.t1.eck~ Deceni.her 16, 1939. 17-
i 8. For t.he fuU te:s:t of .Mntth.;:\vu:' R(.~p·ort to the l)ies c:on1tnlttee~ -;ee 
'"(:onsun1t;:r Groups Called 'Re.i.r, 111 An„i.~~rÜ."'an Connnrier fDccer:nhet1 
19:1?), H-19. A len!',thy f'11U>fl" 1940 l'lll Report on the Coustlmer 
'fv1ove1nen4 which ~1aiul5 ihat it is "'Jorninatcd bv n1ernber~ of the (:orn-
nunüst Party, con1munist syrn{X\thi7,..ers, and t'JdiCah"'' can b~ founJ in tbc 
Esther Petersou P~ers, Schles1nger Libra.ry. 
" See Geor~ H. Tichenor) •war 011 Consur.Oers~ 21- Forum and c:enturv 103 
28-31. 
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What began as a movement of Progressives and was transformed 
in the 1930s by radicals, soon became a laboratory of postwar 
political identity. In part this was because, as with other social 
movements (for example, organized labor), the commu-
nism/anticommunism binary became the filter through which all 
consumer activity was interpreted. But this did not teil the whole 
story. J. B. Matthews became an exemplar of modern conserva-
tism, the "spiritual leader of the Far Right in America," in David 
Oshinsky' s words, not only because of his vehement, not to say 
obsessive, anticommunism - in 1953 he wem to work for Senator 
Joseph McCarthy - but also because of his abandonment of any 
critique of free market capitalism.38 However, the conservative 
labe! did not apply to Matthews' colleague Sehlink. Although 
equally anti-communist, Sehlink became a proponent of another 
recognizable postwar political type, the interest-group liberal. 
Schlink's anti-communism did nothing to alter his conviction that 
the free market could not be trusted to govern itself without the 
input of expert representatives of the consumer interest. Other 
libcrals worked to formulate interest-groups that represented 
consumers without being made up of ordinary consumcrs. Fed-
eral recognition of a consumer interest (as manifested, for exam-
ple, in President John F. Kennedy's "Consumer Bill of Rights" in 
1962) and the existence of a consumer lobby pointed to another 
side of the transformation of liberal, individual consumerism into 
postwar interest-group liberalism.39 One way to describe this shift 
is from prewar consumer activism to postwar consumer advo-
cacy, which is the term usually used to describe the methods of 
Ralph Nader and the modern consumer movement.40 
After the eclipse of the L WS and the purging of CU, social 
movement consumerism suffered in the immediate postwar years. 
J,q David Oshinsky, A Conspiracy So Immense: The "\.Vorld ol,Joe McCarthy 
(New York: Free Press, 1983), 3138-320; Matthews, 'Reds and Our 
Churches," American Mercury (July 1953). 39 
Several recent studies of the rise of interest group politics give pride of 
place to the consumer movement. Frank Baumgartner and Beth L. 
Leach, Basic Interests: The lmportance of Groups in Politics and Political 
Science (Princeton: Princeton .University Press, 1998); Elisabeth S. 
Clemens, The People's Lobb]!: Organizational Innovation and the Rise 
of Interest Group Politics in the United States, 1890-1925 (Chicago: Uni-
versity of Chicago Press, 1997); Ronald J. Hrebenar and Ruth K. Scott, 
lnterest Group Politics in America (Englewood Cliffs: Prentice-Hall, 1982). 
40 
See, for example, the description of Ralph Nader's organizations in 
Thomas C. Reeves, Twentieth-Century America: A Brief History (New 
York: Oxford University Press,2000), 192. 
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But as Michael Denning has noted in his recent study of the 
"Cultural Front," Popular Front ideology, while repressed, did 
manage occasionally to challenge the postwar consensus, most 
notahly during the Civil Rights movement in which consumer 
activism played an important tactical role." And the post-Cold 
War years have witnessed a new emphasis on consumer politics, 
linking individuals to a variety of social justice and environmental 
issues. U niversity students in the U nited States, Canada, and 
elsewhere have recently protested apparel makers (which produce 
the logo-ridden clothing for students and sports fans) for violat-
ing codes of fair labor conduct and these students are attempting 
to draw classmates into the movemcnt through boycotts, rallies, 
and sit-ins." Other recent phenomena, including the advent of 
'CGreen Consumerism," living wage campaigns, boycotts of com-
panies that rely on low-wage workers, and the growth of the 
"voluntary simplicity" movement suggest that the linking of con-
sumption and political engagement was not an evanescent prod-
uct of the radical thirties but a significant and continuing, though 
largely overlooked, feature of the political culture of the twenti-
eth-century United States. 
What parallels and divergences are there between twentieth-
century political culture and consumer activism in Germany and 
the United States? When I began this comparative research, my 
assumption was that the differences would outweigh the similari-
ties. While the differences are striking, so too, I believe, are the 
parallels. First, some important differences. 
1) Consumer activism in modern America has taken place 
within the context of abundance. Evcn during the Great Depres-
sion era, there was a tre1nendous emphasis on restoring affluence 
by increasing mass purchasing power. By contrast, twentieth-
century Germany has had, during and after both W orld W ars 
especially, extcnded experiencc with scarcity and deprivation. 
Against the backdrop of scarcity - when consumption is about 
survival rather than access to abundance - thc meaning of con-
sumer politics changes. lt seems clear that the collective memory 
of deprivation affected the politics of West Germany's postwar 
reg1me. 
2) A related point has to do with gender and political recogni-
tion. Whereas in America there has been a continual struggle for 
" Michael Denning, The Cultural Front. 
41 Steven Greenhouse, "Two Protests by Students Over Wages for Work-
crs," New York Times,January 31, 1999, 12. 
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political recognition as consumers, the domain 
often touted as central to the degradation and subordination of 
women - accorded power and respectability to women as con-
sumers, during these times of scarcity. According to 
during W orld War I, the street became the public 
space m wlucll women, acting in their assigned, legitimized role as 
consumers, were able to communicate their grievances as effec-
as those with statutory political rights. These women "gave 
voice to a new notion of entitlement: an idea of what the state 
owed to Germans as consumcrs." With the exception of a brief 
experiment during the New Deal and World War II, the United 
Stares has not recognized consumers as a group deserving of "en-
titlements. "43 
3) The conf!ict that has been central to Amertcan consumensm 
between liberal individualism and social movement activism 
seen1s to be much less central in Germany because of the relative 
unimportanee of liberal individual consumerism. W11ereas con-
sumer activism in Atnerica has contained these two tendencies 
not always comfortably), in Germany consumer activism 
by and large taken the form that I labe! social movement con-
sumerism. What 1 call liberal individualist consumer activism 
perhaps been less necessary in modern Germany because thc 
welfarc state plays a more powcrful role in protccting consumers' 
and workers' rights. American politics since the Progressive Era 
has cncouraged tbe development of interest groups which were to 
stand outside of the state but were expected to influence policy 
and legislation. Rdated to this point is the faet that Americans 
have also been much less reluctant than Germans to practice what 
I call market"based activism, that is to fi!!ht for change within the 
market economy rather than outside of 
America and 
first 
In thinking about rhe difference 
Gerinanv, one 1nust return to the centurv-oJd 
, Werner Sombart, "Why is there' 110 soc1al1sm m 
One can make a case that the Jack of a Labor or 
Democratic Party led American left liberal politics to take 
own consumerist "separate path!' Witb a smaller trade union 
movement and less of an identification of social democracy with 
4
j Belinda Davis~ .,.Food Scarcity and the En1powerment of the Fernale 
Consun1er in Worid \Var I Bedln,'1 in 7'hc Sex of Things: Gender iind 
Consuraption in Historical Perspeztive (Berkeley: liniversity of Califor-
nia Press, 1996), 287~310· Beltnda I)avis,. Ho1ne Fires Burning: Food) 
Politics, and Ever;·day Li/ein fforld War 1 Berlin (Chapel HiH: Univer-
sity of Non:h Carolina Press, - -
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organized workers, Americans have more regularly followed a 
path of grassroots politics connected to communities and con-
sumers rather than to workplaces and laborers. 
5) Perhaps most obvious!y, during the period of the New Deal 
era when the United Stares had its most vibrant and radical con-
sumers' movement, Germany was under Nazi rule. During this 
main form of consumer activism was the anti-Jewish 
bovcott, wbich was largely orchestrated from above. That cam-
reveals the ways in which what and how one consumed 
defined who was inside and who was outside the nation."' 
6) Finally, a good deal of consumer activism in postwar 
Europe has centered on a protest against the very idea of Ameri-
can consumer culture. Consumer activism has been aimed at fore-
stalling, rcpelling, or posing alternatives to « Amcricanization." 
Coca Cola was the first exemplar of America's crusading con-
sumer capitalist spirit; later McDonald's and the Disney corpora-
tion were hlamed for carrying American mass consumer tastes to 
.. Europe.) 
Despite these important contrasts, there is a history of con-
sumer activism in Germany to be traced that parallels as mncb as 
it diverges from the United States; rhis is parricularly so in the 
early and later parts of the twentieth century. Let me note three 
parn!lels. As the historian Warren Breckman has shown, 
nineteenth- and earl y twentieth-century Germans attempted to 
consumption" and sought to determine, mnch as 
American Progressives did, which acts of consumption were pro-
ducrive and which were unproductive. They denigrated mere 
luxury but applauded consumption that improved the well-being 
of thc nation and particularly those acts that improved the work-
•• Avraham Barkai, From Boycott to Annihilation: The Economic Struggle 
of German Jews, 1933-1943, trans. William Templer (Hanover, N.H.: 
Publ. for Brandeis University Press by University Press of Ne\\~ Eng~ 
iand, 1989). We should note that the Unlted States had many consumcr-
based racist campaigns in the lJnited States~ such as the cfforts of white 
C.a]ifon1ia workers to boycott Chinese establishmcnts in the late nine-
teenth century. See Alexander Saxton, The Indispensable Enemy (Ber-
. keley; University of California Pressl 197!). 
"" See, for exan-1ple~ Richard F. Kuisel1 Seducing the French: The Llttemma 
ofArnericaniz.ition (Berkeley and Los Angefes: University of California 
Press, 1993); Rlchard PeUs, Not Like Us.: How Europeans Have Loved. 
Hated, and Transformed American Culture Since World War II (New 
York; B<tsic Books, 1997); Reinhoid Wagnleitner, Coca-Colcnization and 
the Cold War: The Cultural Mission of the United States in Austria after 
the Second World War, trans. Dhma Nt Wolf (Chapel Hili: University ol 





La wrence B. Glickman 
ing-class standard of living. Germany had an organization, the 
Käuferbund Deutschland, modeled on the NCL, which distin-
guished itself from from the Konsumvereine (Consumers Asso-
ciations), whose goal they dismissively noted, existed "merely to 
drive prices down." (Perhaps the Konsumverei.ne are the one 
group whose philosophy is most akin to American style libenl 
individualism.) The Käuferb„nd, on the other hand, "wanted to 
improve the social, aesthetic, and ethical conditions of shopping." 
Like the NCL, they published "white lists," of moral pfaces to 
shop and called for earl y Christmas shopping to reduce the bur-
den on sales clerks. The Kälfferbund aimed to "re-unite produc-
. d .„46 
non an consumptton. 
In the postwar years, the creation of the "social market" con-
sumpt.ion regime enshrined the citizcn-consumer at the center of 
Gcrman national identity, and in so doing parallded Arnerican 
Cold War celcbrations of consumption. When Ludwig Erhard 
called for the establishrnent of "a free nation of consumers," he 
was suggesring rhat his regime nf consumption would ward off 
the past dangcr of fascism and the present danger (in the form of 
the DDR) of communism. What Erhard called the "basic right of 
consumer freedom" played a central role in his conception and 
establishment of the social market economy in the postwar years. 
His book Prosperity for All was the bible of this position. A sec-
tion of the book tirled "The Will to Consume" called eonsump-
tion the very foundation of liberation and human dignity. Weil 
aware of the history of deprivation and the Communist dane:er to 
East, Erhard wrote that consumption "is 
for the liberation of human beings from primitive . 
materialist modes of thought." Erhard's rhetoric paralleled 
American rhetoric of the l 950s. In Vice President Richard 
Nixon's 1959 "kitchen debate" with Nikita Kruschev, the Ameri-
can politician claimed that America's ability to mass produce and 
mass consume made it a superior system to communism.47 
In the last two decades, the German Green movement has 
been on the cutting edge of consumer activism worldwide. What 
has made it unioue in the annals of consumer activism was thc 
" 
!34 
n Breckman, "Disciplining Consumption: The Debate about Lux-
Wilhdmine Germany, 1890-1914," Journal of Soda! History 24:3 
'485-506. 
an excellent treatment of .Erhard and the soci.al market cconomv} see 
Lrter, Ho-w German is She? Post1ttar West Germ.an ReconstrUction 
Consuming \T1omen (Ann Arbor: Unfversity of Michigan Press, 
1997). 
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Greens to question the very category of con-
Prior generations of consutner activists wished to 
use consumption to 1o\ver prices, to aid workers, to punish busi-
nesses and coumries with whose policies they disapproved, or to 
spread the fruits of abundance more widely. What they rarely did 
was question the idea that ever-increasing levels of production 
was a good thing and, with rare exceptions, they 
gate the category of consumption. They might question 
sign of a Ford automobile or the way in 
workers, but they rarely qnestioncd Fordism, the mass produc-
tion/mass consumption model of political economy that domi-
nated the mid-twentieth centurv West. The Greens set off a new 
and powerfol wave of consume~ activism that challenges the very 
basis of consumer society. Green and alternative writing in (}er-
many, as Andrei Markovits has shown, has emphasized the dis-
cinction between "genuine" and uartificia[" or ~~manufactured'' 
needs. Rather than calling for better distribution of ever-
increasing wealth, it has questioned the ethics of a political econ-
approach, they noted, that Co1nmunlst governments as 
as capitalist oncs followed) built on what Fritjof Capra 
1984 decried as "an infinite faith in production. »'' In so doing, it 
spawned a series of international movements against genetic 
testing, for simple living, and sensitivity to ecology and energy-
related issues. Like other socia! movement consumer groups, the 
Greens have attempted to de-fetishize commodities by properly 
situating them in the context of the labor and the environment 
that made them possible. But whereas previous generations of 
consumer activists still held to the axiom that "more is better," 
the Greens have argued that "less is more" and have helped set off 
a new wave of consumer activism.49 I would conclude by concur-
ring with the recent pronouncement of Geoff Eley and Keith 
Nield that the history of European consumer culture is only be-
ginning to be written and that it has much to te!l us about 
# Frit_jof Capra and Charlene Spretnak in collaboration with .Rudiger Lutz, 
Green Politics (Nev.r York: E.P. Dutton 1 1984). 41 See1 for e~amele, W. iHiam E. Co1c!11an, Jr. and \'Villiam E. Colernan,. 
A Rhetoru: of the People: The Gern1an Greens and tbe Nttw Poti 
(\X1estport, Conn.: Praeger1 1993); Europe's Consu1ner .Movement: Key 
1ssttes and Corporate Responses (Business InternationaJ Corpon1tionl 
1980); Werner Hulsberg, The Gerrnan Greens: A Social and Political 
Profile, trans. Gus Fagan (London: Verso, 11:188); Andrei S. Markovits 
and Philip S. Gorski, The German Lejt: Red, Green and Beyond (Cam-
bridge, UK: Polity, 1993); Helmut \"V'Jesentba], Realism in Green Politics: 
Soc.ial lvfovetnents and Ecolagic.-d Reform in Germ.zn.l, ed. John Ferris 
(Manchester, UK, an<l Ne"'· York; 1v1anchester Uuiverslty Press, 1993}. 
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pounca1 culture,50 I hope that this brief survey 
the potential of this approach. 
heloed show 
'
0 Geoff Elcv and Keitb Nleld~ "'Fare~1elf to the \Vorking Class?/' lnterna-
tioni1~ Labpr '!1nd Yf~rking~Cl.i~s Htst?ry (Spring 2CC:O); 1-30.~I'hey note 




Die katholische Kirche und der amerika-
nische Wohlfahrtsstaat 
katholische Kirche - auch die amerikanische - hat sich immer 
wieder im 20. Jahrhundert als aktive Unterstützerin des Ausbaus 
und des Erhalts des Wohlfahrtsstaates gezeigt. Die hier verfolgte 
Frage ist, was die Bedingungen dafür sind, daß die katholische 
Kirche zu einem aktiven Diskursteilnehmer zu Fragen des 
Wohlfahrtsstaates in der amerikanischen Öffentlichkeit geworden 
ist. Es geht also um die spezifische Verschränkung von Ideen und 
Interessen, die dazu führt, daß sich ein kollektiver Akteur im 
Namen des Gemeinwohls für den Wohlfahrtsstaat einsetzt, 
Um diese Verschränkung zu rekonstruieren, soll die Haltung 
der Kirche zu sozialpolitischen Fragen in den 1930er, 60er und 
80/90er Jahren dargestellt und analysiert werden. Es 
darum, die unterschiedlichen organisationsinternen und -externen 
Bedingungen für das wohlfahrtspolitische Engagement herauszu-
arbeiten. Ein Schlüssel für das Verständnis des wohlfahrtspoliti-
Engagements - so die These - ist die spezifische Situierung 
katholischen Kirche in der amerikanischen Gesellschaft sowie 
Verhältnis zum Vatikan. 
1. Die katholische Kirche in USA bis 1920 
Die katholische Kirche in den USA begann als eine kleine, relativ 
unbedeutende, aber auch heftig bekämpfte Minderheit. Ab den 
1830er Jahren setzte eine massive Immigration von Katholiken 
ein. 1850 lebten etwa eine Million Katholiken in den USA; das 
bedeutete einen Anteil von 5% an der Gesamtbevölkerung. 1890 
waren es schon sieben Millionen, und in den Jahren 1906 bis 1926 






rung auf 16(%~ angewachsen,! K~·u:holizismus 
des 19. Jahrhunderts war zumeist armer .Farmer und 
1u·1JcHer. Der Immigranten·, Miil<krheits- und Untenichichtscha--
pr:igte die Situation der Kirche in USA zutiefst, Bis in 
20. Jahrhundert hinein erlebten die Katholiken sporndi.>d1e 
Diskriminierungen. Der häufigste Vorwurf war, daß sie 
wahren Patrioten sdn könnten, da sie schließlich einem ausliindi-
Papst müfüen. Die amerikanischen 
waren fast ausschlidl!ich mit dem Aufbau starker katholischer 
Institutionen beschäftigt. Während dies zu Wachstum und 
kung der Institutionen führte, war die Selbstbezogenheit der ame-
rikanischen Bisehöfo auch Anlaß zum Konflikt mit dem Vatikan. 
Erst im 20. Jahtlmndert widmeten sich größere Teile der ka-
tholischen Führung Themen nationaler Politik. Den Wendepunkt 
stefüc der Erste Weltkrieg d:tr. Der Krieg den Katholiken die 
Gelegenheit, ihrn Loyalität gegenüber den Staaten 
unter Beweio zu stellen. Als Beiu·ag für Kriegsan-
strengung wurde 1917 das National War Co1mcil 
(NCWC) gegründet, eine Organisation Bischöfe, die vor al-
lem mit Spendenakquisitioit und dem Aufbau eines Kontakte.• zu 
der Regierung befaßt w.ir. Im Rahmen NCWC wurde das 
Social Action Dep..1rtment (SAD) gegründet, das sich mir Fragen 
industriellen Beziehungen beschäftigen sollte. Leiter des SAD 
wurde John Ryan. Wahl Ryans garantierte, daß die 
des SAD progressiviSJischen Ideen folgte. So diente das 
Action Departmcnt tatsächlich als eine wichtige füiicke 
zwischen der Progressive Era und dem New Deal.> 
1919 veröffentlichte das NCWC ein Dokument zur Sozjalpo-
das Program Reconstruction, das die Soziallehre 
Leos XIII. at1foahm .. !dm Ryan war der Autor dieses Pr<)· 
gramms, das als der Beginn. des amerikanischen „social Catholi-




der Soldaten, einen garancicncn .living L<>lm, 
genug ist, um eine Fcimilie zu ernähren ··, Einfüh· 
von Sozialversicherungen hci Krankheit, Alter, Arbeits!o-
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Förderung des öffcnt!ichm Schlidllich ver-
das Dokumen.t d<>s Recht der sich gewerksch:lft.-
zu organisieren. Die 2Cl:r Jahre Wllren allerdings wieder in· 
11crhalb des amerika11isd1e11 Katholizismus und gesellschaftsweit 
durch einen Rückzug von 'fhemen sozialer Gerechtigkeit 
wohlfahrtsstaatlicher Maßnahmen gekennzeichnet. 
Die rmd der New Deal 
den 1930er J"hren mit Beginn des New Deal iindert.e sich 
strilite Zuriickhaltung der Bischöfe in s<>ziopolitischen Fragen 
wi.e.!1« Anfang der 30er J.ihre wuchs um die Depre»i-
011 auch in der katholischen Hierarchie. 1931 erschicm;nc 
E11z;•klika Quatlragcsimo Anno wurde als Votum für soziale 
Rt:lorm:eu gelesen und reanimierte den katholischen Aktivismus. 
Einige erwarteten gar, dafl die Enzyklika helfen würde, die ame-
rikanische Gesellschaft in eine .klassenlose" Gesellschaft von 
Eigentum besitzenden Arbeitern zu transformieren.' 1931 über-
"""lnd die Hierarchie ihre vor Staatsinterventionen und gab 
einen Hirtenbrief heraus, der die Bundesregierung aufforderte, 
die Arbeitslosen zu unterstützen und Reformen im Sinne 
Rekonstruktionsprogramms von 1919 einzuleiten." 
Diese erste Phase des New wurde von den katholischen 
Laien und der Hierarchie in l><>hcm Maße unterstützt. Die De-
pression und das Ersd1eine11 von Quadragesimo Anno verschaffte 
den Ideen, die Ryan schnH 1919 präsentiert hatte, ernco,te Auf· 
merksamkeit. Die karholisd1.e I-Iicrnrchie sah Ahnlich·· 
der piipstlid1en Sozbllehrc Re-
toi~mbe1mü1hem~;en. Es bestand damit zu d~m \Vi-
dern Ziel, cin ßlHt:r zu und 
Amerikaner zu sein. W.lhrend der 30er Jahre wur-
nur die kathofo;ch~ Hierar<obie in ökonomischen 
sozialpolitischen Fragen aktiv und unterstützte 
4 
s 
Catholic Bisl;ops and 
+..;, • .-.~. f,erdmans. 
~411cm1''"'" Ca;tht>liGism and Social Action: A 
U nivershy of N otre 
Americ~n Cathalics and Soda/ Reform, 
H'J 
Frank Adloff 
____ _., ... -------------· ·---
l'ity Act, sondern die katlwlischcn Laien umerstiltzten 
sozialen Rdonuen. sig11.ifikante Zahl vori 
außerhalb der parochialen und ethnisd1 <:n Organisationen neue 
Wege, um ihre religiöse Bindung im1t•rhalb der amerikanischen 
Gesellschaft zu realisieren.7 Die Caihofi,· lfodeer-Bcwegung, 
obwohl relativ klein, stellte z.B. eine Herausforderung für den 
11·~1d11:ionelllen Katholizismus dar. Die Be..,·egung beruhte auf den 
Jberlegungen Peter Maurins der prakti-
Ini:.:rpretation dieser Ideen durch Dav .5 In den 
30crn entstanti etwa ein 
li<m1mu1nen, die Subsistenzwirtschaft betri1>be'l't 
organisiert wurden. In den Städten v;'Urden Catholie 
ffouses gegründet, die die Not durch von 
nmgsmitteln und Übemaditungsmögljchkeiten zu lindern ver-
suchten, aber auch zur Mobilisierung der Arbeiter dienten, Eben-
so ent11rnnd die radikale .The Catholic W t>rke1·", die ge-
gen Ende tkr D''l"ession Leser hatte. 
Der ,New Deal war wichtige Periode in der Ge$diidhte 
der sozialen und politischen lntegtmion der amerikanischen Ka-
tholiken: Pranklin D. Roosevelt warb um die Unterstützung 
Katholiken, und die Arbeiteicsdmft ausgerichteten New 
Programme nützten vielen Katholiken. 
'dtkriei:ts meldeten sich 
ken 
die Zweifel ;n ihrer Loyalität gegenüber 
Engagement räumte 
amerikanischen Ge-
sellschaft aus. Ein übriges tat 
der in den 40cr und 50er Jahren Zentrum der ameri-
kanischen Wertvorstellungen lag. Der Weltkrieg, die New 
Jahre, der Zweite Weltkrieg und Antikommunismus 
waren die Kontexte, die katholische Kirche wcit in den ameri-
kani~chen Mainstream führten. 
Die nach den Ursachen ci<$ soi.ialpolitischen Er1gage· 
mcnts der während dm· New Deal Jahre soll mit ernni:rt'n 
Überlegungen aus den Theorien sozialer Bewegungen versucht 
werden 1u beantworten. lrn Ansd1\uG an Friedbclm Neic!hardt 
und Dieter Rucbt9 lassen sich die ,-crschiedrnen 'Theorieansiitze 
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riesynthese bewegt sielt auf dem Niveall ;Jigemcincr Bedingungen 
der Entstehung und Aktivierung von Bewegungen und läßt sich 
auf diesem Abstraktionsnive,rn m.E. auch auf Organisationen 
anwenden, die JJicht eine lfowegung sind. 1.) Auf der indi-
viduellen Ebene muß es zu Problemw <thrnehmungen kommen. 
Individuen sind unzufrieden und entwicke.ln e.ine Ha11dluugsbe-
reiud1aft. 2.) Kollektive Handlungen bedürfen organisatorischer 
Anstrengungen. Organisatorische Ressourcen müssen also bereit-
werden. 3.) Die Problemlage bedad einer 
D<!'tttttng. Problemdefinitionen, Kausalzuschreibungen, Ansorü-
ßegründungen und Wertorientierungen mil.ssen 
oder weniger konsistenten Zusammenhang gebracht wer-
4.) Schließlich entscheidet der strukturelle Handlungskon-
text wie Zugang zum politischen System begünstigende 
0t1er hinderliche Erfolgsbedingungen. Das einer sozia-
len lkwegi.mg wird wahrscheinlicher, wenn Variablen zu-
sammo''n auftreten und sich gar gegenseitig verstärken. 
Die gelungene Integntion der katholischen Ki"h" in die ame-
rikanische Gesellschaft während er 30er Jahre ist als eine Bedin-
i;ung ihres wohlfahrtspolitischen Engagements anzusehen. 
allgemeine gesdlschaftspolitische Reforl)leifer des New Deal mo-
ti vierte die katholische Hierarchie aktiv am Diskurs ilber not-
wendige Reformen teilzunehmen, sie wurde gl.eichsam in den 
Aktivismus hineingezogen. Der New Deal bot dem amerikani-
K atholizismus eine politische Gelegenheitsstruktur, 
A1rre1ze zur politischen Aktivität mit sich brachte,'° In die Zeit 
Deal fiel auch die Rezeption der Sozialenzyklika Qua-
dr.ag1?>uno Anna, die einerseits den sozialen Katholizismus legiti-
förderte, andererseits auch der katholischen Hierar· 
eine bestimmte Richtung von sozialrefonnerischen Ideen 
empfahl. Quadragesima Anno fungierte als Grundlage der kol-
lektiven Deutung der Depression. Auf der Fbene der individuel-
len Prnblemwahmehmung brachte die Depression enorme De-
pri 1'atlo11scrfohrungen sich. Da ein Großteil der Katholiken 
der Arbeiterschaft zugehörte, von der Depl'essi<>n besonders 
betroffen '"ar, l.tg bei ihnen ein handfestes Interesse an sozialen 
Reformen vor. Schließlich lag mit der Schaffung des NCWC und 
d,,m SAD eine Organisation vor, die in der Lage war, 
a.ls Stimmrohr der amerikanischen Katholiken zi1 fungieren. Die-
M Vgt Sidney Tarrow (1994}, Power in ,#1yverr:ent. SoC:.al }rfooements, 




ses 1919 geschaffene Stimmrohr ist als Voraussetzung ctes im 
New Deal einsetzenden nationalen kollektiven Handelns anzuse-
Der katholische Reformeifer ist mithin intern auf die größere 
ideologische Ausrichtung der Hierarchie auf sozialpolitische 
Ideen und extern auf die sich bietende politische Gelegenheits-
struktur zurückzuführen. Die interne Ausrichtung auf die katho-
lische Soziallehre wurde wiederum durch die ökonomische Krise 
ausgelöst. Und möglich wurde sie nur durch die Kongruenz des 
New Deal mit katholischen Reformvorstellungen. 
Der Zerfall des „katholischen Nationalismus" 
in den 1960er Jahren 
Das ökonomische Wachstum der Nachkriegsjahre verbesserte 
Position der Katholiken in der amerikanischen Gesellschaft. Sie 
machten einen dramatischen Sprung in die Mittelklasse und 
ihren Status als arme Immigranten weitgehend hinter sich. Seit 
1965 haben die Katholiken den Rest des Landes in den meisten 
Indizes des sozioökonomischen Status eingeholt und seitdem 
überholt." Die Katholiken bilden nun mit einem Anteil von 25-
28% an der Bevölkerung die größte einzelne Glaubensgemein-
schaft in den Vereinigten Staaten. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg setzte außerdem eine Phase der 
religiösen Wiederbelebung ein, eine Rechristianisierung. Der 
New Deal, der Krieg, der Ausbau des Wohlfahrtsstaates und die 
boomende Ökonomie machten eine rasche Assimilation der 
nicht-protestantischen Immigranten in die amerikanische Kultur 
niöglich. In den SOer Jahren schien es auch zu einer Wiederbele-
amerikanischen Zivilreligion gekommen zu sein. Nun 
bildeten Protestanten, Katholiken und Juden die denominationa-
Formen einer Zivilreligion - und nicht mehr nur der Prote-
stantismus. Die Wahl John'F. Kennedys zum Präsidenten war auf 
der symbolischen Ebene von großer Bedeutung, zeigte sie den 
Katholiken doch, daß sie schließlich al> normale und vollwertige 
11 Vgl. Andrew Grcdey 
1965-1990". in: Helen 
Order. VoL 2: Vatican ll 
Inc. 
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Mitglieder der Gesellschaft - schlicht als Amerikaner - anerkannt 
wurden. 
Als mm der Katholizismus endlich amerikanisch geworden 
war, wurde mit dem aggiornamento des II. Vatikanischen Konzils 
von neuem die Frage aufgeworfen, wie das Verhältnis von ameri-
kanisch-und-katholisch-sein auszusehen hat. Die Integration in 
amerikanische Gesellschaft war vor allem durch die Ideologie 
des „katholischen Nationalismus"12 möglich geworden. Diese 
Ideologie leugnete einen Konflikt zwischen den politischen und 
religiösen Loyalitäten der amerikanischen Katholiken und läßt 
als Ergebnis des Versuchs deuten, die Loyalitäten gegenüber 
Rom und den USA miteinander zu versöhnen. 
Das II. Vatikanische Konzil leitete eine radikale Transformati-
on des amerikanischen Katholizismus ein. J ose Casanova be-
schreibt diese Transformation als eine .radical reform from above 
coming from abroad«13 mit der Konsequenz, dal! in den USA der 
Katholizismus nach dem Konzil öffentlich wird. Das Konzil legte 
großen Wert auf die neue Betonung von Kollegialität unter den 
Bischöfen. Diese sollte vor allem durch die Einrichtung von Bi-
schofskonferenzen gefördert werden. Die US-Bischöfe hatten 
bereits eine Bischofskonferenz eingerichtet, die 1966 
Conference of Catholic Bishops (NCCB) 
Zentral für den amerikanischen Katholizismus wurde 
Trennung von Staat und Kirche durch das 1'.onzll. 
Damit entfiel ein jahrzehntelanger Konflikt zwischen den ameri-
kanischen Bischöfen und dem Vatikan. 
katholische Kirche mit dem Konzil einen ein-
J mbruch erlebte, fand dieser auch in der amerika-
nischen Gesellschaft der 60er Jahre statt. Nach Kennedys Ermor-
dung brachte Lyndon B. Johnson den Civil Rights Act durch den 
Kongreß. Johnson proklamierte nach seiner Wahl einen bedin-
gungslosen „\Var on Poverty", um das Gespenst der Armut end-
gültig aus der amerikanischen Gesellschaft zu verbannen. Inspi-
riert von dem New Deal der 30er Jahre vertrat Johnson die libe-
rale Vision der Great Society - einer modernen, gerechten und 
harmonischen Gesellschaft. 
1966 glaubten die Bischöfe, Fortschritte bei der Verwirkli-
chung der Bürgerrechte zu erkennen, waren aber sehr beunruhigt 
12 
" 
Changin"' Face of American Catholi-
Sociological Analysis 53, Pf» 245-q55. 
Casanova (1994h Pu'6lic Religlons in the Afodem World) Chicago: 
University of Chjcago Press_, p.184. 
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über die Persistenz der Armut in der amerikanischen Gesell-
schaft .• Race Relations and Poverty" (1966) war der erste Hir-
tenbrief, der sich explizit mit dem Problem der Armut in den 
USA befaflte. In diesem Hirtenbrief wird Armut vor allem auf die 
Diskriminierung von Minderheiten zurückgeführt. Der Brief 
empfahl bessere Schulen für arme Kinder und forderte verbesserte 
Ausbildungsmöglichkeiten, kostengünstiges Wohnen und Welfa-
re-Programme, die Familienstabilität anvisieren. 
Labor Day von 1969 kritisierte die USSC vorherige Be-
mühungen der kad1olische11 Kirche zur Bekämpfung der Armut, 
Erklärnng hob hervor, daß bislang eher ·nur die Symptome 
von Armut im Fokus der kirchlichen Aufmerksamkeit lagen und 
sah nun die Aufgabe der Kirche darin, .the struggle of the poor 
to achieve self-determination~' zu unterstützen. 
1970 gründeten die Bischöfe die Campaign for ff uman Deve-
lopment (CHD). Die CHD betreibt Fundraising und vergibt 
Fördermittel an Projekte in benachteiligten Quartieren. 75% der 
gesammelten Spendengelder gehen all ein nationales Programm 
zur Verteilung an .poor empowerment groups", 25% verbleiben 
der lokalen Diözese für ähnliche Zwecke. Während der ersten 
zehn Jahre vergab die CHD über 75 Millionen $ an l 500 Selbst-
hilfeprojekte. Durchschnittlich sammelt die CHD 13 Millionen 
Dollar jährlich und fördert damit über 200 lokale Gruppen. 
Während des gleichen Zeitraums bestimmte ein anderes Ereig-
nis weitgehend die Aufmerksamkeit der Bischöfe und brachte sie 
zunehmende Distanz zu staatlicher Politik. Mit der Supreme 
Court Entscheidung Roe v. W'1de von 1973, die das Recht der 
Frauen auf Abtreibung schützt, betraten die Bischöfe in radikaler 
Opposition zu dem Recht auf Abtreibung den öffentlichen 
Raum. Sie unternahmen lobbyistische Anstrengungen, um die 
Regierung dazu zu bewegen, das Urteil des Supreme Court durch 
Einführung eines Zusatzartikels in die Verfassung ungültig zu 
machen. Das Roe v. Wade Urteil führte die Bischöfe in den Be-
reich der Wahlkampfpolitik. In dem l976er Wahlkampf zwischen 
Gerald Ford und Jimmy Carter lobten die Bischöfe durch ihren 
Konferenzpräsidenten Erzbischof Joseph Bernadin die republika-
nische Unterstützung für einen Ami-Abtreibungszusatzartikel 
Verfassung und verurteilten die Demokraten für ihre Oppo-
sition gegen einen solchen.'" 
14 Vgl. Timothy A. Bvmes (!993}, „The Politics of the American Catholic 
lberarchy", Politic/ii Sciencc Quamrly 108, pp. 497-514. 
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In die Reformdebatten um Bürgerrechte und Armut während 
der 60er Jahre wurde die katholische Kirche ähnlich hineingezo-
gen wie schon zu Zeiten des New Deal. Erst die Ablehnung des 
Vietnamkriegs und die Reaktion auf das Roe v. Wade Urteil An-
fang der 70er Jahre markieren den Umschwung zu einer größeren 
Autonomisierung der Bischofskol!ferem;. Nicht die politische 
Gelege11heit, die zu unkontroversen Stellungnahmen einlädt, son-
dern die Bindung an sozialethische Vorstellungen bestimmte 
hierbei die Stellungnahmen der Bischöfe. Es lag keine Kongrnenz 
der Sicht zwischen Regierung und katholischer Hierarchie wie 
während der New Deal Jahre vor. Entscheidend für den Prozeß 
der Autonomisierung waren die Veränderungen, die das II. Vati-
kanische Konzil einleitete, und die vollends gelungene Integration 
Katholiken in die amerikanische Gesellschaft. Die Erklärung 
zur Religionsfreiheit, die Äußerungen zu moralischen und sozio-
politischen Fragen und die Betonung der Kollegialität der Bi-
schöfe waren die konziliaren Veränderungen," die es der ameri-
kanischen Hierarchie ermöglichten, eine nationale politische 
Stimme herauszubilden. Die Auflösung des Konflikts mit dem 
Vatikan wegen der Klärung der Frage der Trennung von Staat 
u11d Kirche war hier maßgeblich. Dieser Prozeß wurde unter-
stützt durch den Ausbau des administrativen Arms der Bischofs-
konferenz (USCC). Dieser ist nicht wie die Bischöfe regional an 
Diözesen gebunden, bekam durch die Ausweirung der Aufgaben 
mehr Ressourcen zur Verfügung gestellt und konme durch Pro-
fessionalisiernng die Fähigkeit der Hierarchie zu politischen 
Stellungnahmen vergröl!em. 
Autonomisierung in den 1980er und 90er fahren 
1983 veröffentlichte die Natwnal Conference of Catbolic Bisbaps 
den Hirtenbrief The Cballenge of Peace. Der Hirtenbrief war die 
erste systematische moralische Bewerrung der atomaren Ab-
schreckungspolitik aus der Perspektive der katholischen Moral-
tradition. 
Im Jahr 1986 legten die Bischöfe den Hirtenbrief Economic 
justice for All vor. Er ist die detaillierteste und systematischste 
" Vgl. Helen Rose Ebaugh (Hg.) (1991), Religion and the Soda/ O!'der. 
Val, 2: Vatican l land U.S. Catholicism, Greenwich: J AI Press Inc. 
145 
Frank Ad!off 
Bezugnahme der katholischen Soziallehre auf eine konkrete 
Volkswirtschaft, die bis zu dem Zeitpunkt je vorgelegt wurde. 
Die nicht selbstverständliche Prämisse des Hirtenbriefes ist, 
daß die Bischöfe davon ausgehen, einen legitimen Beitrag zu den 
Debatten über die US-Ökonomie beizusteuern. Moralische Kri-
terien müssen ihre Anwendung auch auf das ökonomische System 
finden; die Ökonomie darf nicht allein unter technischen Ge-
sichtspunkten beurteilt werden, so die Bischöfe. Die Bischöfe 
nennen sechs Prinzipien, die ihre Bewertung der Ökonomie lei~ 
ten. 
1. Normativer Ausgangspunkt des Hirtenbriefes ist die Würde 
der menschlichen Person. Sie ist der Referenzpunkt zur Bewer-
tung der Ökonon1ie: „Every economic decision and institution 
must be judged in light of whether it protects or undermines the 
dignity of the human person." (Economic Justice: 16) 
2. Nur in der Gemeinschaft kann die menschliche Würde reali-
siert und geschützt werden, da die menschliche Natur essentiell 
sozial ist. Die Gemeinschaft hat die Pflicht, die Würde ihrer Mit-
glieder zu fördern und zu schützen. 
3. Die Gerechtigkeit fordert, daß alle Menschen insoweit am 
wirtschaftlichen Leben teilnehmen können, daß sie ihre materiel-
len Bedürfnisse befriedigen, ihre Talente entwickeln und einen 
Beitrag für die Gesellschaft leisten können. 
4. Menschenrechte werden in dem Hirtenbrief als Minimalbe-
dingung für ein gemeinschaftliches Leben angesehen. Die Men-
schenrechte umfassen Freiheits-, politische sowie ökonomische 
Rechte, also auch das Recht auf Arbeit und soziale Sicherung. 
5. Da alle das Recht haben, an dem sozialen und ökonomi-
schen Leben zu partizipieren, kommt allen Gesellschaftsmitglie-
dern die Aufgabe zu, dafür Sorge zu tragen, daß gerade auch die 
· Benachteiligten und Armen zu ihrem Recht kommen. Die Bi-
schöfe sprechen sich dabei für eine „preferential option for the 
poor" aus. Die „option for the poor" sollte allerdings nicht pater-
nalistisch verwirklicht werden, sondern eine Selbstermächtigung 
der Benachteiligten ermöglichen. 
6. Es ist die moralische Verpflichtung der gesamten Gesell-
schaft - sowohl der öffentlichen wie der privaten Institutionen -
der menschlichen Würde zu dienen, die Menschenrechte zu 
schützen sowie Gerechtigkeit zu herzustellen. Der staatlichen 
Regierung fällt die Aufgabe zu, die minimalen Bedingungen zu 
sichern, die die Realisierung dieser Ziele ermöglichen. Auf der 
anderen Seite erfordert das Prinzip der Subsidiarität, daß staatli-
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ches Handeln nur dann einsetzen soll, wenn die Handlungskapa-
zität von Individuen und privaten Gruppen überschritten wird. 
Staatliches Handeln sollte nicht die Initiativen der Individuen und 
kleiner Gemeinschaften ersticken und ersetzen. 
Der Hirtenbrief enthält weiterhin ausführliche Diskussionen über 
spezifische Probleme der amerikanischen Wirtschaft wie etwa 
Armut, Arbeitslosigkeit, die Situation der Landwirtschaft und der 
internationalen wirtschaftlicben Beziehungen. Aus Gründen der 
Gerechtigkeit fordern die Bischöfe eine Garantie minimaler Stan-
dards. Nicht nur ein „living wage", sondern auch eine adäquate 
Krankheitsversorgung, Alterssicherung, Arbeitslosenversicherung 
und ausreichend viele freie Tage zur Erholung werden gefordert. 
Die Bischöfe betonen, daß die Kircbe das Recht der Arbeiter auf 
gewerkschaftliche Organisation unterstützt. 
Ein hervorstechendes Merkmal der beiden Hirtenbriefe ist der 
Prozeß, der sie zustande brachte. Beide wurden von einer Zwei-
drittel- Mehrheit des NCCB bestätigt, nachdem sie zuvor einen 
kollektiven Beratschlagungs- und Konsultationsprozeß durch-
laufen hatten. Die Bischöfe veranstalteten eine Vielzahl an Konfe-
renzen und Konsultationen und riefen zum öffentlichen Diskurs 
über die anstehenden Fragen auf. Dies führte mehrmals zur Er-
weiterung und Revision der Diskussionsvorlagen. 
Seit den 80er Jahren findet eine Debatte um den amerikani-
schen Wohlfahrtsstaat statt, in deren Zentrum die Kritik an den 
bundesstaatlichen Sozialprogrammen steht. Während die Sozial-
versicherungen - wie die Rentenversicherung und die bundes-
staatliche Krankenversicherung für Alte (Medicare) - weitgehend 
unangetastet blieben, erfuhren die Sozialhilfeprogramme seit 
Reagans An1tszeit massive Kürzungen.1(' Die Sozialversicherung 
ist in der amerikanischen Bevölkerung sehr populär, gilt sie doch 
als ein wohlerworbener Anspruch aufgrund ihres Versicherungs-
charakters. Die Sozialhilfe gilt dagegen als ineffektiv und miß-
brauchsanfällig. In diesen Debatten meldete sich die katholische 
Kirche immer wieder zu Wort. Sie vertrat dabei die Position, daß 
die sozialpolitischen Programme zwar reformbedürftig, aber 
prinzipiell zu verteidigen sind. 
Nachdem Bill Clinton während seiner ersten Legislaturperi-
ode die Initiative über die anvisierte Reform des Sozialhilfesy-
stems an die Republikaner verloren hatte, unterschrieb er schließ-
16 Vgl. Adrienne Windhoff-HCritier (1988), „Sozialpolitik unter der Rea-














lieh deren Gesetzesentwurf - den Personal Responsibility and 
Work Opportunity Reconciliation Act of 1996 - am 22. August 
1996. Er besiegelte damit die Verantwortung des Bundes für die 
einzelstaatlichen Programme." Diese erhalten seitdem Pauschal-
zuweisnngen des Bundes (sog. block grants) nnd sind in der Ans-
gestaltung der Sozialhilfe weitgehend frei. Die Sozialhilfe wird 
pro Person nur noch fünf Jahre lebenslang vergeben. 
In die von den Republikanern dominierte Debatte um die 
Reform des Sozialhilfeprogramms (AFDC) schalteten sich die 
Bischöfe 1995 mit einer Stellungnahme der United States Catholic 
Conference ein. In Moral Principles and Polily Priorities for Wel-
fare Reform (1995) stellen sie die Dringlichkeit einer Reform des 
Programms klar heraus. Der status quo wird für inakzeptabel 
gehalten, da er sich zu sehr auf bürokratische Lösungen verläßt, 
zum Teil nicht zur Arbeitsaufnahme ermutigt und familienfeind-
lich ist. Auch die Forderungen nach stärkeren Anreizen zur Ar-
beitsaufnahme und die stärkere Einbindung der Einzelstaaten und 
der lokalen Gemeinschaften in die Gestaltung und Durchführung 
wohlfahrtsstaatlicher Programme werden unterstützt. Nicht je-
doch weitere Kernpunkte der republikanischen Reformideen: Die 
Bischöfe wenden sich gegen strikte Zeitlimits der Sozialhilfebe-
rechtigung nnd kritisieren die Aufgabe der bundesstaatlich ga-
rantierten Berechtigung (entitlement) zur Sozialhilfe. Sie treten 
durchaus für eine höhere Responsivität der lokalen Institutionen 
und für einen grölleren Gestaltungsspielraum der Einzelstaaten 
ein, doch darf dies ihrer Meinung nach nicht zu einem völligen 
Rückzug der Bundesregierung aus der Verantwortung zur Ar-
mutsbekämpfung führen. Ebenso lehnen die Bischöfe in ihrer 
Stellungnahme die harschen. Kürzungen wohlfahrtsstaatlicher 
Programme für legale Immigranten ab. 
Die katholische Kirche fand im Fall der Welfare-Reform kei-
nen Zugang zur Republikanischen Partei, da diese sich im Zuge 
ihres 1994er Wahlerfolgs radikalisiert auf eine Politik der Devo-
lution und Abschaffung der Sozialhilfeberechtigung festgelegt 
hatte. Die Kritik der Bischöfe wurde weitgehend ignoriert, da sie 
zu fern von der republikanischen Reformvorstellung lag. Die 
Abkehr von der bundesstaatlichen Verantwortung und die Indi-
vidualisierung und Moralisierung der Armut waren Herzstück 
17 Vgl. Frank Adloff (1997),«'Das Ende der Wohlfahrt, wie wir sie kannten' 
Ein Jahr Sozialhilfereforn1 in den USA'', Blätter für .deutsche und inter-
nationale Politik. H. 11, S. 1350-1357. 
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der Reform, das die Bischofskonferenz nicht mittrug und so auch 
kein Gehör fand. 
Die Kombination von politisch liberalen Reformelementen 
wie der Betonung der bundesstaatlichen Verantwortung für ein 
nationales Sicherheitsnetz mit konservativen Reformelementen 
wie der Stärkung der Familie und der Fokussierung auf die Frage, 
ob Reformvorschläge mit der Ablehnung von Schwangerschafts-
abbrüchen konform gehen, lällt die wohlfahrtspolitischen Stel-
lungnahmen der katholischen Kirche quer zu herkömmlichen 
liberalen und konservativen Reformvorschlägen erscheinen. Diese 
Querstellung der katholischen Reformvorschläge hat ihre Veran-
kerung in der katholischen Soziallehre. 
Auch wenn die W elfare-Reform gegen die Einwände der ka-
tholischen Kirche verabschiedet wurde, so ist sie dennoch ein 
relevanter Akteur im Diskurs um den amerikanischen Wohl-
fahrtsstaat. Sowohl unter Reagans als auch unter Clintons Amts-
führung kritisierte sie den Zustand der Ökonomie aus einer mo-
ralischen Perspektive. Die katholische Kirche bringt auf der Ebe-
ne der Zivilgesellschaft ihre normativen Traditionen in die politi-
schen Debatten ein. Die katholische Kirche hat sich in den USA 
nach dem II. Vatikanischen Konzil zu einer öffentlichen Religion 
gewandelt, die - im Gegensatz zur ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts - ihren Dissens mit gesellschaftlichen und politischen Ent-
wicklungen öffentlich formuliert. Die Debatte um die W elfare-
Reform zeigt, dall eine geradezu .gegenkulturelle" Wertbindung 
an die Idee sozialer Gerechtigkeit vorliegt, die - trotz der gleich-
zeitigen Bindung an den Gedanken der Subsidiarität - Solidarität 
mit den Armen und die Verpflichtung des Staates, eine Garantie 
für soziale Gerechtigkeit zu geben, ins Zentrum rückt. 
Legt man abermals die vier Bedingungen für das Entstehen so-
zialer Bewegungen zugrunde, zeigt sich, dall nur zwei der vier 
Bedingungen in einem hohen Malle erfüllt sind. Es kann nicht 
von einer Deprivationserfahrung unter den Katholiken ausgegan-
gen werden. Sie befanden sich zu diesem Zeitpunkt schon lange in 
den Mittelschichten und hatten kein unmittelbares Interesse an 
sozialpolitischen Mailnahmen. Die Bischöfe traten somit advo-
katorisch auf. Außerdem lag keine günstige politische Gelegen-
heitsstruktur vor. In der Verteidigung wohlfahrtsstaatlicher Stan-
dards lag die Kirche aullerhalb der gängigen konservativen Kritik 
am überbordenden Wohlfahrtsstaat. Die Fähigkeit zur Ressour-
cenmobilisierung lag dagegen mit dem professionalisierten USCC 
vor. Auch die kollektive Deutung der gesellschaftlichen und öko-
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Ifirtenhriefos verfostigt. Da in 1980er und 90er J.ihren 
keine Deprivation und keine giinstige politische Gelegenheits-
vodagen, aber dennoch ein sozialpolitisches Engagement 
entfaltet wurde, spr<eebe ich von einer Al#onomisierung Ufüi Ak-
tivienm!! der Bischofskonferenz und ihres administrativen Arms. 
komm1mitäre katholische Ethik? 
Es kann sich an Stelle die Frage stellen, ob es in den USA 
distinkte empirisch vorfind.bare katholische Ethik gibt „ und 
zwar nicht nur auf der Ehene der Bischöfe, auch auf der 
der katholischen Bevölkenmg. Andrew ist der 
nachgeg<u1gen, inwieweit es elementare Einste11ungsunter„ 
>"''"'''" zwischen .Protestanten und gibt. Giht es in 
so etwas 'lvie eine kommuru.täre katholische Ethik, die 
von der individualistischen pwtesuntiscben Ethik unter-
scheidet, lautet seine f'lcage. Natürlich ist Wehers Studie über 
protestantische Ethik d<r klassische Bezugspunkt, doch ist es 
selbstverstlindlich, d;1vo11 auszugehen, daß 
zwischen Katholiken und Protestanten im Zuge der U rbanisie· 
rung, Differenzierung und Industrialisierung erhalten gehlidicn 
sind. Greeleys Untersuchung zeigt allerdings, daß es weiterhin ein 
distinktes karholisdics We!thiid gibt, das sich von dem protestan· 
tischen durch seine kommunitäre Komponente klar unterschei-
det. 
Die zentrale Differenz zwischen Katholiken 
besteht in dem Bild Gones. lm Katholizismus wird ein Gott vor· 
der in det Weh präsent ist und in und durch die 
zeigc·1:1 .Protestanten nehmen Gott an~ Jt~r sich 
abseits der Welt befindet und sid1 nur Momenten 
Aus verschiedenen W eltbilclcm einige typische 
soziale Einm·lhmgen. Katholiken zeigen Wertschär-
gcge11iil1er sozialen Ihozidnrngen; Protestamen betonen da-
persönlidJ<' Freiheit und Unabhängigkeit von 
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I)ic kathühsche Kirche und der Wohlfahrtsstaat 
.Protestanten, die eher den Wert der betonen. Kadwli-
z~ehen es vor~ .kleineren Ge1n~·inschaften clcn Vorrang gegen~ 
zcntralisÜs\.·hen l.ösung(~H einzuräun1en. Protestanten ver-
treten stärker cioe A rbcits„thik als Protestanten. Sie schätzen bei 
ihren Kindern auch eher Initiative, Integrität, Fleiß und Sparsam· 
keit. Katholiken legen ihren Kindern mehr Wert auf Loyalität, 
Gehorsam und Geduld. Sehließlich setzen sich Katholiken 
für einen sozialen .Protestanten sind hier skeptischer 
und zurückhalcender, da Gesellschaft als gottverlassen gedacht 
wird, 
Gredey kommt in Studie zu dem Schluß, 
protestantische w[e auch die katholische Ethik in den USA 
sehr lebendig sind. Die katholische Ethik zeigt eine Lebendirr,keit, 
obwohl aus Zeiten geringer Industrialisierung und Urhanisie-
stammt. Dennoch ist sie nicht von individualistischen 
zersetzt w-ordcn. 
JV'°';;;pu 'f amney u.a/0 fanden in einer herat..L-s) <laf~ K-1t-
. · zu weiten Teilen die .Forderungen katholischen 
einer Restrukturierung der amerikanischen 
Okonom1e unterstützen. Hei den meisten Katholiken ist von 
nem ungefähren Gleiehklang zwischen den Verlautbarungen 
katholischen Bischöfe und den Laien auszugehen. Anders bei den 
Protestanten: Nicht-fundamentalistische Protestanten 
eine ökonomische Umstrukturierung wie sie von liberalen 
protestantischen Führern wird. Und fundamentalisti-
Protestanten vertreten neoliberale Marktphilosophie 
wie von den Führern der christlichen Rechten gefordert wird. 
Bei beiden Gruppen besteht eine Diskrepanz zwischen dem Mo· 
ralrode der religiösen Führer und dem der Laien. 
Rechtfertigungen frir ökonomische lass.)!l 




i.rn amerikanis\.'.h<~'n Po'Pu11isnu1s 
W.äh1te~1d die katholische Hierarchie an ra<füicon auch 
sich auf der Ehciw der fundamentalistischen 
nur wenig,,.21 für ~:ine solche Restrukturierung 
amerikanischen Katholizismus läßt sich somit von einer 
Tamney/Ron.ald Burton/Stephen Johnson (1988), „Christian-













Wie der amerikanische Katholizismus so vrnrden auch Teile 
Protestantismus in den l 970er Jahren öffentlich. So setzte Ende 
der 70er Jahre innerhalb des protestantischen Fundamentalismus 
Phase der Entprivatisierung ein. Diese Prozesse, die in den 
80er Jahren klar sichtbar wurden, faßt Casanova" unter dem Be-
griff der Entprivatisierung zusammen. Die tdigiösen Traditionen 
weigern sich, die private und marginalisierte Rolle zu spielen, die 
nach den klassischen Theorien der Modernisierung und 
Säkularisierung eigentlich zukäme. Die Konsequenz ist eine Re-
politisierung der privaten religiösen und moralischen Sphäre und 
ein erneutes Aufwerfen normativer Fragen in der ökonomischen 
und politischen Sphäre. 
Ein struktureller Trend moderner Gesellschaften ist die Tren-
nung der säkularen Sphären von religiösen Institutionen und 
Normen. Damit ist allerdings nicht gesagt, daß der Verlauf der 
Differenzierungslinien nicht selbst 'wiederum Gegenstand von 
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen sein kann.2' Differenzie-
rungsprozesse sind nicht nur Ergebnis kollektiven Handelns, sie 
können auch zum Gegenstand des kollektiven Handelns gemacht 
werden. Wenn Religionsgemeinschaften die Ausklammerung 
moralischer Fragen in der Okonomie bspw. öffentlich kritisieren, 
ist dies ein Versuch, die Grenzziehung zwischen den gescl!schaft-
Sphären in Frage zu stellen und neu zu justieren. 
Es bleiben einige zentrale Punkte festzuhalten. Die religiöse 
F'reiheit, wie sie durch den Ersten Verfassungszusatz in den USA 
konstituiert wird, ist grundlegend für das Verständnis der ameri-
kanischen Religionsgemeinschaften. Doch ist die Redeweise von 
einer .wall of separation" irreführend - sowohl empirisch als 
auch normativ. Es hat sich weder historisch gezeigt, daß Politik 
und Religion in den USA zwei strikt getrennte Bereiche sind, 
22 Juse Casanova (1994)j Public Religions in the !f_fodern V1lorhi, Chicago: 
The University of Chicago Press, p. 59. 
z:, Vgl. Hans Joas (1990), ,~Die Demokratisierung der f)ifferenzien1ngsfra-
ge", Soziale 'W'elt 41, S. 8-27. 
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Die katholische Kirche und der amerikanische Wohlfahrtsstaat 
noch hat sich die normative Forderung nach einer sokhen Tren-
nung klar durchsetzen können. Es scheint daher empirisch und 
normativ ratsam zu sein, religiöse öffentliche Äußerungen prinzi-
piell auf eine gleiche Stufe mit Äußerungen anderer identitätstif-
tender Gruppen zu stellen. So entgeht man auch der Gefahr, 
überkommenen Annahmen der Säkularisierungstheorie aufzusit-
zen. Das Phänomen der Entprivatisierung von Religionsgemein-
schaften wird sonst allzu schnell als antimoderner Widerstand 
gegen notwendige Modernisierungsprozesse interpretiert. Der 
Begriff der public religion soll diesen Fehler vermeiden helfen. Er 
richtet die Aufmerksamkeit auf die Bedingungen, die dazu füh-
ren, daß eine Religionsgemeinschaft zu einem Teilnehmer am 
öffentlichen Diskurs wird. 
Bedingung hierfür ist wiederum - zumindest im Falle der ka-
tholischen Kirche in den USA - eine gelungene lntegration24 in 
die Gesellschaft. Die distinkte katholische Ethik konnte nur unter 
der Bedingung der prinzipiell gelungenen Integration in die ame-
rikanische Gesellschaft in den gesellschaftlichen Diskurs einge-
bracht werden. Bei einer ausschließlich .negativen Integration" 
ist die Diskriminierungsgefahr zu groß, als daß eine solche Positi-
on der Kritik eingenommen werden könnte. Bei einer völligen 
positiven Integration droht andererseits die Gefahr der Auflösung 
dieser ethischen Distinktion. 
24 Die Diskussionen urn den soziologischen Begriff der Integration können 
an dieser Steile nicht rekapituliert werden. Ich verstehe unter In~ation 
einen Prozeß) der aus -verschiedenen Dimensionen besteht. Man kann im 
Anschluß an Richard .Münch ((! 995), .Elemente einer Theorie der Inte-~:ration möderner Gesellschaiten, Eine Bestandsaufnaiune"', Berliner 
Journal für Soziologie, Heft 1, S. 5~24.) etwa zwischen ökonomischer, 
politischer, kultureller, systcmischet1 und solidarischer lnte~racion un-




Sozialstaat ohne Solidarität 
Bismarcksche Sozialreform und 
Deutscher Sonderweg 
Es ist unbestritten, daß der deutsche Sozialstaat in einer tiefen 
Krise steckt. Einige Bemerkungen zur gegenwärtigen Krise des 
Sozialstaates möchte ich meinem Referat voranstellen. Sie besteht 
auf zwei Ebenen. Die eine betrifft die Finanzierung des gegebe-
nen Sozialleistungsniveaus. Der Sozialstaat wird ja bekannterwei-
se über die Arbeit, über Steuern und Lohnnebenkosten finanziert. 
Dadurch wird der Produktionsfaktor Arbeit verteuert. Die Fol-
gen sind Rationalisierung der Arbeit zum einen, die Verringerung 
des Investitionsvolumens zum anderen. Die Veränderung der 
demographischen Zusammensetzung in absehbarer Zukunft ver-
schärft diese Krise. Durch die Überalterung der Bevölkerung 
schrumpft der relative Teil der erwerbstätigen Personen, die mit 
ihrer Arbeit das zu verteilende Sozialprodukt erwirtschaften. Das 
gegebene Sozialleistungsniveau ist auf der gegenwärtigen Basis 
zukünftig nicht mehr finanzierbar. Entweder muß das Soziallei-
stungsniveau eingeschränkt, oder der Sozialstaat muß umgebaut 
werden. Und damit bin ich bereits bei der zweiten Ebene der 
Krise, der nicht vorhandenen Reformbereitschaft der deutschen 
Bevölkerung. Besitzstandsdenken, materielles Anspruchsverhal-
ten sowie Vollversicherungsmentalität sind Eigenschaften, die der 
Bevölkerung in Deutschland von ihren Politikern schon verschie-
dentlich vorgehalten worden sind. Es seien angeblich gerade die 
organisierten Interessengruppen, die jede im Allgemeininteresse 
liegende Reform vereiteln. Gerade das Festhalten an eigenen In-
teressen und materiellen Privilegien von Seiten der deutschen 
Bevölkerung verhindere angeblich die Durchführung der not-
wendigen Reformen. 
Wie erklärt sich dieses Anspruchsverhalten und die Vollkasko-
mentalität, die beide als Eigenschaften den Deutschen von ihren 
Politikern immer wieder attestiert werden, und die der norwendi-




Mull m:rn den Kritikern nicht Recht geben, 
nid1t jetzt, da!\ der Anspruchsmentalität und 
materiellen Egoismus erzeugt? Aus Perspektive det liberalen 
des Sozcials«1ate< erklären sich Eigenschaften ><15 dem 
Umswnd, daß der &ozi.alstaat d<'n Bürger aus der Eigenverant-
wortung, sdb&t für sein materielles Wohlergehen zu sorgen, weit-
wird der Bürger bcoucm. es ist 
Verantwortung 
Bürger ubernommen hat. Einerseits erodiert 
Folge die andererseits wird eine J\~;:~,~:i;;~ 
keit dem Staat g<·geniiber erzeugt, die den Bürger zum 1 
oder Ansprüche Subjekt werden Hißt. Auch die kon-
servative Sozialstaatskritik zielt in eine ähnliche Richtung, Der 
Sozialstaat untergrabe die Solidarität und Leistungsfähigkeit p:trcc 
tiku!arer Gemcir1Schalten, insbesondere der Familie. Paniku-
Gemeinschafren haben in einem Sozfolst:<at 
mehr, der Mensch als und ent-
fremdetes Individuum einer atlmiichtigen gegen-
Positionen, die liberale wie 
staatskritik) betonen d1~: !Jcautonomisierung, sei es 
viduen, sei es die prtrtikuhncr Gemeinschaften. Beide Positionm 
c auch, daJ~ bei durchgesetzter 
weder Einschnitte in das noch Umbauten 
len Sicherung politisch durchgesetzt werden könnten, zu 
der Bürger von der Sozialbürokratie abliiingig geworden. 
Nun lassen sich Gegenbeispiele anführen: Däne-
mark, Schweden und Niederlande sind Staaten, in denen 
umfassende Sozialreformen in jüngster Zeit durchgeführt werden 
Auf diese Beispiele will ich nicht eingehen, sie 
stellen nur den Anlafi f\i.1c die Überlegtmg dar, dal~ nicht der So;ci-
sokbcr das (Jbd ist., durchc das Abhängigkeit, mangd11 · 
Sclbstvernnt1:1•ortung füid im iibrig<:n auch fehlender Gemein-
sinn Vii·erde11~ sondern daß i::~s an der 
ic1veilig.e11 ihtsora1cmw des Soziahtaates 
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in n1e~nem H.efcn:it: '.7,cigen, daf5 eine 
Urs.cltcn für die nidH wep:uleugnende Anspruchsmentali-
Deurschhnd und die daraus resultierende Besitzstandswah-
Sozialstaat schlechthin, sondern in 
Meine c These ist, 
Sozialstaat, so er in Bismarck-Ära in den 1880er 
den ersten Sozial versieherungsgesetzen begründet 
Sozialstaat ohne Solidarität 
---c" ___ , __ , ___ , _________________________ _ 
'"1<mll<r1 ist, die Solidarität untergräbt, anstatt zu fördern. Oder 
ausgcdrückr, ''" ist die spe~ifüche Verfaßtheit des deut-
Sozialstaates, der die Anspruchsmentalität fördert, nicht 
Sozialstaat schlechthin. Es ist die obrigkeitsstaatliehe Legiti-
Sozialstaatlichkeit, die diese AnspruchsmentafüKt 
fördert, und die im iibrigen bis heute nachwirkt. 
Mein Vonrag gliedert sich in vier Abschnitte. Zuerst werde 
theoretisch die Legitimationsbedürftigkeit der Sozialstut-
erläutem. Sozialstaadichkeit ist ja letzten Endes Ein-
kommensumverteilung bedarf der Legitimation, da Sozi.l-
auf Zwang beruht. Anschließend im zweiten Teil 
komme ich auf die Bismarckschen Sozialreformen zu sprechen. 
Anhand der sequenzanalytiscben Interpretation der berühmten 
kaiserlichen Erklärung, durch die dem Deutschen Reichstag 1881 
die Einführung der ersten Sozialversicherungsgesetze angekün-
digt wurde, werde ich die diese1· Sozialreform zugrundeliegende 
Herrschafolegitimität explizieren. lm dritten Teil ich Ih-
nen anhand der Ergebnisse die Sp<r?ifität des deutschen Sozial-
im Deutsche11 Kaiserreich darstellen, den ich als 
Sozialstaat ohne Solidarität ch,arnkterisiere, Sd:iliclnich 
Ausblick möchte ich Ihnen anhand eines Beispiels illustrieren, 
wie diese obrigkeitsstaatliche Legitimation his heute in Deutsch-
land fortwirkt. 
1, Zur Legitimationsbt~dürftigkeit des Sozialstaats 
• Unter Sozialstaadichkeit verstehe ich die 
nommene Form der Daseinvorsorge. Das 
Absicherung gegen das Risiko des Erwe:rbsau1;fallcs. Die 
sta"'tlich:e Dasdnsvorsorge tritt uns entgegen in Gestalt der 
Unfall-, der Kr:inken-- und der Arbeit~losen­
versicherung sowie der Sozia!türsorge. Zusätzlich finden 
noch staatliche Transforldstungen zugunsten materiell 
schlechter gestellter Bevölkerungsgruppen. 
Sozialstaatlichkeit bedarf der Legitimation. Denn da Sozial-
staatlichkeit auf Zwangsabgaben beruft, nämlich Steuern und 
Sozialabgaben, ist mit Sozialstaatlichkeit notwendig ein Eingriff 
in die private Verfügungsgewalt Eigentums verbunden. Nun 
in demokratischen Staaten Prinzip, daß die materielle 
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Existenzsicherung Angelegenheit der Staatsbürger ist. 
Staat die Existenzsicherung zur privaten Angelegenheit 
Bürger erklärt, ihnen die Verantwortung für die Erwirtschaftung 
der materiellen Mittel ihres Daseins überläßt, warum kann er 
bestimmten Formen der Daseinsvorsorge zwingen, war-
um überläßt er es nicht ihnen, selbst die Vorsorge zu wählen oder 
entsprechende Vorsorge zu verzichten? Dar-
über hinaus ist Sozialstaatlichkeit mit Einkommensumverteilung 
verbunden. Die Ökonomen sprechen von der durch Steuern und 
Sozialabgaben erfolgenden sekundären Einkommensverteilung, 
die gegenüber der ursprünglichen, der primären, also der vor Er-
hebung von Steuern und Sozialabgaben, in der Regel einen gege-
bene Einkommensunterschiede nivellierenden Charakter hat. 
Auch hier stellt sich die Frage nach der Legitimität dieser Ein-
kommensunterschiedsnivellierung. Wenn der Staat die materielle 
Existenzsicherung den Bürgern überantwortet und im übrigen 
das Eigentum als vorstaatliches, nicht der politischen Disposition 
unterstehendes Recht versteht, wieso kann er dann eine Einkom-
mensnivellierung, wie sie mit dem Steuer- und Sozialabgabensy-
stem verbunden ist und im übrigen auch politisch gewollt ist, 
legitimieren? 
• Nun stellt sich die Frage, wie sich dieses Zwangsverhältnis 
und die Einkommensumverteilung legitimieren läßt, insbe-
sondere angesichts der vorausgesetzten persönlichen Auto-
nomie der Bürger. Zwar sind die sozialstaatlichen Zwangs-
maßnahmen durch den demokratischen Willensb.ildungspro-
zeß legitimiert, nichtsdestotrotz stellen sie einen Eingriff in 
die persönliche Freiheit und das Eigentum des Bürgers dar. 
Eigentum und Freiheit gelten als vorstaatliche Menschen-
rechte, und das bedeutet, daß sie der Disposition des politi-
schen Souveräns, des Volkssouveräns, entzogen 
Legitimieren lällt sich dieser Eingriff nur durch den Rekurs auf 
Geltungsgrund, der der persönlichen Freiheit der Bürger 
bergeordnet ist. Und das kann nur das Selbsterhaltungsinteresse 
politischen Gemeinschaft sein. Sozialstaatlichkeit also mit den 
entsprechenden Eingriffsverfügungen in die Freiheit und das Ei-
gentum seiner Bürger läßt sich nur durch das Selbsterhaltungsin-
teresse der politischen Gemeinschaft legitimieren. Durch die So-
zialstaatlichkeit wiederum werden Freiheit und Eigentum nicht 
nur garantiert, sondern erst verwirklicht. Unterstel!t ist damit, 
gäbe es keine sozialstaatliche Umverteilung des Einkommens, 
gäbe es nicht den Sozialversicherungszwang, dann würde das die 
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politische GemeinS<baft letzten Endes sprengen. Freiheit und 
Eigentum als vorstaatliche Menschenrechte sind nur durch die 
Existenz eines politischen Gemeinwesens garantiert, das sich für 
ihre Institutionalisierung verbürgt und sie im Notfall auch vertei-
digt. Die partielle, demokratisch legitimierte Einscbränkun!1' die-
ser beiden Rechte ist begründet durch das 
esse der politischen Gemeinschaft, durch die die Menschenrechte 
wiederum erst wirksam werden. 
liegt die Sprengkraft, würde man auf die sozialstaatliche 
Umverteilung verzichten? Es würde kein Lastenausgleich statt-
finden. Ein Beispiel möchte ich an dieser Stelle anführen. Da Fa-
gegeniiber Ehepaaren ohne Kinder oder Einzelverdienern 
weniger Einkommen auskommen miissen, sie aber durch 
Erziehung ihrer Kinder einen wesentlichen Beitrag zur Fortexi-
stenz des Gemeinwesens leisten, erschiene es doch ungerecht, 
wenn das politische Gemeinwesen diesen Beitrag nicht in irgend-
einer Weise anerkennen würde. Die Einkommensumverteilung 
zugnnsten der Familien ist durch den besonderen Beitrag legiti-
miert, den Familien mittelbar für das Gemeinwesen erbringen, 
auch wenn dieser Beitrag natürlich nicht das Motiv für die Fami-
liengründung war. Analoges findet man im Risikoausgleich, den 
die Arbeitslosenversicherung zwischen den einzelnen 
sparten herstellt, die unterschiedlich von Arbeitslosigkeit betrof-
Das Gemeinwesen profitiert davon, daß der Bürger 
Remf<wahl autonom nach seinen Fähigkeiten, Talenten 
der Marktgängigkeit trifft. Ebenso ist die 
Freiheit der Berufswahl Ausdruck der persönlichen Freiheit, also 
eines Menschenrechtes. Der Gewinn besteht darin, daß, wenn alle 
Bürger so handeln würden, in jeder Berufssparte sich die Talen-
tiertesten durchsetzen würden. Die versieherungsmäßige Gleich-
behandlung des Arheitslosigkeitsrisikos entspricht dieser nach 
Talent und Neignng erfolgten Berufswahl. Man würde nämlich 
dann denjenigen mit relativ hohen Beiträgen bestrafen, der zwar 
aufgrund seiner richtig eingeschätzten Talente seinen Beruf ge-
wählt und sich in ihm bewährt hat, der aber gleichzeitig ein über-
durchschnittlich hohes Arbeitslosigkeitsrisiko trägt. 
• Dieser sozialstaatliche Lastenausgleich, wie ich ihn eben am 
Beispiel der Einkommensumverteilung zugnnsten der Familie 
und am Beispiel des Risikoausgleichs in der Arbeitslosenver-
sicherung dargelegt habe, läßt sich als soziale Gerechtigkeit 
charakterisieren. Soziale Gerechtigkeit bedeutet hier, daß, 
weil die materielle Entlohnun1< der Individuen, die der Logik 
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des Arbeitsmadwos folgr, deckungsgleich ist 
den sie zur Aufrechterhaltung des politischen Ge-
Lneinwesens erbring/.-n) ein Ausgleich crreh;ht werden 
Ein Gcmeinwes,,n ist aber auf die Erbrini;tmg von Leistungen 
oder 
angemessen entlohnt werden. Diese 
jedoch anerkannt werden, und dies geschieht nur 
sozialstaatlichen Umverteilung. Oh"'' diese soziale Ge-
kein po1itisches Gem~1n-.;~~·est~n c:x:istieren~ 
Was bedeutet in diesem Zusommenhang 5olidaritiir? Solidarität 
kiinrien wir als die ßt'feitsdiaft verstehen, die zur A;tfrechter-
halnmg einer Gemeinsch<Ift 1mtwendigen zu erbrin-
gen. Solidarität finden wir ursprünglich in Kampfgemeinschaften, 
also im Krieg oder im Streik. {1) Diejenigen, die Solidarität prak-
u''"' '""' leisten also mehr für die Aufrechterhaltung der Gcmein-
als die anderen. (2) Solkfarität bedeutet die IIintaJiStdlung 
der eigenen Interessen. Wenn wir 
den S<>zialstaat beziehen, chrnn üben diejenigen, die mit 
Einkommens- Sozialabgaben andere alimentieren, Solidarität. 
Und zwar sie auf einen Teil ihres Einkommens ver-
zichten oder einen Versichctun!;sbeitrag bezahlen, der 
rem individuellen Risiko entspricht. Diese Leistung 
i11clivi.duell<m Interesse. Durch den Verzicht 
dividuelle Interesse leisten sie aber einen Beitrag zur Aufrcchtcr-
politischen Gemeinwesens, das nur durch sokh" 
seitigen Leistungen soziale Gerechtigkeit verwirklichen kann, die 
so aussidJt, dal~ Leistungen anderer, durch den .Markt 
nicht oder nicht angemessen entgolten anerkannt oder 
auch te.i.hve-isc llUlteriell anerkaru1t '.Verden. 
kann diese Solidarität 
wenn sie an den einzelnen als 7",, "'" 
zumuttmg son außen herangetragc1t wird. so 
einsichtig, dall er mit seinen Steuern und Abgaben zur so-
Gerechtigkeit des Gemeitnvcsens, dem er selbst angehikt, 
beiträgt. Als Staatsbürger, nicht :ds Marktindividuum, hat er je-
cbenso ein Interesse an fj~'~r Ver-~vi ddiehung S<)zialer (;e-
re.,·htH>k 1•1 Insofern setzt Solid.:ititätszumutung staatsbür-
Autoncn11Jir;". voraus. Ohne. dj.es;c staatsbürgerliche Auto-
nomie kann man l'<ln Solidarität gar sprechen.' 
Im deutschen Kaiserreich gab es staatsbürgerliche Au-
tonomie noch Vergemeinscl1aft11ng. Trotzdem began· 
nen sich ab den HillOcr fahren moderne sozialstaatliche V cdüi!t-
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nisse auszubilden. Ich möchte folgenden zeigen, wie dieser 
sich abzeichnende deutsche Sozialstaat ohne Solid,1ritat 
struttsbiirgediche Autonomie auszukommen glaubte, 
Bismarcksche Sozialreformen 
Charakteristische am deutschen Sozialstaat bzw. am 
Sozialversicherungsstaat, wie er sich im Deutschen 
Kaiserreich auszubilden beganni 1881 ließ der deutsche Kaiser 
seinen Reichskanzler Otto vnn Bismarck dem Reichstag 
Einführung der ersten Soz.ialversichemngsgesctze ankündi-
Diese Ankündigung Gestalt einer ersten Gründungserkla-
rung lällt nun den Charakter der Verfaßtheit des sich beginnen-
den Sozialstaates erkennen. 
Bevor ich nun anf die Erklärung zu sprechen komme, muß ich 
noch einiges über die politische Verfaßtbeit des Deutschen Kni· 
serreiches vorausschicken. Das Deutsche Kaiserreicb war ''"'""' 
eine konstitutionelle, jedoch keine parlamentarische Monarchie. 
In drei wesentlichen Punkten unterschied sich das Kai-
serreich von einer par.lamcntarischen Monarchie, wie sie zum 
l><'1SrJic1 von Grniförit,mnien her kennen. 
Die parlam<"ntariS<:he Monarchie als Herrschaftsgebilde 
timiert sich durch Volkssonveränitiit. Das deutsche Kaiser-
reich da11e1?:en war Herrschaftsgebilde nicht durch die Volks-
den Willen der Monarchen, Grog-
fürsten und Fürsten, >.usammen einen Staatc,11bund unter preugi-
Föhru11g einzugehen, J)amit berjef sich das 
Deutsche Kaiserreich letzten die traditionalen Legiti-
mitiite11 der einzelnen Partikularstaate11, 
Ab Träger der politischen Souveränität verfü1,-t ein Parlament 
In der Regel immer über die Versammlungsautonomie, es beruft 
sieb selbst ein und löst sich gegebenenfalls selbst Der Deut-
sche Reichstag wurde jedoch vom Kaiser cinbc-mfen, der auch 
hatte, ihn gegebenenfalls aufzulösen und Neuwahlen anzu-
setzen, 
Im Gegensatz zu ~<mvel'iinm Parlamenten kontrolliert 
Deutsche Reichstag nicht die Regierung. Die Regierung wird vom 
Deutschen '""'"mt und ist nur ihm gegenüber veramwort-
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lieh. Wir haben es im Deutschen Kaiserreich erner par-
lamentarisch kontrollierten Regierung zu tun. 
Auf die föderative Verfassung des Deutschen Kaiserreiches 
brauche ich an dieser Stelle nicht eingehen. Sie sehen, daß die 
politische Souveränität im Deutschen Kaiserreich beim Mon-
archen lokalisiert ist, der seinen Untertanen, repräsentiert durch 
den Deutschen Reichstag, ein politisches Mitspracherecht zuge-
steht. Einerseits handelt es sich beim Deutschen Kaiserreich, 
wenn Sie so woHen, um einen Anachronismus: in einem großen„ 
von der Industrialisierung erfaßten europäischen Flächenstaat 
Volkssouveränität noch nicht verwirklicht, andererseits 
Deutsche Kaiserreich bereits so modern, daß die konkrete Wil-
lensbildung an den Untertanen nicht mehr vorbeigehen 
Die kaiserliche Erklärung' beginnt mit folgenden Worten: 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König 
von Preußen etc„ tun kund und fügen hiermit zu wissen 
Nomineller Urheber dieser Erklärung ist der Deutsche Kaiser 
Wilhelm I„ verlesen vor dem Deutschen Reichstag wird sie von 
seinem Reichskanzler, Otto von Bismarck. Sie sehen hier die 
Souveränität des Kaiser, der seinen Willen dem Deutschen 
Reichstag mitteilt, 
Februar dieses Jahres haben Wir unsere Über-
zeugung aussprechen lassen, daß die Heilung der sozialen 
ausschließlich im Wege der Repression 
aldemokratisclier Ausschreitungen, sondem 
auf dem der positiven Förderung des Wohles 
zu suchen sein werde. 
Ersichtlich ist der Allgemeinwohlbezug, wenn es um die Heilung 
sozialer Schäden geht. Gemeint kann sein die Beseitigung von 
Kriegsschäden, Epidemien, Hungersnöten oder ähnlichem. Als 
Mittel werden genannt die positive Föderung des Wohles der 
Arbeiter sowie die Repression sozialdemokratischer Ausschrei-
tungen. 
Angespielt ist 
1878, dem Verbot 
letzterem hier auf das Sozialistengesetz von 
der Sozialdemokratie. Alle sozialdemokra-
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tischen, sozialistischen und kommunistischen Vereinigungen 
vturden verboten, ihre Führer konnten verfolgt, bestraft und aus-
Die sozialistische Reichstagsfraktion, die im-
merhin 12 von 200 Abgeordneten zu diesem Zeitpunkt 
arbeiten. Die Reichtagsmandate der Soziali-
stischen Arbeiterpartei wurden nicht kassiert. Deshalb konnten 
auch weiterhin bis zur Aufhebung des Sozialistengesetzes 1890 
die Vertreter der eigentlich verbotenen Sozialistischen 
terpartei an den Wahlen zum Deutschen Reichstag teilnehmen. 
Nun möchte ich hier an dieser Stelle auf die Bedeutung des 
Sozialistengesetzes eingehen. Wesentlich ist, daß sich das Soziali-
stengesetz nicht gegen die Interessen der Fabrikarbeiterschaft 
wandte, sondern zum Ziel hatte, die Ausbreitung sozialdemokra-
tischer, sozialistischer und kommunistischer Gesinnungen zu 
verhindern. Die gewerkschaftlichen Tatigkeiten der Arbeiter 
wurden durch das Gesetz nicht tangiert, das seit 1869 geltende 
Streik- und Koalitionsrecht konnte weiterhin von den Arbeitern 
ihren Gewerkschaften angewandt werden. Nicht die parti-
ll.umren Interessen der Fabrikarbeiter wurden durch das Gesetz 
bestraft, sondern die Ausbreitung einer politischen Gesinnung. 
Getroffen wurden durch das Sozialistengesetz also nicht die Ge-
werkschaften, sondern eine politische Partei. 
eine politische Partei ist charakteristisch, 
Partikularinteressen Bezug nimmt, diese aufgreift, 
mcinwohlbezogen vertritt, sei es, daß diese Förderunir 
kularinteresscn dem Gemeinwohl dienen, 
rung gegebener Partikularinteressen dem Gemeinwohl wider-
sprechen. Eine politische Partei ist im Unterschied zu einem In-
tcrcsscnverhand nicht interesscn- sondern allgemeinwohlbezo-
gen. Durch ihre politische Werthaltung legitimiert sie entweder 
bestimmte Partikularinteressen als dem Gemeinwohl dienend, 
oder sie will das Gemeinwohl derart gestalten, daß die von ihr 
aufgegriffenen Partikularinteressen realisiert werden. 
Für die Sozialistische Arbeiterpartei hieß das: Sie orientierte 
sich an den Elends- und Ausbeutungserfahrungen der Fabrikar-
beiterschaft und formte unter anderem daraus ein politisches Pro-
gramm, das die politische Kontrolle der Produktion, also 
politisch verwaltete Wirtschaft zum Ziel hatte. Die Elends- und 
Ausbeutungssituation der Fabrikarbeiter hätte nach sozialisti-
scher Auffassung also nur im Rahmen einer anderen Wirtschafts-
verfassung als der gegebenen privatwirtschaftlichen behoben 
werden können. Gleichzeitig verband 
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d k Wirtschaft politisch zu kontrollier<m, auch die Erw•trtung 
einer gesamrgesellschaftlichm Hannoni.sicnmg, so daß ein sol-
ches Zid <iurch.ms auch im lnrei·esse amlc:rcr Bevölkern ngsgnrp-
pcn, also nicht nur der Fabrikarbeiter fü,gcn könnte. Das ;1Jks 
sollte im Rahmen des bestehenden Syrn:ms, mit gesetzlichen 
Mitteln, wie es das Gothaer Programm von 187.5 wsdrücklich 
vorsah, erstritten 
und Reichsregierung konmen 
Sozialdemokratie nicht mit dem U 1mstm:zargt 
verstand sich keineswegs als revolut1or1iir< 
entsprechend schwer hatte es Bismarck, für 5<:1zi,,fü;tc111:•isetz 
Mehrheit im Reichstag zu bekommen. Attentate 
auf den deutschen Kaiser, die in keiner Verbindung z,ur S<riialisti-
schrn Arbeiterpartei standen sowie eine vorzeitige Auflösung 
Ncuw"hl des Deutschen Reichstages bescherten Bismarck die 
ctfordcrliche Mehrheit für dls Sozialistengesetz, das trotzdem, 
entgegen ffom„ch Wunsch, zeitlich befristete• A11rnahmege-
setz verabschiedet wurde. 
\Vori n bestand die Gefahr von S<c1tfü1 der Sozial.istischen 
bei terpartei? Warum das Ausbreiten einer sich ,ds nichrre-
volutionär verstehenden Gesinnung für das Deutsche .Kaiserreich 
Gefahr sein? Die Gefahr lag darin, da(; d,1< Deutungsmono~ 
Kaisers darüber, wie das Gemeinwohl ZU bestimmen ist~ 
Sozialdemokratie in Frage gestellt wurde. 
politischen Souveränität und als von Gesetzen 
verstand sich der Kaiser als allei„igcr Gemeinwohls, 
Untertanen zur Mitwirkung am Gestaltung des 
Gemeinwohls aufforderte. Nun trat eine Partei auf, 
ilm:rseits beh,iuptcte, das Gemeinwohl zu Das 
Deutungsmonopol Kaisers war in Frage gestellt. Die Gefahr, 
die die Sozialdemokraten für das Deutsc hc Kaiserreich darstell-
ten, best.anti darin, dall die SAP di" Vorbotin "'luer modernen 
Parteiend<:mokratie war: Hätte sich die Sozialdernokrarie 
lirisd1e Pam;i mit s,,zialdemokrntischen bzw. Soz1abs11-
schcn Anhängerschaft ver[.tssun3sn1ällige.n Rahrncn 
sehen l(aiserreiches könncni hiitte das i.1nv;.'eigerll<:h 
Formierung einer konkurrierendt'n politischen H.idttung 
sich gezogen. Im Gegensatz zu den Liberalen, den Konservativen 
Zentrum war die SAP keine lo,c Honoratiorenpartei, 
sondern eine Mitgliederpartei, die ihre Mitglieder 
sches Programm verpflichtete. Vom 
Repriisemanz des Katholizismus, unterschied 
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gehend, daß sie nicht gleichzeitig divergierende for.~ressen auf-
griff. Hätte sich die Sozilllistisdie Arbeiterpartei als moderne 
Partei etabliert, und auf hierzu war sie, wäre es wr Eta· 
blierung eines (rcgengewichtes gekommen. Mindesten,s 
Pa1·tcicn hätten sich gegenübergestanden i11 der politischen Kon-
kurrenz um die Interpretation und Gestaltung des Gemeinwohls. 
Eine faktische Etablierung eines politisd1en Parteienstreites hätte 
die schleichende Parlament:trisierung bedeut~1:, die allmähliche 
Etablierung einer Parteiendemokratie und die Erosion der Stel-
lung Deut.sehen Kaisers unweigerlkh nach gezogen. Sei-
ne Gemdnwohlbe:wgenheit hätte nur noeh im Hüten Verfas-
sung liegen können, die Ausgestaltung des Gem1"inwohls wäre 
dann Angelegenheit seiner U mertanen, vielmehr man sa-
gen, Bürger gewesen, die sich über konkurrierende Wert-
haltungen, vertreten durch politische Parteien, verständigt hätten. 
Kommen wir jetzt auf die kaiserliche Erklärung z.urikk. Wenn 
der .Kaiser d:is Wohl der Arbeiter positiv fördern will, dann 
nimmt er sieh der Arbeiter und damit aueh ihrer Interessen an. Sie 
werden anerk;mnt, die Arbeiter gelten ihm ebenso als Untertanen, 
denen gegenüber er Sorgeverpfliehrungen wahrnimmt wie gegt•n-
übcr anderen Umcrtanen. Gleichzeitig beruft er sich auf d<ts So-
zi<i.l.istengesetz. Das bedeutet, daß er der Sozialistischen Arbeiter-
partei das Recht abstreitet, das Wohl der Arbeiter zu repräsentie-
ren. Eine unabhängig vom bestehende gemeinwohlbezo-
fotcrcssenvertretung soll nicht existieren. 'Einerseits nimmt 
K aiscr der Arbeiter an, aber er bestreitet ihnen 
Recht, ihre eigenen Interessen selbständig und 
nerurung auf das Allgemeinwohl zu vertreten. Die Parti· 
kularinteressen werden anerkannt, nicht aber staatsbürgerli-
Autonomie. 
Wir halten es für Unsere Kaiserliche Fflicht, dem Reichsta-
g<' diese Aufgabe von neuem ans Herz zu legen, und wür-
den Wir mit umso grfülerer Befriedigung o.uf alle Erfolge, 
mit den"" Gott Unsere Regierung sic.htlich gcscgn<~t hat, 
zuriickbli<:kea, wenn es gd~nge, dereinst das ll<"vul~t-
sein mitzunehmen, Vaterland neue und dauernde 
llürgschaf:ero Friedens und den Hilfsbedfü:fti-
gen größere Sicherheit und Ergiebigkeit des Beistandes, au:f 
den sie Anspruch haben, zu hinterlassen. 
Icller ist die politische Verfaßthcit, die rettlc politische Verfaf!thcit 
in Gestalt des vorhandenen Willensbildungsprozesses sichtbar, 
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Der Kaiser bczi<>ht sich, wenn er "dem V,itedand neue und dau· 
emde Büq0.,;chaften des Friedens (, .. ) hinterlassen" will, 
auf d:is Gemeinwesen. Aber, das ist entschcidrn<l, er ist allein für 
<las Geineinwesen verantwortlich. Seine Erk l:inm g appdJiert an 
die Reichstagsabgeordneten, als Untertarwn des Kaisen ihn 
der Wahrnehmung seiner Alleinverantwortlichkeit i.u unterstüt· 
zen. Die Abgeordneten sind nicht unmittclhar dem Gemeinwohl 
veralltwordich, sondern mittelbar, weil als Untertanen in ei-
nem Treueverhältnis zu ihrem Monarchen Wie zu 
ist, stellt der Deutsche Reichstag aus Perspektive des 
'""""'.' lediglich eine Beratungs-, und Akkla· 
mationsinstanz dar. Er ist aber nicht Repräsentam des Volkssou-
ver~ns. 
Die Arbeiter, deren Wohl positiv gefördert weeden soll, wer-
den. hier zu "Hilfsbedürftigen", deren 'Anspruch" auf "gröllere 
Sicherheit und Ergiebigkeit Beistandes" der Kaiser feststellt. 
Der Anspruch der Hilfsbedürftigen besteht dem Ka.iser gegen~ 
ü.ber, der ihn Wenn der Kaiset diese Anerkennung 
ausspricht, bedeutet das, daß er sich t.ur Gerechtigkeit bekennt. 
Einen Anspruch anderer anerkennen und die mit dics~m An· 
sprud1 gegebenen Verpflichtungen einzul(.\sen, heißt, gerecht zu 
sein. Der Kaiser bekennt sich hiermit zur Gered1tigkeit gegen-
über den Hilfsbedürftigen, indem er ihnen Anspruch zuer-
einzulösen er sich hiermit vor Reichstag ver-
pflichtet und um dessen Umerstützung er na,ch,mc:ht. 
Legitimität des Anspruchs Kaisers gegenüber den 
Reichstagsabgeordneten besteht in Hinsicht: Zum 
müssen die Abgeordneten den Kaiser unterstützen, wenn er 
Gerechtigkeit ausüben will, zum anderen Gerechtig-
keitsausübung Garant des inneren Friedens des Gemeinwesens. 
Indem der Kaiser bestimmten Untertanen gegenüber Gerechtig-
keit walten läßt, indem er ihnen zu Hilfe kom.mt, befriedet er 
gleichzeitig das Gemeinwesen. Der Kaiser tritt hier als der Inter-
pret von Gerechtigkeit ,ue 3t!Szuüben im lnttcr't'ssc des 
n1eln'\vcsens liegt. 
Wir können hier da< Verhältnis der Ahgeordncten des Deut-
schen Reichstages zum Gemeinwohl folgend<„·ma!len formulie-
ren: Ihrer Gemeinverpflicbtung als gewählte fl bgeordnete 
men sie dadurch nach, daß sie den Kaiser unterstützen. Der Kai-
der Interpret der Gerechtigkeit. gibt vor, welche An-
„,„il<,he von Seiten der Untertanen als g<C'Teeht einzustufen sind 
welche nicht. Anerkennt er An.sprüche, so ist deren 
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Verwirk!.idmn.g gemeinwohlbezogen -- sie dient niimlich dem 
inneren .Frieden. Die und EiniC.>sung g(~r.:~1: h ~er .An-
sprüche durch d,„, Kaiser d<ls Gemeinwohl. Die Ge-
mei nwohlbindu ng der Abgeordneten ist mitrdbar; sie z:eigt sich 
in ihrer U ntcrstützungsfonktion für den 
In diesem Sinne wird zunächst der von ,fon verbündeten 
e<',rerun9en in der vorigen Session v<>rgelegt<' Entwurf ei-
nes über die Versicherung der Arheit<:t gegen Be-
t:riebsmifiille mit Rücksicht auf die im sta<rge-
habrcm Verhandlungen über denselben Umarbeitung 
um die erneute Beratung desselben vorz1crb1e-
crgä11ze·nd wird ihm eine Vorlage zur 
welche eine gleichmäßige Organisation 
cheu Krankenkassenwesens zur Aufgabe auch 
diejenigen, welche durch Alter oder Invalidität erwerbsun-
fähig werden, haben der Gesamtheit geg<lnüber einen be-
gründeten Anspruch höheres Mall an sraadkher 
Fürsorge, als ihnen bislicr zuteil werden können. 
Hier werden die efrci Sozfalversichcn.mgcn angekündigt: 
das 1884 verabsd1iedcte Unfallversichenmgsgcsetz, das 1883 ver-
'1 bocchinlet:e Krankcnversicherungsgesc·tz sowie das 1889 ver-
abs<0h i<,Jcte Rem"twersicherungsgesetz. Sichtbar ist, daß hier die 
Gc:sctzcsinitiafrce nicht beim Deutschen Reichstag liegt. Die ver-
bündeten Regierungen sind hier der Bundesrat, der eigentliche 
Träger der politischen Souveränität, also Gesamtheit der 
monarchischen Regierungen aller 
diese Regierungen bringt der die 
für das Unfallversicherungsgesetz, ein. Wie 
Anspruch auf Gerechtigkeit cirt2e,lös1 
vom Reichstag weder autonom noch autonom 
entschieden werden, da durch die eingebrachten 
gen der Spielraum der Diskussion begrenzt ist. 
Weder staatsbürgerliche Autonomi<' noch auf das politische 
Gemeinwes"n bezogene staarsbfügcrliche Solidarität sind 
Deutschen K\iserrcich institmionalisiert. Die fehlende s1::iatsbiir-
gerliche Aut<momie '"'m d.11i im Deutschen Kai-
serreich nicht ßürge.r a.,~ (ierneirr~vc1hl auto-
nom interpreti.eren und zu lassen. Politjsch blcib,m 
Untertanen~ die vom z11r Mitv.iirkung an da::·r (;cst,;i.lr:ung 
des Gemeinwohls aufoefordert werden. 
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Eine auf das politische Gemeinwesen sich beziehende Solidari-
tät als Solidarität der Staatsbürger untereinander kann sich nicht 
ausbilden, wenn die politische Autonon1ie nicht institutionalisiert 
ist. 
Entscheidend ist, daß der Kaiser nicht an die Solidarität mit 
hilfsbedürftigen Mitbürgern appelliert, somit an die praktische 
Ausübung von Solidarität, sondern von den Abgeordneten er-
wartet, daß sie ihm bei der Ausübung von Gerechtigkeit und bei 
der Wahrung und Festigung des inneren Friedens unterstützen. 
Mittelbar kommen die von den Reichstagsabgeordneten gefaßten 
Beschlüsse natürlich den Hilfsbedürftigen zugute, aber die Abge-
ordneten können weder darüber befinden, welche Ansprüche sie 
anerkennen und welche nicht, noch darüber, wie sie die innere 
Befriedung des Gemeinwesens, dem sie selbst angehören, vor-
nehmen. 
Und damit bin ich bei der Deautonomisierung im politischen 
Bereich. Die Gestaltung des Gemeinwesens, die Zuerkennung 
von Ansprüchen gegenüber partikularen Bevölkerungsgruppen 
und somit der soziale Ausgleich obliegen dem monarchischen 
Herrscher, nicht dem Volkssouverän. Uber die Vernünftigkeit 
von erhobenen Ansprüchen und über den sozialen Ausgleich 
zwischen den einzelnen Bevölkerungsgruppen kann nicht mehr 
gestritten werden. Das ist aus der nächsten Textsequenz ersicht-
lich: 
Für diese Fürsorge die rechten Mittel und Wege zu finden, 
ist eine schwierige, aber auch eine der höchsten Aufgaben 
jedes Gemeinwesens, welche auf den sittlichen Fundamen-
ten des christlichen Volkslebens steht. 
Aufgabe des Gemeinwesens ist das Finden der rechten Mittel und 
Wege. Indern der Kaiser vor den Abgeordneten des Reichstages 
diese Aufgabe anführt, weist er ihnen diese Aufgabe zu. Die Für-
sorge selbst, also die Feststellung des Bedarfs und der Bedürfti-
gen, das ist Sache des Kaisers und damit der politischen Debatte 
entzogen. Es ist nicht die Aufgabe des Deutschen Reichstages, 
den Bedarf zu bestimmen. Es ist der Kaiser, der den jeweils zu 
befriedigenden Bedarf festlegt, und der sich nur auf eine höhere 
Gerechtigkeit, wenn er nicht willkürlich sein will, berufen kann. 
Aufgabe des Deutschen Reichstages ist, die Mittel bereitzustellen, 
damit die vom Kaiser festgestellte Gerechtigkeit verwirklicht 
werden kann. 
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Solidarität und Gerechtigkeit 
Von Wolfgang Kersting stammt die Äußerung, daß ein Sozialstaat 
entweder durch Gerechtigkeit oder durch Solidarität legitimiert 
sei.2 Meines Erachtens handelt es sich mit dieser Einschätzung das 
erste Mal um eine Perspektive, den Sozialstaat unter Legitimitäts-
kriterien zu begreifen. Ich stimme aber dieser schroffen Entge-
gensetzung nicht vollständig zu. Auch die Solidarität der Staats-
bürger untereinander muß sozial gerecht gestaltet sein, sonst wird 
Ausbeutung im Namen von Solidarität praktiziert. Richtig ist 
Kerstings Einschätzung insofern, als Solidarität und Gerechtig-
keit sich zur Letztbegründung sozialstaatlicher Umverteilung 
wechselseitig ausschließen. 
Die sich ausformende Sozialstaatlichkeit des Deutschen Kai-
serreichs war, wie die kaiserliche Erklärung zeigt, durch Gerech-
tigkeit, nicht durch staatsbürgerliche Solidarität legitimiert. Es 
war der Kaiser, der als oberster Souverän die Gerechtigkeit von 
Ansprüchen anerkannte und deren Realisierung er dann der 
Volksrepräsentanz überantwortete. Dadurch, daß die Anspruchs-
anerkennung ausschließlich beim Kaiser, nicht beim Volk lag, 
bedurfte es nicht mehr der Anerkennung durch das Volk. An-
sprüche mußten befriedigt werden, nicht weil der Volkssouverän 
sie anerkannte, sondern weil sie gerecht waren. 
Wenn die Interpretation des Gemeinwohls nicht dem Volks-
souverän, sondern einem dem Volk übergeordneten Monarchen 
obliegt, kann auf Basis einer solchen politischen Verfasstheit der 
Sozialstaat nur durch Gerechtigkeit legitimiert sein, nicht durch 
staatsbürgerliche Solidarität. 
Wie verhält es sich heute in Deutschland? Der alte Obrigkeits-
staat ist längst beseitigt, auch in Deutschland hat mit Irrungen 
und Wirrungen schließlich die Volkssouveränität sich durchge-
setzt. So könnte man davon ausgehen, daß inzwischen auch der 
deutsche Sozialstaat nicht mehr durch eine dem Willen des Volks-
souveräns übergeordnete Gerechtigkeit, sondern durch Solidarität 
der deutschen Staatsbürger untereinander legitimiert sei. Ich kann 
Ihnen hier nicht noch eine auf die gegenwärtige Situation bezoge-
ne Analyse präsentieren, aber ich möchte als Ausblick Ihnen eini-
ge Passagen aus dem Programm einer politischer Partei vorfüh-




ren, und zwar der Partei, die sich in der öffentlichen Diskussion 
als die Sozialstaats-Partei in Deutschland darstellt, der SPD. 
In dem Parteiprogramm von 1989' finden wir folgende Über-
schrift: 
Durch soziale Gerechtigkeit zur solidarischen Gesellschaft 
Der Titel des IV. Kapitels lautet: 
Die freie, gerechte und solidarische Gesellschaft: eine neue 
Kultur des Zusammenlebens und Zusammenwirkens 
Angestrebt wird die Errichtung einer solidarischen Gesellschaft. 
Solidarität der Staatsbürger ist aus der Perspektive der SPD noch 
nicht gegeben, sondern muß erst verwirklicht werden. Das U n-
terkapitel thematisiert die Durchsetzung der sozialen Gerechtig-
keit als Weg zur Verwirklichung der solidarischen Gesellschaft. 
Soziale Gerechtigkeit ist also nicht das Prinzip, durch das eine an 
sich solidarische Gesellschaft die Verteilung ihrer Lasten und die 
Anerkennung spezifischer Partikularbedürfnisse anerkennt, son-
dern soziale Gerechtigkeit muß erst verwirklicht werden, damit 
Solidarität entsteht. Man könnte es auch so formulieren: Der So-
zialstaat verwirklicht Solidarität, er basiert nicht auf Solidarität. 
Im Unterkapitel 3 heißt es weiter: 
Sozialpolitik als verwirklichte Solidarität 
Man beachte die Reihung. Erst wird soziale Gerechtigkeit ver-
wirklicht, dann entsteht daraus die solidarische Gesellschaft, und 
diese wiederum kann ihre Solidarität verwirklichen, indem sie 
Sozialpolitik betreibt. Entscheidend ist, daß die soziale Gerech-
tigkeit der Solidarität vorgeordnet ist. Sozialpolitik kann somit 
nur auf der Basis von sozialer Gerechtigkeit, die bereits vorliegen 
muß, betrieben werden. 




Wir wollen, daß gesunde und preiswerte Wohnungen in 
ausreichender Zahl angeboten werden, die den Bedürfnis-
sen von Familien und einzelnen gerecht werden. 
Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, 
beschlossen 1989, geändert 1998, http:/ !\\'\VW .spd.de. 
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Hier erfolgt eine sozialpolitische Absichtserklärung, der vorhan-
dene preiswerte Wohnraum ist zu klein gegenüber der bestehen-
den Nachfrage. Hier ist eine Wohnungspolitik, und auch die ist 
Sozialpolitik, gefragt. Entscheidend ist, wie der festgestellte Be-
darf legitimiert ist: 
Wohnen ist ein Grundrecht wie Arbeit und Bildung. Jeder 
hat Anrecht auf eine menschenwürdige Wohnung. 
Die Anerkennung des Bedarfs ist damit der politischen Ausein-
andersetzung entzogen. Eine Wohnungspolitik, wie sie die SPD 
legitimiert, basiert auf der Verwirklichung von Gerechtigkeit, 
nicht auf der von Solidarität. 
Es ist gewissermaßen eine historische Ironie, daß gerade die 
Partei, die im Deutschen Kaiserreich unter der Regentschaft Wil-
helm I. und seines Reichskanzlers Otto von Bismarck, politisch 
verfemt war und verfolgt wurde, die obrigkeitsstaatliche Legiti-
mität der Sozialstaatlichkeit übernommen hat. Gerechtigkeit exi-
stiert zwar nicht mehr in personifizierter Form, in Gestalt eines 
Monarchen, eines Übervaters, sie existiert abstrakt, aber ihre po-
litische Bedeutsamkeit ist die Gleiche geblieben. Es geht nicht 
darum, die vorhandenen Bedürfnisse, soweit sie politisch aner-
kannt sind, zu befriedigen und die daraus resultierenden Lasten 
unter Kriterien sozialer Gerechtigkeit unter den Staatsbürgern zu 
verteilen, sondern es geht daru1n, einem abstrakten Gerechtig-
keitsbegriff Genüge zu tun. 
Die auf Gerechtigkeit basierende Legitimität sozialstaatlicher 
Umverteilung muß, so behaupte ich, zwangsläufig zur An-
spruchsinflation führen. Ist ein Bedarf mit dem Verweis auf Ge-
rechtigkeit anerkannt, kann er auch nicht mehr zur Disposition 
gestellt werden. Wer einen als gerecht anerkannten Anspruch 
vertritt, kann von der politischen Gemeinschaft dessen Einlösung 
fordern, koste es, was es wolle. 
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Das Eigeninteresse am Gemeinwohl 
Familiengründung und Stiftung 
als alternative Modelle' 
Eines der wichtigsten Schlagwörter, mit denen der Zustand unse-
rer heutigen Welt beschrieben wird, ist das der .Globalisierung". 
Alle und alles sollen zu Kunden und zu Waren werden. Den bei-
den grogen Kirchen in Deutschland, so war in der Zeitung zu 
lesen, liefen die „Kunden" weg.2 Auch Besucher von Museen und 
Bibliotheken werden immer häufiger als „Kunden" bezeichnet, 
wenn diesen Institutionen früher ein Direktor vorstand, so 
soll es jetzt ein .Geschäftsführer" sein.3 Selbst Bundespräsident 
Herzog warf in seiner Grundsatzrede über die Bildungspolitik die 
Frage auf, warum ein Wort wie .Kundenorientierung" auf dem 
Campus noch immer ein Fremdwort sei.• Immer mehr werden 
diejenigen Sphären, die wie die Kunst, clie Wissenschaft, die 
Bildung, die Religion etc„ in denen nach Wahrheit, nach Authen-
tizität und (bei der Religion) nach Gerechtigkeit gesucht wird, 
mit einem ökonomischen N utzenkalkül in Verbindung gebracht 
und einem Denken und Handeln in wirtschaftlichen Kategorien 
unterworfen. 
Intuitiv weiß allerdings jeder, daß ökonomisches Handeln 
nicht der einzige und ausschließliche Lebenszweck sein kann. 
Immer wieder ist es daher eine spannende Herausforderung, dar-
über nachzudenken, warum es sinnvoll sein kann, etwas von sei-
ßei dem fol.:renden Text handelt es sich um die in ·weiten Teilen neu 
bearbeitete Fassung eines Aufsatzes, der bereits anderweitig veröffent-
1.~cht worden ist. V"gi. Andreas Hansert (2000), ..,Erben und Stiften -
lJberlegunqen zur spannungsreichen Beziehung zwischen Familie und 
Gerucinwonl'\ in: Axel Frhr. v, Can1penhausen u.a,. (Hg.), Deutsches 
Stiftungswesen 1988-1998. Wissenschaft und Praxis, Tübingen, S. 33-61. 
2 So Dieter Schmidtchen In einem Artikel über „Markt und Wettbewerb in 
Gottes ~1ort" in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung v. 
3 So tn einer Stellenanzeige lu „Die Zeit« vom 31. 10. 1997 




nem materiellen und Verm.ögen und seinen Fiihig, 
keiten an D<ltte und an abzugeben, oder umge-
kehrt, warum es nicht besonders klug ist, immer nur an sich sdbsr 
und an den eigenen Vorteil zu denken. Ich möd1te atif di"s<' Pro-
blematik eine Antwort versuchen, indem ich eim' Brücke zwi-
dem eher öffentlichen Phänomen des Gemeinwohls 
mehr orivaten Vorgang des familiären Generationswechsels 
möchte ich dabei einräumen, daß fami-
Generationswechsel und Gemeinwohl unterschicdli-
angehören und daß in einer 
l(C'•vi'"''"n Spannung zueinander stehen; dazu an 
noch etwas zu sagen sein. Das Stiften und Stiftung sind 
Handlungen und Institutionen, die in der Regel unmittelbar ge-
meiuwohlbezogcn sind. Sie verlangen Hingabe und Opferbereit, 
sdiaft. Di,,s ist - unter etwas anderen Bedingungen und Konse-
quenzen "' bei ähnlich. Familie ist zunächst einmal 
generell diej1,nige der d;is "'in individuelle Eigenintcr, 
esse stark relativiert oder allgemeiner Verwandtschaft 
ist diejenige Lebenssph<irc, an mindeste1Js qua Herkunft 
gr,1phisch ides Individuum teilhat. Subjektiv ist es aber nicht so 
sehr eigene Herkunft, sondern vor allem die sdbst ins Werk 
Gründung einer Familie, in der die Überwin-
Eigcninteresses erfahren kli möchte im 
These entfalt.en, daß die Familie bzw. die 
eine Art von ist. Sie 
rechtlichen Sinn, juristische 
son. Familiengründung ist gewissermaßen undifferenzierte 
u1rwrm von Stiftung, nämlich Familie die von 
k1mft par excellence. Ohne diese Form vou Famili-
engrih1d11ng gibt es generell keine Zukunft. Und bei der Stif~ 
rnng fürs Gemeinwohl ist eben auch hier hei der Familie und der 
Familiengründung selbstredend ein Handeln notwendie), das über 
die eigene individuelle Exi,icnz und das Eigenintetesse hinaus-
weist und die sich das fodi1'irhmm als Teil eim;s g1-.'.il1eren 
Ch1nz-en k;,u1n, 
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Der Mensch in ~er Bezi:hung zwischen 
(,encnittonen 
Ich will zunikhst einige Ühcrlegungen zu den famifäi-
ren Generationsbeziehungen, die jeder lvfonseh eingebunden 
ist, anstellen. Denn der Mensch ist nntcr andt,n'Tn dadurcb 
„Mensch", da!I er dem steten Wechsel de!' Generationen umer, 
worfen ist und darin an der "ewigen Wiederkehr des Gleichen' 
teilhat: Mann und Frau gehen eine Gattenbeziehung miteinander 
zeugen ein Kind, ziehen es heran, entlassen es 
oder später st1-rhcn. 
etwa die Heiratspräferenzen, das V<!rh1alt·en, die 
Kindererziehung, die Sterblichkeitsrate und bestim, 
men, sich im Lauf der Geschichte. "' gibt Grund-
merkmale menschlichen Lebens, denen Raum Zeit 
eine gcwi"e Dauerhaftigkeit zukommt: Das sind die swte Frage 
nach der eigenen familiiiren und historischen Herkui1ft, die Fä-
hJgkt.·it, gerncinsam mic cincm Gesch[e(:htspartner eine eigene 
Familie zu grlinden, da. Fahum der Endlichkeit. 
An Abstammung, und Tod entzünden sich immer 
wieder <lie elementucn des Lebens: Woher kommen 
Wu sind wir? Wohin 
Die Einbindung in den Generationswechsel strukturiert 
den Lchensfauf des einzelnen Individuums: Niemand 
ins Leben. Es unterscheidet den 
Gebilden wie einer juristischen 
M:aschir1e oder den verschiedenen Formen künstlichen 
"1''""'' daß er durch Zeugung und Geburt und zunächst 
1msdbständigcs Kind ist. Wir alle Menschen 
Erfahrung gemacht, die (materielle) Lebensnot in eigener 
Verantwonung beheben zu müssen, die W el r ·undifferenziertes 
Ganzes, unverstellt von Zweck und Interesse zu Es gilt 
daher fostzuhalten, daß Interessen, Nutzenkalküle, ra1im1ale Pla-
nung etc. nic;ht etv.·as was ohne \/ oraussetzu.ngt~n gegeben 
v.·äre. Sie rnüsseJ1 irnrner erst er.t.eugt und 1::r.~1'vorge-
bracht werden; und Sphiirc, in der dies gcsd•idn, ist 
primär die Familie, in Geburt und frühe Sm.ialisati-
.ei.g<~n.e11 Forschungen 
V c.rw,a_ndts.chaftssy-
;;.-; 11;iird König? IJie 
. . " .v„. -~~ (7'.?n.cnttJ.Ons"iVcx.hscls. Eine 
Deutung-aus hi'stvrisch-soiiologischer Sir.,1Jt) Peter:sbctg. 
·1~­'~ 
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on stattfinden. Die kindliche Welt ist in letzter Konsequenz eine 
ökonomiefreie Welt. Denn: kein Mensch hat, wenn er in die Welt 
hineingeboren wird, materiell selbst etwas mitgebracht. Darin 
sind sich alle Menschen gleich! Diese Tatsache wird später, ange-
sichts des Todes ihre Entsprechung finden: Keiner wird materiell 
etwas n1itneh1nen können, wenn er stirbt. Wir kommen und ge-
hen mit leeren Händen. Alle materiellen Unterschiede ergeben 
sich nur aus der innerweltlichen Existenz des Menschen, aus den 
Verbindungen mit seiner Familie sowie der Gesellschaft und den 
geschichtlichen Umständen, in die er hineingeboren wird. 
Wir stoßen damit auf die spannende Frage, wie die Austausch-
beziehungen zwischen den Generationen beschaffen sind, und 
wollen uns zunächst vor allem auf deren materielle Aspekte kon-
zentrieren. Diese Austauschbeziehungen zwischen den verschie-
denen Lebensaltern lassen sich in einem kleinen Modell folgen-
dermaßen skizzieren. Sie sind nämlich durch ein mehrfaches Ge-
ben und Nehmen charakterisiert, wie es sich im Lauf eines nor-
malen Lebens ergibt. Zunächst: dem Kind wird gegeben - wie wir 
gesehen haben -, und da wir alle einmal Kinder waren, wurde uns 
allen anfänglich einmal gegeben: in der Fürsorge der Eltern und 
durch andere Erziehungsinstitutionen. Im Erwachsenenleben 
kommt dann die Fähigkeit, das eigene Interesse wahrzunehmen, 
zur Reife. Der Erwachsene sorgt (normalerweise) für sich selbst. 
Und: er gibt zweimal an andere Generationen - er gibt zum einen 
dem Kind, zum andern den Alten, die nicht mehr arbeiten. Ob 
dieses Geben an die Alten nun durch persönliche Pflege, durch 
die Rentenkasse, über den Kapitalmarkt oder durch steuerfinan-
zierte Umlage erfolgt, es ist und bleibt ein Abgeben der mittleren 
Generation. Aber der Erwachsene ist nicbt nur Geber; innerhalb 
dieser Generationsbeziehungen ist er oft auch mindestens ein Mal 
der Empfänger, denn es ist meist die mittlere Lebensphase, in der 
seine alt gewordenen Eltern sterben und so eine Erbschaft anfällt 
(wenn es denn im Einzelfall überhaupt etwas zu erben gibt). 
Wenn er dann selbst zum alten Menschen geworden ist, kommt 
er wieder in die Lage, Empfänger der Leistungen anderer, eben 
der mittleren Generation zu sein; unter glücklichen Umständen, 
bei jahrzehntelanger Altersruhe können diese Transfers ein be-
trächtliches Maß erreichen. Aber auch im Alter bleibt es nicht 
beim reinen Nehmen. Der alte Mensch ist ein potentieller Erblas-
ser; spätestens mit dem Tod wird er es endgültig. Als solcher wird 
der Mensch ein letztes Mal wieder zum Geber und scheidet als 
solcher aus der Welt. 
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Im optimalen Fall würde man im Lauf des Lebens also dreimal 
von anderen nehmen (als Kind, als Erbempfänger und als alter 
Mensch), und man würde dreimal an andere geben (als Ernährer 
der Kinder, als Fürsorgender für die Alten und schließlich als 
Erblasser). Dreimal genommen, dreimal gegeben - so wären die 
Austauschbeziehungen zwischen den Generationen innerhalb des 
individuellen Lebens ausgeglichen. 
In den lebenslangen Konsumchancen, die dem einzelnen dank 
der Einbindung in seine eigenen familiären Generations- und 
Heiratsbeziehungen und dank eigener ökonomischer und berufli-
cher Anstrengung und sonstiger allgemeiner historischer Um-
stände eingeräumt sind, werden sich die Menschen zum Teil kraß 
unterscheiden. Insbesondere im Beruf und in den wirtschaftlichen 
Aktivitäten kommt der extreme Druck des ökonomischen Kal-
küls und des effektiven Nutzendenkens, dem wir heute so schroff 
ausgesetzt sind und das zu großen Statusdifferenzen führt, nach-
haltig zur Geltung. Aber zugleich sind dem ökonomisch beding-
ten Individualschicksal unüberwindbare Grenzen gesetzt. Denn 
es bleibt bei der oben getroffenen Feststellung: Wir gleichen uns 
darin, daß wir alle mit leeren Händen zur Welt kamen und daß 
wir alle wieder mit eben solchen von ihr gehen: Geburt und Tod, 
Anfang und Ende, frühe Kindheit und hohes Alter sind und blei-
ben subjektiv ökonomiefremd - was auch immer Hebammen und 
Totengräber gewerblich daran verdienen mögen. 
Familiengründung als „Stiftung von Zukunft" 
Nun ist der Ausgleich der Beziehungen zwischen den Generatio-
nen aber nicht unbedingt eine Selbstverständlichkeit. Zwar ist 
man unter günstigen Umständen dreimal im Leben der Empfän-
ger, aber warum sollte man deshalb auch dreimal abgeben? Der 
Anteil, den Erwachsene für Kinder geben, ist innerhalb dieses 
familiären Tauschgeschehens derjenige, den man vermeintlich 
relativ leicht einsparen kann, eben durch Verzicht auf Familien-
gründung. An die Alten wird man allein schon deshalb abgeben, 
weil man weiß, daß man mutmaßlich selbst einmal alt wird und 
für diese Zeit Vorsorge treffen muß, und das deutsche Rentenver-
sicherungssystem zwingt einen ohnehin sehr rigide zur Zahlung 
entsprechender Beträge. Die Familiengründung mit allem, was 
daraus fürs eigene Leben folgt, basiert aber auf völlig freier Ent-
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scheidung. Rein materiell gesehen bringt sie für den einzelnen im 
Gegensatz zur persönlichen Altersvorsorge nichts. Und Famili-
engründung kollidiert oft mit anderen Lebensinteressen, 
sondere mit den beruflichen Neigungen. Der Single, der 
Globalisierung, jedenfalls hat lebenslänglich meist höhere per-
sönliche Karriere- und Konsumchancen als Männer und Frauen, 
die Eltern werden, und der Single ist gegenüber den Anforderun-
gen des modernen Berufslebens scheinbar auch konformer. Das 
besonders bei Frauen deutlich, die auf Familiengründung oft 
verzichten, weil sie damit den Karrierebruch riskieren. 
Die moderne Gesellschaft, insbesondere der marktwirtschaft-
lich-kapitalistische Wirtschaftsbetrieb, würdigt das einzelne Indi-
viduum und seine Leistungsfähigkeit generell wie einen Single; 
sowohl die Entlohnung für Erwerbsarbeit wie auch die Erträge 
aus Kapitalvermögen ziehen nicht in Betracht, ob das betreffende 
Individuum nur für sich allein oder zugleich noch für eine Familie 
zu sorgen hat. Die offiziell bestellten Sachverständigen, die 
Auftrag des Bundesministeriitms für Familie und Senioren 1994 
in ihrem "Fünften Familienbericht" diese Phänomene untersuch-
ten, fanden dafür die Formulierung von der „strukturellen Rück-
sichtslosigkeit der gesellschaftlichen Verhältnisse gegenüber den 
Familien"." Der Rückgang der Geburtenrate in den modernen 
Gesellschaften ist bis zu einem gewissen Grad sicherlich eben 
diesem Moment der Rücksichtslosigkeit, die den einzelnen vor 
der familiären Gemeinschaft begünstigt und prämiert, zu verdan-
ken. Bis zu 30% der Frauen, unter den akademisch gebildeten 
sogar bis zu 40% bleiben heute lebenslang ohne Kinder; die Fer-
tilitätsrate bildet mit 1,3 Kindern pro Frau in Deutschland 
der niedrigsten in der Welt.' 
so groß der Anteil der Kinderlosen geworden sem mag, 
die Zahl derer, die Kinder bekommen, ist selbst heute noch be-
dentend größer. Der persönliche Wunsch nach einem Kind ist für 




Bundesministerium für Familie und Senioren (Hg.) (1994), Fatnilien und 
Patnilienp9litik itn geeinten l}etttschland _-Zukunft des Humanvermö-
gens. fünfter Fa1nilienbericht, Bonn, S. 21ff. 
Der Fischer W dtalmanach 2000 (Frankfurt a.M. 1999, Sp. 3 lff.) und 
Heribert Engst!er (1998), Die Familie im Spiegel der amtlichen Statistik, 
hrsg. V, Bundesministerium für Familie, s-enioren, Frauen und Jugendj 
aktualisierte und erweiterte Auflage, Bonn. S. 86 und 106. Vgl. auch 
Herwig Birg (1996), Die Weltbevälkenmi{. Dynamik und Gefahren, 
?v1ünch-en, S. 77; Franz~Xaver Kaufmann (1997), „Struktunvandel der 
Familie. Eine soziologische :'.\nalyse"', in: llniversitas. Zeitschnft für in-
terdisziplinäre Wissenschaft, Nr. 612, 52. Jg„ S. 515. 
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vaten ökonomischen Schwierigkeiten, die die Familiengründung 
mit sich bringt oder bringen kann, oder die damit verbundene 
Verringerung der beruflichen Chancen insbesondere für die Frau-
en sowie die damit verbundenen Einkommensausfälle sind für die 
offensichtlich kein maßgeblicher Hinderungsgrund. Das 
aber doch nichts anderes, als daß bei den Menschen prinzi-
piell eine grolle Bereitschaft vorhanden ist, das unmittelbare Ei-
geninteresse hintanzustellen, und daß der \Ville, für andere etwas 
zu tun, üher die eigene beschränkte Existenz hinauszudenken, 
generell in sehr großem Umfang vorhanden ist - auch wenn es 
zunächst den Anschein hat, es handle sich bei den Anderen hier 
nur um die eigenen Kinder, die eigene Familie und den Wechsel 
der Generationen. 
Ich habe eingangs die These aufgestellt, es handle sich bei 
Familiengründung um eine Art Urform von Stiftung, nämlich um 
die Stiftung von Zukunft als solcher. Das Moment der Selbstlo-
sigkeit und das der Freiwilligkeit, die beide für den Begriff der 
Stiftung konstitutiv sind, treten hier in denkbar großem Ausmaß 
zutage. Nirgends sonst werden insgesamt gesehen vom einzelnen 
freiwillig solch große materielle und immaterielle Opfer erbracht 
wie beim Heranziehen von Kindern. Die Sachverständigen habeo 
oben zitierten Bericht für das Bundesfamilienministerium 
versucht, diesen Aufwand zu beziffern. Demnach mußte Anfang 
der neunziger Jahre eine Familie für die Erziehung eines Kindes 
bis zum 18, Lebensjahr an Geld und in Geld bewerteten familiä-
ren Arbeitsleistungen fast 400.000 DM aufwenden. Für die Erzie-
hung von zwei Kindern wendet die Familie etwa 790.000 DM 
auf.' Die Einkommensverluste durch Erziehungsurlaub sind darin 
noch nicht eingerechnet, und durch die Nettotransferleistungen, 
die der Staat für die Familien erbringt, werden diese nur mit 10% 
entlastet.' Man sieht, es handelt sich dabei in der Tat um be-
träduliche Anteile des durchschnittlichen Lebenseinkommens, 
das den Menschen zur Verfügung steht. Für sonstige gemeinnüt-
zige Zwecke wird die Durchschnittsfamilie nicht annähernd so" 
viel aufbringen. Die Bereitschaft, mit der Zeugung von Kindern 
Zukunft zu stiften, siegt bei den meisten Menschen im Lauf ihres 
Lebens offenbar doch iiber die Aussicht, durch diesen Akt in 
seinen Konsum- und persönlichen Entwicklungschancen für viele 
8 
y 
Bundesminsterium für Familie und Senioren (1994), S. 139ff. u. 
Die genannten Beträge beziehen sich auf das Prcisnlveau von 
heuttge1u Preisniveau sind für das Heranwachsen eines Kindes 
600.000 DM zu berechnen. 

















in der Regel beträchtlich eingeschränkt zu werden. Die Fa-
miliengriindung ist daher diejenige Lebenssituation, in 
Transformation oder Sublimierung des Eigeninteresses 
der modernen Welt am häufigsten und am nachhaltigsten stattfin-
det. 
Diesem Phänomen müßte man ausführlicher nachgehen, also 
so sehr die Frage stellen, warum immer mehr Menschen 
heute überhaupt keine Kinder mehr bekommen, sondern umge-
kehrt: Warum die große Mehrheit trotz der vielfachen "struktu-
rellen Rücksichtslosigkeit" der Gesellschaft, denen sie doch ge-
nauso ausgesetzt ist wie jene große Minderheit der Kinder!osen, 
dennoch Familien gründen, warum die Menschen also trotz of-
fenkundiger individueller N achtcile nicht aufhören wollen, Kin-
der doch zu bekommen. Man möchte in diesem Zusammenhang 
an das geflügelte Wort Adenauers erinnern, als er 1957 das deut-
sche Rentensystem neu ordnete; Kosten für die Kindererziehung 
bei der Rentenberechnnng müsse man nicht berücksichtigen, 
denn: „ Kinder bekommen die Leute sowieso". Tatsächlich 
scheint an dieser Einsicht des Katholiken, Familienpatriarchen 
und Staatsmanns etwas Wahres zu sein; einschränkend müllte 
man allenfalls sagen, es sind nicht mehr so viele Kinder, die die 
Leute gegenwärtig „sowieso" bekommen (und daher rührt unter 
anderem die Schieflage, in die das Rentensystem zusehends gerät). 
Die Lakonie der Bemerkung verweist darauf, daß es sich heim 
Phänomen der Reproduktion, sowohl was die einzelnen Gatten-
paare als auch die ganze Population betrifft, um einen Vorgang 
handelt, der nicht in einem direkten und dauernden Abhängig-
keitsverhiiltnis zu geschichtlichen, wirtschaftlichen und sonstigen 
politischen oder sozialen Verhältnissen steht. Es ist vielmehr ein 
Geschehen, das relativ autonom vonstatten geht, Kinder haben 
Menschen zu allen Zeiten bekommen, und interessanterweise 
war und ist die Fertilitätsrate, wie allgemein bekannt, gerade au-
ßerhalb der modernen Welt höher. Die moderne Lebensweise 
nicht Bedingung und Voraussetzung für den Vorgang der Repro-
duktion, im Gegenteil. Die Reproduktion ist ein allgemein-
menschlicher Prozeß, der älter und ursprünglicher ist als die Mo-
deme. Nur die Dämpfung, nicht die Reproduktion als solche ist 
dieser modernen Lebensweise zuzurechnen. Die beschriebene 
.strukturelle Rücksichtslosigkeit der gesellschaftlichen Verhält-
nisse gegenüber Familien" sowie die Fähigkeit 
Bereitschaft des modernen Menschen, durch medizinische Me-
thoden der Verhütung, der Abtreibung und der Reproduktions-
technologie ins generative Geschehen einzugreifen, mögen diese 
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dämpfende Wirkung bis zu einem gewissen Grad erklären. Es läßt 
offenbar viel leichter begründen, warum die Geburtenhäu-
figkeit unter den Bedingungen der modernen Gesellschaft zu-
rückgeht, als positiv darstellen, warum immer noch die Mehrheit 
der Menschen entgegen den unmittelbar nachteiligen Existenzbe-
dingungen in der Gesellschaft auch heute noch Familien gründen. 
Offenbar ist das sehr intim erfahrene Stiften von Zukunft, das 
die Zeugung und Geburt eines Kindes bedeutet, für das persönli-
che Leben der meisten Menschen wichtiger und elementarer als 
unmittelbar sichtbare persönliche Vorteile in ihrer beruflichen, 
materiellen und gesellschaftlichen Existenz. Der Preisgabe solcher 
Vorteile steht eine andere, womöglich wichtigere Erfahrung ent-
gegen, das ist ein hochgradiges Potential von Autonomie gegen-
über allen gesellschaftlichen und vergesellschaftenden Mächten 
und Tendenzen, das sich für den einzelnen und das einzelne Paar 
in der Familiengründung realisiert. Der erste Impuls und die Be-
dingung aller individuelleo Existenz, der heterosexuelle Ge-
schlechtsakt der Eltern, ist von allem staatlichen, aber auch allem 
wirtschaftlichen und sonstigem rationalistischen Kalkül denkbar 
weit entfernt. Die Zeugung eines Kindes „kostet" nichts. Das 
Kind ist ein .Geschenk Gottes", Wenn der Volksmund sagt, um-
sonst sei der Tod (und sarkastisch ergänzt, er koste allerdings das 
Leben), dann gilt dies ehensn für den Lebensanfang, die narür-
lich-sexuelle Zeugung: auch sie hat keinen Preis (es sei denn den 
der Unschuld). Leben als solches, die pure Existenz eines 
menschlichen Individuums kann ökonomisch jedenfalls völlig 
voraussetzungslos entstehen (was nicht zuletzt bei ungeplanten 
Schwangerschaften besonders deutlich wird). Ein gesundes ge-
schlechtsreifes Gattenpaar ist allein und völlig autonom in der 
Lage, ein Kind hervorzubringen. Zu diesem ersten initiierenden 
Akt bedarf es unter normalen Bedingungen keinerlei äußerer 
Mittel. Schon allein um dieses enorme Potential an persönlicher 
Autonomie, das im Zeugungs- und Gebärakt liegt, zu entfalten 
und so Schöpfer oder Mitschöpfer der Existenz zu werden, be-
kommen innerhalb eines gewissen Rahmens - "die Leute Kin-
der sowieso«, 
Das Stiften von Zukunft durch Familiengründung wird sehr 
privat erlebt. Tatsächlich reicht es aber immer über die rein pri-
vate, rein familiäre Sphäre hinaus. Es geht um mehr als um die 
Zukunft der eigenen Familie, um mehr als die Zukunft jeuseits 
eigenen Existenz. Quantitativ hat die Familiengründung na· 
















Oi1alitativ geht es durch die Wahl mit der Zeugung 
jeden Kindes in mikw!ogisch Gestalt immer um 
Formung der universdlen . und Populations-
strukturcn der ganzen Menschhdt - <-ine etwas kompliz.ierte 
die ich hier so in den Raum stellen muß und über die 
Ausführungen i.u machen wiiren.l" Jedenfalls ist der 
Vorgang der Familiengründung immer zugleich und 
unvermeidlicherweise eines sehr viel größeren allge· 
wenn es rccbtlid1 
tet wird. 
und insofern liegt in 
»Gemeinnütziges~ 
allgemeinen nicht so 1:e•wer-
Familie imd Gemeinwohl 
Wir müssen nun der Frage nachgehen, sich Familie zu 
Sphäre verhält, die offiziell und kodifiziert als 
G<.meinwohl b<i,eidmet wi1·d und in unter anderem die ge· 
meinnützigen Stiftungen aktiv werden: also die Sphäre des Sta;tes 
des Politischen, d<1· Wissenschaft, der Kunst, der Religion, 
der Bildung, der Gesundheitsfürsorge, der Mildtätigkeit, 
ritas und so weiter. Ofr wurde gesagt, die Familie sei die Keim-
zelle des Staates, der Gesellsd1.ft und des Gemeinwohls. Was 
an dieser eingängigen Metapher richtig, was eher problematisch? 
Zunächst scheint dafür zu sprechen, daß die Familie die 
Funktion einer wahrzunehmen im Stande ist. 
In ihr wird mitunter sozialer Habitus zum Emstehen ge-
bracht, der für das gesdlsd1afrliche Leben seine Bedeutung etrt-
wird. Nietzsdu' h,lt d.won etw;ls in einem Aphorismus 
,Politischen Wert der Vaterschaft" auf den Punkt ge· 
schreibt: „Wenn der Mc!lsch Söhne bat, so hat er 
über die Bedürfnl»e cin:ielnen Staatswe-
sens Man muß selbe!' mit den sein Liebstes 
gew;1gt 11'ben: das erst bindet an den Staat 
Nachkommen ins Auge fassen, 
Nachkommen haben, um '1ll „l!en lostitutionen 
natürlichen zu nehmen. Die Entwicklung 
w Vgl hierzu die in Arbeit, insbesondere das Kapitel 
sieben „Gestaltung durch Gattenwahl", 
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höheren Moral hängt cbran, daß einer hat; dies stimmt 
unegoistis,;h, oder richtiger: es erweitert seinen Egoisnn1s der 
Zeitdauer nach und läl:\t ihn Ziele über seine individuelle Lebens· 
hinaus mit Ernst verfolgen. "11 
Formuliemngen kommt die Dialektik der Familien-
gründung schiin 2.um Ausdruck: das Minimieren des Egoismus 
einerseits, weil man andere, für Nachkommen zu sorgen 
Und in diesem Unegoistiseh-Stimmen liegt ein enormes Potential 
für eine sehr altruistische Lebenshaltung; 
mag der Familie Punktion einer Keimzelle fürs G,emei>1-
z11kommen. Andererseits würde, so Nietzsche, der Egois 
die eigene Existenz hinaus verlängert; es entsteht mit 
der Familie fast egoistisch zu nennendes Interesse am Wohl 
der Angehi;rigen., insbesondere der Nachkommen. Das will sa-
gen: Familie bcg1iindet als erstes und vor Solidarität und 
Loyalität unter den Angehörigen, Alles, vtas an über 
Verwandtenkreis hinaus reicht, hat aber Qualit;it. 
gesamten Diskussion um Stiften, Gcmeinwohlorientie· 
rung, Bürgergesdls<:haft ct:c, geht es jedoch genau um diesen 
Überschuß, um jene altruistische Haltung, die über die Familien-
und Verwandtensolidariüit hiuaus weist. Dieser Überschuß, die 
Solidarität und Gemeinschaftsbildung jenseits von Verwandt" 
schaft ist aber nicht etwas von vornherein selbstverständliches. 
größere Gemeinschaftsbildun-
gen1 m rtenen ctas ottent1:tcJ1ie Gerocinw·ohl anzusetzen Ist, stiften 
einen Zusammenhang den Individuen jenseits oder 
nh~rl1olh von Familie und Verwandtschaft. Während die Famili· 
unmittdbar und persönlich sind und durch Se"· 
den G"tien sowie durch Abstammung und 
Blutsverwandtschaft w1pt eine leibljd1c Basis sind die 
Be-ziehungen in Gesellschaft tende.nziell formalisiert, 
unpersönlich, nicht l1;ibgebunden. D<!r fkgriff 
w<,itesten Sinn ist jedenfalls au.f dieser a!!ir,e1ne11m1n, üherindi-
und gcscllschaftlid1cn Ebene angesetzt, Gemeinwohl 
<J.uf materielle und rmmaterid)e 
Kunst), die im Prinzip allen zukommen, und das heißt meht nur 
Verwandten und den Mitgliedern eigenen Familie. Es hedeu· 
tct Hingabe von Geist, Geld und Gm an einen übergreifenden 
Zusammenhang, der jenseits ökonomischen Austauschbe· 





gatten liegt, von denen hier die Rede war-
verbundenen emotionalen Bindungen 
Jenseits der damit 
persönlichen Loyali-
tätsverpflichtungen. 
Nun ist die moderne Welt dadurch konstituiert, daß sie Ver-
V ergesellschaftungen jenseits von Familie 
Menschen aus der archaischen Reduktion auf seine 
verwandtschaftlichen Bindungen befreit. Gleichwohl besteht zwi-
schen der Familien- und Generationensolidarität auf der einen, 
der verwandtschaftsübergreifenden Gemeinwohlorientierung auf 
der anderen Seite latent eine große Spannung. Denn während man 
die eigenen Kinder oder den Ehepartner, wenn er 
erwerbstätig ist, und gegebenenfalls auch als unmittelbarer Pfleger 
die altgewordenen Eltern die Fürsorgeverpflichtung norma-
lerweise selbstverständlich und im großen Stil übernimmt (siehe 
den oben zitierten Betrag für die Kindererziehung), steht die 
.Hingabe ans sehr viel abstraktere Gemeinwohl oft weit dahinter 
zu rück. Der Übergang von der Familienso!idarität zur Gemein-
wohlorientierung ist offenbar schwierig und versteht sich nicht 
unbedingt von selbst. Wahrscheinlich würde sich auch der mo-
derne Mensch für die Allgemeinheit, auf deren Funktionieren er 
doch zugleich angewiesen ist, freiwillig nur in bescheidenen Ma-
ßen engagieren. Es ist daher ein Signum der modernen Welt, daß 
er durch die Pflicht zur Steuerzahlung vom Staat dazu faktisch 
gezwungen werden muK Die Mittel, die so der privaten Verfü" 
und der Familie zur Finanzierung des 
der Funktionstüchtigkeit des öffentlichen Lebens 
entzogen werden, sind gerade in Deutschland sehr beträchtlich. 
Nirgends werden im gesamten Umfang gesehen 
so großem quantitativen Erfolg Mittel für die Allgemeinheit 
zogen wie durch das Steuerzahlen. Ich will hier nur eine Ver-
gleichszahl nennen: Nach Angaben des Deutschen Spendeninsti-
tuts in Krefeld haben die Deutschen im Jahr 1998 insgesamt 10 
Milliarden Mark freiwillig für verschiedene gemeinnützige Zwek-
ke zur Verfügung gestellt. An Lohn- und Einkommenssteuer 
mußten sie im gleichen Jahr aher fast 270 Milliarden bezahlen. In 
den USA, wo die persönliche Steuerlast geringer ist, war die 
Spendenfreudigkeit pro Kopf der Bevölkenmg entsprechend grö-
ßer, nämlich siebenmal so hoch. iz 
12 
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Instanzen in den neunziger Jahren in eine dramatische Fi-
Fischer Weltalmanach 2000, Sp. 253f. und Informationen 
Spendeninstituts Krefeld, http;/ /wwv..'.dsk.de 
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geraten sind, sähe man es gerne, wenn über das Steuer-
das freiwillige bürgerschaftliche Engagement zu-
der privaten Vermögen, die sich seit dem Zweiten 
Deutschland wieder sehr gut entwickelt haben, gibt 
es datur auch eine solide Basis, und zwar ca. sechs Billionen DM 
Geldvermögen, plus noch mehr als sieben Billiont'Il Immobilien-
vermögen. Das führt zu extrem hohen Erbvermögen innerhalb 
der Familien, wodurch die Frage interessant wird, wieviel von 
diesen gewaltigen Summen durch familiären Erbgang von den 
Eltern auf die Kinder übergehen und damit doch innerhalb des 
privaten Bereichs verbleiben und wieviel durch Stiftungen im 
weitesten Sinn dem Allgemeinwohl zukommen wird. Vorneweg 
wird man sagen können, daß der Löwenanteil dieses gigantischen 
Vermögenstransfers durch Erbschaft auf die Nachkommen der 
jeweiligen Erblasser übergehen und damit in privater Hand 
verbleiben werden. Meines Erachtens ist zwar nur ein relativ ge-
ringer Anteil für gemeinnützige Stiftungen zu erwarten. Aber 
selbst dieser geringere Anteil wird in absoluten Zahlen natürlich 
enorme Summe bedeuten. Es hat in Deutschland seit dem 
Zweiten Weltkrieg einen fast kontinuierlichen zahlenmäßigen 
Anstieg von Stiftungen gegeben. Ihre Zahl wird heute auf etwa 
geschätzt. {In den USA sind es über 40.000.) Diese Ten-
denz dürfte sich vor dem Hintergrund der zur Erbschaft anste-
henden Vermögen kräftig fortsetzen." 
Bei aller Spannung zwischen Familie und Gemeinwohl, zwi-
schen der privat orientierten Gründung einer Familie und der 
öffentlich ausgerichteten Gründung einer Stiftung möchte ich an 
dieser Stelle aber noch einmal auf die schon eingangs angedeutete 
siguifikante Gemeinsamkeit hinweisen: das ist die Distanz zum 
Leistungsethos, das in Wirtschaft und Beruf dominiert, das in 
diesen beiden Sphären aber außer Kraft gesetzt ist. Sowohl in den 
familiären Generationsbeziehungen als auch be.im Stiften wird 
gegeben ohne direkte Gegenleistung, ohne meßbares Tauschäqui-
valent. Wenn man nun in Rechnung stellt, daß zum einen die 
Mehrheit der Menschen bereit ist, eine Familie zu gründen und 
auf der elementaren Ebene Zukunft zu stiften, zum anderen 
gerade bei der Minderheit der kinderlos Gebliebenen die Stifter 
weitverbreitet sind, so zeigt sich, daß jenseits von ihren wirt-
13 Siehe die regelmäßigen Berichte und Publikationen des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen, insbesondere das zuletzt 2000 in Neuauflage he-
rausgebrachte Verzeichnis der deutschen Stiftungen, und des Stifterver-
baudes für die Deutsche \Vissenschaft. 
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schaftlichen Aktivitäten fast alle Menschen im einem emphati-
schen Sinne zum „Stifter" werden. Via Familie und Stiftung ist 
jenseits der Zweckrationalität wirtschaftlichen Handelns die frei-
willige Hingabe von materiellen und immateriellen Gütern gera-
dezu universell verbreitet. 
Etwas provokant könnte man formulieren: Wer unter den 
„Normalsterblichen" eine Familie gegründet hat und analog dem 
obigen Modell vom Austausch und Ausgleich der Generationen-
beziehungen den daraus folgenden Verpflichtungen (einschließ-
lich des beruflichen Gelderwerbs) nachgekommen ist, hat seine 
Schuldigkeit gegenüber dem Leben im Grund genommen getan. 
Vielleicht liegt hier der Grund dafür, daß vor allem bei Menschen, 
die, aus welchem Grund auch immer, ohne Nachkommen blei-
ben, die Frage nach der Gründung einer Stiftung (oder etwas 
analogem, z. B. die Anfertigung eines wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Werkes) besonders virulent wird. Der Idealtyp des 
Stifters war schon immer die wohlhabende Privatperson, die kei-
ne Nachkommen hatte (oder zumindest keine, die in der Lage 
waren, ihren Nachlaß zu übernehmen). Nichts kann eine große, 
durch Verwandtschaft und Familien- und Generationensolidarität 
gebundene Vermögensmasse so wirksam zugunsten des Allge-
meinwohls aufbrechen wie die Aussicht auf einen kinderlosen 
Tod. Oft lag und liegt in der Kinderlosigkeit solcher Personen 
eine gewisse Tragik, so daß die Stiftung psychologisch gesehen 
regelrecht zu einem Äquivalent für das Ausbleiben eigener Nach-
kommen wurde. Es ist sicherlich bezeichnend, daß der Hinweis 
auf die familiäre Situation bei einem Porträt von Stifterfiguren 
selten fehlt. 
Stifterbriefe aus historischer Zeit haben den Vorteil, daß sie 
dieser menschlichen Dimension der kinderlosen Privatperson oft 
deutlicher Ausdruck verliehen als die sachlich gehaltenen, von 
Juristen verfaßten Testamente und Stiftungssatzungen unserer 
Tage. Besonders deutlich kommt die Problematik im Testament 
des Dr. Hoch aus Frankfurt zum Ausdrnck, dem Stifter jenes 
Konservatoriums, an dem später Klara Schumann lehrte und an 
welches viele Deutsche bis zur Austeilung der Euro-Noten ge-
wissermaßen ständig eine Erinnerung bei sich tragen, da es auf 
dem Hundertmarkschein abgebildet ist. In dem Dokument heißt 
es: „Für den Fall meines kinderlosen Ablebens „. ist es mein lieb-
ster Wille, daß mein gesamtes Vermögen .„ dazu diene, um in 
Frankfurt am Main, meiner Vaterstadt, eine Anstalt für Musik 
unter dem Namen Dr. Hochs Conservatorium zu gründen und 
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zu unterhalten. Zu diesem Ende setze ich, für den Fall meines 
kinderlosen Absterbens, dieses Conservatorium „. zu meinem 
Universalerben ein, und substituiere dasselbe meinen Erben und 
Kindern samt ihrer Descendenz „. " 14 Da die Ehe Hochs in der 
Tat kinderlos blieb, wurde seine Stiftung bald nach seinem Tod 
187 4 gegründet. Hier ist also die Stiftung ausdrücklich als Sub-
stitut für eigene leibliche Nachkommen angeführt. 
Ein weiteres interessantes Beispiel ist Adolph von Holzhau-
sen, dem wir es zu verdanken haben, daß diese Tagung in diesem 
reizvollen Ambiente" stattfinden kann. Adolph von Holzhausen 
(1866-1923) war der letzte Vertreter seiner Familie in Frankfurt. 
Die Familie Holzhausen aber war die bedeutendste Frankfurter 
Patrizierfamilie, war seit dem Jahr 1243 über 21 Generationen 
hinweg hier ansässig und über ein halbes Jahrtausend im städti-
schen Rat präsent, wo sie häufig den Bürgermeister stellte. Die 
Familiengeschichte ist also denkbar eng dynastisch mit der Ge-
schichte der Stadt verflochten. Adolph von Holzhausen selbst 
blieb unverheiratet; er wußte daher frühzeitig, daß die Familie in 
Frankfurt mit ihm aussterben würde. Er schrieb daher 1915 in 
seinem Testament, er empfinde als letzter der Freiherrn von 
Holzhausen aufs Tiefste die Bedeutung seines alten Geschlechts; 
er müsse daher den dringenden Wunsch hegen, "in dem Augen-
blicke, in dem dieses Geschlecht mit mir im Mannesstamme in der 
hauptsächlichen Linie ausstirbt, etwas zu schaffen, was das Ge-
dächtnis an die Freiherren von Holzhausen durch die Jahrhun-
derte weiterträgt und die Erinnerung an sie stets erneuert.'c1<, Zu 
diesem Zweck plante er eine grolle Stiftung, die der Stadt Frank-
furt, insbesondere der damals gerade gegründeten Universität 
zugute kommen sollte; dazu gehörte auch die Vererbung dieses 
Wasserschlösschens hier an die Stadt. Er müsse „etwas schaf-
fen„." - in dieser Formulierung ist das kreative Moment, was sich 
gerade bei dem Vertreter einer Patrizierdynastie eigentlich durch 
Familienweiterführung hätte entfalten sollen und das nun durch 
die Stiftung Erfüllung findet, beredt in Worte gefaßt. 
Interessant ist aber noch etwas anderes, nämlich die hier in ge-
steigerter Form zum Ausdruck kommende V crpflichtung gegen-
14 Zitiert nach Peter Cahn (1979), Das Hoch'sche Konservatorium in 
Frankfurt am Main (1878-1978), Frankfurt a.M„ S. 21. 
15 Es ist das ursprünglich mittelalterliche, im Barock umgestaltete und im 
20. Jahrhundert mehrfach erneuerte Wasserschlößchen der Frankfurter 
Patrizierfamilie Holzhausen. 




über der eigenen Herkunft. Bei Holzhausen entspringt die Zu-
kunftsverpflichtung, die er statt durch Familienweiterführung 
durch die Stiftung einzulösen versuchte, nicht nur einer individu-
ellen Intention, er ist hier vielmehr Glied eines familiären Konti-
nuums. Er stiftet nicht in erster Linie das, was er persönlich erar-
beitet hat, er stiftet das, was er selbst erhalten, was er ererbt hat. 
Bei einer Patrizierfamilie ist dieser biographische Zusammenhang 
von Bekommen und Erben auf der einen, Weitergeben und Stif-
ten auf der anderen Seite ganz evident, geradezu formalisiert. 
Beim Geburtsadel ist die Bedeutung des Leistungsethos für die 
eigene Stellung in der Gesellschaft ohnehin stark minimiert. Es 
wäre aber nun die Frage, ob man diesen Zusammenhang von 
Empfangen und Geben über den Sonderfall der patrizischen Fa-
milie hinaus nicht verallgemeinern kann, sprich: wie jede Famili-
engründung immer zugleich auch modifizierte Fortführung der 
eigenen Herkunft ist, könnte nicht so auch eine generelles Motiv 
für eine Stiftung darin liegen, daß der Stifter damit einen Dank für 
eigene empfangene Gaben abstattet? 
Wie gesagt, der kinderlose Vermögensbesitzer ist der Idealtyp 
des Stifters. Aber genau besehen ist der Idealtyp zugleich auch 
der Grenzfall, weil, wie eben erwähnt, zwischen Stiften und Ver-
erben in diesem Fall gar keine Wahlmöglichkeit besteht. Wie steht 
es aber mit jenen bedeutenden Stifterfiguren, die zugleich auch 
eigene Nachkommen hatten oder haben, und zwar Nachkom-
men, die durchaus in der Lage waren, sie in ihrer bürgerlichen 
Stellung, etwa als Unternehmer, zu beerben? Warum haben diese 
Männer und Frauen einen oft sehr beträchtlichen, teilweise sogar 
den dominanten Teil ihres Vermögens und der damit verbunde-
nen Einkommensmöglichkeiten dem Erbgang und somit ihren 
eigenen Kindern entzogen, um ihn der Allgemeinheit zuzuwen-
den? 
Abgesehen von der sachlichen Ausrichtung der jeweiligen 
Stiftung und dem oft präzisen Einblick in bestimmte gesellschaft-
liche Probleme, zu deren Lösung der Stifter etwas beitragen will, 
dürfte auch hier die Einbindung in den Wechsel der Generatio-
nen, wenn man diesen Vorgang nur weit genug faßt, ein wesentli-
ches und vielleicht überhaupt das grundlegende Motiv für ein 
solches Handeln und eine solche Haltung sein. Es stellt sich näm-
lich die Frage, wie es möglich ist, daß ein einzelnes Individuum 
im Lauf seines begrenzten Erdenlebens Eigentümer eines großen 
oder sehr großen Vermögens werden kann, andere hingegen 
nicht? Steht ein vielfaches Millionen- oder gar ein Milliardenver-
188 
Das Eigeninteresse am Gemeinwohl 
mögen noch in angemessenem Verhältnis zur (beruflichen) Ar-
beits- und Leistungsfähigkeit, die ein einzelner Menschen allein 
vollbringen kann? Die meisten Menschen, die ein Leben lang hart 
arbeiten und damit den allgemeinen Wohlstand miterzeugen, 
sehen für sich selbst nicht im mindesten einen Ertrag in solch 
außerordentlicher Höhe. Bill Gates mag für die jüngere Vergan-
genheit das beeindruckendste Exemplar eines solchen Typus sein. 
Zweifellos verfügt er als Unternehmer über völlig singuläre Fä-
higkeiten. Wieso weiß er etwas oder hat dafür den Instinkt, was 
viele andere ebenso gerne wissen würden, nämlich wie man in 
dieser Gesellschaft reich, ja „steinreich" wird? Ein anderer unter 
den großen Geldmagnaten Amerikas, John D. Rockefeller, hatte 
als gläubiger Puritaner, der er war, auf diese Frage eine simple 
Antwort: „Die Gabe, Geld zu machen, ist ein Geschenk Gottes, 
ein Pfund, mit dem wir wuchern müssen, so gut wir können. Da 
ich diese Gabe nun einmal habe, ist es meine Pflicht, Geld zu ver-
dienen und noch mehr Geld zu verdienen ... " - das war die eine 
Seite, und er führte weiter aus - „ ... und das Geld zugunsten mei-
nes Nächsten zu nutzen, wie mein Gewissen befiehlt.u17 Hier 
taucht in großer Verdichtung das zentrale Motiv auf, um das es 
hier geht: empfangen und geben - ein Motiv, das jenen Aus-
tauschbeziehungen, in die das Individuum innerhalb des familiä-
ren Generationswechsels überall eingebunden ist, eng verwandt 
ist. Rockefeller empfing - nach eigenem Empfinden - jene Gabe 
des Geldmachens, und dies in außergewöhnlich reichem Ausmaß, 
und er gab von seinen so erwirtschafteten Reichtümern durch 
seine Stiftungen in nicht minder reichem Ausmaß. 
Die Fugger gründeten ihre Stiftungen im frühen 16. Jahrhun-
dert aus „inniger Dankbarkeit für die von Gott empfangenen 
Güter. "18 Solch prägnante Formulierungen finden sich in histori-
schen Testamenten und Stiftungssatzungen immer wieder: nicht 
die eigene Leistung, nicht das eigene Verdienst, sondern Privile-
gierung durch Gott, durchs Schicksal, durch Fortüne - vielleicht 
schlicht und einfach durch eine bedeutende Erbschaft. Bei einem 
Mann wie dem Naturwissenschaftler und Unternehmer Ernst 
Abbe (1840-1905), dem Gründer der Carl Zeiss Stiftung in Jena 
taucht dieses Motiv in säkularisierter Form auf, wenn er von der 
„Gunst der Umstände" spricht, dank derer er zu großem Vermö-
17 Zitiert nach Jörg von Uthmann (1997), "John D. Rockefeller", in: Joa-
chim Fest (Hg.), Die großen Stifter. Lebensbilder - Zeitbilder, Berlin, S. 
113ff. 
18 Zitiert nach Heinrich Pleticha, in: Fest (Hg.) (1997), S. 39. 
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gen gekommen war, wodurch er sich zur Stiftung verpflichtet 
fühlte. 
diesen Beispielen - Bill Gates, Rockefeller, 
um Personen, die selbst Nachkommen 
oder haben. Es ging also hier nicht um die Frage, was geschieht 
mit meinem Nachlaß. Es war die Erfahrung von Begünstigung, 
die jedes Individuum im kleinen mindestens anhand seiner fami-
liären Herkunft machen kann, die hier zugleich auch außerfamili-
är in reichhaltigem Maße gemacht worden ist. Außergewöhnliche 
Fortüne im Leben verpflichtet, und den, der via Familiengrün-
dung noch nicht gegeben hat, verpflichtet sie angesichts der End-
lichkeit seines Lebens in besonderem Maße. Dieser Schuldigkeit 
gegenüber den anderen kann ein ernsthafter Mensch sich offenbar 
nur schwer entziehen. 
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Bürgergesellschaft und moderner Staat 
Ein deutsch-amerikanischer Vergleich1 
Philanthropie moderne Gesellschaft 
Es ist keine Neuigkeit mehr, daß Bill Gates ein Problem hat. Al-
lerdings ist hier nicht der Kartellprozeß gemeint, sondern die 
Schwierigkeit, 21,8 Milliarden Dollar für gemeinnützige Zwecke 
auszugeben. Das Problem besteht jedoch nicht etwa darin, das 
Geld bereitzustellen. Bill Gates bekundete mehrmals öffentlich, 
daß er den größten Teil seines V crmögens für 
Zwecke ausgeben will. Vielmehr ist es schwierig, 
zigen Zwecke zu ermitteln, für die das Geld der Megastiftung 
aufgewendet werden soll. Die Bill and Melinda Gates Foundation 
rangiert seit Januar diesen Jahres als nicht nur die derzeit welt-
größte, sondern zugleich auch die größte bisher in der Geschichte 
errichtete Stiftung. Während Andrew Carnegie etwa 350 Millio-
nen Dollar vor seinem Tode im Jahre 1919 stiftete (eine Summe 
die heute in etwa drei Milliarden Dollar ausmachen würde), belief 
sich die Summe, die lohn D. Rockefeller vor seinem Tode im 
Dieser Aufsatz entstand innerhalb 
a New Elite: Bourgeois Practice 
teenth-Century North An1erica 
Feodor Lynen Stipendium der 
stützt wird, In meinem Forschungsansal.r. 
gers verpflichtet. Vgl, Daniel T. Rodgers (1998), Atlantic Crossings. 
Politics tn a Progressü)e Age, Cambr'idge/Mass. and London/Engt 
die Grenzen überschreitende Unterstützung von Ja1nes Retallack v 
mir nicht mö~Hch gewesen1 dieses Forschungsprojekt anzugehen. D 
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Jahre 1937 für öffentliche Zwecke ausgab, auf 540 
Dollar (das wären heute etwa sechs Milliarden Dollar).' 
Solch gewaltige Stiftungen und die heute spezifisch 
sehe Einstellung; zu Fragen der Verantwortung für das Allge-
insbesondere in Deutschland - in Abhängigkeit 
von aer politischen Einstellung - eine faszinierte, verwunderte 
oder verständnislose Reaktion hervor. Dies schlug zu Beginn der 
neunziger Jahre in eine nahezu unwidersprochene Bewunderung 
der ameriiffinischen Philanthropie um. Jährlich werden dort weit 
über 100 Milliarden Dollar fiir gemeinnützige Einrichtungen und 
Organisationen gestiftet. Leere staatliche und kommunale Kassen 
zwangen deutsche Politiker dazu, über Alternativen zum sozial-
staatlichen System nachzudenken, in dem die finanzielle Verant-
wortung für nahezu alle öffentlichen Aufgaben dem Staat zu ge-
sprochen wurde. Nun ging und geht es zumindest im politischen 
Diskurs und weniger in der Praxis darum, einzelne Aufgaben -
wie die Förderung von Kunst und Kultur oder 
von Krankenhäusern und Universitäten - in private Verantwort-
(zurück) zu geben.' 
In den USA - so der Tenor - sei es im Gegensatz zu Deutsch-
eine lange Tradition, daß ehemalige Studenten einer 
sität oder Genesene eines Kra11kenhauses diesen Institutione11 aus 
Dankbarkeit großzügige Spenden zukommen lietlen. Der 
Wtmsch, daß dies auch auf Deutschland übertragen werden 
könnte, ist dabei ebenso mitzuhören wie die Skepsis, dafl dies 
gelingen könnte. Dabei muß man jedoch nicht erst auf die andere 
Seite des Atlantiks schauen, um Anregungen für eine stärker auf 
Philanthropie und Mäzenatentum fundierte Bürgergesellschaft zu 
finden, sondern nur einmal einen Blick in die deutsche Geschichte 
des 19. Jahrhunderts. Allerdings sollte man dazu nicht solche 
Standardwerke wie Hans-Ulrich Wehlers „Deutsche Gesell-
schaftsgeschichte" zu Rate ziehen, in denen alternative Wege wie 
Entwicklung der Philanthropie vollständig ausgeblendet wer-
nnd der soziale Wohlfahrtsstaat immer noch als das Ziel der 
aeutschen Geschichte postuliert wird. Philanthropie war und ist 
Gegenstand systematischer Forschung in der deutschen Hi-
2 Jean Strousc \,..,"'"";, $2t8 Billion", in: The l\fettl 
York Ti1nes ;lfagazine < .... .. , . J 
' Vgi. für das und das folgende Thomas Adam (1999), „Die Kommunali-
sierung von Kunst und Ku1tur als Grundkonsens der deutschen Gesell-
schaft ab den1 ;n1sgehenden 19. Jahrhundert. Da~ Beispiel Leipzig", in: 
Die Alte St,ult H. 2. S. 79-99. hier besonders S. 79180. 
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storiographie, was Historiker nicht davon abhält, Philanthropie 
grundsätzlich zu verdammen.• 
Das Grundmuster für Philanthropie in der amerikanischen 
Gesellschaft und deren Orientierung auf die individuelle Verant-
wortlichkeit ist nicht auf dem amerikanischen Kontinent, sondern 
in Europa und hier insbesondere im Deutschland und Großbri-
tannien des 19. Jahrhunderts zu suchen. Bis in die achtziger Jahre 
19. Jahrhunderts unterschied sich die deutsche stadtbürgerli-
Gesellschaft kaum von der amerikanischen. Museen, Kunst-
galerien, soziale Wohnprojekte und Hospitäler wurden von 
wohlhabenden Bürgern initiiert, organisiert und finanziert. Stif-
tungen wie die des Verlegers Herrmann Julius Meyer in Leipzig 
oder des Bankiers Johann Friedrich Städel in Frankfurt am Main 
waren nur die Leuchttürme einer ausgeprägten deutschen Stif-
tungskultur. Allein für Bayern wurden für das Stichjahr 1887 
mehr als 17.000 Stiftungen mit einem Gesamtvermögen von nahe-
zu 600 Millionen Mark gezählt. Die Einstellung, daß wohlhaben-
de Bürger sich für das Gemeinwohl verantwortlich fühlten und 
Verantwortung übernahmen, schlug sich in einer starken Identifi-
zierung des Einzelnen mit seiner Kommune nieder. Stiftungen für 
kulturelle und soziale Einrichtungen trugen zur Konstruktion 
lokaler Identitäten bei.' 
Die Bismarcksche Sozialgesetzgebung läutete den Untergang 
sowohl der sozialen als auch der kulturellen Philanthropie in 
Deutschland ein, die sich in einzelnen Bereichen der Gesellschaft 
noch bis in die dreißiger Jahre des 20. Jahrhunderts behaupten 
stetig an Bedeurung und Eiufluß verlor. Aufgrund 
der defizitären Forschungslage erscheint es zum jetzigen Zeit-
punkt fast unmöglich, eine Zäsur für das Ende der auf Philan-
4 Hans-Ulrich Wehler (199.5), Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3: Von 
der ''Deut-sehen Doppelrevolution" brs zum Begmn des Ersten \Veltkn.e-
ges, 1849-1914, München; derselbe (1975), ~+fodcrnUierungstheorie und 
Geschichte) Göttingen (gerincliik,rig überarbeitet in: Haru~Ulrich \Vehier 
(1995), Die Ge!ienwart als Geschichte, München, S. 13-58); erste aber 
theoretisch wenig fundierte Ansätze zur Erforschung der Philanthropie: 
Thomas W. Gacbtgens/Martin Schicder (H&.) (1998), Mäzenatisches 
Handeln, Studien zur Kultur des Bürgersinns in der Gesellu:haft, Berhn; 
Jürgen Kocka/Manuel Frey (Hg.) (1998), Bürgerkultur und Mäzenaten-
tum im 19,jahrhundert, Berlin. 
5 Thomas Adam (1998), Die An~änge industriellen Bauens in Sachsen, 
Leipzii;, S. 18-28; H.-J, Ziemkc 1980), Das Städelsche Kumtinstitat. Die 
GeSLhllhte einer Stiftung, Frank urt a. M.; M. von Heckel (1911), ,.Stif-
tungen„, in: Handwörterbuch der Staatsu·issenschaften Bd. 7; Jen~ S. 
1019; M. Meyer (1911), „Statistik der Stiftungen im In- und Auslande"\ 
in: Jahrbuch für Nationalökonomie und Statistik Bd. 42, Jena, S. 668ff. 
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thropie basierten Gesellschaft zu finden. Nach meinen Untersu-
chungen kann ich jedoch mit einiger Sicherheit feststellen, daß es 
bis zum Ende des 19. Jahrhunderts kaum Unterschiede zwischen 
der deutschen und amerikanischen Philanthropie gab. Erst mit 
der Jahrhundertwende schälten sich zwei grundsätzlich verschie-
dene Pfade in die moderne Gesellschaft für die USA und 
Deutschland heraus. 
Auf die Intervention des .Staates im sozialen Sektor folgte nach 
der Jahrhundertwende die Ubernahme kultureller Einrichtungen 
wie Theater und Museen in staatliche Verantwortung. Dieser 
Prozell, in dem die Finanzierung sozialer und kultureller Aufga-
ben dem Staat überantwortet wurde, wird in der deutschen Hi-
storiographie nahezu unwidersprochen als positive Entwicklung 
gewertet, da diese Bereiche damit privater Kontrolle und Willkür 
entzogen seien. Dem liegt ein Grundverständnis zugrunde, nach 
dem die staatliche Kontrolle als weit objektiver gilt, was ich je-
doch grundsätzlich in Zweifel ziehe. Mich verwundert die geringe 
kritische Distanz der deutschen Historiker zu diesem Prozeß. 
Bismarck agierte nicht oder nicht vordergründig aus einem sozial-
staatlichen Impetus, sondern mit dem Ziel die Arbeiterschaft in 
die Gesellschaft zu integrieren, sie gegen sozialdemokratische 
Einflüsse zu immunisieren und letztlich zu kontrollieren. Private 
Kontrolle wurde lediglich durch eine staatliche Kontrolle ersetzt, 
die sich von der privaten nur graduell nicht aber prinzipiell unter-
schied. 
Der soziale Wohlfahrtsstaat ist nicht das naturnotwendige und 
unausweichliche Telos der deutschen Geschichte, er ist ein unter 
spezifischen gesellschaftlichen Bedingungen bewußt gewählter 
Weg, der nicht nur nicht alternativlos war, sondern auch ein für 
Industriegesellschaften typisches Paradox begründete. Während 
die Unternehmen von der Industrialisierung profitierten, ü herlie-
ßen sie die Verantwortung für die Folgeerscheinungen der Indu-
strialisierung - wie die Arbeitslosigkeit, die soziale Frage aber 
auch die Zerstörung der Umwelt - mehr als bereitwillig dem 
Staat. Es wird allzu geflissentlich vergessen, daß es durchaus ver-
schiedene (realisierbare und realisierte) Konzepte dazu gibt, wie 
zum Beispiel die soziale Absicherung der Bedürftigen in einer 
modernen Gesellschaft organisiert werden kann. Die soziale Ab-
sicherung kann entweder über das Prinzip der privaten Verant-
wortung, der Selbsthilfe oder der solidargemeinschaftlichen 
Haftung erfolgen. Innerhalb des ersten Konzeptes schälen sich 
drei Idealtypen heraus - das Prinzip der unternehmerischen Ver-
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antwortung für die Arbeitnehmer, das Prinzip der Philanthropie 
und das Prinzip der Eigenverantwortung. Innerhalb des Kon-
zeptes der Selbsthilfe erscheinen die Idealtypen der non-profit-
Organisationen und der Genossenschaften. Das dritte Konzept 
schließlich ist das des sozialen Wohlfahrtsstaates. Dies sind na-
türlich Idealtypen, die in ihrer Reinform in der Praxis so nicht 
vorkommen, sondern generell in Mischformen. So wird zum Bei-
spiel der deutsche soziale Wohlfahrtsstaat ergänzt durch die un-
ternehmerische Verantwortung und das genossenschaftliche Prin-
zip. Auf der anderen Seite des Atlantiks verbindet Kanada das 
Konzept der Selbstverantwortung mit dem des sozialen Wohl-
fahrtsstaates und der Philanthropie. Letztere ist in historischer 
Perspektive der Gegenstand der folgenden Ausführungen. 
In meinem Beitrag möchte ich nun der Frage nach der Organi-
sierung und Finanzierung von kulturellen und sozialen Einrich-
tungen in Leipzig, New York und Boston im 19. Jahrhundert 
nachgehen. In dem Vergleich der Gründungsgeschichte des Me-
tropolitan Museum of Art in New York mit der des Städtischen 
Kunstmuseums in Leipzig sowie der Boston Cooperative Buil-
ding Company mit der Stiftung für Erbauung billiger Wohnun-
gen in Leipzig möchte ich die wesentlichen Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede der stadtbürgerlichen Stiftungskultur dieser 
Städte heraus arbeiten. Meine Hauptthese ist folglich, <lall sich das 
Denken und Handeln über die Verteilung kommunaler Aufgaben 
und deren Finanzierung im 19. Jahrhundert in deutschen Städten 
kaum von dem in amerikanischen Städten unterschied. Hier wie 
dort war das Funktionieren der Kommunen ohne philanthropisch 
gesinnte Bürger undenkbar. Hier wir dort erhielt Philanthropie 
eine neue Funktion in der Etablierung neuer sozialer Eliten in der 
städtischen Gesellschaft des 19. Jahrhunderts. 
Philanthropie wird in diesem Aufsatz definiert als die Bereit-
stellung finanzieller, materieller und ideeller Ressourcen für öf-
fentliche kulturelle, soziale und bildende Institutionen durch die 
Bürger einer Stadt. Dies konnte geschehen durch die Errichtung 
von Stiftungen, die Etablierung von „low profit organizations'' in 
der Form von Aktiengesellschaften, die Einrichtung von Mitglie-
derorganisationen für Museen oder Kunstgalerien oder einfach 
durch Vermächtnisse oder Schenkungen. Mein Konzept von Phil-
anthropie umschließt sowohl die kulturelle Philanthropie, also die 
private Finanzierung von Kunstgalerien und Museen, als auch die 
soziale Philanthropie, die private Finanzierung von sozialen 
Wohnprojekten und Hospitälern. 
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wurde zu einem Verhaltensmuster, mit dessen 
sieh die neue soziale Elite - die Unternehmer und Industridfon, 
die dureh Industrialisierung sozialen Aufstieg erfuhren, 
in die alten stadtbürgerlichen Obend1ichten 7.U integriencn such-
te. Diese m•ue Elite forderte damit die unbestrittenen 
Herrschaftspositionen Eliten - des Stadtpatriziats in den 
ttn(l der (ienet'ation « in den amerikani ... 
Stadtcn - heraus. verbunden ist 
der Kontrolle des öffentlichen Raumes der Stadt. Wer strl:tel.e, 
beanspruchte n1gleich eine Fiihrunf'soosition in der städtischen 
Gesellschaft. 
Philanthropie auf beiden des Atlmttiks 
zept einer Stiftungskultur 
Kon-
Lc1pz1g als auch in New Boston ging 
Gründung eines Kunstmuseums von den V crtretem 
;ilten stadtbiirgedichen Eliten aus. Als John Jay 1869 die 
Gründung einer Kunstgalerie für New York vnrschlug, er 
nur <fo1" Unterstützung der dit• Stadt beherrschenden 
Knickerbocker .Familien - der Rhindanders, Smyvesants. 
Winthorps Phelps "" sondern auch der neuen Schicht 
dnstrietlenfamilien - wie der Vanderbilts, Stuarts oder Kennedys 
Beide sozi·ale Gruppen suchten nach Wegen ihre 
Position in der Stadt zu befestigen bzw. neu zu definieren und 
zugleich das Ansehen Y orks als einer kulrmdlen Metropole 
zu heben. Ein Blick in alte Welt überzeugte die New Yorker, 
sie kulturell aufz.u holen hatten. Voller l~msetzen sie 
fest, daß das kleine und in ihren unbedeutende Kilni,m:id1 
Sachsen, wesentlich kl<:iucr war als :tvlassadmsetts, 
K unstrm1seum bcsafl, das ".!" konkurrenzlos prächtig 
selbst eine drittklassige Madtt wie Spanien hatte in seiner 
stad! ein Kunstmuseum das jeden Besucher in 
zückung brachte. das Leipziger Kunstmuseum 
sd1el11r für die Organisatoren die Rolle eines Vorbildes gespielt 
zu naol"n.<' 
------·~----,·~~~---
<t \\fini.fr(;d E. !lowe (191)), A Histn~:r 
'Wilh a (J ... apcer on tht? t\1rfy institution'S 
York, pp. tooff.; Calvla '_fonlkins 
The Stoi)' ~f the Merropolit'-1.n Atuscurn 
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Zur Finanzierung des Metropolitan Museum of Art riefen die 
Gründer Mitgliederorganisation mit drei verschiedenen Klas-
sen Leben. Man konnte den Status eines Patrons für $1.000, 
den eines Fellows in Perpetuity für $500 und den eines Fellows 
for Life für $200 erwerben. Dieses Muster ist typisch für alle 
nordamerikanisehcn Museen bis zum heutigen Tage. Das Leipzi· 
ger Kunstmuseum wutde zwar aueh auf der Basis einer Mitgli~·­
derorganisarion - des Leipziger Kunstvereins - allerdings in Form 
einer Aktiengesdl.sdiaft gegründet. Die von dem Leipziger 
Kunstverein im J:ihre 1837 ausgegebenen Aktien zu jeweils drei 
'I'>lcm wurden dem Vereinsvorstand - und davon mag man heute 
nur träumen - fast au' den Händen gerissen. Innerhalb weniger 
Tage wurden über 500 Aktien gezeichnet. Di!' Gründungsge-
schichte weist in betden Fällen grundsätzliche Ubereinstimmun-
auf. Die Etablierung von Museen wurde in Deutschland 
den USA als eine private Aufgabe gesehen, die von den Eliten 
Gesellschaft initiiert und finanziert wurde. In dieser Hinsicht 
g.ib '" bis zum End<~ des 19. Jahrhunderts kcine Unt:ernhiede 
;:wischen beiden Gesellsehaften.7 
Als das Metropolitan Museum 1870 gegründet wurde, verfügte 
es z.war über ersten Sammlungen jedoch über keine Unter-
kunfr. .Bis zehn Jahre später das endgültige Domizil Museums 
an der Ostseite des Central Parks eröffnet werden konnte, nutz-
Museumsorganisatoren mehrere provisori.sdw Ausstel-
lunv;sriiume. Obwohl es dem Museum an materiellen Stiftungen 
fohlte und über die Jvlügliedersubskriptionen innerhalb von 
zwei Jahren über $200.000 gesammelt wurden, erschien es 
Organisatoren nnwahrsdicinlich, daß das Museum ohne staatlt-
che Subventionen auskommen könnte. Daher verfaßte der 
Princeton Professor George Fi&ke Comfort eine Petition an 
Gouverneur von New York, in der er im Namen der Nt'W Yorker 
Bürgerschaft um finanzielle Unterstützung für die Errichtung 
Museumsgebäudes bat. Es mag nicht verwuru.lern, daß Wil„ 
'r'weed die staatliche Finanzierung des M usc~imsgebäudcs 
auf kommunalem Baugrund, ohne lange überlegen zu müssen, 
[)le l)etitionsuntcrzeichner repräsentierten in"Hlterhin 
.ds die Hiilfte des Grundbesitzes und die herausnigenden 
Finnen in New York City. 
7 a.aJ)„ S. 129/130; ders. (1946), A History of the Metr<>jJolitan M"""'m of 
Art Vol. ll._ N~ York, S. 47; J. Vogel (l8'12), Das Stiidtische Mu«1'm zu 
Leipzig, Lrtp"g, S. 29. 
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Die staatliche Finanzierung des Museumsgebäudes für das 
Metropolitan Museum war bei weitem nicht untypisch, sondern 
ein Grundmuster fast aller amerikanischen Museen, Eine promi-
nente Ausnahme stellt hier nur das Bostonet Museum of Fine 
Arts dar, das weder um staatliche Unterstützung ersuchte, noch 
eine solche erhielt. Ähnlich verhielt es sich mit dem Leipziger 
Kunstmuseum. Auch hier stellte sich die Frage, wo die durch den 
Kunstverein angekauften oder die ihm gestifteten Gemälde ausgec 
stellt werden sollten. 1846 wandte sich der Kunstverein daher an 
den Leipziger Stadtrat mit der Bitte, ihm in einem kommunalen 
Gebäude Ausstellungsräume zuzuweisen. Diese in der Ersten 
Bürgerschule befindlichen Ausstellungsräume waren auf die Dan· 
er völlig unzureichend. Den Weg zu einem eigenständigen Ge· 
bäude für die Gemäldesammlung ebnete im Leipziger Fall jedoch 
nicht die Stadtregierung, sondern das Vermächtnis des Leipziger 
Kaufmannes Heinrich Adolf Schletter. 1858 konnte das Kunst-
museum, das vollständig - in seinen Sammlungen und in seinem 
Gebäude - privat finanziert worden war, am Leipziger Augustus· 
platz eröffnet werden. Während also das New Yorker Museum 
nur mit staatlicher Subventionierung errichtet werden konnte, 
war es im Leipziger Fall möglich vorerst ohne eine solche Sub· 
ventionierung auszukommen.s 
Noch vor der Fertigstellung des Gebäudes für das Metropoli-
tan Museum stimmte die New Y orker Stadtregierung einer jährli· 
chen Subventionierung des Museums schon im Jahre 1873 zu, In 
Leipzig ist das erst ab den 1880er Jahren nachweislich. Während 
sich im New Yorker Beispiel für die nächsten Jahrzehnte kom· 
munale und private Finanzierung ergänzten, führte das Einsetzen 
der kommunalen Subventionierung im Leipziger Fall zu einem 
Nachlassen des privaten Interesses und schliefüich zur Übernah· 
me des Museums in städtisches Eigentum im Jahre 1909. Dies 
bedeutete den grundsätzlichen Ausschlug einer komplementären 
8 
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Winifred E. Howe (1913), A History of the Metropolitan Museum of Art 
l"(l'ith a Chapter on the early institutions of Art in New York, Vol. I, New 
York S. 138; Calvin Tomkins (1989), Jvlerchants and Masterpieces. The 
Story ofthe Metropolitan Museu.m of Art, New York, S. 39-41; für Bos-
ton vg. Walter Muir Whitehill (1970), M11-senm of Fine Arts Boston. A 
Centennial History Vol. !, Cambridge; 1'homas Adam (1999), „Kommu-
nalisierung von Kunst und Kultur als Grundkonsens der deutschen Ge-
sellschaft ab dem ausgehenden 19. Jahrhundert. Das Beispiel Leipzig", in: 
Die alte Stadt H. 2, S. 91; Margaret E.leanor Menninger (1998), Art and 
Civic Patronage in Leipzig, 1848-1914, Ph.D. Harvard, pp. 79ff. 
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privaten Finanzierung über eine Mitgliederorganisation wie das 
für amerikanische Museen die Regel darstellt.'' 
Interessant ist die Diskussion um die Eigentumsfrage in beiden 
Fällen. Die New Yorker Philanthropen akzeptierten die Forde· 
rung Tweeds, dag das Museumsgebäude in kommunalem Besitz 
bleiben müsse, während die Sammlungen Privatbesitz bleiben 
sollten. In Leipzig hingegen erklärte sich der Kunstverein bereits 
im Jahre 1846 dazu bereit, die „für das Museum angekauften, 
durch Schenkung, Vermächtnis oder sonst erworbenen Kunstge· 
genstände" in das Eigentum der Stadt zu überweisen, jedoch mit 
der Bedingung, dag sie „nie anders als für ein städtisches Museum 
verwendet werden können.nH1 
Die New Y orker und Leipziger Stifter scheinen sich in ihrem 
Verhältnis zur Stadtregierung und ihrem Verständnis von „kom· 
rnunalern Eigentum", grundsätzlich unterschieden zu haben. Ein 
zweiter wesentlicher Unterschied lag in der Aufgabenbestirn· 
mung des Museums. Das New Y orker Museum wurde nicht nur 
mit dem Ziel gegründet, die kulturelle Potenz des Bürgertums zu 
zeigen, sondern auch als Bildungseinrichtung für die unteren 
Klassen. Im Leipziger Fall war das Kunstmuseum grundsätzlich 
nur als Repräsentanz des bürgerlichen Leipzigs intendiert, der 
Zutritt nur Mitgliedern des Leipziger Kunstvereins - sprich der 
Leipziger „High Society" - vorbehalten. Dies scheint im Gegen· 
satz zur Idee des kommunalen Charakters der Sammlungen zu 
stehen. Was für uns wie ein Widerspruch anmutet, war für die 
Bürger in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts jedoch selbst· 
verständlich, In ihrem Denken repräsentierten sie und nur sie die 
Mitglieder der Kommune, während die Unterschichten von dieser 
Bürgerkommune ausgeschlossen wurden. Im Gegensatz zu New 
York und Boston, wo philanthropische Unternehmen sowohl auf 
der sozialen als aucb auf der kulturellen Ebene die Unterschich· 
ten integrierten, war in Leipzig lediglich die soziale Philanthropie 
für die Unterschichten bestimmt. Die kulturelle Philanthropie in 
Leipzig folgte einem exklusiven Konzept, nach dem das Bürger· 
turn jeden sozialen Kontakt (in einem Museum oder dem Ge· 
wandhaus) mit den Unterschichten vermied. 
Im Leipziger Fall sahen die Bürger keine Trennlinie zwischen 
kommunalem und privatem Eigentum. Dies wird erklärlich, 
wenn wir berücksichtigen, dag im frühen 19. Jahrhundert die 
9 Calvin Tomkins {1989), Merchants and Masterpieces. The Story of the 
Metropolitan Museum of Art, New York, p. 45. 




Stadt noch :tls Pcrsonerwe1band verantwortlich hartddnder 
Bürger g•osehen wurde, der es folglich eine Umer>cheidung in 
private u11d kom1mm;1le Einridimngen nicht geh<:n bnn. Eine 
St„dt eKistierte in der Vorstellungswelt dieser Zeit nur über 
Bürger und deren Handeln. Dies war andern in New York, wo 
Iliir1'er ·bereits einer entfremdeten ti.1d zu dieser 
Kommunalregiernng gegentih<'r>tanden und sich 
Struktur begriffen. Es letztlich ein in· 
tcressanter Widerspruch: Das New Museum war mehr 
allen zugänglich, das Leipziger war 
nur wenigen zugänglich." 
Aii Stelle scheint ein Vorgriff auf noch zu 
hJ<Hklnde soziale Philanthropie angebracht. die kultu-
relle Philanthropie im Leipziger Fall mit dem Aussehlull der Un-
rcrsdlichten einherging, schloß die soziale l'hiluntbropie 
lvkssesrndt ein hzw. s.1'1 die ll nrerschichten als ihre 
gruppe. Im New Yorker hingegen verfolg~e die kulturelle 
Pbilanthn.>pie die so1.iale Philanthropie eine i11te<'1·ie-
rmde, inkiusive Funktion. Ausnahme stellt hier nur die 
Mctwpofaa!l Opera dar, die nur für di<' Mitglieder der High So-
clety bestimmt war.'2 Die kulturelle Philanthropie in Leipzig 
schloß die Arbeiterschaft von den Must,·cn und Kunst1'alerien als 
zur Bürgerkommune dazugehörig bis zum Erste; 
was die Arbeiterbewegung zum Aufbau kulturelle!' 
einer eigenen Kultur und somit 
sozialdemokratischen Milieus einet sozialdemo-
Subku ltur bedingte, Im New 
Arbeiterschaft als Bestandteil der sr~dtischen Gesellschaft gese-
hen, auf die sich die Bestrebungen nicht rmr der sozialen, sondern 
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galerien galten hier als Instrumente der V olk.<crz:idmng und 
mit der fotegration der Arbeiterschaft in die Gesellschaft.'-' 
Nicht nur von Museen und Konzerthiiusern, 
sondern auch die Errichtung von Hospitälern und soz.i.llen 
Wohnprojekten wiire im 19, Jalrrhundctt ohne Philant!u·opi<· un-
denkbar g<>wesen. Im Mai 1871 iibcrzm1gt•' der Bostoner Arzt 
Henry Ingersoll Bowditch eine größere Zahl wohlhabender 
wobncr seiner Heimatstadt dazu, ein 1Wohnungsuntemehmen zu 
grü11de10, das dem Ziel verpflichtet war, preiswerte Wohnungen 
Arbeiterfamilien bereitzustellen, Das U memehmen 
nach Londoner Vorbild Sydney Waterlows und seiner .Phil-
•nth1·or1v and Five Percent" als eine "limitc'<l company" 
Waterlow hatte im Jahre 1863 ein Wohnungsrnner-
net1mcm als Aktiengesellschaft tns Lel>en gerufon, das Arbeiterfa-
milien preiswerten Wohnraum zur Verfügung und gleich-
zeitig eine Verzinsung des eingebrachten K:ipitals maximal 
fünf Prozent gewiibrte, Normalerweise erwarteten Unternehmer, 
cfü, Kapital in private Wohnungsumernehmcn investierten, eine 
Rendite bis 7-U 25 Prozent. Im Gegc11Mtz zu rein phi!a1ithropi-
schen Unterudunen Waterlow und Allt'n durch die 
Ei.nbimfong kapitalistischer Methoden, Unternehmer von 
Möglichkeit zu überzei1geu, daß sieh Philanthropie und eine Ver-
zinsung des eingebrachten Kapitals nicht notwe11digerweise aus-
schl.idien -
ßowditch forderte, die jährlichen Gewi11ne des Bostoner Un-
ternehmens auf maximal sieben Prozent zu beschränken. Dies 
für uns beute als eine relativ hohe Dividende erscheinen. Es 
1ed,och zu hedenken, daß in den 1 S70er Jahren in Ameri-
oriva1:e Wohnungseigentümer bis zu 25 Prozent Gewinn aus 
einem Wohnungsuntemebmen erwarteten erhielten. Die Idee 
der „Philanthropy and Five Percent" setzte eine Verbindung 
'" Allen Churchill (1970), The Upper Crust. An informal Histary of New 
York's Higlwt Society, Englewood Cfüfs/Ncw Je"ey, pp. 134·!36; 
]'h~nlas ./\dan;, (1999~, Arbe~ermi[ieu w14 Jtrbe-.itr~rl1e'UN:,~1#1g, i?J Leipz,ig 
tliJ~„J9_,J1 Kolnf\~le1m4txiW'1cn, Zurn lue.r veri:11ir~:ndctcn l\.11hc:ube:1toJ:f 
vgl. R.~in(!r l\1. Lepsius (1993) .,.Parreü:nsystcm und Sniiahtruktur:: 1.um 
Probien:t der Dernokratlslerung d:i::f tlcl-1ts:chen GeseJlH\.~h,,ft" ~ in: derS<dbe; 
[),•ttu1kratÜ! ir,:: f>eutschland. Sozt'(llos:iuh·-bistorisc-he Jfonstel!at.ionmna-
(•p;en_ Ausgcufiihlte Auftät:tt\ (;.{}tung<~n, S. 25-50; ·rhoJn;u Ad.uni 
w·~rn:r :Bramke (Hg.) (1999). Milieukonz~:pt. und empiris"-hff !f.ttscl:uing~ 
l C! 11z1g •. 
14 [Javid M. Culver (1972)t Tenement f{ou:;e R.'~fonn in Jh;:;.3fon, 1846-1~8,,. 
Ph.D. lloston, pp. JJ5-l64; John Nelsm1 'farn (l973\ .lrve Per' 
Phifanthropy. An acrount of bousing in urban an_•a.11' P~"tween 1840 
1914, Cambridge, pp. 50-56. 
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von Philanthropie und Kapitalismus - war also sozusagen der 
erste Versuch der Marktwirtschaft eine soziale Komponente zu 
geben. Philanthropie wurde zur "investment philanthropy", die 
von ihren Protagonisten nicht mehr als singuläre Unternehmen 
begriffen wurden, sondern als Modell, das andere Bürger dersel-
ben wie auch anderer Städte zur Nachahmung anregen sollten. 
Waterlow und Bowditch sahen in der "investment philanthropy" 
eine neue Ennviddungsstufe des Kapitalismus, die eine soziale 
Absicherung der Unterschichten einschloß. Und es ist kein Wun-
der, daß diese K011zepte in den USA ab den 1870er Jahren breite 
Beachtung innerhalb des Bürgertums fanden. Die Ereignisse 
Pariser Kommune führten den stadtbürgerlichen Schichten in 
New York und Boston - den Knickerbocker und Brahmins -
deutlich die Gefahren eines Kapitalismus ohne sozialer Absiche-
rung vor Augen. Die .Horrorbilder aus Paris" sowie die wirt-
schaftliche Rezession der 1870er Jahre drängten das Bürgertum 
dazu, über begrenzte soziale Reformen nachzudenken, 15 
Das Bostoner Wohnungsunternehmen beschritt drei 
um Wohnungen für Arbeiterfamilien bereitzustellen. Es errich-
tete neue Wohnhäuser innerhalb des Stadtgebietes, pachtete 
vorhandene aber heruntergekommene Gebäude und errich-
tete kleine Wohnhäuser aullerhalb der Stadt, die an die Bewohner 
verkauft werden sollten. In den folgenden Jahren und Jahrzehn-
ten stellte sich jedoch schnell heraus, daß letzteres wenig erfolg-
reich war. Im Jahre 1888 vermietete das Unternehmen insgesamt 
209 Wohnungen zu einem jährlichen Mietpreis von $34 bis $58. 
Diese Zahl mag gering erscheinen, aber wie bereits betont, ging es 
Gründern nicht darum, eine größtmögliche Zal>I von preis-
werten Wohnungen zu errichten, sondern ein Modell zu schaffen, 
das andere nicht philanthropisch gesinnte Geschäftsmänner von 
der Nützlichkeit einer solchen „limited dividend eompany" über· 
zeugen sollte. Und in diesem Punkt scheint das Bostoner Unter-
nehmen eine große Ausstrahlungskraft besessen zu haben. Besn-
cher aus New York, Philadelphia, Baltimore und aus verschiede-
nen europäischen Städten kamen nach Boston, um von den Erfah-




Etwa fünfzehn Jahre spiiter entschloß sich der Leipziger Ver-
Herrmann Tulius Mever angesichts der bedrohlichen Woh-
Burrows/Mike Wa!lace Gotham (1999), A History of New 
New York/Oxford, pp. 1002ff. -
Report of the Boston Co-Operative Building Com-
pany. 
Bürgergesellschaft und moderner Staat 
nungsnot tür Arbeiterfamilien, Geld für die Errichtung von 
preiswerten Wohnungen für minderbemittelte Familien bereitzu-
Das zunächst als Verein gegründete und dann in eine 
Stiftung überführte Unternehmen entwickelte sich rasch mit ei-
nem Gesamtwohnungsbestand von knapp 2.700 Wohnungen in 
den l930er Jahren zur größten Wohnstiftung Deutschlands - die 
bis zum heutigen Tage als Stiftung existiert. Ebenso wie Bowditch 
fand auch Meyer sein Vorbild in London. Im Unterschied zu 
Bowditch und seinem Bostoner Unternehmen, entschied sieh 
Meyer jedoch nicht für die Adaption von Waterlows Idee der 
Verknüpfung von Philanthropie und Kapitalismus, sondern 
knüpfte an das konkurrierende Modell der "pure philanthropy" 
von George Peabody an. Peabody - ein reicher amerikanischer 
Banker - stiftete im Jahre 1862 \0500.000 für die Errichtung von 
preiswerten Wohnungen für Londoner Arbeiterfamilien. Von 
Waterlows Unternehmen unterschied sich die Peabody Stiftung 
dadurch, daß keinerlei Gewinn aus dem Unternehmen gezogen 
werden sollte. Meyer folgte exakt diesem Vorbild. Im Gegensatz 
zu Bowditch ging es ihm nicht darum, ein nachahmenswertes 
Modell zu schaffen. Und hier wird der wesentliche Unterschied 
zwischen der deutschen und amerikanischen Stiftungskultur 
deutlich. Während es Bowditch um die Etablierung eines Modells 
ging, begnügte sich Meyer mit der Errichtung einer einzelnen 
Stiftung, die eine praktische Lösung in einem beschränkten Rah-
men und für eine begrenzte Anzahl Menschen anbot. fm Gegen-
satz zu Bowditch verfolgte Meyer also keine größeren Ambitio-
nen, die auf einen begrenzten Umbau der Gesellschaft hinauslie-
fen. Meyers Verhalten war von einer gewissen Skepsis darüber 
geprägt, ob sein Weg eine generelle Lösung des Problems dar-
stellen könnte oder ob dieses Problem überhaupt innerhalb der 
bestehenden Ordnung lösbar ist. Das Primat für Meyer bestand 
dem .praktisch tätig werden"." 
beiden Seiten des Atlantiks fühlten sich wohlhabende 
Bürger für das Allgemeinwohl der Kommune, in der sie lebten, 
verantwortlich. Diese Kommune existierte nur über ihre Bürger 
und ihr Engagement für das Gemeinwesen. Die Stadt war ein 
Geflecht verantwortlich handelnder Personen, die nicht nur 
ökonomische, sondern auch die kulturelle und soziale Entwick-
17 "l'homas Adain (1998), Die Anfänge industriellen Bauens in Sachsen, 
Lejpzig~ John Nelson Tarn (1973), Five Per C'ent Philanthropy. An ac-




Jung der Kommune bestimmten, finanzierten und nach außen 
repräsentierten. Es ist daher angemessen von einer Stiftungskultur 
zu sprechen, die nicht nur den unmittelbaren Akt einer Stiftung 
umfaßt, sondern vielmehr das Klima, in der diese Stiftung erfolgt. 
Die Bereitstellung materieller Werte für kulturelle und soziale 
Einrichtungen der Stadt war keine Ausnahme. Es war ein alltägli-
ches Handlungsschema, das auf einem Verantwortungsbewufü-
sein des Einzelnen für die Gemeinschaft basierte und ein allen 
bekanntes abrufbares Handlungsmuster darstellte. Wer wohlha-
bend war, sah es als eine Verpflichtung an, einen Teil seines 
Reichtums der Gesellschaft (zurück zu) geben. Mein Konzept 
Stiftungskultur umfaßt also nicht nur ökonomische, sondern auch 
sozial-psychologische, kulturelle und anthropologische Aspekte. 
Dieses Konzept eröffnet ei11en \Veg, um vo11 der bisher zumeist 
positivistischen Beschreibung einzelner Stiftungen oder Stifter-
persönlichkeiten weg und hin zu einer sozialstrukrurellen Be-
schreibung zu gelangen. In diesem Interpretationsmodell wird der 
Stifter nicht mehr losgelöst von der Gesellschaft als ein einzelner 
Wohltäter betrachtet, sondern in dem Kontext sozialer Gruppen 
und Verhaltensmuster. Die Stifmngskultur umschließt solche 
Elemente wie soziale Gmppen, Handlnngsschemata, .Motivatio-
nen und Zielvorstellungen. Der Stifter ist in seinem Handeln 
durch mehrere Elemente bestimmt: durch die vorgefundenen und 
tradierten Verhaltensmuster; die Probleme seiner Gegenwart, die 
er mit seinem philanthropischen Verhalten zu lösen sucht; seine 
Vorstellungen über die Zukunft und seine gesellschafts- und ord-
nungspolitischen Vorstellungen; sowie das Handeln anderer kon-
kurrierender Personen und sozialer Gruppen. Um dies an einem 
Beispiel zu verdeutlichen; Herrmann Julius Meyer fand in Leipzig 
eine lange Tradition von wohltätigen Stiftungen für alle nur 
denkbaren sozialen Zwecke vor, damnter mehrere Stiftungen für 
preiswerte \Vohnungcn. Sein Kontakt mit Arbeiterfamilien in 
seiner Eigen~chaft als Fürsorgepfleger, die Einsicht in die 
nungsnot der unteren sozialen Schichten sowie die Konfrontation 
mit einer starken Sozialdemokratie motivierten 1\1eyer. Er suchte 
eine Lösung für das Wohnungsproblem der Arbeiterfamilien, das 
er als eines der bedrohlichsten Probleme für die Gesellschaft be-
griff. Reformen innerhalb der bestehenden Gesellschaft schienen 
ihm angemessen, um diese Gesellschaft an sich zu erhalten und 
einen sozialen Umsturz zu verhindern.18 
IB Briefwechsel Meycr-Pon1mer 
Thomas Adam '~"'""'"'' -..--.. 
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Es erscheint unmöglich, Stifter isoliert von der Gesellschaft 
und den zeitgenössischen Diskussionen um Reformen der Gesell-
schaft zu betrachten. In ihrer Tätigkeit widerspiegeln sie genau 
diese Diskussi':'n~n ':'nd die .".ermeintlichen Lösungen. So legte 
Meyer zum Be1sp1el 1n der Snttungsurkunde fest, daß es Ziel und 
Aufgabe der Stiftung sei: .kleinere, gesunde und möglichst hillige 
Wohnungen" zu erbauen, die nicht auf einen Stadtteil konzen-
triert, sondern in verschiedenen Stadtvierteln errichtet werden 
sollten. Er wollte damit eine soziale Segregation verhindern, die 
von einigen Architekten und Sozialpolitikern seiner Zeit _ wie 
zum Beispiel Joseph Stübben - als .Klassenkonflikte" befördernd 
angesehen wurden. In der Stiftungsurkunde hieß es weiterhin: .B~i Vergebung der Wohnungen hat die politische, konfessionelle 
oder soziale Stellung des Mieters außer Betracht zu bleiben, nicht 
minder ist eine einseitige Bevorzugung von Festbesoldeten {An-
gestellten) zu vermeiden. In der Regel dürfen nur Mieter Auf-
nahme finden, deren jährliches Einkommen nicht weniger als 800 
M und nicht mehr als 1.800 M beträgt.„ In der Regel soll die 
Miete ein Siebtel des Einkommens nicht übersteigen." Personen, 
die von öffentlicher Unterstützung lebten, '\Vurden ehenso wie 
Familien mit mehr als fünf Kindern von einer Vermietung ausge-
schlossen. In diesen Bestimmungen unterschied sich Meyer kaum 
von den Stiftern in London oder Boston. Waterlow, Bowditch 
und Meyer f':rmulierre.n ~t _ihre?. Mietregeln und m~t der ge-
wählten Architektur für dte JCwe1hgen Wohnungspro1ekte eine 
spezielle gesellschaftspolitische Idee. Der Adressatenkreis dieser 
philanthropischen Wohnprojekte umfaßte nicht alle Arbeiterfa-
milien, sondern nur eine spezielle Oberschicht innerhalb der Ar-
beiterschaft, die über ein bestimmtes in allen Fällen fest um-
schriebenes Einkommen verfügen mußten und eine begrenzte 
Zahl Kinder hatten. Für diese Familien stellten die Wohnhäuser 
nach außen hin »abgeschlossene und abgegrenzte Wohnungen" 
bereit, die jeder Familie eine Intimsphäre zubilligten oder ok-
troyierten. Das Korridorsystem, das in vielen Wohnungen des 
privaten Wohnbesitzes zu finden war, oder die gemeinsame Be-
nutzung von Küchen, Waschräumen oder Toiletten die mit einer 
.offenen Familienstruktur" korrespondierten, wurden hier prin-
zipiell abgelehnt und durch eine Architektur ersetzt, die eine .ge-
schlossene Familienstruktur" bedingte. Der Glauhe an die ab<>e-
" 
- die Tradition der Wohnstiftungen", in: Ulrich Heß/Michael Schäfer 
(Hg.), Unternehmer in Sachsen, Leipzig, S. 107-118; Thomas Adam 




schlosse!i.e Grundb'1Ustein einer .gcs1rndm Gesell-
schaft" s<·hein< hier hervor. Di." Architektur dieser 
nun<>en widerspicgdt nicht nur Gesellschaftsau( fassung St)ft:r~ sie ist deren Materialisien1ng·.L~ 
Mein Konzept der Stifr11ngsk11ltur umfoEt jedoch 
z111•c1'•e Ebene, Der Stifter war nicht nur durch diese bewußten 
Motivierungen in seinem Handeln bestimmt. sondern 
zweites bewußtes oder unbewußtes :5t1ret•e11 
gesdlschaftl!che Strukturen, philantbropische 
ein Verhaltensmuster, 
19, Jahrhundert genutzt 
Aufstieg und. Erfolg mit gesellschaftlicher Anerkennung 
d1uch die alten stadtbürgerlichen Eliten abzusichern, Stiften galt 
<ib eine Verhaltensweise, die der Integration von neuen Eliten, 
Frauen oder religiösen ethnischen !1:1foderheitcn in 
rendcn der stt<dtbfügcrlichen Gesdlsehilh dienten. Wer 
stift<,te, versuchte durch die andert'll Mitglieder 
„High Socic1)"'' zu erlangen sich selbst ein Ei.n1rittsticket in 
diese .Kreise zu Materieller Wohlstand, erworben 
wimehaftlichcn war dafür die Voraussetmng, ;i;1„nügte 
jedoch allein nicht, um Anerk<:imung w erlangen, wie 
<las Beisoiel etwa der Vanderbilts in New York belegt. Obwohl 
Familien, die vor allem mit dem Bau der Eisenbah-
nen zu einem märchenhaften Reichtum kamen, erlangte die Fa-
lange Zeit keine Anerkennung. Erst 
ihr fi 11anzielles Engagement die des Metropolitan 
Museum of Art und für das Metropolitan Haus ebneten 
den Vanderbilts einen Weg in die .I ligh :>o·ciety'" 
Das philanthropische Verhalten ist in diesem Kontext ein Ver-
haltensmuster, eine Strategie unter amlercn, die sich für Leipzig 
ebenso nachweisen !äße wie für New York um! Boston. Die ande-




und moderner Staat 
schaftlicheit Clubs und die Produktion von f;m1ili<mstammbäu-
men und Familienwappen. Aus ,,11 diesem witd klar, Jag der typi-
sche Phi!a1nhrop 19. nicht der al.leins1ehende, 
v<.>rwitwete, kinderlose um,rmeßlich reiche Handdsk;Hifme1n11 
tvar~ der kurz vor (l<.:irüh(~·r entschied, \V~.,;r 
Reichtum erlkllten sollte, Stifter waren l\'l:irrner und Frauen 
Altcrsgtuppen, die entweder den alten oder den neuen stadtbür-
gerlichen Eliten zugehörten, über einen gewi"en 
und entweder ihren gesellschaftliehe11 ~ 
soru,;h zu behaupten suchten oder aber erstrebten, 
Philanthropen gaben Geld für soziale 
richtungen und engagierten 
rcn Besitz ansahen. Sie waren in den verheiratet, 
Kinder und versuchten mit ihren philanthropischen V er-
halten soziale Anerkennung der nächsten Generation zu 
st1g~:n, 
Aus diesem Engagement leiteten die Stifter •owohl in Leipzig 
als 1H1<oh in New York einen Führung&inspruch innerhalb der 
stadtbürgerliehen Gesellschaft ab, der sid1 auch auf di.o politische 
Ebene er$tre&en komu.e, Im 1877 schlug eine Kommission, 
die den „Verfall der von New York zu untersu· 
chcn hatte~ vür ,_ die VerwaJtungsstru.ktur einschneidend zu verän-
d<-m. Neben den und cfon Stadtrat sollte ein Board 
of Finance treten, das nur von d<m)enigen Stc1wrzahlem gewählt 
wurde, die über ein Vermögen von mdl!' $5.000 verfügten 
oder von einer jährlichen Rente von mebr als $250 lebten. Dieser 
neuen Institution würde die Kontrolle über alle Einnahmen 
Stadt zufallen. Alle anderen 
Bürgermeister und <len Stadtrat die allerdings 
in die Bedeutungslosigkeit versinken würden. Die Stadtregierung 
würde damit vi>llig unter die Kontrolle der wohlhabenden New 
Y orker geraten. Auch wenn dieser Pbn letztlid1 nicht umgesetzt 
werden konnte, widerspiegelt dieser Versuch bestimmte 
H•ltung des New Yorker Bfügertums, das die Ideo von Noblesse 
obliege mit der Herleitung bestimtnter politi.chtr V tm·cchte aus 
dem phi.lamhropischen Verhalten verband. w," in New 
scheiterte, \.\i'urdc in LeipzJ~~' wo sejt 1894 ein dirckres 
Drcikbssenw•h!n'<:ht galt, den wohlhabenden L.:,ip>.igern 
eine Majorität Stadtrat bis 19 J 8 gar;mtierte. 1n Ahh;>n)!.igkeit 
von Vermögen und Steuerleistung Wtnlkn die W'ähler in drei 
verschiedene Wählerklassen eingeteilt, die- j"weils die gleiche 
von Stadtverordneten wählten, So wählten fünf Prozent der 
Steuern entrichtenden Bürger ein Drittel der Stadtver-
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ordneten, Ein weiteres Drittel wurde von den 15 Prozent der 
nächst größten Steuerzahler gewählt, während die restlichen 80 
Prozent der Steuerzahler ebenfalls ein Drittel der Stadtverordne-
ten wählten, Obwohl in der Etablierung dieses restriktiven Wahl-
rechtes die Abwehr des sozialdemokratischen Einflusses alle an-
deren Motive überschattete, kann davon ausgegangen werden, 
auch hier die Ansicht dominierte, daß die Bürger, die am 
meisten für die Stadt leisteten, entsprechende Vorrechte daraus 
ableiteten. Darauf deutet auch hin, daß solch herausragende 
anthropen wie Gustav Schwabe, der einer von ihm geschaffe-
nen Heimstätten-Stiftung drei Rekonvaleszenten·-Heime einrich-
tete, in der Kommission aktiv mitarbeiteten, die das neue Wahl-
recht kreierte.21 
Resümee 
Das Titelblatt des New York Times Magazine vom 2. Juli 2000 
nutzte das in Nordamerika populäre „Uncle Sam" Plakat, auf 
man einen verknöcherten alten Herren in den Farben des 
amerikanischen Sternen- und Streifenbanners sehen konnte. Mit 
seinem umgebogenen Zeigefinger forderte er den Betrachter auf, 
„alles das zu tun, was der Staat bisher getan habe". Dieses Bild 
erinnerte mich sofort an die Haltung der derzeitigen Bundesregie-
rung, die auf mehr private Verantwortlichkeit des Einzelnen und 
ein stärkeres bürgerliches Engagement für die Gesellschaft 
tiert ist. Die hohe Verschuldung der öffentlichen Hand zwang 
Länder und Kommunen zu einschneidenden Sparmagnahmen in 
der Unterstützung kultureller und sozialer Einrichtungen und 
erweckte eben auch unter Sozialdemokraten den Wunsch, der 
Philanthropie in Deutschland (wieder) eine Heimat zu geben. Als 
Paradebeispiel für eine solche Gesellschaft wird in Unkenntnis 
der eigenen Geschichte stets auf die Vereinigten Staaten veiwie-
2! Für New York siehe Ed..;vin G. ßurrows/f\.1ike \Val1acc Gotham (1999), 
A History of New York City to 1898, New York/Oxforct, pp. 1032,1033; 
für Leipzig siehe 1'.1ichad Schafer (1998), "Die ßurg und die Bürger. 
Stadtbürgerliche Herrschaft und kommunale Selbstver\.valtung in Leipzig 
1889-1929", in: Werner Bramke/Ulrich Heß (Hg.), Wirtschaft und Ge-
sellschaft in Sachsen im 20. Jahrhundert, Leipzig, S. 273-275; Thomas 
Adam (1999)} Arbeitermilieu lind Arbeiterbe'ü.HJgung in Leipzig 1871-
1933, Köln/Weimar/Wien, S. 293-298; zu Schwabe siehe derselbe (1999), 
Allgctneine Ort$krrtnkenk.1sse Leipzig 1887bis1997. Leipzig, S, 29-4L 
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se1L Dabei muß man doch nicht erst auf die andere Seite des At-
lantiks schauen, um Ideen für eine stärker auf Philanthropie auf-
gebaute Gesellschaft zu finden. 
Allerdings gibt es einen wesentlichen Unterschied zwischen 
der heutigen Situation und der im Deutschland des 19, Jahrhun-
derts: dies betrifft die Motivation für philanthropisches Verhal-
ten. Im 19. Jahrhundert entschieden die Stadtbürger von sich aus, 
sich philanthropisch zu engagieren, während heute die Regierung 
dieses Engagement von seinen Bürgern erwartet. Daher ist frag-
lich, ob die Bürger nach einer mehr als hundertjährigen Tradition, 
in der dem Staat die Verantwortlichkeit für nahezu alle öffentli-
chen Aufgaben überantwortet wurde, nun wieder bereit sind, sich 
selbst zu engagieren, Für viele erscheint es unvorstellbar, daß 
Museen und Krankenhäuser privat, und eben nicht vom Staat 
finanziert werden könnten. Die Lösung dieses Problems liegt 
jedoch nicht - wie immer wieder von deutschen Politikern zu 
hören ist allein in einer Veränderung der Steuergesetzgebung, 
Das Beispiel Kanadas belegt eindeutig, daß es keinen direkten 
Zusammenhang gibt zwischen hohen Steuersätzen und niedriger 
Bereitschaft der Bürger, philanthropisch tätig zu werden, Ebenso 
wie Deutschland gilt Kanada als eines der Länder mit den höch-
sten Pro-Kopf-Steuersätzen. Im Unterschied zu den Deutschen, 
sind die Kanadier dennoch bereit, Geld für kulturelle und soz,iale 
Einrichtungen zu stiften. Eine Reform der Steuergesetzgebung 
mag bessere Voraussetzungen für philanthropisches Engagement 
schaffen, genügt allein jedoch nicht, Viel wichtiger ist die Verän-
derung der individuellen Einstellung zu Fragen des Gemein-
wohls. 
Philanthropie in Deutschland hatte im wesentlichen drei Ziele: 
erstens, Hilfe für die Bedürftigen; zweitens, Unterstützung kultu-
und bildender Institutionen; und drittens, Legitimierung 
sozialer Eliten. Stadtbürger fühlten sich dazu verpflichtet, öffent-
liche Einrichtungen finanziell zu unterstützen und damit eine 
vielgestaltige Stiftungskultur zu begründen, die zum Vorbild für 
Eliten in anderen Städten in Deutschland und den USA wurde, Es 
ist daher eine Ironie der Geschichte, daß die Deutschen nun ver-
suchen, das amerikanische Modell der Philanthropie zu kopieren. 
Letzteres ist ursprünglich eine Kopie des deutschen Modells. Und 
wenn wir das 20. Jahrhundert als vom Prozeß der "Amerikanisie-
gepriigt sehen, dann haben wir das 19. Jahrhundert als die 




Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts gab es kaum Unterschiede 
zwischen der deutschen und amerikanischen Gesellschaft 
sichtlich der Finanzierung sozialer und kultureller öffentlicher 
Institutionen. Beide basierten auf Philanthropie, die zur Etablie-
rung und Legitimierung sozialer Eliten in beiden Gesellschaften 
diente. Alte und neue Eliten kämpften um die Dominanz über 
kulturelle und soziale Einrichtungen. In beiden Ländern galt es 
als eine Weisheit, daß es dreier Generationen bedurfte, damit eine 
Familie einen Gentlemen hervorbringen konnte. Die erste Gene-
ration legte die Grundlagen für den wirtschaftlichen Erfolg, 
die zweite Generation befestigte und in kulturelles Kapital um-
zuwandeln begann, bevor die dritte Generation in die begehrten 
,führenden Kreise der Gesellschaft" quasi hinein geboren wurde. 
Das Investieren von Kapital in kulturelle und soziale Institutio-
nen hatte die Funktion wirtschaftlichen Aufstieg und Erfolg mit 
sozialer Anerkennung abzusichern und zu befestigen. Das alte 
Verhaltensmuster des Gebens erhielt eine inregrierende Funktion, 
die von neuen stadtbürgcrlichen Eliten genutzt wurde, um eine 
Führungsposition in der Gesellschaft zu erlangen. Damit traten 
diese neuen Eliten in Konkurrenz zu den alten stadtbiirgerlichen 
die ihre Führungsposition auf kulturellem, sozialen und 
politischen Feld verteidigten. In letzter Konsequenz konnte dies 
auch bedeuten, daß diese Eliten versuchten, eine politische Vor-
herrschaft über die urbane Gesellschaft zu erlangen. 
Eine unerwartete und nicht voraussehbare Gemeinsamkeit 
zwischen beiden Ländern besteht in dem Versuch der Eliten, 
politische Kontrolle über die Kommune zu erlangen 
Demokratie zu beschränken. Die Eliten in Leipzig und New 
sind sich in diesem Bestreben ähnliche1· als sich das viele 
wünschen würden. Tocquevilles einflußreiche idealisierte Be-
schreibung der amerikanischen Demokratie in der Mitte des 19. 
Jahrhunderts setzte den amerikanischen Historikern Scheuklap-
pen auf, die sie nur schwerlich abzustreifen beginnen. Das Bei-
spiel New Yorks belegt augenscheinlich, daß Eliten im demokra-
tischen Amerika das Streben nach politischer Vorherrschaft mit 
den deutschen Eliten teilten. Beide versuchten ohne Skrupel, das 
Wahlrecht anderer zu beschränken, um ihren Einfluß zu erhö-
Z2 Alcxis de Tocg_ueviHe (1835 u. 1840), Democreuy in America, 2 -vols.1 York; Edward Pessen (1973), Riches, Clas~ and Pou•er before the 
W1ar, Lexington/1v1ass, Toronto} London; Sven Beckert (1995), Thc 
JYJakrng of lVew York City 1s Bourgeoisie, 1850-1886; PhD CoJumbia 
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Natürlich gab es auch wesentliche Unterschiede zwischen 
den Stiftungskulturen. Hervorzuheben ist hier vor allem die ein-
deutige Bevorzugung der ,pure philanthropy" durch die deut-
schen Philanthropen, während sich die amerikanischen Philan-
thropen auf die „investment philanthropy" festlegten. Während 
letztere versuchten nachahmenswerte Modelle zu etablieren, ging 
es den deutschen Philanthropen vielmehr darum „aktiv tätig zu 
werden", als Musterbeispiele philanthropischen Handelns zu 
entwickeln. Der zweite wesentliche Unterschied liegt in der Art 
und Weise, in der die Eliten ihre Gesellschaft und die Bedeutung 
philanthropischen Handelns sahen. In Leipzig entschieden 
die Philanthropen den Bedürftigen mittels Wohnstiftungen 
etc. zu helfen, ohne einen finanziellen Nutzen daraus zu ziehen. 
Gleichzeitig verwehrten sie den Mitgliedern der Unterschichten 
den Zutritt zu den Institutionen der kulturellen Philanthropie, 
und vermieden damit jeden sozialen Kontakt mit diesen. Die 
Leipziger Stiftungskultur "'"sozial exklusiver als die amerikani-
sche Stiftungskultur. In den USA erstreckte sich - mit wenigen 
Ausnahmen (wie die Metropolitan Opera in New York) - die 
soziale und die kulturelle Philanthropie auf alle Kreise der Gesell-
schaft. 
Konzept der Stiftungskultur gibt uns die Möglichkeit 
Untersuchung individueller Stifterpersönliehkeiten 
oder Gates und deren Stiftungen hinauszugehen, 
die sozialen Strukturen, die sich aus den Interaktionen einzelner 
Philanthropen ergaben, zu verstehen. Philanthropen wurden 
nur für die Gesellschaft tätig, sie verwirklichten ihre eigene 
Gesellschaftskonzeptio11. Wohnstiftungen, um nur ein Beispiel zu 
nennen, dienten nicht nur dazu, den sozialen Status der Stifter zu 
befestigen, sondern auch eine idealtypische Arbeiterklasse zu 
konstituieren. Die Architektur dieser Häuser ist die Stein gewor-
dene Gesellschaftsvision ihrer Stifter. Verbunden durch eine ge" 
meinsame Vision darüber, wie eine Gesellschaft organisiert sein 
sollte, entwickelten die Philanthropen im 19. Jahrhundert ein 
soziales Netzwerk, das zwar nicht flächendeckend und universal 




Zwischen Altruismus und symbolischer 
Anerkennung 
Überlegungen zum stifterischen Handeln 
in modernen Gesellschaften 
1. Einleitung 
Im Zentrum der mittlerweile chronischen Charakter annehmen-
den Diagnosen von der Krise moderner Gesellschaften steht oft-
mals die Frage, inwiefern die zunehmende Autonomisierung und 
Freisetzung individueller Handlungsentwürfe von institutionell 
vorgegebenen Traditionen und Wertbindungen zum Wandel oder 
gar zur Auflösung sozialer Ordnuugskonfigurationen führt. Ei-
nerseits verweisen diese Debatten auf eine enorm hohe Reflexi-
onsstufe bei der begrifflichen Bestimmung der gegenwärtig zu 
beobachtenden gesellschaftlichen Problemfelder, und sie finden 
Ausdruck in einer Reihe publikumswirksamer Etikettierun-
gen, wie etwa dem soziologischen Diskurs um das Phänomen der 
so genannten Individualisierung, der Frage der Politischen Theo-
rie nach den Chancen deliberativer Demokratie oder der Suche 
der zeitgenössischen Sozialphilosophie nach einem Weg zwischen 
Kommunitarismus und Liberalismus. Andererseits fällt aber auf, 
dass trotz der Übereinstimmung der unterschiedlichen sozial-
theoretischen Disziplinen in der Diagnose es ofrmals an einer 
soziologischen Konkretisierung ermangelt, wir kaum Analysen 
finden, die versuchen, die beobachteten Phänomene an spezifi-
sche Handlungssituationen und deren institutionelle Prägung 
rückzubinden. 
Sucht man nach einer institutionellen Sphäre, die darauf ab-
zielt, dem Spannungsverhältnis von überzogener Staatstätigkeit 
und rein individualistischem Interesse auf persönliche Selbstver-
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wirklichung entgegenzuwirken, so ist ein soziologischer Blick auf 
den Bereich des Stiftungswesens interessant, einen Bereich, dem 
die sozialwissenschaftliche Diskussion bislang wenig Aufmerk-
samkeit geschenkt hat. Wenngleich Wesen, Organisationsform 
nnd inhaltliche Ausrichtung von Stiftungen historisch variabel 
sind, so zeigt sich in einem ersten allgemeinen Zugriff doch, dass 
sich die quantitative und qualitative Stellung der Stiftungen in den 
letzten Jahrzehnten enorm gewandelt hat. Stiftungen sind auf-
grnnd ihrer überwiegend gemeinnützigen Ausrichtung explizit 
darauf ansgerichtet, in die Öffentlichkeit zu wirken und verfolgen 
hierbei meist Ziele, die wesentlich mit gesellschaftlich anerkann-
ten Fragen und Problemstellungen verknüpft sind. In analytischer 
Hinsicht wirft dies die Frage auf, ob sich für diese spezifische 
Institutionalisiernngsform gemeinwohlorientierten Handelns 
strukturelle Kategorien, besondere Motivationsbedingungen oder 
historische Konstellationen aufweisen lassen, die konstitutiv für 
deren Entstehung und Durchsetzung waren? 
Im Folgenden soll dieser Fragestellung in drei Schritten nach-
gegangen werden: 
Ausgangspunkt bildet eine grobe Skizze der historischen Ent-
wicklung des Stiftungswesens in Deutschland, um auf dieser 
Grundlage einige allgemeine Konstellationsbedingnngen für des-
sen Ausbreitung skizzieren zu können (besondere Aufmerksame 
keit gilt hierbei der Tatsache, dass wir gegenwärtig Zeuge einer 
„dritten großen Gründungswelle" 1 von Stiftungen sind). 
Zweitens gilt es daran anschließend in systematischer Per-
spektive den Prozess der Autonomisierung des Stiftungswesens 
und damit der lnstitutionalisiernng gemeinwohlorientierten Han-
delns nachzuzeichnen und in diesem Zusammenhang der Frage 
nachzugehen, welchen Beitrag das stifterische Handeln als eine 
spezifische Interaktionsform zur Struktur und Funktionsweise 
sozialer Ordnungsgefüge leisten kann. Dem vorgeschaltet möchte 
ich, wenn auch nur kursorisch, auf den Ideenhintergrund stifteri-
schen Handelns eingehen in der Absicht, den Wertbezug stifteri-
schen Handelns bzw. die Verhaltensrelevanz spezifischer Leit-
ideen in dieser Hinsicht zu umreißen. 
Drittens möchte ich auf dieser Grundlage abschließend versu-
chen, einige allgemeine Merkmale des Stifters als einer Sozialfigur 
zu skizzieren, den ich als kulturellen Unternehmer fassen möchte, 
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der sowohl zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen Sphären 
vermittelt, als auch hinsichtlich seiner Handlungsintentionen als 
ein Grenzgänger zu bezeichnen ist, dessen Handeln sich zwischen 
altruistischen Absichten und dem Wunsch nach symbolischer 
Anerkennung bewegt. 
2. Zur historischen Entwicklung des deutschen 
Stiftungswesens 
Stiftungen haben eine lange Geschichte2 - wir kennen sie seit der 
Antike, so vererbte etwa Plato sein Vermögen seiner Akademie, 
damit diese sich ganz der Philosophie widmen könne. Ähnliches 
gilt auch für die römischen Kaiser, von denen überliefert ist, dass 
sie einen Großteil ihres Vermögens für die Erziehung von Kna-
ben und Mädchen in der Provinz stifteten, wobei sicherlich der 
römische Ritter Maecenas am bekanntesten ist, der aufgrnnd sei-
ner großzügigen Unterstützung der Künste in die Geschichte 
einging. Weitere historische Etappen des Stiftungswesens markie-
ren einerseits der mit dem Christentum aufkommende Motiv-
hintergrund der Nächstenhilfe, der die Unterstützung der ge-
sundheitlich oder sozial Benachteiligten ins Zentrum rückte, so 
dass Hospitäler - die älteste in Deutschland noch tätige Stiftung 
wurde beispielsweise vor über 1.000 Jahren gegründet (950 n. 
Chr., Hospital Stiftung in Wemding/Bayern) -, aber auch Kir-
chengebäude entstanden. 
Das Spätmittelalter, befruchtet durch das wieder ins Bewusst-
sein rückende römische Recht, markiert die erste große Wachs-
tumsperiode eines von den Zugriffen der Kirchen autonomen 
Stiftungswesens, da sich nun „das eigentümerlose oder treuhände-
risch gehaltene gebundene Vermögen, Kern des Stiftungsgedan-
kens, als eigenständiger Teil einer Gesellschaft herausbildet."3 
Mit Beginn der Neuzeit kommt es schließlich zu einer noch 
weitergehenden Verweltlichung des Stiftergedankens. An die 
Stelle der verblassenden christlichen Beweggründe trat in der 
Folge erfolgreicher beruflicher Tätigkeiten und der damit sich 
2 V~l. etwa Axel Freiherr von Campenhausen (1998), „Geschichte des 
Suftungswesens" in: Bertelsmann Stiftung (I-Ig.), flandbuch Stiftungen, 
Wiesbaden, S. 23-45. 
Rupert Graf Strachwitz (1999), „Der neue Weg: Stiften" in: Kursbuch 




abzeichnenden Kapitalakkumulation in privater Hand das allge-
meine Motiv, das Wohl und den Fortschritt der Menschheit zu 
fördern und zu erhöhen. 
Von besondere Bedeutung hierbei ist die Phase des ausgehen-
den 18. und beeinnenden 19. Jahrhunderts. Das Stifnmgswescn 
während dieser Periode und nahm - nicht nur 
in Deutschland - quantitativ einen bedeutsamen Aufschwung, der 
in engem Zusammenhang mit der Loslösung nnd Säkularisierung 
der Kulturproduktion aus dem kirchlichen Monopol stand. Zu-
traten Privatpersonen als Stifter in den Vordergrund 
die Stiftungszwecke differenzierten sich aus. Entscheidend 
diese Veränderung scheinen mir zwei Konstellationsbedin-
gungen zu sein. Zum einen gehen vom Pietismus als einer indivi-
dualisierenden, stark lebenspraktisch orientierten ,Sonderform' 
des Protestantismus wie auch von der Aufklärungsphilosophie 
und der sich hieraus entwickelnden Pädagogik des Philanthro-
pismus starke intellektuelle und sozialmoralische Impulse mit 
weitreichenden sozialen und gesellschaftlichen Wirkungen aus. 
Die Gemeiowohlorientiemng erlangt in diesem Zusammenhang 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts ethische Qualitäten; sie wird 
ideelle Grundlage für stifterisches Handeln und löst dieses insti-
tutionell aus den engen Vorgaben konfessioneller Bestimmungen 
heraus. Die religiösen Stiftungen waren nicht mehr in der Lage, 
weitreichenden gesellschaftlichen Verändemngen, 
Funktion adäquat auszuüben, so dass an ihre Stelle 
Stifter traten, die ihr Kapital zu selbstgcwählten 
in einer selbstbestimmten Or;;anisationsform zur 
Verfügung stellten. 
Zum anderen wird die verweltlichte Caritas und die immer 
stärkere Ausrichtung auf das Gemeinwohl ab der Mitte des 19. 
Jahrhunderts ergänzt. Einerseits durch den zunehmenden Glau-
ben an die Wissenschaft als wichtigem Impulsgeber für Reformen 
und sozialen Fortschritt, der die Linderung von Nöten oder gar 
die Ausrottung ihrer Ursachen in Aussicht stellte. Andererseits 
kommt es im Zuge der sich zu dieser Zeit vollziehenden sozialen, 
politischen und inshesondere ökonomischen Umwälzungen zu 
einer beispiellosen Anhäufung materieller Ressourcen in der 
Hand von Einzelpersonen. Die Firmenchefs und U mernehmer-
persönlichkeiten der so genannteu zweiten industriellen Revolu-
wie etwa Robert Bosch, John P. Motgan, John W. Rocke-
Andrew Carnegie, kamen in relativ kurzer Zeit zu 
enorn1en \l er1nögenswerten, die ihnen die n1aterieHe Grundlage 
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zur Realisierung gemeinnütziger Stiftungsprojckte bot und die 
zweite groge Gründungswelle von Stiftungen nach sich zog. 
Gegenwärtig sind wir Zeugen einer dritten Gründungswelle. 
Seit Mitte der 80er Jahre ist ein enormer Anstieg der jährlich neu 
gegründeten Stiftungen zu konstatieren; waren es 1985 ca. 100 so 
wurden 1995 mehr als 200 Neugründungen registriert (mittler-
weile sollen es fast 300 sein). Das heißt, in weniger 
zehnt sind fast ein Drittel der gegenwärtigen 
Deutschland entstanden, so dass man davon sprechen kann, dass 
erstmals in der Geschichte eine breite, unabhängig von Kirche 
und Staat sich vollziehende Entwicklungsphase des Stiftungswe-
sens zu konstatieren ist; illustrierend hierzu nur einige Daten•: 
Gegenwärtig werden ca. 10.000 Stiftungen im Verzeichnis 
deutscher Stiftungen geführt, wobei von einer relativ großen 
Dunkelziffer auszugehen ist. 
• Die Daten zum Gesamtvermögen des Stiftungssektors sind 
unvollständig. Grob wird es auf etwa 40 M.illiarden DM ge-
schätzt. Dies entspricht etwa 1,4% des Bruttoinlandspro-
duktes. 
• Die Größe der Stiftungen variiert beträchtlich. Die Johann 
Berend Stiftung für außerehelich geborene Mädchen hat ein 
Vermögen von 32.699 DM, die VW-Stiftung verfügt über 8,4 
Milliarden DM. 
• Die Veränderungen des Stiftungsvermögens zwischen 1991 
und 1996 sind enorm. Das Vermögen der VW-Stiftung wuchs 
von 2,7 auf 8,4 Milliarden DM - das der Robert Bosch-
Stiftung von 714 Millionen auf 5,762 Milliarden. 
• Der Stiftungssektor ist in Deutschland sehr konzentriert. Die 
10 größten Stiftungen verfügen über ein Drittel des Gesamt· 
vermögens. 
• Unter Beschäftigungsgesichtspunkten sind die Stiftungen in 
Deutschland unbedeutend: Sie stellen nur 2.300 bis 2.800 Ar-
beitsplätze. Allerdings kommen auf einen Angestellten 
neun ehrenamtlich Tätige. 80% der Stiftungen beschäfti-
gen zwischen einem und drei Mitarbeiter (1993). 
4 Vgl. hierzu insbesondere Helmut K. Anheier (1998), ,,Das Stiftungswe-
sen in Zahlen. Eine sozial-ökonomische Strukturbeschreibung deutscher 
Stiftungen" in: Bertelsmann Stiftung (Hg.), Handbuch Stiftungen, Wies-
baden, S. 47-82. 
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• Im internationalen Vergleich gehört der deutsche Stiftungs-
sektor zu den größten der Welt (Großbritannien: 2.600 Stif-
tungen; Kanada: 850; Portugal: 250; Frankreich: 500; Öster-
reich: 650; Schweden: bis zu 50.000; Niederlande: 20.000; 
Schweiz 21.500). 
• Die Größe des Stiftungssektors gemessen in der Zahl der 
Beschäftigten zeigt, dass der deutsche Stiftungssektor relativ 
klein ist (Deutschland 2.700; Großbritannien: 5.000; United 
States: 23.700). Dies hängt aber auch mit dem Konzentrati-
onsgrad zusammen. Die relativ vielen kleineren Stiftungen in 
Deutschland werden in der Regel von einer ehrenamtlich täti-
gen Person geleitet. 
• Der steigende gesellschaftliche Einfluss und Bedeutungszu-
wachs von Stiftungen ist jedoch nicht nur ein quantitatives 
Phänomen, sondern spiegelt sich auch in qualitativer Hinsicht 
in Bezug auf ihren Beitrag zum Funktionieren und Stabilisie-
ren von Gesellschaften wider. Stiftungen stellen eine Art 
Seismograph wichtiger gesellschaftlicher Entwicklungen in 
der modernen Gesellschaft dar. So wurde Stiftungen im Pro-
zess der Neustrukturierung der ost- und mitteleuropäischen 
Staaten seit 1989 eine bedeutende Rolle als Mittel zur Ent-
wicklung einer modernen, auf Freiheit und Bürgerverant-
wortnng anfruhenden Zivilgesellschaft zugesprochen und 
auch in westlichen Demokratien zeigt sich, dass sie sowohl in 
normativer Hinsicht, bei der Vermittlung gemeinwohlorien-
tierter Werte und Normen, wie auch in sozio-ökonomischer 
Hinsicht, etwa bei der Diskussion und Etablierung alternati-
ver Formen der Arbeit (z.B. Bürgerarbeit, Ehrenamt, Bürger-
stiftungen) bedeutsam sind. 
Allgemein zeigt sich eine Veränderung der klassischen Funktions-
und Aufgabenbestimmung von Stiftungen in den letzten Jahr-
zehnten dahingehend, dass sie versuchten, nicht nur an der Symp-
tomatik gesellschaftlicher Problemlagen zu laborieren, sondern 
dazu übergingen, auch die Ursachen zahlreicher sozialer und 
politischer Missstände zu erforschen und Vorschläge zur Kor-
rektur zu erarbeiten. Das heißt, Stiftungen veränderten ihr Selbst-
verständnis dahingehend, dass sie sich angesichts des Bewusst-
seins der Gefährdungen, denen gerade die erfolgreichen politi-
schen Ordnungsmodelle auf Dauer ausgesetzt sind und die die 
demokratischen Gesellschaften an den Rand von Systemkrisen 
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geführt haben, als Nukleus des Um- und Weiterdenkens, als akti-
ve Agenten innovativen Wandels und Anstoßens kollektiver 
Wandlungsprozesse sahen. McGeorge Bundy, der Präsident der 
Ford Fonndation formulierte den Wandel des Selbstbewusstseins 
in den 60er Jahren folgendermaßen: die Stiftung wird sich künftig 
in allen Angelegenheiten von nationalem Interesse zu Wort mel-
den und eine Art Mitspracherecht geltend machen. 
Für die Entstehung von Stiftungen scheint somit fürs Erste die 
Trias von disponiblen Geldmitteln, Wertbezug auf Gemeinwohl-
orientierung und Wahrnehmung und Reaktion auf spezifische 
gesellschaftspolitische oder soziale Krisenphänomene, die refor-
merisch kompensierbar sind, konstitutiv zu sein, wobei sich in 
analytischer Hinsicht die Frage nach den zentralen Bedingungen 
dieses Institntionalisierungsprozesses stellt? Dies führt nun über 
zum zweiten Punkt meiner Überlegungen, nämlich der Frage 
nach einerseits den n1otivationalen und andererseits den struktu-
rellen Voraussetzungen stifterischen Handelns und darauf auf-
bauend der These, dass es sich beim Stiften nicht um einen einsei-
tigen Stiftungsakt handelt, sondern um eine Interaktionsform, die 
einen spezifischen Beitrag zum Aufbau und zur Funktionsweise 
moderner Gesellschaften leisten kann. 
3. Gemeinwohlorientiertes Handeln zwischen 
Zweck- und Wertrationalität: Zur institutionellen 
Autonomie des Stiftungswesens 
Akzeptiert man die These der Gemeinwohlorientierung als kon-
stitutivem Wertbezug stifterischen Handelns, so zeigt sich, dass 
sich im Verlauf des 18. und 19. Jahrhunderts in ideengeschichtli-
cher, religiöser und rationalistisch-intellektneller Hinsicht einige 
grundlegende Weichenstellungen identifizieren lassen, die auf die 
Ausbildung eines spezifischen institutionellen Handlungsraums 
verweisen. Ideengeschichtlich wird insbesondere mit dem Libera-
lismus und der Entstehung neuzeitlicher Vertragstheorien deut-
lich, dass sich der GemeinwohltoposS grundlegend wandelt und 
Grundlegend und informativ hierzu neuerdings l-Iefried Münk-
ler/Karsten Fischer (1999), „Getneinwohl und Gemeinsinn. Thematisie-
rung und Verbrauch soziomoralischer Ressourcen in der modernen Ge-
sellschaft" in: Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften. 
Berichte und Abhandlungen, Band 7, Berlin, S. 237-265. 
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mehr notwendig an den Staat, die Kirche oder sonstige po-
litisch-sozialen Akteure und deren spezifische soziomoralischen 
Dispositionen gebunden sein muss. In der Folge von 
Smith' ,invisible hand' entsteht Gemeinwohl im Sinne eines 
fentlichen Nutzens als notwendige Nebenfolge wohlverstandenen 
Eigeninteresses und ökonomischen Wohlstands. Der Markt wird 
in diesem Zusammenhang als zentrale institutionelle Arena und 
ein Mechanismus gefasst, auf Grundlage dessen es gewährlei-
stet ist, dass trotz egoistischer Handlungsintentionen prozedurale 
Verfahrensweisen durchsetzbar sind, die die Handlungen so in 
Bezug zueinander setzen, dass ein optimal es Ergebnis 
Gesamtheit entstehen kann. 
In religiöser Hinsicht ist sie auf den Pietismus als einer weitge-
hend lebenspraktisch ausgerichteten Reformbewegung des Pro-
testantismus bezogen, der programmatisch weniger auf die Ex-
egese der reinen Lehre ausgerichtet ist als vielmehr auf den Ver-
such einer 'Weltverwandlung durch Menschenverwandlung'. Der 
Pietismus war weltzugewandt und suchte den Gläubigen zu ethi-
scher Bewährung im Zuge aktiven gemeinschaftsorientierten 
Handelns anzustiften. Dies lässt sich insbesondere am Halleschen 
Pietismus verdeutlichen. So repräsentierte etwa August Hermann 
Francke in idealtypischer Weise diese Vorstellungen und suchte 
einen Lebensstil auszubilden, der dem Glatiben die Chance eröff-
net, praktisch zu werden, und der auf den Prinzipien der Wohl-
fahrtspflege, der Erziehung und der Volksgesundheit 
Francke gründete hierfür seine berühmten Stiftungen, die weitge-
hend der Fürsorge für die Armen und Waisen galten nnd deren 
Kern Schulen und Internate bildeten, die sowohl Schulbildungs-
auch Bernfshildungsanstalten da1·stellten. Der auf der Grund-
lage des Halleschen Pietismus sich entwickelnde, stark gemein-
schaftsbezogene Lebensstil, der sich primär durd1 den Dienst am 
Nächsten auszeichnete und auf die Steigerung der allgemeinen 
Wohlfahrt ausgerichtet war, stellt damit eine konstitutive 
ponente des ,Geistes des modernen Wohlfahnsstaatcs'" und 
prägte damit die Ethik der Wohlfahrtspflege als eine Pflicht. Ide-
altypische Träger eines solchen Geistes sind nun meines Erach-
tens Stifter, wie dieses Beispiel anschaulich verdeutlicht. Diese 
versuchen, für die Leitidee der Gemeinwohlorientierung einen 
6 
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institutionellen Rahmen zu schaffen, in dem diese Wertvorstel-
lungen einen spezifischen Handlungs- und Geltungsraum erlan-
gen können. 
Neben diesen religiösen Motiven stifterischen Handelns treten 
im Laufe des 18. Jahrhunderts auch rationalistisch intellektuelle 
Elemente als eine weitere wichtige Wertquelle. So kommt mit 
Blick auf unsere Fragestellung dem in der Aufklärungsphiloso-
phie herausgehobenen Gedanken der Philanthropie, im Sinne 
einer Wesensbestimmung des Menschen wie auch seiner ethi-
Pflicht, weichenstellende Bedeutung zu. Die pädagogische 
Reformbewegung um Basedow und von Campe sucht die Erzie-
hung und Schulbildung vollständig zu säkularisieren und aus den 
konfessionellen Beschränkungen herauszulösen: sie zielt darauf 
ab, dem Einzelnen zur Entfaltung seiner Kräfte zu dienen, in der 
Absicht das Gemeinwohl zu fördern und die Verbesserung der 
Welt voranzutreiben. 
Sowohl der Pietismus als auch der Philanthtopismus bzw. Al-
truismus bieten in ihrer starken Betonung der ethischen Notwen-
digkeit einer praktischen, stark gemeinschaftsbezogenen und 
Unterstützung der Benachteiligten ausgerichteten Lebensfüh-
rung konstitutive Elemente für eine durch die Gemeinwohlorien-
tierung geprägte Wertbeziehung, wie sie typisch für das stifteri-
sche Handeln war. 
Neben diesen Überlegungen zur Sozialrelevanz von Ideen, die 
gewissermaJlen den ,Geist' des stifterischen Handelns prägen, 
wie gesehen für die Genese und Dnrchsetzung des Stif-
tungswesens in struktureller Hinsicht ,die autonome Verfügbar-
keit iiber das Finanzkapital in Kombination mit der Bereitschaft 
von Einzelpersonen, diese Mittel einer eigenständigen Institution 
- etwa Stiftung- zur Verfügung zu stellen",7 eine entscheidende 
Rolle. Den Prozess der institutionellen Autonomisieru.ng der 
modernen Stiftungen brachte Max Weber soziologisch auf den 
Punkt, als er im Rahmen seiner Modernisierungstheorie darauf 
verwies, dass die moderne Systemtrennung wertrationale Ver-
antwortung von eigenen Vermögens- und Verdienstinteressen 
abkoppelte.' Dies war nicht nur für den Rationalisierungsprozess 
7 Helmut K. Anheier (1998), ..Das Stiftungswesen in Zahlen. Eine sozial-
ökonomische Strukturbeschreibuf!g deutscher Stiftungen"" in: Bertels~ 
mann Stiftung (Hg.) Handbuch Stiftungen, Wiesbaden, S. 51. 
• Dies sieht auch Eckart Pankoke (1998), ,Stiftung und Ehrenamt" in: 




der gesellschaftlichen Ordnungen und Mächte im Allgemeinen 
verantwortlich, sondern auch in Bezug auf das Stifrungswescn. 
Diesen Gedanken setzte er im Rahmen seiner Rechtssoziologie 
systematisch fort. So macht er deutlich, dass der Stiftungsbegriff 
in den unterschiedlichsten Kulturen in erster Linie „religiös be-
somit das Interesse an einer ~,juristischen Kon~ 
struktion" vorwiegend bei den "Priesterschaften, welche mit der 
Wahrnehmung der stiftungsmäßigen Leistungen betraut waren'',10 
lag. Dies bedeutete, dass "im Okzident ... zunächst der Heilige als 
Eigentümer des Stiftungsgutes behandelt" wurde und sich erst, 
„nachdem das kanonische Recht ihn für weltliche Zwecke vorbe-
reitet hatte", „sich ein weltlicher Stiftungsbegriff des Mfrtelalters 
zu entwickeln"11 begann. Die Stiftungen erlangten damit ihre 
Autonomie (gegenüber den staatlichen Interventionen wie auch 
ökonomischen Interessen), indem es ihnen gelang, die Ehre des 
Stifters und die mit der stifterischen Tätigkeit verbundenen Eh-
renämter auf Dauer zu stellen. Gerade in der Logik dieser T ren-
nung von Rechts- nnd Interessenssphärc liegt nach Weber 
Chance begründet, das Ehrenamt als eine Rechtspersönlichkeit zu 
benennen, die die Freiheit eines Verbandes garantiert, damit er 
Aufgaben und Verantwortungen jenseits selbstbezogener. Ver-
dienst- und Vermögensinteressen übernehmen kann. Nochmals 
Weher: "Der Rechtspersönlichkeitsbegriff kann „. auch zur Er-
möglichung der Verfügung über solche ökonomischen Güter 
ausgedehnt werden, deren Nutzung einer nur nach Regeln be-
stimmten, aber nicht zu einem Verband vergesellschafteten Per-
sonenvielheit zustehen soll (Stiftung, Zweckvermögen), indem ein 
zur selbständigen Vertretung der Interessen jener Personenviel-
heit im Rechtsverkehr legitimer, nach Regeln bestimmter Träger 
vom Recht anerkannt wird."12 
Mit diesem Aspekt der Repräsentation der Ehre eines Amtes 
zielt Weber unmittelbar auf das Konzept der Wertrationalität. 
die zweckrationale, interessengeleitete und 
"Benutzung der Erwartung des Verhaltens von Gegenständen der 
Aullenwelt und von anderen Menschen, die als Bedingungen oder 
rational erstrebte Zwecke eingesetzt werden, son~ 
dern ein durch bewussten Glauben an den ethischen, ästhetischen, 
religiösen oder wie immer sonst zu deutenden unbedingten Ei-
9 Max Weber 11980), Wirtschaft und Ge>el/scbafi. Gmndriss der vmte-
henden Soziologie, 5, rev. Aut1., Studienausgabe, 'fübingen, S. 429. 
lU ebd. 
11 ebd. 
!2 a.a.O., S. 425. 
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genwert eines bestimmten Sich-Verhaltens, unabhängig vom Er-
folg"", scheint das zentrale Handlungsmotiv stifterischen Han-
delns darzustellen. Modeme Stiftungen stehen zwischen Wert-
und Zweckrationalität, ihr Erfolg und Bestand scheint in der be-
sonderen Kombination dieser beiden Handlungsmotivationen zu 
liegen, denn neben der ehrenamtlichen Repräsentation des ideel-
Vermächtnisses des Stifters bedarf sie gleichfalls der bürokra-
zielorientierten I)rofessionalität 
tung. 
Nun zeigt aber ein Blick auf die variierenden Handlungsmoti-
ve, die von Stiftern selbst vorgebracht werden, dass die Kategorie 
der Wertrationalität wie auch diejenige der Verantwortungsethik 
zwar den Blick auf die Möglichkeit eines individuell praktizier-
ten, diskretionären Verzichts auf interessenopportunistisches 
Handeln zugunsten von Kollektivgemeinschaften eröffnet, hier-
mit aber weder der gesamte Bereich möglicher Motivhintergrün-
de, wie etwa der Wunsch, der Gesellschaft etwas zurückzugeben, 
was man selbst erlangt hat, die Dankbarkeit einer bestimmten 
Personengruppe gegenüber denjenigen, die einem geholfen haben, 
oder aber das Motiv, seinen Reichtum demonstrativ - eben über 
eine gute Tat - zur Schau zu stellen, hinreichend analysiert wer-
den kann, noch kann die Frage, ob und in welcher Weise das stif-
terische Handeln einen besonderen Beitrag zum Bestand von 
sozialen Ordnungseinheiten leistet, befriedigend aufgeklärt wer-
in dieser Hinsicht einen Schritt weiter zu kommen, sollte 
man das Stiften meines Erachtens nicht als einen solitären Akt der 
Eigentumsübertragung ansehen. Vielmehr initiiert und verstetigt 
es soziale Beziehungen auf der Basis spezifischer zweck- und 
wertrationaler Orientierungen. 
Um dies genauer aufzuklären lässt sich etwa an Georg Simmel 
anschließen. Dieser betont, dass das Geben eine der stärksten 
soziologischen Funktionen darstellt. "Ohne dass in der Gesell-
schaft dauernd gegeben oder genommen wird, auch außerhalb des 
Tauschs, würde überhaupt 
men" ," so sein starkes Postulat. Das Geben 
wegs eine einseitige Wirkung des einen auf den anderen son-
dem stattdessen - und dies charakterisiert ja gerade eine soziolo-
13 
14 
JX!irtscha{t und Gesellschaft. Grundriss der verste-
i Soziolagie,5, rev, Aufl., Studienausgabe, Tübingen) S. 12. 
Simmel (1992); Soziologie. Untersuchungen über die }'ornien der 









gische Funktion nach Simmel - eine Wechselwirkung! Ein Ge-
schenk bzw. der Akt des Schenkens, der eng mit der Handlungs-
motivation des Altruismus verknüpft ist, stellt diejenige Interak-
mit der gröflten "Fülle soziologischer Konstellatio-
nen"" dar, weil sich in ihm die Gesinnung und die Lage des Ge-
benden und des Empfangenden in all ihren individuellen Nuan-
cen auf das mannigfaltigste kombinieren. 
Ein weiterer interessanter Anschlusspunkt findet sich bei Mar-
cel Mauss in seinem Essay über die Gabe: Er sieht in der Gabe 
nicht nur eine Urform des Sozialen, eine besondere Interakti-
onsform, die in Überwindung des Verwandtschaftssystems neue 
Formen der sozialen Integration schafft, sondern sie ist 
für den gesellschaftlichen Wandel von frühen archai-
schen zu modernen Gesellschaften. So betont er in seinen allge-
meinen soziologischen und moralischen Schlussfolgerungen, dass 
der Fortschritt der Gesellschaften in unmittelbarem Zusammen-
hang damit steht, wie es ihnen gelingt, ibre Beziehungen zu festi-
gen, zu geben, zu nehmen und zu erwidern, denn es gibt keine 
andere Moral, keine andere Ökonomie und keine andere 
schaftliche Praxis als diese, 1• 
Gabe darf aber nicht mit Tausch in eins gesetzt werden; viel-
mehr ist zu betonen, dass es hierbei zum einen immer um die 
Erprobung und Realisierung eines Maßes geht, eines Malles, das 
der Interaktion antizipierbare Formen, d.h. Gegenseitigkeitsfigu-
ren verleiht, dass das Geben der Gahe primär auf die Norm der 
Reziprozität (Gouldncr)17 verweist und nicht auf den Tausch, 
soziale Beziehung und nicht auf Gütererwerb und Eigentums-
übertragung. Der ethnographische Diskurs hat nun im Anschluss 
an Maus>, insbesondere durch Marshall Sahlinsrn das Konzept der 
Reziprozität in unterschiedliche Formen differenziert: Generali-
sierte oder positive Reziprozität, die Gegenseitigkeit erzeugt: 
reine Geschenke, Heiratsverpflichtungen, Gastfreundschaft usw. 
Wenngleich die Austauschbeziehung zunächst einseitig ist, be-
deutet dies nicht, dass nicht doch eine Gegenverpflichrung er-
wartet wird, wenngleich diese weder nach Zeit, Menge oder Wert 
festgesetzt wird, Balancierte bzw. ausgeglichene Reziprozität: 
15 a.a.O., S. 550. 
Ui 1vfarce11\fauss (1990), Die Gabe. Form u.nd Funktion des Austauschs in 
archaischen (iesellschaften, Frankfurr a.ß.1., S. 1&if. 
17 Alvin W, Gouldner (1960), "Thc Norm of Reciprocity: A Preliminary 
Statement"' in: American Socio(ogical Res•ie'n,: 25, S. 161-178. 
13 11arsbaU D, SahHns (1999); „Zur SoziologJe des primitive11 Tauschs" in: 
HerHner Journal für Soziologie 9~ S. 149-178. 
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beide Seiten sind unmittelbar dazu aufgefordert, wechselseitig 
etwas zu tun und zu geben, Negative Reziprozität, <l.h. ungestraft 
zu nehmen ohne zu geben; ein uralter Wunsch, der aber nur in 
umgekehrter Richtung zu institutionalisieren ist, als Verpflich-
tung zu geben ohne zu nehmen, wobei sich hiermit eine Reihe 
weiterer sozialer Funktionen verbinden, wie etwa die Konnotati-
on der Freigiebigkeit und Grollzügigkeit in Kombination mit 
Status und Macht. 
In Bezug auf das Phänomen des Stiftens verdeutlicht dies, dass 
der meist wertrational begründeten, als reine Wohltätigkeit 
etikettierten Handlung oftmals eine Reziprozitätsnorm steht. 
Wohltätigkeit kann somit, wie es Alvin Gouldner•• formuliert, als 
Zündschlüssel funktionieren, der den Anlasser (die Reziprozi-
tätsnorm) betätigt und dadurch den Motor - den dauerhaften 
gesellschaftlicher Austausch - in Gang setzt. Und gerade mit 
Blick auf Stiftungs-Eliten lässt sich zeigen, dass Wohltätigkeits-
und Reziprozitätsnormen eng miteinander verwoben sind. So 
zeigt sich, dass in unterschiedlichsten Kulturen die Verpflichtung 
zur Wohltätigkeit meist den Mitgliedern der höheren Ränge im 
gesellschaftlichen Schichtungssystem zugeschrieben wird, Das 
Stichwort ~noblesse oblige" verweist auf die soziale Erwartung, 
dass diese gesellschaftlichen Gruppen in sehr viel gröllerem Malle 
dazu fähig sind zu stiften, ohne eine unmittelbare Gegengabe 
erwarten zu müssen, bestenfalls in der symbolischen Form der 
Dankbarkeit; dies impliziert aber auch, dass sie im Falle des Ver-
säumnisses zu geben, sehr viel schneller dem allgemeinen Neid, 
respektive dem Vorwurf der Knickrigkeit, ausgeliefert sind, 
Die Ausführung der Norm der Wohltätigkeit, der mildtätige 
Edelmut auf der Grundlage altruistischer Motive, kann aber auch 
als symbolischer Ausdruck des besonderen gesellschaftlichen 
Verantwortungsbewusstseins der Eliten gelten, das Allgemein-
im Blick zu haben, und trägt damit zur Legitimations-
grundlage ihrer herausragenden gesellschaftlichen Stellung bei. 
Schlielllich ist mit dem Stiften aber noch ein weiterer gesell-
schaftlicher Prozess verknüpft, Neben der Dankharkeit der von 
der Stiftung Profitierenden kann das stifterische Handeln auch als 
Instrument im Kampf um soziale Positionen und Prestige inner-
halb der Elite eingesetzt werden, Gerade in modernen Gesell-
schaften, in denen das symbolische Kapital zunehmend an Be-
19 Aivin W. <:;oufdner (1984). Reziprozität und Autonomie, Ausgew~t·bfte 




deutung gewinnt, liisst sich das Stiften, 
Tradition der Logik der Ehre, die ja naeh Weber zentral 
Autonomisierung des Stiftungswesens war, als ein ratio-
Medium zur Durchsetzung und Versictigu ng sozialer 
ren:r.ierungsprozesse analysieren, als ein Mechanismus, an 
der Übergang von symmetrischen tcziprokcn Leistungen 
asymmetrisch hierarehische Effekte <foudich wird. 
Reichtum somit, m.an besitzt um zu geben, aber 
nur gebend mau. Großzugigkeir evot.icrl i~rolie Namen, 
die wiederum ziehen und wdeid1 Reichtum 
bedeuten. Statuspflicht und höchst~' Tugend in ei· 
nun bedingt das grol!zügige Geben und Stiften, den 
prc1krischen Nachweis jener gesellschafr!idien Stellung, die dazu 
berechtigt, ökonomisches Kapital zu akkumulieren, nur um es 
ostentativ zu verteilen und so eine nutzlose, 
Zirkulation in Gang zu halten, die tats~chlich jedoch 
dass das symbolische Guthaben in von Verpflichtun-
gen, Treue und Ehrerbietungen, Die11sten und Abhängigkeiten 
unentwegt wächst. 
In gewisser 
den~ die wir in 
groß:tügige 
g1.~1uum frönt. 
wird hiermit auch eine soziale 
Geschichte schon seit Maecenas kennen. 
freizügige Mensch, der uneigennützig 
Dankbarkeit, Altruismus/Gesellschaftsreform 1Jnd Pn:stige 
kcnnzcichnt'11 des stifterisehen lfondel11s, 
wobei es hierauf hat ja Simmd rnit seiner 
Betonung der großen an soziologischen Km1ste.llationen, 
dem Geben inhärent ist, hingewiesen, diese aus ihrer spe2.ifischeu 
sozia kn Eütbettung heraus zu analysieren, sei es den materiellen 
B<"lint\Ungen einer Gesellschaft, sei es den gruppenspezifischen 
Bedingungen zwischen ihnen und den sich hieraus er~ebenden 
symbolisdien Abgrenzungskämpfen, sei es 
Hintergrund der jeweiligen Personen. 
suchen ihre spezifischen Iuteressenfagen mit Leitideen 
verkniipfen, un1 diesen hierüber einen Wirkungsraurn zu ver-
verhaltensorientierend im Hinblick 
sd1altli<:hc:s Handeln wirken soff, wobei dne interessante Ambi-
valenz deutlich wird, denn gerade die Koppelung von privater 
Initiative und öffomlichem Wohl Ntir.z'"' zielt in spezifiS<:her 
Weise auf die (;c.-n1ein\vesen ab und ist 
gleichzeitig zentrales oper;mdi sozialer Differen-
zierungsprozesse, 
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Um nun zu allgemeineren bezüglich des Stifters als 
einer eventuell strukturanalytisch Sozialfigur kom-
men zu können, bedarf es abschlie!~eml einer genauen Bestim-
nmng der Trägergruppen dieser Wenvorstdhrn;;rn. 
4. Stifter zwischen altruistischem Ans prue.h und 
symbolischer Anerkennung 
Wenngleich die Motive <for Stifter-· und ich möchte mich hier nur 
auf private Personen, nicht auf Vereine, Unternehmen oder sous-
tige korporative Träger konzentrieren - äußerst varia~ 
bei sind, empirisch sid1 die Motivlagen zu 
einem kaum entwirrbaren Komplex Absichten büu-
sich doch einige allgemeine Muster rckonstmiercn, 
die konstitutiv für deren Verhalten waren un<i die sich m.E. am 
Stifters als eines Grcn?.gängers 
liegt mit Blick auf einige der hedeutend-
rnm Stifter, auch und gerade der Gegenwart, auf der Hand, 
sie sich als 'ku lturclle Unternehmer' bestimmen. Sie sind '''""&" 
Kapitalisten, deren enormer Wohlstimd das Ergebnis <1rl,oHire1-
cher industdd ler ist, die sie rneist selbstverant-
wor1Hd1 l.eüen, sie Teile ihres Profits nicht u1unittdbar im 
Berdch des Unternehmens belassen, sondern stattdessen in 
tuugen investieren. Sie sind Unternehmer im Schumpeter'schen 
Sinne, sie ihre ökonomischen Erfolge meist dim;:h eine kreative 
Neukombination der Produktionsmittel hierbei 
zu 
M;in denke hier etwa, um in Deutschland zu bl,,iben, an Kurt A. 
Kfüber, der als genialer Erfinder nach dem Krieg mit einer A k · 
tentasche voll Zeichnungen für den Bau von l\lfasdiinen in Ham-
burg begann und in kürzester Zeit eine flirmcngn1ppe iil><or md1-
rere Länder aufbaute mit einem Gesamtumsatz von uber 2 l\U!li • 
ardcn DM, oder au Mohn, der J 947 eine kleine Bdeg· 
schaft des Familimunternehmens Bertelsmann iibetnchmen 
konnte und sein Umemehmen innerhalb weniger Jal11uhnte zu 
einem der größten Medienkonzerne ausbaute, oder aber atl Peter 
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Ludwig, der an verantwordicher Stelle der Schokoladenfirma 
Monheim das ursprünglich mittelständischen Unternehmen zu 
einem grogen international tätigen Konzern machte. 
All diese Stifter verbindet typischerweise die Kombination 
von bürgerlichem Unternehmertum, ausgeprägtem Individualis-
mus und einem spezifischen Sendungsbewusstsein, das sich zum 
einen in ihrer immer wieder hervorgehobenen altruistischen 
philanthropischen Motivation manifestiert, ihren Besitz der All-
gemeinheit zu Gute kommen zu lassen, indem sie Teile ihres 
Vermögens für gemeinnützige Zwecke zur Verfügung stellen. Sei 
es, indem sie sozialpolitisch wirkend, karitative, soziale Organi-
sationen fördern, sei es, indem sie, quasi als „social engineers~', 
gese.llschaftspolitisch tätig werden und Rahmenbedingungen für 
selbstverantwortliches bürgerscbaftliches Handeln schaffen, oder 
sei es, indem sie kulturpolitisch aktiv Museen oder Theater stif-
ten. In all diesen FäUen dehnen sie ihre unternehmerischen 
rungen über den Bereich der Ökonomie in andere gesel.lschaftli-
cbe Bereiche aus, versuchen sie in gesellschaftsreformerischer 
Absicht zwischen diesen Sphären zu vermitteln. 
So war Körher über vier Jahrzehnte lang ein zugleich J<Ulturell 
(Theater) wie auch politisch (Bergedörfer Gesprächskreise) 
engagierter Stifter und Anstifter, dessen Absicht war, „innerhalb 
der Gesellschaft das ethische Pflichtgefühl zur stärksten Säule der 
Marktwirtschaft aufzurichten", ohne das ein freies Gemeinwesen 
existieren könne. Und Reinhard Mohn, der sich stets primär 
als Unternehmer bezeichnet, richtet seine stifterische Tätigkeit 
hauptsächlich auf den Versuch zu verhindern, dass gesellschaft-
lich bedingte Problemlagen gar nicht erst entstehen können. Stif-
tungen sind insoweit auch nicht einfach nur Philanthropie, son-
dern stellen darüber hinaus immer auch die Ingangsetzung unter-
merisch konstruierter Prozesse dar. 
Gleichzeitig zeigt sich aber auch, dass diesem Prozess nicht 
nur die Transformation von ökonomischem in andere Kapi-
talsorten, meist kulturelles Kapital, zu Grunde liegt, sondern er 
der spezifischen Dialektik des Schenkens unterliegt, wie sie 
der Sammler und Stifter Carl Reiß 1913 so treffend auf den 
brachte: „Die Allgemeinheit meiner Mitbürger soll alles erhalten, 
was ich hinterlasse." Die mit diesem Versprechen unmittelbar 
verknüpfte Forderung manifestiert sich mit Blick auf lebende 
primär in deren Interesse, symbolisches Kapital anzuhäu-
fen, wie sich in den unzähligen Ehrendoktoiwürden, Ehrenbür-
gerschaften) Museu1nsna1nen; Auszeichnungen, Orden US\V. wi-
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derspiegelt. Schon Maccenas hatte ja in Bezug auf sein finanzielles 
Engagement für Vergil und Horaz deutlich gemacht, dass er 
hierfür keine Gegenleistung erwarte - außer der Anerkennung 
dem Lob durch den Kaiser. 
Wenngleich im Gegensatz zum klassischen Mäzenatentum im 
modernen Stiftertum nicht mehr persönliche Beziehungen vor-
herrschen, es weniger um die Förderung Einzelner als vielmehr 
um die spezifischen Leistungen (A. Nobel) geht und sich ihr 
Handeln demzufolge sehr viel stärker auf die Allgemeinheit rich-
tet, gilt es auch hierbei eine soziale Beziehung aufzubauen. Der 
Stifter wendet sich an die Öffentlichkeit, um mit seinem Tun eine 
Beziehung aufzubauen, die immer auch eine besondere Form der 
Anerkennung mit einschließt. 
Stifter bzw. stifrerisches Handeln rekrutieren sich demnach 
primär aus der Trägergruppe der kulturellen Unternehmer, die in 
der Kombination ihrer materiellen Ressourcen und ihres ideellen 
Interesses an gemeinwohlorientiertem Handeln Stiftungen als die 
institutionellen Medien zur Vermittlung ihrer spezifischen Wert-
orientierungen in der Öffentlichkeit ausbilden. Sie suchen ihre 
spezifischen Interessenlagen mit Leitideen zu verknüpfen, um 
diesen hierüber einen Wirkungsraum zu verschaffen, der verhal-
tcnsoricntierend im Hinblick auf biirgerschaftliches Handeln 
wirken soll. Hierbei zeigt sich, d<l.Ss gerade die Koppelung von 
privater Initiative und öffentlichem Wohl und Nutzen in spezifi-
scher Weise konstitutiv für den Autbau von Sozialkapital, Ver-
trauensbeziehungen sowie allgemeinen bürgerlichen Idealen sein 
kann und demzufolge unmittelbar auf die Integration sozialer 
Gemeinwesen abzielt. Dies führt mich abschlielsend zu der 
Überlegung, inwieweit Stiftungen für die gegenwärtig allerorten 
zu vernehmende Debatte um die Chancen und Möglichkeiten des 
Aufbaus zivilgesellschaftlicher Ordnungsvorstellungen von kon-
stitutiver Bedeutung sein können. 
5. Abschließende Bemerkungen: Stiftungen als 
zivilgesellschaftliche Akteure 
Stiftungen gehören - wie gesehen - zu den ältesten Instrumenten 
bürgerschaftlichen Handelns, sie dienen weder den Interessen des 
Staates noch denen des Marktes. Sie konstituieren einen gesell-
schaftlichen Handlungsraum, in dem das stifterische Handeln als 
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privates, gemeinwohlorientiertes Engagement vorbildhaft wirkt, 
sich organisatorisch verfestigt und das gleichzeitig als Rekrutie-
rungspool zivilgesellschaftlicher Eliten dienen kann. Dies möchte 
ich anhand zweier kursorischer Hinweise grob skizzieren. Einer-
seits wirken Stiftungen als einflussreiche intermediäre Institutio-
nen aktiv beim Prozess gesellschaftlichen Wandels mit, wie die in 
den letzten Jahren zu konstatierende Neujustierung des Selbstver-
ständnisses einer Reihe von Stiftungen deutlich zeigt. Stiftungen 
verstehen sich zunehmend als innovative gesellschaftspolitische 
Akteure, und dieser Prozess manifestiert sich organisatorisch zum 
einen in der Entstehung und immer stärkeren Verbreitung der 
sogenannten operativen Stiftungen. Diese wollen nicht nur neue 
Ideen entwickeln, sondern sie gleichzeitig auch selbst erproben, 
sie sind Think Tanks und Reformwerkstatt in einem. Suchen die 
operativen Stiftungen, für Deutschland ist hier insbesondere an 
die Bertelsmann Stiftung zu denken, auf möglichst jedem Gebiet 
des öffentlichen Lebens Problemlösungen zu erarbeiten, in deren 
Folge es zu einer gesamtgesellschaftlichen Dynamik kommen 
könnte, wie sie in Gegenwartsgesellschaften weder vom Staat 
noch von der Ökonomie allein angestoßen werden, so gilt das 
Interesse der Community Foundations, eines anderen, sich ge-
genwärtig verstärkt etablierenden Stiftungstyps, dem Engagement 
der in einer Stadt oder Gemeinde lebenden Bürger. Dieses soll 
nicht nur aktiviert und belebt werden, sondern darüber hinaus 
gilt es, wenn auch zunächst nur in einem begrenzten Bereich, den 
Gemeinsinn generell zu fördern und zu stärken. 
Sucht man andererseits in handlungstheoretischer Perspektive 
nach möglichen Trägern eines zivilgesellschaftlichen Wertbezugs, 
quasi nach einer zivilgesellschaftlichen Elite2<l, dann sollten meines 
Erachtens Stifter verstärkt ins Zentrum des sozialwissenschaftli-
chen Interesses rücken. Denn es lassen sich eine Reihe von Un-
ternehmern identifizieren, die sich gerade dadurch auszeichneten, 
dass sie ihre funktionale Eliteposition in einem gesellschaftlichen 
Teilbereich, dem der Ökonomie, auf die Gesamtgesellschaft aus-
zudehnen suchten, indem sie etwa durch die Gründung von Stif-
tungen einen institutionellen Handlungsraum schaffen, der sich 
explizit gemeinwohlorientiertem Handeln verschreibt. Dies aber 
nicht nur in Form der Bereitstellung von primär ökonomischen 
20 Vgl. hierzu Steffen Sigmund (2000), Eliten in der Zivdgesellschaft. Über-
legungen zur gesellschaftlichen Rolle und Funktion stifterischer Eliten, 
Ms. Berlin. 
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Ressourcen, sondern auch und besonders durch aktives Engage-
ment und die dadurch geförderte Herstellung von Sozialkapital. 
Gerade in der Verschränkung organisatorischer Innovationen, 
der institutionalisierten Verstetigung gemeinwohlorientierten 
Handelns und der damit einhergehenden Möglichkeit, spezifische 
Trägergruppen für diesen Prozess identifizieren zu können, er-
öffnet ein soziologischer Blick auf das Stiftungswesen die Chance, 
die vielbeschworene Zivil- oder Bürgergesellschaft von ihren 
normativen Überhöhungen zu befreien und in eine Analyse ihrer 
institutionellen Infrastruktur zu überführen. 
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